Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 84 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/6 — A 0265 — B — 148/54 


Bonn, den 10. Dezember 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1954 auf Grund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes (Anlage A) 
und die Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
(Anlage B) zu der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1954 mit der Bitte, die Entlastung der Bundesregierung 
wegen der Bundeshaushaltsrechnung 1954 herbeizuführen. 
Ferner ist ein Bericht des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
über seine Tätigkeit als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung (Anlage C) beigefügt. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung der 
Bundesregierung die beglaubigte Abschrift einer Erklärung des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes über die Prüfung der 
Jahresrechnungen für das Rechnungsjahr 1954 (Anlage D) 
gemäß § 89 RHO, 


betreffend die Ausgaben bei 


Kap, 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 


Kap. 04 04 Tit. 301 — Zur Verfügung des Beauftragten des 

Bundeskanzlers für außerordentliche 
und unvorhergesehene Ausgaben, 
die sich aus den Besonderheiten des 
Auftrags ergeben, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes. 


Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des 
Bundesrates gerichtet. 


Etzel 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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TEIL I: Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 (einschl. Ver- 
mögensrechnung) 

TEIL II: Bericht über die Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

Anlage B: Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 

Anlage C: Bericht über die Tätigkeit des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung 

Anlage D: Erklärung des Herrn Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung von Jahresrechnungen für das Rechnungs- 
jahr 1954 gemäß § 89 RHO 

Fundstellenverzeichnis 

Verzeichnis der Abkürzungen 


Seite 

4—50 

51—63 

65—95 

97—114 

115 

116—119 

120 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 84 


Anlage A 


Bemerkungen 

des Bundesrechnungshofes 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 
(einschl. Vermögensrechnung) 

nebst 

Bericht 

des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung 
von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 
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TEIL I 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
zu der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 
(einschl. Vermögensrechnung) 


Inhaltsverzeichnis 

Seite Nummer 

A. Allgemeines 5 1 — 4 

B. Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 5 — 9 5 — 14 

C. Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

I. Aus früheren Rechnungsjahren 10 — 16 15 — 19 

II. Rechnungsjahr 1954 17 — 25 20 — 27 

III. Sammelbemerkung zu über- und außerplanmäßigen Haushalts- 
ausgaben 25 — 26 28 — 30 

D. Buchungen an unrichtiger Stelle 26 — 31 31 — 34 

E. Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 31 — 32 35 — 38 

F. Vorbehalte 32 — 33 39 — 41 

G. Vermögensrechnung 34 — 36 42 — 47 

Anlage 1: Druck- und Darstellungsfehler 37 — 42 

Anlage 2; Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 43 — 46 

Anlage 3: Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1954 .... 47 — 50 
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A. Allgemeines 

l.Der Bundesrechnungshof legt seine Bemerkun- 
gen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur Bundes- 
vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1954 
hiermit vor. Sie bilden die Grundlage für die 
Beschlüsse des Bundestages und des Bundes- 
rates über die Entlastung der Bundesregierung 
(Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


* 


Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1952 

2. Der Bundestag hat in seiner 183. Sitzung am 
11. Januar 1957 auf Grund des mündlichen Be- 
richts des Haushaltsausschusses beschlossen, 

a) die vom Bundesredmungshof in seinen Be- 
merkungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952 festgestellten j 
Haushaltsüberschreitungen und außerplanmä- 
ßigen Ausgaben nach § 83 RHO nachträglich 
zu genehmigen und die Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1952 bis auf die Vorbehalte 
(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) für erledigt 
zu erklären, 

b) die Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1952 nach § 108 RHO zu entlasten. 

Damit ist die Entlastung für das Rechnungsjahr 
1952 abgeschlossen (vgl. Bemerkungen 1953 S. 5 
Nr. 3). 


Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1953 

3. Der Bundesrat hat in seiner 171. Sitzung am 
8. Februar 1957 beschlossen, der Bundesregie- 
rung wegen der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1953 auf Grund der Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes die erbetene 
Entlastung nach § 108 RHO zu erteilen. Der 
Bundestag hat einen Beschluß über die Ent- 
lastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1953 
noch nicht gefaßt. Die in der Bundeshaushalts- 
rechnung festgestellten über- und außerplanmä- 
ßigen Ausgaben hat der Bundestag in seiner 
193. Sitzung am 21. Februar 1957 — vorbehalt- 
lich der späteren Beschlußfassung über die Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes — nach- 
träglich genehmigt (§ 83 RHO). Wegen der nach- 
träglichen Genehmigung der über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben durch den Bundesrat 
wird auf die Bemerkungen 1953 S. 5 Nr. 4 hin- 
gewiesen. 

* 

Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1954 

4. Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 

5. Oktober 1956 beschlossen, die in der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 
festgestellten über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben nach § 83 RHO — vorbehaltlich der spä- 
teren Beschlußfassung über die Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes — nachträglich zu 
genehmigen. Der Bundestag hat in seiner 205. 
Sitzung am 12. April 1957 einen Beschluß glei- 
chen Inhalts gefaßt. 


* 


B. Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlidien Haushalts für das Rechnungsjahr 1954 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

5. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 
beträgt das Haushaltssoll 

25 133 418 700,— 

25 133 418 700,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1953 übernom- 
menen Haushaltsreste (vgl. Abschnitt II A/4 des Vorberichts 
zur Bundeshaushaltsredinung S. XVII) mit 


958 610 438,68 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1953 
übernommenen Haushaltsreste 

25 133 418 700,— 

26 092 029 138,68 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1954 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 226 908 289,50 DM) 

26 199 572 734,90 

26 426 481 024,40 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1954 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1955 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1954 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 


1 413 045 101,94 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1954 verbliebenen Haushaltsreste 

26 199 572 734,90 

27 839 526 126,34 
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Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


Übertrag 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1953 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mehreinnahme/Mehrausgabe 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1954 (§§ 75, 77 

RHO) 

Der Fehlbetrag hätte nach § 75 Satz 1 RHO spätestens in 
den Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1956 als 
ordentliche Ausgabe eingestellt werden müssen. Nach § 6 
des Haushaltsgesetzes 1956 wird jedoch § 75 Satz 1 RHO 
im Rechnungsjahr 1956 nicht angewendet. 

i) Von dem Fehlbetrag nach h) sind im Rechnungsjahr 1955 

aus ordentlichen Einnahmen gedeckt worden 

(überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 60 02 Titel 999; das 
ist die kassenmäßige Mehrausgabe des Rechnungsjahres 
1954, vgl. d) 

k) Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag des ordent- 
lichen Haushalts aus dem Rechnungsjahr 1954 beträgt 
mithin 


* 


26 199 572 734,90 27 839 526 126,34 

1 066 154 034,90 1 747 496 987,66 

681 342 952,76 DM 


226 908 289,50 DM 


454 434 663,26 DM 1 ) 


6. Unmittelbar vor dem Abschluß der Kassen- 
bücher für das Rechnungsjahr 1954 sind auf 
Anordnung des Bundesministers der Finanzen 
abgedeckt worden 

a) die kassenmäßige 

Mehrausgabe (Istaus- 
gabe abzüglich Istein- 
nahme) des außeror- 
dentlichen Haushalts 
aus dem Rechnungs- 
jahr 1954 mit .... 1 283803510,38 DM 

Der Betrag ist im or- 
dentlichen Haushalt 
bei Kapital 60 02 Titel 
apl. 998 außerplan- 
mäßig verausgabt und 
im außerordentlichen 
liehen Haushalt bei 
Kapital A 60 02 Titel 
apl. 98 außerplan- 
mäßig vereinnahmt 
worden (vgl. die Be- 
gründung in der An- 
lage I zur Bundes- 
haushaltsrechnung 
1954 S. 1781) .... 

b) die kassenmäßige 
Mehrausgabe (Istaus- 
gabe abzüglich Istein- 

nahme) des ordent- 

Übertrag 1 283 803 510,38 DM 


Übertrag 

liehen Haushalts aus 
dem Rechnungsjahr 

1953 mit 

Der Betrag ist im or- 
dentlichen Haushalt 
bei Kapitel 60 02 Titel 
999 überplanmäßig 
verausgabt und im 
Vorschußbuch verein- 
nahmt worden (vgl. 
die Begründung in der 
Anlage I zur Bundes- 
haushaltsrechnung 

1954 S. 1781). 

c) Am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1954 war 
wiederum ein Über- 
hang an Besatzungs- 
kosten und Auftrags- 
ausgaben im Bundes- 
gebiet, und zwar in 

Höhe von 

entstanden. Die am 
Ende des Rechnungs- 
jahres 1953 gebildete 
Rücklage von 1 863 
Mio DM ist um die- 
sen Betrag auf 4 020 
Mio DM 


1 283 803 510,38 DM 

640 909 275,36 DM 


1 924 712 785,74 DM 


2 157 000 000,— DM, 


Übertrag 4 081 712 785,74 DM 


Anmerkung 

l ) Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1954 verbliebenen Haushaltsreste 

nach e) 1 413 045 101,94 DM Ausgabereste, 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1953 übernommenen Haushaltsreste 

nach b) 958 610 438,68 DM Ausgabereste, 

454 434 663,26 DM Ausgabereste. 
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An die Stelle der Mehr- 
ausgabe nach S. 6 Nr. 5 

g) von 1 747 496 987,66 DM 

wäre ohne die Buchun- 
gen nach a) und b) von 1 924 712 785,74 DM 

eine Minderausgabe von 177 215 798,08 DM 

getreten. 

Unter Berücksichtigung 
der Mehreinnahme nach 

S. 6 Nr. 5 g) von . . . . 1 066 154 034,90 DM 

wäre ein Überschuß von 1 243 369 832,98 DM 

entstanden. ~ ™ — ~™ — 

Im außerordentlichen Haushalt 1954 wäre je- 
doch ein höherer Fehlbetrag verblieben (vgl. 
S. 7 Nr. 7 h); außerdem wäre der für das Rech- 
nungsjahr 1953 noch nicht gedeckte Fehlbetrag 
entsprechend höher (vgl. S. 8 Nr. 9). 

* 

Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1954 

Einnahme Ausgabe 

DM DM 

7. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 

beträgt das Haushaltssoll 2 040 361 200, — 2 040 361 200, — 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1953 übernomme- 
nen Haushaltsreste mit 16 688 622,80 484 879 873,85 

(wegen der Ausgabereste vgl. Abschn. II A/4 des Vorbe- 
richts zur Bundeshaushaltsrechnung S. XVII) 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 

1953 übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1954 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1954 ver- 

bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1955 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1954 wie wirklich 
entstandene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder be- 
lasten, mit 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1954 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1953 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mindereinnahme/Minderausgabe 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1954 (§§ 75, 77 

RHO) 

Anmerkung 

2) In dem Betrag sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die 
Rechnung des außerordentlichen Haushalts übertragenen 1 283 803 510,38 DM 
enthalten (vgl. S. 6 Nr. 6 a) 

3) Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1954 verbliebenen Haushaltsreste 


nach e) mit 727 757 770,25 DM Ausgabereste 

— 16 688 622,80 DM Einnahmereste 

711 069 147,45 DM Ausgabereste, 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1953 übernommenen Haushaltsreste 

nach b) mit 484 879 873,85 DM Ausgabereste 

— 16 688 622,80 DM Einnahmereste 468 191 251,05 DM Ausgabereste 


242 877 896,40 DM Ausgabereste. 


1 779 596 250,20 2 490 665 397,65 

277 453 572,60 34 575 676,20 

242 877 896,40 DM 8 ) 



2 057 049 822,80 2 525 241 073,85 


Übertrag 4 081 712 785,74 DM 
erhöht worden. Der 
Überhang ist im ordent- 
lichen Haushalt bei 
Kapitel 60 02 Titel apl. 

520 außerplanmäßig 
verausgabt und dem 
Sonderkonto 10/112 bei 
der Bank deutscher 
Länder zugeführt wor- 
den (vgl. die Begrün- 
dung in der Anlage I 
zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1954 S. 1776). 

Summe: 4 081 712 785,74 DM 

Durch die Buchungen nach a) und b) erscheint 
das Ergebnis des ordentlichen Haushalts ungün- 
stiger, als es wirklich ist. Ohne sie hätte sich ein 
Überschuß statt eines Fehlbetrages ergeben. 


7 



Drucksadie 84 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Ohne den Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt (vgl. S. 6 Nr. 6 a) 
hätte sich beim außerordentlichen Haushalt ein Fehlbetrag von 242 877 896,40 DM + 1 283 803 510,38 DM 
= 1 526 681 406,78 DM ergeben. 

Der Fehlbetrag im außerordentlichen Haushalt ist vor allem darauf zurückzuführen, daß der Bundes- 
minister der Finanzen mit Rücksicht auf die Kassenlage des Bundes sowie auf die Einsparungen beim 
Verteidigungsbeitrag und bei den Besatzungskosten von der Ermächtigung, Anleihen bis zu rd. 
1,3 Mrd. DM aufzulegen, keinen Gebrauch gemacht hat. 

Wegen der Einstellung des Fehlbetrages in den Haushaltsplan wird auf S. 6 Nr. 5 h hingewiesen. 


Abwicklung des außerordentlichen Haushalts (ERP-Mittel) 

8. Die Einnahmen und die Ausgaben des ERP-Sonder Vermögens werden vom Rechnungsjahr 1954 an in 
einem Wirtschaftsplan veranschlagt (Gesetz über die Verwaltung des ERP-Sondervermögens vom 
31. August 1953). Nach § 11 des Gesetzes sind für das ERP-Sondervermögen am Schluß eines jeden 
Rechnungsjahres Jahresrechnungen aufzustellen. Die Jahresrechnung 1954 liegt noch nicht vor. Sie 
wird — zusammen mit der Jahresrechnung 1955 — der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1955 beigefügt werden (vgl. Abschn. II A/10 des Vorberichts zur Bundeshaushaltsrechnung 1954 
(S. XXI). 


In der Bundeshaushaltsrechnung 1953 war beim außerordentlichen Haus- 
halt (ERP-Mittel) für das Rechnungsjahr 1953 ein Überschuß von 

ausgewiesen (S. XLI). Darin war ein aus dem Rechnungsjahr 1952 übernom- 
mener Bestand an ERP-Mitteln von • 

zur Deckung der in gleicher Höhe übernommenen Ausgabereste — Kapitel 
A 24 04 Titel (955) enthalten. 

Nach Abzug dieses Betrages verbleiben 

Die kassenmäßige Mehreinnahme 1953 (Bestand) beträgt 

Sie ist am Schluß des Rechnungsjahres 1953 bei den Verwahrungen verein- 
nahmt worden (vgl. S. 10 Nr. 8 vorletzter Absatz der Bemerkungen 1953). 

Davon sind im Rechnungsjahr 1954 zur Deckung des 


Mehrbetrages der Ausgabereste 1953 von 551 029 379,25 DM 

gegenüber den Einnahmeresten 1953 von 551 028 827,45 DM 


dem ERP-Sondervermögen zugeführt worden (vgl. Bemerkungen 1953 S. 10 
Anmerkung 4). Unterschied wie oben 


5 999 493,46 DM 
5 797 835,77 DM 


201 657,69 DM 

202 209,49 DM. 


- 551,80 DM 


201 657,69 DM 


Dieser Betrag ist bei Kapitel 60 02 Titel apl. 99 a vereinnahmt worden (Bundeshaushaltsrechnung 1954 
S. 1584/85). 

Die am Schluß des Rechnungsjahres 1953 nach der Bundeshaushaltsrechnung verbliebenen Haushalts- 
reste sind in die Jahresrechnung des ERP-Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1954 übertragen 
worden. 

* 


9. Der gegenwärtige noch ungedeckte Fehlbetrag 
des Rechnungsjahres 1954 — ordentlicher Haus- 
halt und außerordentlicher Haushalt — beträgt: 


Nach S. 6 Nr. 5 k) . . . . 
nach. S. 7 Nr. 7 h) . . . . 

Summe . . . 
Aus dem Rechnungsjahr 

1949 sind noch ungedeckt 
(vgl. S. 5 Nr. 2 der Be- 
merkungen 1949/1950) . . 
Aus dem Rechnungsjahr 

1950 sind noch ungedeckt 
(vgl. S. 8 Nr. 3 der Be- 
merkungen 1949/1950) . . 
Der Unterschied zu dem 
dort genannten Betrag 
von 188 571 934,18 DM ist 

Übertrag 


454 434 663,26 DM 
242 877 896,40 DM 
697 312 559,66 DM 


130 208 317,90 DM 


188 571 948,52 DM 


1 016 092 826,08 DM 


Übertrag 

durch Abrundung ent- 
standen. 

Aus dem Rechnungsjahr 

1951 sind noch ungedeckt 
(vgl. S. 10 Nr. 11 der Be- 
merkungen 1951) . . . . 
Aus dem Rechnungsjahr 

1952 sind noch ungedeckt 
(vgl. S. 9 Nr. 12 der Be- 
merkungen 1952) . . . . 
Aus dem Rechnungsjahr 

1953 sind noch ungedeckt 
(vgl. S. 11 Nr. 9 der Be- 
merkungen 1953) . . . . 
Insgesamt sind mithin aus 
den Rechnungsjahren 1949 
bis 1954 noch zu decken . 


1 016 092 826,08 DM 


340 488 722,87 DM 


258 732 287,98 DM 


508 800 412,46 DM 

2 124 114 249,39 DM 
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Bis zu dieser Summe sind die ungedeckten 
Fehlbeträge aufgelaufen, da die Deckungsvor- 
schrift des § 75 Satz 1 RHO nach den Haushalts- 
gesetzen fortgesetzt nicht angewendet worden ist. 
Sie stellen eine Vorbelastung künftiger Haus- 
halte dar. Ihre Bereinigung sollte ernstlich er- 
wogen werden. 

Die Summe der ungedeckten Fehlbeträge hat 
sich inzwischen nach dem Abschluß der Bundes- 
haushaltsrechnung 1955 um rd. 1 133 Mio DM 
auf rd. 3 257 Mio DM erhöht; davon entfallen 
auf den ordentlichen Haushalt rd. 2 570 Mio DM 
und auf den außerordentlichen Haushalt rd. 
687 Mio DM. Nach den vorläufigen Feststellun- 
gen des Bundesministers der Finanzen wird sich 
die Summe der ungedeckten Fehlbeträge am 
Ende des Rechnungsjahres 1956 voraussichtlich 
auf 2 990,3 Mio DM vermindern. 

Die Bundeshaushaltspläne 1955, 1956 und 1957 
sehen Mittel zur Abdeckung der Fehlbeträge 
nicht vor. 

* 

10. Die nach den Rechnungen des ordentlichen Haus- 
halts und des außerordentlichen Haushalts (ERP- 
Mittel) für das Rechnungsjahr 1953 zu überneh- 
menden Bestände (vgl. § 78 RHO), und zwar 
— 640 909 275,36 DM der Rechnung des ordent- 
lichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1953 und 

+ 202 209,49 DM der Rechnung des außer- 

ordentlichen Haushalts 
(ERP-Mittel) für das Rech- 
nungsjahr 1953, 

sind ordnungsmäßig in den Abschluß der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1954 (S. 16 und 18) über- 
tragen worden. 

In der Rechnung des außerordentlichen Haus- 
halts (ohne ERP-Mittel) für das Rechnungsjahr 
1953 war kein Bestand verblieben (vgl. Bundes- 
haushaltsrechnung 1954 S. 18). 

Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1954 als Betriebsmittel überwiese- 
nen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die Be- 
triebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in der 
Anlage XII zur Bundeshaushaltsrechnung 1954 
nadigewiesen (S. 1983 bis 1986). 

* 

11. Die Haushaltsüberschreitungen des Rechnungs- 
jahres 1954 (über- und außerplanmäßige Aus- 
gaben) sind in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1954 nachgewiesen (S. 1617 bis 
1790). Sie betragen beim ordentlichen Haushalt 
5 667 020 667,29 DM, das sind rd. 22,5 v. H. des 
Haushaltssolls (rd. 25 133 Mio DM). Die größe- 
ren Posten sind im Vorbericht zur Bundeshaus- 
haltsrechnung dargestellt (S. XXXIII bis XXXV). 
Von den Überschreitungen entfallen 2 157 Mio 
DM auf den am Schluß des Rechnungsjahres 1954 
verbliebenen weiteren Überhang an Besatzungs- 


kosten und Auftragsausgaben im Bundesgebiet. 
Die Ende 1953 gebildete Rücklage von 1 863 Mio 
DM ist um diesen Betrag auf 4 020 Mio DM er- 
höht worden; der Betrag wurde dem Sonder- 
konto 10/112 bei der Bank deutscher Länder zu- 
geführt (Kapitel 60 02 Titel apl. 520, Anlage I 
S. 1776; vgl. S. 6 Nr. 6 c). Ferner sind rd. 1 924,7 
Mio DM aufgewendet worden, um die Fehlbe- 
träge des ordentlichen Haushalts 1953 (Kapitel 
60 02 Titel 999, Anlage I S. 1781 ; vgl. S. 6 Nr. 6 b) 
und des außerordentlichen Haushalts 1954 (Kapi- 
tel 60 02 Titel apl. 998, Anlage I S. 1781; vgl. 
S. 6 Nr. 6 a) zu decken. Die restlichen Überschrei- 
tungen betragen rd. 1 585,3 Mio DM, das sind 
rd. 6,3 v. H. des Haushaltssolls. 

In den Überschreitungen sind rd. 88,2 Mio DM 
Vorgriffe enthalten, die aus der nächsten Be- 
willigung für den gleichen Zweck vorweg zu 
decken sind (§§ 30 Abs. 3, 73 Abs. 1 RHO). Die 
Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1954 geleistet 
worden; sie belasten jedoch nicht den Rech- 
nungsabschluß dieses Rechnungsjahres, sondern 
den des Rechnungsjahres 1955. 

Der Bundesrechnungshof hat eine Sammel- 
bemerkung zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben aufgestellt (vgl. S. 25 
Nr. 28 ff.); wegen der außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe im außerordentlichen Haushalt 
wird auf S. 26 Nr. 30 hingewiesen. 

* 

12. Die in der Bundeshauhaltsrechnung 1954 auf- 
geführten Beträge stimmen mit denjenigen 
überein, die in den Kassenrechnungen für das 
Rechnungsjahr 1954 als Einnahmen und Aus- 
gaben nachgewiesen sind; der Bundesrech- 
nungshof hat — von unwesentlichen Einzelfäl- 
len abgesehen — keine Beträge festgestellt, die 
nicht ordnungsmäßig belegt waren. Das gilt 
auch für die Hauptrechnung der Zentralkasse 
beim Bundesausgleichsamt über die Einnahmen 
und die Ausgaben des Ausgleichsfonds im Rech- 
nungsjahr 1954. 

* 

13. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat festge- 
stellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1954 auf geführten Beträge mit 
denjenigen übereinstimmen, die in der Kassen- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1954 als Ein- 
nahmen und Ausgaben nachgewiesen sind. Sie 
sind ordnungsmäßig belegt. 

* 

Druck- und Darstellungsfehler 

14. Der Bundesrechnungshof hat in der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1954 die in der Anlage 1 (S. 37) 
zusammengestellten Druck- und Darstellungs- 
fehler festgestellt. Sie haben das Rechnungser- 
gebnis nicht beeinflußt. 
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C. Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 RHO 

I. Aus früheren Rechnungsjahren 

Auf Grund der Einzelvorbehalte Nr. 37 und 40 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1952 (Anlage 2 zu 
Nr. 40 der Bemerkungen 1953 S. 40), von denen 
Nr. 37 aufrechterhalten bleibt, werden folgende 
Bemerkungen aufgestellt: 

Einzelplan XXVI — Soziale Kriegsfolgelasten — 

Ordentlicher Haushalt 

Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 — Kriegsfolgenhilfe 

Titel 31 — Kosten der individuellen Fürsorge 

Der Betrag ist in Höhe von 
44,2 Mio DM gesperrt. 

Die Mittel der Titel 31, 32 und 33 
sind übertragbar. Die übertragenen 
Mittel dürfen nur zur Leistung der 
nach dem Gesetz über die Feststel- 
lung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1951 vom 7. De- 
zember 1951 (BGBl. II S. 201) bei 
Titel 37 nachzuweisenden Ausga- 
ben gemäß § 11 Abs. 3 des Ersten 
Überleitungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 21. August 1951 (BGBl. I 
S. 779) verwendet werden. 

Titel 37 — Zuschüsse oder Darlehen zur Er- 

richtung von Wohnungen für 
Kriegsfolgenhilfe-Empfänger und 
zur Förderung der Erziehung und 
Erwerbsbefähigung von jugend- 
lichen Kriegsfolgenhilfe-Empfän- 
gern. Ausgaben dürfen aus Einspa- 
rungen bei Kapitel 1 Titel 31 bis 33 
geleistet werden. 

15. a) In den Bemerkungen 1949/1950 hat der Bun- 
desrechnungshof auf S. 19 unter Nr. 8 ausge- 
führt: 

„Der Bundesminister des Innern hat mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
dem Weltkinderhilfswerk der Vereinten 
Nationen (UNICEF) als einmaligen Beitrag 
der Bundesregierung für 1950 den Betrag 
von 500 000 DM zur Verfügung gestellt; der 
Betrag ist bei Einzelplan XXVI (Haushalt der 
Sozialen Kriegsfolgelasten) Kapitel 1 Titel 31 
für 1950 in Ausgabe gebucht worden. Bei 
dem Beitrag, der in gleicher Höhe auch im 
Rechnungsjahr 1952 geleistet worden ist, 
handelt es sich um eine freiwillige, in Würdi- 
gung der Hilfstätigkeit der UNICEF in der 
Bundesrepublik bewirkte Leistung der Bun- 
desregierung. 


Der Einzelplan XXVI enthält die Aufwen- 
dungen des Bundes für die sozialen Kriegs- 
folgelasten, die gemäß Art. 120 GG nach 
näherer Bestimmung des Ersten Überlei- 
tungsgesetzes vom 28. November 1950 
(BGBl. S. 773) vom Bund zu tragen sind (Vor- 
wort zum Einzelplan XXVI für das Rech- 
nungsjahr 1950). Nach der Zweckbestimmung 
des Titels 31 dürfen bei dieser Haushalts- 
stelle lediglich die Leistungen der individu- 
ellen Fürsorge verrechnet werden, das heißt 
die Pflichtleistungen, die die öffentlichen 
Fürsorgeträger (Bezirksfürsorgeverbände, 
Landesfürsorgeverbände oder Länder) den 
Kriegsfolgenhilfe-Empfängern auf Grund ge- 
setzlicher Anordnung gewähren und die in 
den §§ 8, 9 und 10 des Ersten Uberleitungs- 
gesetzes näher bezeichnet sind. 

Nicht hierzu gehören freiwillige Leistungen 
irgendwelcher Art. 

Das Weltkinderhilfswerk übt keine „öffent- 
liche Fürsorge" in dem Sinne aus, wie sie 
den Fürsorgeträgern obliegt. Es bestimmt, 
anders als diese, den Kreis der betreuten 
Personen sowie Art und Maß der Betreuung 
nach eigenem Ermessen. Bei der Zuwendung 
handelt es sich um einen freiwilligen Betrag 
der Bundesregierung an eine internationale 
Wohlfahrtseinrichtung. 

Der Betrag von 500 000 DM ist demnach bei 
einer unrichtigen Haushaltsstelle gebucht 
worden; er hätte statt bei Einzelplan XXVI 
Kapitel 1 Titel 31 bei Einzelplan VI Kapitel 2 
Titel 60 mit der Zwecksbestimmung „Für 
zentrale Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Fürsorge" gebucht werden müssen. Bei die- 
ser Haushaltsstelle waren nach den Erläute- 
rungen insbesondere auch die Beihilfen des 
Bundes an ausländische Wohlfahrtsverbände 
in Ausgabe nachzuweisen. 

Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesminister des Innern haben auf die Er- 
innerung des Bundesrechnungshofes ausge- 
führt, daß die Zahlung des Betrages aus Mit- 
teln der Kriegsfolgenhilfe sachlich vertretbar 
gewesen sei. Die Millionenwerte darstellen- 
den Spenden des Weltkinderhilfswerks seien 
ganz überwiegend an Kinder Heimatvertrie- 
bener verteilt worden. Durch die Mitwirkung 
des Bundesministeriums für Vertriebene bei 
der Verteilung der Spenden sei auch ge- 
währleistet worden, daß die Spenden über- 
wiegend den fürsorgerechtlich Hilf -.bedürf- 
tigen zugute gekommen seien. Dadurch sei 
eine echte, den Beitrag von 500 000 DM 
übersteigende Ersparnis an Fürsorgeleistun- 
gen eingetreten, die sonst von den Fürsorge- 
verbänden aufzuwenden gewesen und mit 
dem Bund im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe 
verrechnet worden wären. 

Diesen Ausführungen vermag der Bundes- 
rechnungshof nicht beizutreten. Selbst wenn 
ein Teil der Zuwendung von 500 000 DM 
Kriegsfolgenhilfe-Empfängern mittelbar zu- 
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gute gekommen und dadurch der Bundes- 
haushalt (Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 31) 
entsprechend entlastet worden sein sollte, 
besteht keine Möglichkeit, die Zuwendung 
als Leistung der individuellen Fürsorge an- 
zusehen. Es liegt ein Verstoß gegen § 30 
Abs. 1 Satz 1 RHO vor. Dadurch, daß der Be- 
trag von 500 000 DM nicht bei der dafür vor- 
gesehenen Haushaltsstelle Einzelplan VI 
Kapitel 2 Titel 60 gebucht worden ist, ist 
auch gegen § 43 RHO verstoßen worden." 

Diese Ausführungen gelten entsprechend 
für den Beitrag der Bundesregierung von 
500 000 DM, den der Bundesminister des In- 
nern mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen dem Weltkinderhilfswerk im 
Rechnungsjahr 1952 zur Verfügung gestellt 
hat. Der Betrag ist bei Einzelplan XXVI 
Kapitel 1 Titel 31 für 1952 als Ausgabe ge- 
bucht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen den 
Nachweis der Ausgabe bei dieser Haushalts- 
stelle die gleichen Bedenken erhoben, die er 
gegen die entsprechende Buchung des Bei- 
trags für 1950 geltend gemacht hat; nach sei- 
ner Ansicht hätte der Beitrag für 1952 bei 
Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 60 mit der 
Zweckbestimmung „Für zentrale Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Fürsorge" nachgewiesen 
werden müssen. 

Der Bundesminister des Innern hat die Zah- 
lung des Beitrages für 1952 am 14. Novem- 
ber 1952 angeordnet. Der Bundesrechnungs- 
hof hat ihm die Bedenken gegen die Buchung 
des Beitrags für 1950 bei Titel 31 am 5. De- 
zember 1952 mitgeteilt; der Bundesminister 
des Innern hätte daher die Zahlung für 1952 
noch vor Abschluß der Bücher nach der rich- 
tigen Haushaltsstelle umbuchen lassen kön- 
nen. 

Der Bundesminister des Innern hat unter 
Hinweis auf die Gründe, die für ihn bei der 
Wahl der Verbuchungsstelle des Beitrags 
für 1950 maßgebend waren, ausgeführt, daß 
er auch die Zahlung des Beitrags für 1952 
aus Mitteln der Kriegsfolgenhilfe sachlich für 
vertretbar halte. Er weist auf den engen Zu- 
sammenhang hin, der nach seiner Ansicht 
zwischen der Beitragsleistung der Bundes- 
regierung an das Weltkinderhilfswerk und 
der Kriegsfolgenhilfe bestehe; im übrigen 
habe der Bundesminister der Finanzen aus- 
drücklich bestimmt, daß der Beitrag für 1952 
aus Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 31 zu 
leisten sei. 

Der Bundesrechnungshof muß auch gegen- 
über diesen Ausführungen daran festhaiten, 
daß der Beitrag für 1952 nicht den Mitteln 
des Titels 31 entnommen werden durfte. 

b) In der Bundeshaushaltsrechnung 1952 
(S. 1482/3) sind bei Einzelplan XXVI Kapi- 
tel 1 Titel 31 die Zahlenangaben in den Spal- 
ten 5, 6, 8, 9, 11 und 12 unrichtig. Nach der 


Bundeshaushaltsrechnung für 1951 ist bei 
Titel 31 ein Ausgaberest von 28 710 875,50 DM 
verblieben, der nach dem Rechnungsjahr 
1952 übertragen worden ist. Er durfte nach 
dem Titelvermerk nur zur Leistung der bei 
Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 37 nachzu- 
weisenden Ausgaben nach § 11 Abs. 3 des 
Ersten UbeHeitungsgesetzes in der Fassung 
vom 21. August 1951 verwendet werden und 
hätte deshalb bei diesem Titel — - statt bei 
Titel 31 — in Spalte 8 als übertragener Aus- 
gaberest nachgewiesen werden müssen. Dann 
hätte sich bei Titel 31 aus der Gegenüber- 
stellung der Istaus gaben (Sp. 4) 
von 477 544 609,67 DM 

und dem Gesamtsoll 
(Sp. 9) von 
(483 510 875,50 — 

28 710 875,50 =) 454 800 000,— DM 

eine Mehrausgabe von 22 744 609,67 DM 

ergeben, die in den Spalten 5 (Minusrest) 
und 12 (Haushaltsvorgriff) nachzuweisen ge- 
wesen wäre. Der Betrag in Spalte 6 (Summe) 
hätte sich dann auf (477 544 609,67 
22 744 609,67 =) 454 800 000,— DM ermäßigt 
und mit dem Gesamtsoll (Sp. 9) übereinge- 
stimmt. 

Die Darstellung in dem Vermerk (Sp. 13) 
entspricht nicht diesem Sachverhalt; es wäre 
darin der Haushaltsvorgriff von 22 744 609,67 
DM zu begründen gewesen. 

Bei richtiger Buchung des Beitrags der Bun- 
desregierung an das Weltkinderhilfswerk für 
1952 von 500 000 DM nach Abschnitt a) bei 
Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 60 hätten sich 
bei Titel 31 die Istausgabe (Sp. 4), der Mi- 
nusrest (Sp. 5) und der Haushaltsvorgriff 
(Sp. 12), die sich nach der vorstehenden 
Richtigstellung ergeben, um je 500 000 DM 
ermäßigt; der Haushaltsvorgriff hätte sich 
somit auf (22 744 609,67 — 500 000,— =) 
22 244 609,67 DM gemindert. Ferner hätte 
sich bei Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 60 statt 
der dort nachgewiesenen Minderausgabe von 
96,83 DM eine Haushaltsüberschreitung von 
(500 000 — 96,83 = ) 499 903,17 DM ergeben. 
Beide Haushaltsüberschreitungen hätten der 
vorherigen Zustimmung durch den Bundes- 
minister der Finanzen bedurft. 

c) Hinsichtlich der überplanmäßigen Ausgabe 
(Haushaltsvorgriff) von 22 244 609,67 DM 
und der überplanmäßigen Ausgabe von 
499 903,17 DM liegen formelle Verstöße ge- 
gen die §§ 30 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 
sowie 33 Abs. 1 Satz 1 RHO vor. Im übrigen 
bestehen Bedenken gegen diese Ausgabe 
nicht. Ein Ausgleich ist nicht herbeizuführen, 
weil die Voraussetzungen des § 67 Abs. 2 
RHO nicht gegeben sind. Wegen der Billi- 
gung dieser überplanmäßigen Ausgaben 
durch die gesetzgebenden Organe wird auf 
die Bemerkung Nr. 16 d) S. 13 hingewiesen. 

* 
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16. a) Nach Verhandlungen zwischen dem Hohen 
Kommissar der Vereinten Nationen für Flücht- 
lingsfragen, dem Bundesminister für Vertrie- 
bene und der Lastenausgleichsbank über die 
Seßhaftmachung und Eingliederung der aus- 
ländischen Flüchtlinge in der Bundesrepublik 
hat sich der Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen im Schreiben vom 20. Dezember 
1952 an die Lastenausgleichsbank bereit er- 
klärt, 2 Mio DM für die Gewährung von Dar- 
lehen zur Wohnraumbeschaffung für heimat- 
lose Ausländer zur Verfügung zu stellen; es 
handelt sich hierbei um Personen, bei denen 
die Voraussetzungen des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer vom 
25. April 1951 in Verbindung mit dem Erlaß 
des Bundesministers des Innern vom 7. Juni 
1952 Vorlagen. Ebenfalls im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen hat der 
Bundesminister des Innern im Schreiben vom 
9. März 1953 weitere 2 Mio DM für Aufbau- 
hilfedarlehen an nichtdeutsche Flüchtlinge 
desselben Personenkreises und an die nach 
der Verordnung vom 6. Januar 1953 als poli- 
tische Flüchtlinge anerkannten, asylberech- 
tigten Ausländer bewilligt. Am 24. Januar 
und 11. April 1953 hat er je 2 Mio DM zu 
Lasten des Einzelplans XXVI Kapitel 1 Ti- 
tel 37 an die Lastenausgleichsbank über- 
weisen lassen. Nach der Zweckbestimmung, 
dem Titelvermerk und den Erläuterungen ] 
zum Bundeshaushaltsplan durften bei dieser 
Haushaltsstelle, die im Rechnungsjahr 1952 
als „Leertitel " ausgebracht war, mit beson- 
derer Genehmigung des Bundesministers des 
Innern und des Bundesministers der Finan- 
zen aus Einsparungen bei den Titeln 31 
bis 33 u. a. Zuschüsse oder Darlehen zur Er- 
richtung von Wohnungen für Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfänger gewährt werden, die bisher 
in Lagern untergebracht waren. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, 
daß die vom Bundesminister des Innern aus 
Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 37 an die 
Lastenausgleichsbank überwiesenen Bundes- 
mittel von insgesamt 4 Mio DM 

aa) entgegen der Zweckbestimmung bei die- 
ser Haushaltsstelle verausgabt worden 
sind und 

bb) ohne Notwendigkeit sofort in voller 
Höhe zur Verfügung gestellt und die 
Zinsen für unverbrauchte Bestände nicht 
an den Bund abgeführt worden sind. 

Zu aa) 

Der Bundesminister des Innern hat diese 
Beanstandung als berechtigt anerkannt. Er 
führt aber an, daß die Ausgabe aus außen- 
politischen Gründen notwendig gewesen sei 
und daß andere Haushaltsmittel als die der 
sozialen Kriegsfolgelasten nicht zur Ver- 
fügung gestanden hätten. 


Die Beträge von insgesamt 4 Mio DM sind 
an unrichtiger Stelle gebucht worden; sie 
hätten als außerplanmäßige Ausgaben bei 
Einzelplan XXVI Kapitel 1 hinter Titel 37 für 
1952 nachgewiesen werden müssen. 

Zu bb) 

Nach Angabe des Bundesministers des Innern 
sind die Mittel sofort in voller Höhe zur Ver- 
fügung gestellt worden, weil mit einem als- 
baldigen Anlaufen der Kreditaktion gerech- 
net worden sei und auch hätte gerechnet 
werden können. Erst später habe sich er- 
geben, daß die Bearbeitung der Kreditanträge 
der antragsberechtigten Personen, welche die 
deutsche Sprache überhaupt nicht oder nur 
teilweise beherrscht hätten, ungewöhnlich 
schwierig gewesen sei und erhebliche Zeit 
erforderte. Auch habe die geringe Bereit- 
schaft der örtlichen Kreditinstitute (Haus- 
banken) zur Mitarbeit an den Kreditaktionen 
langwierige Verhandlungen notwendig ge- 
macht. Die für die Zeit bis zur Weitergabe 
der Bundesmittel an die Hausbanken ange- 
fallenen Anlagezinsen seien zur Deckung der 
Verwaltungskosten der Abteilung für nicht- 
deutsche Flüchtlinge (NdF-Abteilung) bei der 
Lastenausgleichsbank verwendet worden. Bei 
einem Abzug der Anlagezinsen hätten die 
Bearbeitungs- und Verwaltungskosten ent- 
weder aus dem IRO-Fonds oder aus Bundes- 
mitteln bestritten werden müssen. 

Der Bundesminister des Innern hätte die 
Bundesmittel von insgesamt 4 Mio DM nur 
so weit und nicht eher zur Verfügung stellen 
dürfen, als sie von der Lastenausgleichsbank 
im Rahmen des Verwendungszwecks benötigt 
wurden. Durch die vorzeitige Bereitstellung 
der Mittel ist gegen § 26 Abs. 1 RPPO 
verstoßen worden. Die Verwaltungskosten 
der NdF-Abteilung der Lastenausgleichsbank 
mußten aus der von den Darlehnsnehmern 
zu entrichtenden Verwaltungsgebühr bestrit- 
ten werden. Reichte diese nicht aus und hielt 
es der Bundesminister des Innern für not- 
wendig, zu den Verwaltungskosten der 
Lastenausgleichsbank beizutragen, so hätten 
die entsprechenden Zahlungen als Ausgabe 
im Bundeshaushalt nachgewiesen werden 
müssen. Die Zinsen für die von der Lasten- 
ausgleichsbank noch nicht verwendeten Bun- 
desmittel hätten im Bundeshaushalt verein- 
nahmt werden müssen. Der Bundesrechnungs- 
hof trifft weitere Feststellungen über die 
Höhe der Zinseinnahmen, der Verwaltungs- 
gebühren und der tatsächlichen Verwaltungs- 
kosten. Er wird, falls sich ein Ausgleich als 
notwendig herausstellt, das Erforderliche ver- 
anlassen. 

b) Auf die Bemerkung Nr. 15 b) S. 11 wird hin- 
gewiesen. Danach hätte der im Rechnungs- 
jahr 1951 bei Titel 31 verbliebene Ausgabe- 
rest von 28 710 875,50 DM im Rechnungsjahr 
1952 bei Titel 37 als übertragener Ausgabe- 
rest in Spalte 8 aufgeführt werden müssen. 
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Das hätte sich auf die zahlenmäßige Dar- 
stellung des Titels 37 wie folgt ausgewirkt: 
Istausgaben (Sp. 4) 34 700 445, — DM 

Gesamtsoll (Sp. 9) 28 710 875,50 DM 

verbleibt eine Mehr- 
ausgabe 5 989 569,50 DM, 


die in Spalte 12 (statt 

der dort aufgeführten 28 734 179,17 DM) 
nachzuweisen gewesen wäre. 


Der Vermerk in Spalte 13 hätte entspre- 
chend abgefaßt werden müssen. 


Nach den Ausführungen in aa) letzter Satz 
hätten die Beträge von insgesamt 4 Mio DM 
nicht bei Titel 37, sondern als außerplan- 
mäßige Ausgaben nachgewiesen werden müs- 
sen; bei richtiger Buchung hätten sich dann 
die überplanmäßigen Ausgaben bei Titel 37 
(Sp. 12) 

von 5 989 569,50 DM 

um 4 000 000, — DM 

auf 1 989 569,50 DM 

gemindert. 


c) Hinsichtlich der außerplanmäßigen Ausgabe 
von 4 Mio DM, die bei Einzelplan XXVI Ka- 
pitel 1 hinter Titel 37 nachzuweisen gewesen 
wäre, liegen Verstöße gegen die §§ 26 Abs. 1, 
30 Abs. 1, Satz 1, 33 Abs. 1 Satz 1 und 74 
RHO vor. 


d) Der Bundestag und der Bundesrat haben fol- j 
gende über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
noch nicht genehmigt (§ 107 Abs. 1 Nr. 3 
RHO): 

aa) die in Nr. 15 c) S. 11 aufgeführten über- 
planmäßigen Ausgaben von 22 244 609,67 
DM und 499 903,17 DM, 

bb) die vorstehend unter c) aufgeführte außer- 
planmäßige Ausgabe von 4 Mio DM. 


Diese Beträge sind in der bei Einzel- 
plan XXVI Kapitel 1 Titel 37 nachgewiesenen 
überplanmäßigen Ausgabe von 28 734 179,17 
DM enthalten. Die gesetzgebenden Organe 
haben diese Ausgabe zwar zusammen mit 
den sonstigen in der Anlage I zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1952 aufgeführten Haus- 
haltsausgaben nach § 83 RHO bereits nach- 
träglich genehmigt. Da nunmehr aber durch 
die Rechnungsprüfung festgestellt worden ist, 
daß wesentliche Teilbeträge dieser Ausgabe 
im Hinblick auf ihren Verwendungszweck an 
anderen Stellen hätten nachgewiesen werden 
müssen, bedürfen die unter aa) und bb) auf- 
geführten Ausgaben noch der Billigung durch 
die gesetzgebenden Organe. 


* 


An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 9 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1953 (Anlage 3 zu 
Nr. 41 der Bemerkungsen 1953 S. 41 tritt folgende 
Bemerkung: 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 25 — Bundesgrenzschutz 

Einnahmen 

Titel 69 — Vermischte Einnahmen 

17. Im Rahmen der technischen Ausbildung hat eine 
Grenzschutzlehr- und Erprobungseinheit Arbei- 
ten für Betriebe der öffentlichen Hand und für 
Privatfirmen ausgeführt, weil es an eigenen Aus- 
bildungsobjekten fehlte. Die Betriebe und Fir- 
men haben dafür teils freiwillig, teils auf An- 
forderung Entschädigungen gezahlt. Der Kom- 
mandeur der Einheit hat die Entschädigungen 
nicht über eine Bundeskasse als Haushaltsein- 
nahmen des Bundes buchen lassen, sondern in 
einem besonderen Fonds („Hundertschaftskasse") 
vereinnahmt. Außerdem hat er dem Fonds eine 
Reihe weiterer Beträge, die als Bundeseinnah- 
men nachzuweisen waren, zufließen lassen. Er 
hat den Fonds, der seit Oktober 1951 geführt 
worden ist, ohne Beteiligung der Grenzschutz- 
verwaltungsstelle selbst verwaltet und daraus 
Ausgaben bestritten, die nicht in der Bundes- 
haushaltsrechnung nachgewiesen worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat den Fonds im 
November 1955 bei einer örtlichen Prüfung der 
Einnahmen und Ausgaben des Rechnungsjahres 
1953 festgestellt. Er hat zunächst veranlaßt, daß 
der Bestand von 787,90 DM der Bundeskasse zu- 
geführt wurde. Außerdem ist auf sein Verlangen 
über die Einnahmen und die Ausgaben des Fonds 
abgerechnet worden. Dabei hat sich herausge- 
stellt, daß die Einnahmen 5 880,54 DM, die Aus- 
gaben 5 092,64 DM betragen. Von den Ausgaben 
sind 1 948,96 DM für Anschaffungen verwendet 
worden, für die in den Haushaltsplänen des Bun- 
des Mittel bereitgestellt waren. Der Unter- 
schiedsbetrag von 3 143,68 DM setzt sich aus un- 
zulässigen und nicht belegten Ausgaben zusam- 
men. Er stellt den Rechnungsfehlbetrag dar, der 
dem Bund durch Einbehaltung von den Dienst- 
bezügen des Beamten in monatlichen Raten von 
zur Zeit 70 DM erstattet wird. Insoweit hat der 
Bundesminister des Innern die Angelegenheit 
mit Zustimmung des Bundesrechnungshofes als 
erledigt betrachtet. 

Der Kommandeur der Bundesgrenzschutzein- 
heit hat dadurch, daß er Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben des Bundes ohne Einschaltung 
einer Bundeskasse und ohne Nachweis in der 
Bundeshaushaltsrechnung abgewickelt hat, ge- 
gen §§ 25, 69 Abs. 1 RHO und §§ 1, 4 Abs. 1 
Satz 1 RKO verstoßen. 

Der Bundesminister des Innern hat ein förm- 
liches Disziplinarverfahren gegen den Beamten 
eingeleitet und ihn im Juli 1956 vorläufig des 
Dienstes enthoben. Ferner hat der Bundesmini- 
ster des Innern — unabhängig von der Tilgung 
des Rechnungsfehlbetrages — die Einbehaltung 
eines Drittels der Dienstbezüge angeordnet, weil 
im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Ent- 
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fernung aus dem Dienst erkannt werden wird 
(§ 79 Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung); 
außerdem hat er eine Strafanzeige bei der 
Staatsanwaltschaft veranlaßt. 

* 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 23 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1953 (Anlage 3 zu 
Nr. 41 der Bemerkungen 1953 S. 42 tritt folgende 
Bemerkung: 

Einzelplan 10 — - Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 12 — Bundesforschungsanstalt 
für Fischerei in Hamburg 

Einmalige Ausgaben 
Außerplanmäßig hinter Titel 872 — 

a) Kosten des Ankaufs des Ge- 
bäudes Haus „Steen" in List 
auf Sylt 

18. Im Herbst 1949 wollte der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten das Haus 
„Steen", das in der Nähe des Institutsgebäudes 
der Biologischen Anstalt Helgoland auf der Halb- 
insel Ellenbogen (Sylt) liegt, erwerben, um darin 
Hilfskräfte der Anstalt sowie Gastgelehrte unter- 
zubringen. Der Bundesminister der Finanzen hat 
im Rechnungsjahr 1949 einen Antrag des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zu einer außerplanmäßigen Ausgabe ab- 
gelehnt. Erst im Haushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1950 waren 15 500 DM für den An- 
kauf und die Instandsetzung des Hauses ver- 
anschlagt (Einzelplan X Kapitel E 19 Titel 5). 
Diese Mittel sind nicht in Anspruch genommen, 
sondern im Rechnungsjahr 1951 in Abgang ge- 
stellt worden, weil der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten von dem 
Ankauf des Hauses Steen abgesehen hat (Bun- 
deshaushaltsrechnung 1951 S. 924/25). Daß den- 
noch 2 824,58 DM als außerplanmäßige Haus- 
haltsausgabe für die Kosten des Ankaufs in 
der Bundeshaushaltsrechnung 1953 nachgewiesen 
sind, ergibt sich aus den Vorgängen, die mit 
dem ursprünglich beabsichtigten Erwerb des Ge- 
bäudes Zusammenhängen. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat im November 1949 die 
damals noch bestehende Vorrats- und Einfuhr- 
stelle für Getreide und Futtermittel angewiesen, 
das Haus Steen zu erwerben, weil ein Verkauf 
an einen anderen Interessenten bevorstand. Sie 
sollte die erforderlichen Mittel zunächst aus dem 
Vermögen der früheren Reichsstelle für Ge- 
treide, deren Abwicklungsstelle sie war, ent- 
nehmen. 

Um Kosten zu sparen, hat sich die Vorrats- 
und Einfuhrstelle im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 


und Forsten von der Eigentümerin ein notariell 
beurkundetes, verbindliches Verkaufsangebot 
machen lassen und den Kaufpreis — 12 500 DM 
— im Januar 1950 aus dem Vermögen der Reichs- 
stelle für Getreide gezahlt. Im November 1950 
hat sich der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten entschlossen, von dem 
Ankauf des Hauses Steen abzusehen; er hatte 
seine Pläne über die Unterbringung der Biologi- 
schen Anstalt geändert, weil die damalige Be- 
satzungsmacht ein anderes Gebäude auf Sylt 
freigegeben hatte. Darauf ist das Haus im Juni 
1951 für 10 000 DM an einen Dritten verkauft 
worden; der Erlös ist dem Vermögen der frühe- 
ren Reichsstelle im Juli 1951 zugeflossen. Der 
ungedeckte Betrag — 2 500 DM — hat sich durch 
notarielle Gebühren um 324,58 DM auf 2 824,58 
DM erhöht. Der Bundesminister der Finanzen hat 
zwei Anträge, einer außerplanmäßigen Ausgabe 
hierfür zuzustimmen, im April 1952 und im 
März 1953 abgelehnt. Im Mai 1953 ist der Be- 
trag dem Vermögen der früheren Reichsstelle 
für Getreide erstattet und als außerplanmäßige 
Ausgabe gebucht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren 
beanstandet. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat dazu ausgeführt, 
der Ankauf des Hauses sei seinerzeit dringlich 
gewesen und der Weg der Vorfinanzierung aus 
Mitteln der früheren Reichsstelle für Getreide 
sei beschritten worden, weil die Bereitstellung 
von Haushaltsmitteln erfahrungsgemäß längere 
Zeit erfordere. Seine Maßnahme habe auch die 
parlamentarische Billigung dadurch gefunden, 
daß im Haushaltsplan des Rechnungsjahres 1950 
Mittel für den Ankauf des Hauses bewilligt wor- 
den seien. Nachdem die Besatzungsrnacht ein an- 
deres Gebäude freigegeben habe, sei es weder 
zweckmäßig noch vertretbar gewesen, das Haus 
Steen in das Eigentum des Bundes zu überführen 
und erhebliche Mittel für die dringend erfor- 
derliche Instandsetzung aufzuwenden. Der Scha- 
den sei infolgedessen durch Maßnahmen der Be- 
satzungsmacht verursacht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Auffassung 
nicht teilen können. Als der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im No- 
vember 1949 die Vorrats- und Einfuhrstelle be- 
auftragte, das Haus Steen zu erwerben, begrün- 
dete er für den Bund die Verpflichtung, der Vor- 
rats- und Einfuhrstelle den Kaufpreis zu er- 
statten. Da Mittel hierfür im Bundeshaushalts- 
plan 1949 nicht vorgesehen waren, hätte die 
Maßnahme des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der vorherigen Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen be- 
durft. Die Bewilligung der Mittel für den Ankauf 
des Hauses durch den am 29. Juni 1951 verab- 
schiedeten Haushaltsplan 1950 kann diesen Ver- 
stoß nicht heilen. Diese Bewilligung gab zwar 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten die Ermächtigung zum An- 
kauf des Hauses; sie kann aber nicht als Billi- 
gung der Maßnahmen des Bundesministers für 
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Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ange- 
sehen werden, durch die er unzulässigerweise 
vorzeitig für den Bund die Rechtspflicht zur Zah- 
lung begründet hatte. Im übrigen war die Bewil- 
ligung von Mitteln zum Ankauf des Hauses auch 
gegenstandslos, weil der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten sich bereits 
im November 1950 entschlossen hatte, von dem 
Ankauf des Hauses abzusehen. 

Die Ausführungen des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, der Scha- 
den sei durch Maßnahmen der Besatzungsmacht 
verursacht worden, hält der Bundesrechnungs- 
hof nicht für begründet. Die Maßnahme der Be- 
satzungsmacht, auf die sich der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten be- 
ruft, liegt vor dem Zeitpunkt, zu dem er für den 
Bund verbindliche Vereinbarungen über den 
Kauf des Hauses hätte abschließen dürfen. Auf 
Maßnahmen der Besatzungsmacht kann daher 
der eingetretene Schaden nicht zurückgeführt 
werden. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 Satz 1 
RHO vor. Dem Bund ist ein Schaden von 2 824,58 
DM entstanden. 

Als der Bundesminister der Finanzen es im 
Rechnungsjahr 1949 abgelehnt hatte, einer außer- 
planmäßigen Ausgabe zuzustimmen, hätte der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten den Erwerb des Hauses Steen nicht 
mit anderen Mitteln durchführen lassen dürfen. 
Dann wäre kein Schaden entstanden, weil die 
Besatzungsmacht inzwischen ein anderes Ge- 
bäude auf Sylt freigegeben hatte und der Er- 
werb nicht mehr erforderlich war. Der Minister 
hat keine Feststellungen darüber getroffen, ob 
die verantwortlichen Beamten den Schaden zu 
ersetzen haben und ob der Anspruch des Bun- 
des auf Schadensersatz verjährt ist. Es bleibt 
ihm überlassen, zu prüfen, ob jetzt noch Maß- 
nahmen zu ergreifen sind. 

* 

Auf Grund der allgemeinen Vorbehalte Nr. 1 
zu den Bundeshaushaltsrechnungen 

1951 (Bemerkungen 1953 S. 28 Nr. 39 d), 

1952 (Bemerkungen 1953 S. 28 Nr. 39 e) und 

1953 (Anlage 3 der Bemerkungen 1953 S. 41), 
die im übrigen aufrechterhalten bleiben, sowie 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1954 wird fol- 
gende Bemerkung aufgestellt: 

Rechnungsjahre 1951 und 1952 

Einzelplan XII — Bundesministerium für Ver- 
kehr — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 12 — Bundesfernverkehrsstraßen (Bun- 
desstraßen undBundesautobahnen) 


Titel 31 — Unterhaltung, Um- und Ausbau 

der Bundesstraßen und die damit 
verbundenen Nebenausgaben, 
Beseitigung schienengleicher Kreu- 
zungen sowie 

Förderung von Bauvorhaben, an 
deren Durchführung ein wesent- 
liches Interesse des Bundes be- 
steht. 

Beiträge Dritter fließen den Mit- 
teln zu. 

Ferner können aus den Mitteln 
die Kosten der Straßenbaustati- 
stik betritten werden. 

Die Mittel sind übertragbar. 


Rechnungsjahre 1953 und 1954 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 10 — Bundesfernstraßen — Rech- 
nungsjahr 1953: 
Bundesfernverkehrsstraßen — 
(Bundesstraßen und Bundes- 
autobahnen) 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 300 — Unterhaltung, einfacher Um- 

und Ausbau der Bundesstraßen 
und die damit verbundenen 
Nebenausgaben sowie Förde- 
rung von Bauvorhaben, an 
deren Durchführung ein we- 
sentliches Interesse des Bun- 
des besteht. 

Beiträge Dritter fließen den 
Mitteln zu (nur für Rechnungs- 
jahr 1953). 

Der Ansatz darf in Höhe der 
bei Titel 67 a aufkommenden 
Einnahmen überschritten wer- 
den (nur für Rechnungsjahr 
1954). 

Aus den Mitteln können die 
Kosten der Straßenbaustatistik 
bestritten werden. 

Die Mittel sind übertragbar. 

19. Die Behörden der Straßenbauverwaltung eines 
Landes haben — dem Haushaltsplan zuwider — 
aus den Mitteln für die Unterhaltung sowie für 
den Um- und Ausbau der Bundesstraßen fol- 
gende Neubauten durchgeführt: 

a) Ausbau eines Gerätehofes (Ausgaben in den 
Rechnungsjahren 1952 und 1953 rd. 115 000 
DM), nämlich Neubau eines Streugutsilos und 
eines Hauses mit 2 Wohnungen, einem Ge- 
meinschaftsraum, einem Büro, einer Garage 
und einem Reifenlager; 


15 



Drucksache 84 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


b) Neubau eines Gerätehofes (Ausgaben in den 
Rechnungsjahren 1952 bis 1954 rd. 161 000 
DM). Im August 1954 hat der Bundesminister 
für Verkehr sich ausnahmweise damit einver- 
standen erklärt, daß die für die Fertigstellung 
noch erforderlichen 50 000 DM aus Titel 300 
entnommen werden; 

c) Neubau eines Dienstgehöfts (Ausgaben in 
den Rechnungsjahren 1950 und 1951 rd. 
114 000 DM); 

d) Neubau eines Gerätehofes (Ausgaben in den 
Rechnungsjahren 1953 und 1954 rd. 94 000 
DM). Für das Rechnungsjahr 1953 hatte die 
Straßenbauverwaltung einen Bedarf an Un- 
terhaltungsmitteln in Höhe von 70 000 DM 
angemeldet. Dabei hatte sie als Bedarf für 
den Ausbau eines Unterstellraumes für Last- 
kraftwagen 50 000 DM und für den Ausbau 
der Teilstrecke einer Bundesstraße 20 000 DM 
angegeben. Die beantragten Mittel sind ihr 
zugeteilt worden. Die Straßenbauverwaltung 
hat sie aber in voller Höhe für den Bau des 
Gerätehofes verwendet. Die restlichen rd. 
24 000 DM hat sie im Rechnungsjahr 1954 den 
Unterhaltungsmitteln entnommen. Für die 
Fertigstellung dieses Bauvorhabens sind erst 
im Bundeshaushaltsplan 1955 120 000 DM be- 
reitgestellt worden (Kapitel A 12 10 Titel 710 
lfd. Nr. 17); 

e) Fertigstellung des Neubaues eines Dienst- 
gehöfts (Ausgabe im Rechnungsjahr 1954 rd. 
15 000 DM). Die Landesbehörde hatte den 
Neubau in den Rechnungsjahren 1950 und 
1951 mit Bundesmitteln begonnen, die für 
einen anderen Zweck bestimmt waren. 

Die Straßenbauverwaltung des Landes hat bei 
den mündlichen Erörterungen über die Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes anerkannt, 
daß formelle Verstöße vorliegen; sie hat sich im 
übrigen aber darauf berufen, die Bauten seien 
dringlich und bereits zu einem Zeitpunkt geplant 
gewesen, als das Land noch die Kosten getragen 
habe. Außerdem hat die Verwaltung auf die An- 
laufschwierigkeiten hingewiesen, die sich nach 
der Übernahme der Auftragsverwaltung (1. April 
1950) ergeben haben. 

Die bewilligten Beträge dürfen nur zu dem im 
Haushaltsplan bezeichneten Zweck verwendet 
werden. Ausgaben für Um- und Erweiterungs- 
bauten sowie für Neubauten und für den Erwerb 
von Grundstücken, die aus den Mitteln für die 
Unterhaltung sowie für den Um- und Ausbau 
der Bundesstraßen bestritten werden dürfen, 
sind nur begrenzt zulässig; die Kosten für solche 
Baumaßnahmen einschließlich eines Grund- 
erwerbs und die Kosten für Hausgrundstücke 
dürfen 50 000 DM, die Kosten für den Erwerb 
unbebauter Grundstücke allein 10 000 DM — je- 


weils im Einzelfall — - nicht übersteigen (§ 30 a 
RHO, § 9 des Haushaltsgesetzes 1950, § 8 des 
Haushaltsgesetzes 1951, § 2 Abs. 1 des Haus- 
haltsgesetzes 1952, § 7 der Haushaltsgesetze 
1953 und 1954). Die Straßenbauverwaltung des 
Landes hat die §§ 30 Abs. 1 Satz 1, 30 a RHO 
nicht beachtet und dadurch den Bundesmitteln, 
die für die Unterhaltung sowie für den Um- und 
Ausbau der Bundesstraßen vorgesehen waren, 
zu Unrecht Beträge entzogen. Bauvorhaben über 
50 000 DM im Einzelfall werden bei den ein- 
maligen Ausgaben des ordentlichen Haushalts 
oder im außerordentlichen Haushalt je für sich 
veranschlagt. Das war hier nicht der Fall. Die 
Aufwendungen für die Baumaßnahmen hätten 
als außerplanmäßige Ausgaben behandelt und 
in der Bundeshaushaltsrechnung als solche nach- 
gewiesen werden müssen; sie bedurften der vor- 
herigen Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen. 

Zu dem Falle b) hat der Bundesminister für 
Verkehr ausgeführt, er habe zunächst seine Zu- 
stimmung zu der Fortsetzung des Baues, der ent- 
gegen den haushaltsrechtlichen Vorschriften be- 
gonnen worden sei, versagt. Erst nachdem die 
Oberste Straßenbaubehörde des Landes wieder- 
holt vorstellig geworden sei, habe er die Zu- 
stimmung ausnahmsweise erteilt. Dadurch sei es 
ermöglicht worden, den Gerätehof noch im fol- 
genden Winter in Betrieb zu nehmen. Es habe 
nicht verantwortet werden können, das Bauvor- 
haben stillzulegen. Der Haushaltsreferent des 
Bundesministers für Verkehr hat in der Ange- 
legenheit nicht mitgewirkt. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
hätte der Bundesminister dem Antrag, die rest- 
lichen 50 000 DM aus Unterhaltungsmitteln zu 
zahlen, nicht zustimmen dürfen. Er hätte beim 
Bundesminister der Finanzen die außerplan- 
mäßige Bereitstellung der erforderlichen Haus- 
haltsmittel beantragen müssen. Die Kosten des 
Neubaues wären als außerplanmäßige Haus- 
haltsausgabe in der Bundeshaushaltsrechnung 
nachzuweisen gewesen. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 30 Abs. 1 Satz 1, 
33 Abs. 1, 42 Abs. 2, 74 RHO sowie gegen § 30 a 
RHO in Verbindung mit den Haushaltsgesetzen 
vor. 

Die Mittel der Titel 31 und 300 sind übertrag- 
bar. Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Verkehr daher gebeten, die Beträge, 
welche in den Fällen zu a) bis e) seit 1950 zu 
Unrecht bei den Bundesmitteln für die Unter- 
haltung der Bundesstraßen gebucht worden sind, 
nach § 67 Abs. 2 RHO ausgleichen zu lassen. 
Dieser hat inzwischen mitgeteilt, daß er den 
Ausgleich im Rechnungsjahr 1957 veranlassen 
wird. 

* 
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II. Rechnungsjahr 1954 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 25 — Bundesgrenzschutz 

Einnahmen 

Titel 69 — Vermischte Einnahmen 

20. In den Jahren 1954 und 1955 haben Bauernver- 
bände Einheiten des Bundesgrenzschutzes gebe- 
ten, bei der Einbringung der Ernte zu helfen, 
weil es an zivilen Hilfskräften fehlte. Soweit 
die dienstlichen Belange dem nicht entgegen- 
standen, haben die Kommandeure den Bitten 
entsprochen. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes sind in den beiden 
Erntejahren rd. 7500 Grenzschutzbeamte in rd. 
95 000 Arbeitsstunden zur Erntehilfe eingesetzt 
worden. 

Den Transport zu und von den Arbeitsstellen 
haben die Einheiten meist mit ihren Kraftfahr- 
zeugen durchgeführt. Dabei sind, soweit sich 
das feststellen ließ, rd. 20 000 km zurückgelegt 
worden. Den Betriebsstoff haben die Bauern in 
einer Reihe von Fällen bezahlt oder in Natur 
ersetzt, überwiegend sind die Transporte jedoch 
als Schulfahrten durchgeführt worden; dafür 
haben die Einheiten des Bundesgrenzschutzes 
keine Bezahlung gefordert. Die Arbeitsleistung 
der Grenzschutzbeamten bei der Erntehilfe ist 
unterschiedlich abgegolten worden. So hat ein 
Grenzschutzkommando angeordnet, daß neben 
freier Verpflegung 0,50 DM je Arbeitsstunde zu 
fordern seien, während ein anderes Grenzschutz- 
kommando neben freier Verpflegung 1, — DM 
je Arbeitstag für angemessen gehalten hat. Von 
den ermittelten Entschädigungen — zusammen 
24 821,24 DM — sind nur 11 932,00 DM bei 
den Bundeseinnahmen nachgewiesen. Die nicht 
als Bundeseinnahmen gebuchten Beträge sind an 
die Grenzschutzbeamten ausgezahlt oder — 
teilweise in Verbindung mit den Kantinen- 
fonds — für Gemeinschaftsfeiern verwendet 
worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren 
des Bundesgrenzschutzes beanstandet. Zwar 
hatte der Bundesminister des Innern den Ernte- 
einsatz seinerzeit noch nicht geregelt; nach dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit wäre es jedoch 
zumindest erforderlich gewesen, den Ersatz der 
Transportkosten für alle Fahrten anläßlich des 
Ernteeinsatzes zu verlangen. Diese Beträge so- 
wie sämtliche Entschädigungen für die Arbeits- 
leistung der Grenzschutzbeamten hätten in vol- 
ler Höhe als Bundeseinnahmen gebucht werden 
müssen. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 26 Abs. 1, 69 
Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister des Innern hat den Ernte- 
einsatz inzwischen durch Erlasse vom 29. De- 
zember 1955 und vom 15. März 1957 geregelt. 
Für die Arbeitsleistung der Grenzschutzbeamten 


ist danach der Tariflohn der Landarbeiter zu 
zahlen, für die gewährten Sachleistungen sind 
die entstandenen Kosten nach den einschlägigen 
Vorschriften zu erstatten; die eingezahlten Be- 
träge werden als Haushaltseinnahmen nachge- 
wiesen. 

Der Bundesrechnungshof hat für die Vergan- 
genheit von weiterem abgesehen. Den verant- 
wortlichen Beamten würde eine schuldhafte Ver- 
letzung ihrer Amtspflichten kaum nachzuweisen 
sein. Im übrigen hat der Bundesrechnungshof 
berücksichtigt, daß weitere Ermittlungen einen 
unangemessenen Verwaltungsaufwand erfor- 
dern würden, weil die Grenzschutzbeamten zum 
großen Teil in die Bundeswehr übernommen 
und zahlreiche Einheiten aufgelöst worden sind. 
* 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 10 — Bundesfernstraßen 

(Bundesstraßen und Bundes- 
autobahnen) 

Einnahmen 

Titel 1 — Einnahmen aus Vermietung, 

Verpachtung und Nutzung von 
Grundstücken, Gebäuden, Woh- 
nungen, Anlagen und Ge- 
räten 

21. Ein Land hat in einem Gebäude, das früher dem 
Unternehmen Reichsautobahnen gehörte, ein 
Autostraßenamt (Dienststelle der Landesstraßen- 
verwaltung) untergebracht. Es hat bisher keine 
Miete an den Bund entrichtet. Der Bundesrech- 
nungshof hat das beanstandet und das Land auf- 
gefordert, die Miete, die nach vorläufigen Fest- 
stellungen bis zum Schluß des Rechnungsjahres 
1956 etwa 450 000 DM beträgt, zu zahlen. Das 
Land hat sich zunächst geweigert, die Forde- 
rung anzuerkennen. Es hat sich darauf berufen, 
daß es sich um Reichsvermögen handele, das 
nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung 
überwiegend für Verwaltungsaufgaben be- 
stimmt sei, die nicht dem Bund oblägen (Art. 90 
Abs. 2 GG); dieses Vermögen habe der Bund 
unentgeltlich auf die nunmehr zuständigen Auf- 
gabenträger — in diesem Falle also auf das 
Land — zu übertragen (Art. 134 Abs. 2 GG). 

Der Bundesrechnungshof hat diese Auffassung 
nicht geteilt, da der Bund nach Art. 90 Abs. 1 
GG Eigentümer der bisherigen Reichsautobah- 
nen ist. Durch § 1 des Gesetzes über die ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse der Bundes- 
autobahnen und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs vom 2. März 1951 — BStrVermG — 
ist klargestellt, daß der Bund damit auch In- 
haber aller sonstigen Vermögensrechte ist, die 
dem Unternehmen Reichsautobahnen gehörten. 
Das vom Autostraßenamt genutzte Grundstück 
ist also Eigentum des Bundes geworden. Er ist 
auch als Eigentümer in das Grundbuch einge- 
tragen. Das Land muß infolgedessen an den 
Bund für die vom Autostraßenamt benutzten 
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Räume Miete zahlen Daß dieses Amt im Auf- 
träge des Bundes Autobahnen verwaltet, ändert 
hieran nichts. Die Einrichtung der Behörden der 
Auftragsverwaltung bleibt Angelegenheit der 
Länder (Art. 85 Abs. 1 GG). Die durch die Unter- 
bringung dieser Behörden entstehenden Kosten 
sind Verwaltungsausgaben, die das Land zu 
tragen hat (§ 6 Abs. 2 BStrVermG). Daher kann 
der Bund — als Vermieter — von dem Land 
Miete verlangen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 6 Abs. 2 

BStrVermG vor. 

Erst vor kurzer Zeit hat das Land mitgeteilt, 
daß es die Auffassung des Bundesrechnungs- ! 
hofes für zutreffend halte und sich nicht mehr ■ 
weigere, Miete zu zahlen. Die Angelegenheit 
habe nur deswegen noch nicht erledigt werden j 
können, weil die Bundesvermögensverwaltung i 
bisher nicht in der Lage gewesen sei, den Miet- 
wert zu ermitteln. ; 

Ein anderes Land hat in einem Gebäude, das 
früher dem Unternehmen Reichsautobahnen ge- 
hörte, Straßenbaudienststellen eines Land- 
schaftsverbandes untergebracht, ohne daß hier- 
für Miete an den Bund entrichtet worden ist. 
Auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes hat sich die Verwaltung zunächst eben- j 
falls geweigert, Miete zu zahlen; sie hat ihre I 
Haltung in ähnlicher Weise wie in dem vor- 
stehend geschilderten Fall begründet. Die bis , 
zum Schluß des Rechnungsjahres 1956 fällige 
Miete beträgt etwa 200 000 DM. 

Das Land hat neuerdings mitgeteilt, daß es j 
die Forderung des Bundes anerkenne. Der 
Land Schafts verband verhandelt noch mit der 
Bundesvermögensverwaltung wegen der end- 
gültigen Festsetzung der Miete. 

Es ist nunmehr in Ansicht gestellt, daß in bei- 
den Fällen Miete an den Bund — auch für die 
zurückliegende Zeit — entrichtet wird. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten — j 

Ordentlicher Haushalt 

Teil B Kapitel 35 03 — Auftragsausgaben 

Klasse I 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 304 — Besatzungsschäden 

Teil C Kapitel 35 11 — Verteidigungsfolge- 
kosten im Geltungs- ' 
bereich des Grundge- 
setzes und in Berlin 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 303 — Besatzungsschäden aus 

der Zeit bis zum In- 
krafttreten der Ver- 
träge, soweit nicht bei 
Titel 304 zu buchen ist. 


22. Das Besatzungskostenamt eines Landes hat einer 
Aktiengesellschaft, deren Fabrikgrundstück vom 
8. Januar 1952 bis zum 30. September 1955 von 
den amerikanischen Streitkräften requiriert war, 
am 23. Februar 1955 im Vergleichsweg eine Ent- 
schädigung von 199 228 DM gewährt. Es hat 
damit abgegolten: Schäden, die an nicht requi- 
rierten Maschinen und Einrichtungen dadurch 
entstanden sein sollten, daß diese kurzfristig 
von dem Grundstück entfernt werden mußten; 
Wertminderungen, die diese Sachen und gleich- 
falls nicht requirierte Waren erfahren hätten, 
weil sie anderwärts nur notdürftig hätten unter- 
gebracht werden können; Mindereriöse bei ihrer 
Veräußerung, die zu einem ungünstigen Zeit- 
punkt habe vorgenommen werden müssen; 
Löhne, die infolge der Requisition unproduktiv 
gewesen seien; Zinsaufwendungen für notwen- 
dige Investitionen auf einem Ausweichgelände 
und Zinsaufwendungen, die dem Hauptaktionär, 
der das Fabrikgrundstück für seine Geschäfts- 
zwecke nutzen wollte, durch den Erwerb der 
Aktienmehrheit entstanden seien. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgabe be- 
anstandet. Sie ist zu Unrecht geleistet worden. 
Die geltend gemachten Schäden sind mittelbare 
Folgeschäden einer Grundstücksrequisition, teil- 
weise sogar Schäden dritter Personen. Für solche 
Vermögensnachteile durfte das Besatzungs- 
kostenamt nach dem damals geltenden Gesetz 
Nr. 47 der Alliierten Hohen Kommission — 
Gesetz Nr. 47 — und nach der dazu ergangenen 
Durchführungsverordnung Nr. 1 — DVO Nr. 1 — 
keine Entschädigung gewähren. 

Da das Entschädigungsverfahren durch einen 
Vergleich abgeschlossen worden war, versprach 
es keinen Erfolg, die Entschädigung von der 
Aktiengesellschaft zurückzuverlangen. Der Bun- 
desminister der Finanzen und der Bundesrech- 
nungshof sind aber der Auffassung, daß das 
Land dem Bundeshaushalt den Betrag zuführen 
muß, den es zu Unrecht geleistet hat. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat das Land aufgefor- 
dert, dem Bund diesen Betrag zu erstatten. 

Das Land hat das abgelehnt und im wesent- 
lichen folgendes ausgeführt: 

Die beanstandete Maßnahme sei richtig. Mit 
Recht habe das Besatzungskostenamt sie auf das 
Gesetz Nr. 47 in Verbindung mit §§ 823 und 826 
BGB gestützt. Die Requisition des Grundstücks 
und die damit verbundene Auflage, die Einrich- 
tungsgegenstände und die Waren von dem 
Grundstück zu entfernen, seien rechts- und 
sittenwidrig gewesen, weil deutsche Behörden 
der Aktiengesellschaft noch zwei Monate vorher 
erklärt hätten, eine Requisition sei nicht geplant, 
und weil die Räumungsfrist unzumutbar kurz 
gewesen sei. 

Auch habe das Hauptquartier der amerikani- 
schen Streitkräfte den Anspruch dem Grunde 
nach anerkannt, indem es dem Besatzungskosten- 
amt nach Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 43 des 
Hohen Kommissars der Vereinigten Staaten für 
Deutschland — Gesetz Nr. 43 — erklärt habe, 
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der Fall betreffe „eine Handlung oder Unter- 
lassung . . . , die unter Art. 1 des genannten Ge- 
setzes falle 1 '. An diese Anerkennung sei das 
Besatzungskostenamt gebunden gewesen. 

überdies habe der Bundesminister der Finanzen 
die Behörden der Besatzungslastenverwaltung 
in einem Schnellbrief vom 19. Januar 1955 aus- 
drücklich darauf hingewiesen, daß sie entspre- 
chend der bisherigen Praxis der amerikanischen 
Dienststellen trotz des engeren Wortlauts der 
gesetzlichen Vorschriften auch für Verdienst- 
ausfall, also für mittelbaren Schaden, Entschä- 
digung gewähren dürften. Bei der Auslegung, 
die die amerikanischen Dienststellen dem Gesetz 
Nr. 47 gegeben hätten, habe dem Anspruch statt- 
gegeben werden müssen. 

Im übrigen seien 75 v. H. des Entschädigungs- 
betrages aus Mitteln des alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts und nur 
25 v. H. aus Bundesmitteln gezahlt worden. Der 
Bund könne also, wenn überhaupt, so nur in 
Höhe dieses Anteils (= 49 807 DM) geschädigt 
sein. 

Die Ausführungen des Landes gehen fehl. 

Die Requisition des Grundstücks und die Räu- 
mungsanordnung waren rechtlich bedenkenfrei. 
Wenn die Behörden des Landes der Aktien- 
gesellschaft in irriger Einschätzung der weiteren 
Entwicklung erklärten, daß keine Requisition 
geplant sei, so verpflichtete das nicht die ame- 
rikanischen Streitkräfte und machte deren Maß- 
nahmen nicht zu unerlaubten Handlungen. Der 
Aktiengesellschaft ist auch keine unzumutbar 
kurze Frist gesetzt worden. Sie hatte für die 
Räumung Zeit vom 8. Januar bis zum 15. Fe- 
bruar 1952, also rd. 5 V 2 Wochen. 

Das Hauptquartier der amerikanischen Streit- 
kräfte hat den Entschädigungsanspruch nicht dem 
Grunde nach anerkannt. Dafür war es auch gar 
nicht zuständig. Mit seiner schon erwähnten 
Erklärung hat es nur bestätigt, daß die Maß- 
nahmen, aus denen die Aktiengesellschaft ihre 
Ansprüche herleitete, solche der amerikanischen 
Streitkräfte waren. Die Entscheidung, ob diese 
Maßnahmen eine Entschädigung rechtfertigten, 
hatte seit Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 43 allein 
das Besatzungskostenamt zu treffen, und zwar 
dem Grund und der Höhe nach. Dabei war das 
Amt an die materiellrechtlichen Vorschriften des 
Gesetzes Nr. 47 und der dazu ergangenen Durch- 
führungsbestimmungen gebunden. Das ergibt 
sich aus den Art. 1, 2 und 4 Abs. 1 des Gesetzes 
Nr. 43. 

Also wäre es unerheblich, wenn etwa vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die amerikanischen 
Dienststellen in einzelnen Fällen von den Vor- 
schriften des Gesetzes Nr. 47 abgewichen wären. 
Es trifft aber auch nicht zu, daß sie in Fällen der 
erörterten Art eine abweichende Praxis befolgt 
hätten. In dem hier behandelten Fall haben sie 
sogar am 5. Februar 1952, als sie noch selbst für 
die Entscheidung zuständig waren, die Entschä- 
digungsforderung, die die Aktiengesellschaft 


damals teilweise schon geltend gemacht hatte, 
ausdrücklich abgelehnt. 

Soweit der Bundesminister der Finanzen in 
seinem Schnelibrief vom 19. Januar 1955 klar- 
stellte, daß entsprechend einer Übung der ame- 
rikanischen Dienststellen auch die Behörden der 
Besatzungslastenverwaltung über den Wortlaut 
des Gesetzes Nr. 47 hinaus für Verdienstausfälle 
als mittelbaren Schaden eine Entschädigung ge- 
währen durften, befaßt er sich mit einem eng 
und scharf umgrenzten Tatbestand. Aus diesem 
Schnellbrief ließ sich keinesfalls folgern, daß 
künftig ganz allgemein entgegen dem Gesetzes- 
wortlaut auch mittelbare Folgeschäden ersetzt 
werden durften. 

Schließlich beläuft sich der Schaden des Bundes 
nicht nur auf 25 v. H. des Entschädigungsbetra- 
ges. Das träfe, wie nicht erörtert zu werden 
braucht, auch dann nicht zu, wenn der Anteil der 
amerikanischen Streitkräfte (75 v. LI. des Ent- 
schädigungsbetrages) unmittelbar aus dem Be- 
satzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalt 
gezahlt worden wäre. Der Anteil ist hier aus 
einem Globalbetrag gezahlt worden, den die 
Streitkräfte eigens der Bundesrepublik aus den 
Mitteln des Besatzungskosten- und Auftragsaus- 
gabenhaushalts für die Abgeltung von Besat- 
zungsschäden zur Verfügung gestellt hatten. 
Dieser Betrag ist bis zum 5. Mai 1955 nicht voll 
verbraucht worden. Der Restbetrag ist auf Grund 
einer zwischen der Bundesrepublik und der frü- 
heren amerikanischen Besatzungsmacht abge- 
schlossenen Vereinbarung dem Bund zur freien 
Verfügung zugeflossen. Der Restbetrag wäre, 
wenn das Besatzungskostenamt des Landes den 
Fall richtig abgewickelt hätte, um den zu Unrecht 
verausgabten Betrag größer gewesen. 

Hiernach wird der Bund seinen Anspruch 
gegen das Land aufrechterhalten müssen. 

* 

Einzelplan 35 — Verteidigungslasten — 
Ordentlicher Haushalt 

Teil C Kapitel 35 11 — Verteidigungsfolge- 
kosten im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes 
und in Berlin 

Einmalige Ausgaben 

Titel 715 — Freimachung von vor 

dem 1. Oktober 1950 
requirierten (altrequi- 
rierten) Gebäuden, ins- 
besondere der privaten 
Hand, durch Errichtung 
von Ersatzgebäuden für 
Zwecke der Drei Mächte 

23. In den Rechnungsjahren 1954 und 1955 hat der 
Bund in einem Lande für Zwecke der ausländi- 
schen Streitkräfte an verschiedenen Orten 
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17 Wohnhäuser des gleichen Typs errichten 
lassen. Das Sonderbauamt des Landes hat die 
Bauleistungen für ein Haus gegen Abrechnung 
nach Aufmaß, die Bauleistungen für die übrigen 
16 Häuser zu Pauschalpreisen vergeben. Die vom 
Bauamt aufgestellten Ausschreibungsunterlagen 
für die 16 Häuser enthielten, wie der Vergleich 
mit den Massen des nach Aufmaß abgerechneten 
einen Hauses ergeben hat, zum Teil erheblich 
überhöhte Massenangaben. Dadurch sind für die 
16 Häuser 132 928,83 DM zuviel ausgegeben 
worden. Der Bundesrechnungshof hat die Mehr- 
ausgaben beanstandet. 

Nach § 5 Abs. 1 b Teil A der Verdingungsord- 
nung für Bauleistungen (VOB) sollen Aufträge 
zu Pauschalsummen nur vergeben werden, wenn 
die Leistung nach Ausführungsart und Umfang 
genau bestimmt ist. Nach Nr. 12 der VOB-Richt- 
linien des Bundesministers der Finanzen vom 
27. Juli 1953 sind die veranschlagten Massen bei 
der Vergabe zu Pauschalsummen besonders sorg- j 
fältig zu ermitteln. Diese Pflicht ergibt sich auch j 
aus dem Grundsatz, daß Haushaltsmittel wirt- 
schaftlich und sparsam zu verwalten sind. 

Das Land hat eingeräumt, daß gegen Bestim- 
mungen der VOB und der VOB-Richtlinien ver- 
stoßen worden ist. Es macht aber geltend, daß es 
für die Mehrausgabe nicht einzustehen habe. 
Das Sonderbauamt habe davon ausgehen kön- 
nen, daß die Unternehmer die überhöhten Mas- 
senangaben in ihrer Kalkulation berücksichtigen j 
und die Einheitspreise herabsetzen würden. Im 
übrigen ist das Land der Ansicht, der Bundes- 
rechnungshof habe die Mehrkosten zu hoch 
errechnet. Der Bundesrechnungshof hätte — so 
meint das Land — bei seiner Vergleichsberech- 
nung nicht von den Einheitspreisen der Pauschal- 
angebote ausgehen dürfen; denn das Bauamt 
habe vor der Erteilung des Zuschlags in Ver- 
handlungen mit den Bietern eine Senkung der 
Pauschalsumme um 248 247,26 DM erreicht, ohne 
daß aber die Einheitspreise im einzelnen nach- 
träglich berichtigt worden seien. Das Land ist 
weiter der Auffassung, der Vergleich des Bun- 
desrechnungshofes führe auch deshalb zu einem 
unzutreffenden Ergebnis, weil die Gründungen, 
die Deckensysteme und die Dachformen der an 
verschiedenen Orten errichteten Gebäude unter- 
schiedlicher Art seien; die Gebäude wiesen daher 
zum Teil andere Massen als der Vergleichsbau 
auf. Soweit es hierdurch zu Massenmehrungen 
gekommen sei, hätten die Unternehmer sie 
wegen der Pauschalvergabe ohne weitere Bezah- 
lung hinnehmen müssen. 

Den Darlegungen des Landes kann der Bun- 
desrechnungshof nicht folgen. 

Es liegen keinerlei Anhaltspunkte dafür vor, 
daß die Bauunternehmer die überhöhten Massen- 
angaben in den Ausschreibungsunterlagen bei 
der Kalkulation der Pauschalpreise tatsächlich 
preismindernd berücksichtigt hätten. Das Bau- 
amt durfte sich auch nicht darauf verlassen, daß 
die Unternehmer die Massenangaben genau 
prüfen würden. Vielmehr mußte es sich selbst 


davon überzeugen, daß den Angeboten die rich- 
tigen Massen zugrunde lagen. 

Es ist richtig, daß der Bundesrechnungshof bei 
seiner Vergleichsberechnung von den Einheits- 
preisen der Pauschalangebote ausgegangen ist. 
Er hat aber die Nachlässe, die das Bauamt nach 
der Abgabe der Angebote erreicht hat, am 
Schluß der Vergleichsrechnung über die einzel- 
nen Gewerke anteilig abgesetzt. Das Land 
müßte zu dem gleichen Ergebnis kommen, wenn 
es eine Vergleichsrechnung auf der Grundlage 
der gesenkten Pauschalbeträge aufstellt. 

Die durch die Besonderheiten bei einzelnen 
Gebäuden verursachten Mehrmassen, für die die 
Unternehmer keine zusätzliche Bezahlung er- 
hielten, hat der Bundesrechnungshof bei der 
Errechnung des zuviel verausgabten Betrages 
durch Abzug eines entsprechenden Kostenbetra- 
ges berücksichtigt. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO, 
§ 5 Abs. 1 b Teil A der VOB und Nr. 12 der 
VOB-Richtlinien vor. Für die hierdurch ver- 
ursachten Mehrausgaben hat das Land einzu- 
stehen. Der Bundesrechnungshof hat den Bun- 
desminister der Finanzen gebeten, den Betrag 
von 132 928,83 DM von dem Land einzuziehen. 

* 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 40 09 — Kriegsopferversorgung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 300 — Versorgungsbezüge 

Titel 304 — Erstattung an die Rentenver- 

sicherungsträger nach § 90 des 
Bundesversorgungsgesetzes 
(vgl. Kapitel A 40 09 Titel 304) 

Der Betrag ist freizugeben, so- 
bald die Sachlage über die 
nach § 90 BVG zu erstattenden 
Mehraufwendungen geklärt ist 
und der Haushaltsausschuß des 
Bundestages einer Vorlage der 
Bundesregierung hierüber zu- 
gestimmt hat. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 11 13 - — Sozialversicherung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 600 — Grundbeträge in der Renten- 

versicherung der Arbeiter 

Titel 601 — Grundbeträge in der knapp- 

schaftlichen Rentenversicherung 
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Titel 611 — Erstattung der Rentenzulagen 

an die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung einschließ- 
lich Berlin 

Die Mittel sind in Höhe von 
512 Mio DM gesperrt. 

In dem Falle der Verminde- 
rung des Ansatzes zufolge Zu- 
teilung von Schuldbuchforde- 
rungen an die Träger der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter 
und der Rentenversicherung 
der Angestellten können mit 
Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen die Minder- 
ausgaben bei den anderen 
Titeln des Einzelplans 11 bis 
zur Höhe des Ansatzes ver- 
wendet werden. 

Titel 617 — Erstattung der Aufwendungen 

nach dem Grundbetragserhö- 
hungsgesetz an die Träger der 
gesetzlichen Rentenversiche- 
rung 


24. Im Rechnungsjahr 1954 ist auf den Gebieten der 
Kriegsopferversorgung und der Sozialversiche- 
rung von dem Grundsatz abgewichen worden, 
daß Einnahmen und Ausgaben getrennt vonein- 
ander zu veranschlagen und ebenso in der Bun- 
deshaushaltsrechnung nachzuweisen sind (Brutto- 
prinzip). 

a) Den Trägern der gesetzlichen Rentenver- 

sicherung entstehen dadurch Mehraufwen- 
dungen, daß Schädigungen im Sinne des 
Bundesversorgungsgesetzes vorzeitig An- 
sprüche aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung auslösen. Der Bund hat den Trägern 
der gesetzlichen Rentenversicherung diese 
Mehraufwendungen nach § 90 BVG zu er- 
statten (Kapitel 40 09 Titel 304). Da es bisher 
nicht möglich gewesen ist, deren Höhe fest- 
zustellen, haben die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung Abschlagszahlungen er- 
halten. Der Bund hat ihnen jedoch durch An- 
rechnung von Gegenforderungen höhere Be- 
träge erstattet, als die Haushaltsrechnungen 
erkennen lassen. So sind bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1954 die an die 
Rentenversicherungsträger bereits geleiste- 
ten und noch zu leistenden Abschlagszahlun- 
gen den Forderungen des Bundes gegen die 
Rentenversicherungsträger aus § 87 BVG 

— vgl. b) — gegenübergestellt worden; nur 
der die Forderung des Bundes übersteigende 
Betrag ist im Haushaltsplan als Ausgabe 
veranschlagt worden. 

b) Die bei der Veranschlagung der Ausgabemit- 
tel des Kapitels 40 09 Titel 304 abgesetzten 
Forderungen des Bundes gegen die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung ergeben 


sich aus § 87 BVG. Danach stehen versicher- 
ten Kriegsbeschädigten und ihren Hinter- 
bliebenen die Renten aus der Sozialversiche- 
rung vom 1. Oktober 1950 an in voller Hohe 
neben den Renten aus der Kriegsopferver- 
sorgung zu; vorher hatten die Sozialver- 
sicherungsrenten ganz oder zum Teil geruht, 
wenn beide Ansprüche die gleiche Ursache 
hatten. Im Zuge der Neufeststellung der 
Kriegsopferrenten hatten die Versorgungs- 
ämter die bisher ruhenden Beträge bis zur 
Erteilung eines Umrechnungsbescheides für 
Rechnung der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung zu zahlen. Vom 1. Oktober 
1950 bis zum Schluß des Rechnungsjahres 
1953 haben die Versorgungsämter dafür 
375 684 659,14 DM ausgegeben — vgl. 
jedoch c) — ; diese Summe ist in den Aus- 
gaben enthalten, die in den Bundeshaushalts- 
rechnungen 1950 bis 1953 als Versorgungs- 
bezüge nach dem BVG ausgewiesen sind 
(jetzt Kapitel 40 09 Titel 300). 

c) Die Forderungen des Bundes gegen die Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Höhe von 375 684 659,14 DM vermindern sich 
um die Beträge, die der Bund als Zuschüsse 
zu den Lasten der Sozialversicherung ohne- 
hin zu tragen hat (§ 1 Abs. 1 Nr. 11 und § 17 
des Ersten Überleitungsgesetzes); es handelt 
sich um die Grundbeträge in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung. Dazu kom- 
men die vom Bund zu tragenden Aufwen- 
dungen nach dem Rentenzulagegesetz und 
nach dem Grundbetragserhöhungsgesetz. 
Nach den Feststellungen des Bundesministers 
für Arbeit betragen sie in den Rech- 
nungsjahren 1950 bis 1953 insgesamt 
75 230 493,88 DM. 


Hiervon entfallen 


auf Kapitel 11 13 Titel 600 
Titel 601 
Titel 611 
Titel 617 


53 098 943,52 DM 
3 341 152,15 DM 
18 662 111,86 DM 
128 286,35 DM 


75 230 493,88 DM. 


Die Forderungen des Bundes nach § 87 BVG 
belaufen sich danach auf 300 454 165,26 DM 
(375 684 639, 1 4 DM abzüglich 75 230 493,88 
DM). 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
müssen für jedes Rechnungsjahr in voller Höhe 
im Haushaltsplan veranschlagt werden. Ein Ab- 
weichen von diesem Grundsatz, das ausnahms- 
weise zulässig sein kann, sah der Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1954 nicht vor. Lediglich 
die Erläuterungen zu Titel 304 lassen erkennen, 
daß Einnahmen des Bundes — Forderungen nach 
§ 87 BVG — auf die Ausgabemittel des Titels 
vorweg angerechnet worden sind. Weiter ist 
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nicht beachtet worden, daß sämtliche Einnahmen 
und Ausgaben mit ihrem vollen Betrag in der 
Bundeshaushaltsrechnung nachzuweisen sind; es 
dürfen weder Ausgaben noch Einnahmen vorweg 
angerechnet werden. 

Wenn die Einnahmen und Ausgaben mit ihrem 
vollen Betrag in der Bundeshaushaltsrechnung 
1954 nachgewiesen worden wären, hätten sich 
folgende überplanmäßige Haushaltsausgaben er- 
geben: 

Kapitel 40 09 Titel 304: 300 454 165,26 DM 

Kapitel 11 13 Titel 600: 52 638 341,52 DM 

Kapitel 11 13 Titel 611: 18 226 328,45 DM; 

die überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 11 13 

Titel 601 hätte sich um 3 341 152,15 DM erhöht. 
Soweit die Beträge der überplanmäßigen Aus- 
gaben von den unter c) genannten Beträgen ab- 
weichen (Titel 600 und Titel 611) und soweit 
eine überplanmäßige Ausgabe nicht nachzuwei- 
sen ist (Titel 617), ist das darauf zurückzuführen, 
daß für diese Titel nach § 4 Abs. 2 des Haus- 
haltsgesetzes 1954 Befreiungen von der Kürzung 
der Ausgaben um 4 v. H. bewilligt worden sind, 
die zur Deckung heranzuziehen waren. Es han- 
delt sich um insgesamt 1 024 671,76 DM, die aus 
Deckungsmitteln bei Kapitel 60 02 Titel 695 in 
Anspruch zu nehmen waren. 

Bei Kapitel 40 09 Titel 300 wäre statt 
der überplanmäßigen Haushaltsausgabe von 
117 874 512,67 DM eine Minderausgabe von 
162 010 146,47 DM eingetreten. Die Befreiung des 
Titels 300 von der Kürzung um 4 v. H. nach § 4 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1954 wäre nicht 
erforderlich gewesen; von den dafür vorgese- 
henen Deckungsmitteln bei Kapitel 60 02 Titel 695 
wären 95,8 Mio DM nicht in Anspruch genom- 
men worden. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 7, 9 Abs. 1, 
69 Abs. 1 RHO vor. Das Gesamtabschlußergebnis 
der Bundeshaushaltsrechnung 1954 wird dadurch 
nicht verändert. Die Bundesminister für Arbeit 
und der Finanzen haben die Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes als berechtigt anerkannt. 
Die Abweichung vom Bruttoprinzip ist bereits 
in dem mündlichen Bericht des Haushaltsaus- 
schusses (18. Ausschuß) des Bundestages — 
Drucksache 2896 der 2. Wahlperiode S. 17 
Nr. 26 — erwähnt. 

Die Zahlungen, welche die Versorgungsämter 
in den Rechnungsjahren 1954, 1955 und 1956 
(bis zum 31. Dezember 1956) noch für Rechnung 
der Rentenversicherungsträger geleistet haben 
(4 155 986,55 DM), sind auf Veranlassung des 
Bundesrechnungshofes noch vor Abschluß der 
Bücher des Rechnungsjahres 1956 unter Beach- 
tung des Bruttoprinzips nachgewiesen worden. 

* 


Anlage VII zur Bundeshaushaltsrechnung 1954: 
Sondervermögen Ausgleichsfonds 
(S. 1921 bis 1944) 

Ausgaben 

Kapitel 104 — Kriegsschadenrente (§§ 261 bis 
292 LAG) 

Titel 1 — Unterhaltshilfe (§§ 267 bis 275 

LAG) 

25. Auf Veranlassung des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamts haben die Ausgleichsämter in 
Berlin im März 1953 insgesamt 5 Mio DM an die 
Fürsorgestellen bei den Bezirksämtern gezahlt 
und die Ausgaben als Vorschüsse gebucht. Es 
handelte sich um Vorauszahlungen auf Beträge, 
welche die Fürsorgestellen nach § 292 Abs. 3 
LAG zu erwarten hatten. Danach werden Für- 
sorgeleistungen auf Nachzahlungen an Unter- 
haltshilfe angerechnet, soweit die Fürsorge- 
stellen für den gleichen Zeitraum Barunterstüt- 
zung und Mietbeihilfe oder andere entsprechende 
Leistungen gewährt haben; der Anspruch des 
Empfängers der Unterhaltshilfe auf die Nach- 
zahlung geht auf den Fürsorgeverband in Höhe 
der angerechneten Beträge über. Die Vorschüsse 
sind im März 1955 abgewickelt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Gewährung der 
Vorauszahlungen beanstandet; er hat auch dar- 
auf hingewiesen, daß die Ausgleichsämter die 
Vorauszahlungen — sofern sie zulässig gewesen 
wären — nicht als Vorschüsse, sondern bei der 
in Betracht kommenden Haushaltsstelle hätten 
buchen müssen (§ 27 Satz 1 RHO). Der Präsident 
des Bundesausgleichsamts hat demgegenüber 
u. a. ausgeführt, der Ausgleichsfonds sei vom 
Inkrafttreten des LAG an gesetzlich verpflichtet 
gewesen, die zur Ausführung des § 292 Abs. 3 
LAG erforderlichen Mittel aufzuwenden. Wäh- 
rend in den übrigen Ländern die seit 1949 be- 
stehenden Soforthilfeämter ihre Arbeit als Aus- 
gleichsämter sogleich hätten fortsetzen können, 
seien die Ausgleichsämter in Berlin erst im 
Oktober 1952 eingerichtet worden. Daher habe 
sich die Bearbeitung der Anträge auf Unterhalts- 
hilfe und damit die Feststellung der den Für- 
sorgeämtern zu erstattenden Beträge erheblich 
verzögert. Es habe für den Ausgleichsfonds nicht 
in Betracht kommen können, diesen organisato- 
rischen Notstand Berlins auszunutzen und Mittel 
des Ausgleichsfonds, für die ein Zwang zur Ver- 
ausgabung in einem gewissen Rahmen bereits 
festgestanden habe, zurückzuhalten. Bei der 
damaligen Flüssigkeit des Ausgleichsfonds wäre 
das auch angesichts der schlechten finanziellen 
Lage Berlins unangebracht gewesen. Der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamts erkennt auch 
nicht an, daß ein Verstoß gegen § 27 Satz 1 RHO 
vorliegt. Die Verrechnung habe deshalb noch 
nicht endgültig durchgeführt werden können, 
weil die Höhe der Beträge im Einzelfall nicht 
festgestellt gewesen sei. 

Der Bundesrechnungshof hat sich den Ausfüh- 
rungen des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
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amts nicht anschließen können. Nach § 292 Abs. 3 
LAG sind Fürsorgeleistungen erst zu erstatten, 
wennn die Ausgleichsbehörden die Unterhalts- 
hilfe im Einzelfall zuerkannt haben. Für Zah- 
lungen zu einem früheren Zeitpunkt fehlt die 
gesetzliche Grundlage; sie kann auch nicht durch 
die Berufung auf die damalige finanzielle Lage 
des Landes Berlin ersetzt werden. Nach den 
Uberleitungsgesetzen hatte der Bund ohnehin 
den größten Teil der Fürsorgekosten für die 
Mehrzahl der späteren Empfänger der Unter- 
haltshilfe zu tragen. Die Tatsache, daß der Aus- 
gleichsfonds seinerzeit flüssig war, kann nicht 
als stichhaltige Begründung für die Vorauszah- 
lungen anerkannt werden. Mit dem Gebot, die 
Mittel des Ausgleichsfonds nicht eher in An- 
spruch zu nehmen, als es zur wirtschaftlichen 
und sparsamen Führung des Ausgleichsfonds 
erforderlich ist, steht das Verfahren nicht im 
Einklang. 

Auch die Ausführungen des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts über die Buchung der 
Vorauszahlungen können nicht als zutreffend 
anerkannt werden. Sofern die Zahlungen nach 
dem LAG oder der RHO zulässig gewesen wären, 
hätten sie nach § 27 Satz 1 RHO nicht als Vor- 
schüsse gebucht werden dürfen. Daß bei der 
Leistung der Vorauszahlungen an die Fürsorge- 
stellen die Höhe der Zahlungsverpflichtungen 
des Ausgleichsfonds im Einzelfalle noch nicht 
feststand, war kein Grund, von der endgültigen 
Verrechnung der Vorauszahlungen abzusehen. 
Die Zahlungen waren keine buchmäßigen Vor- 
schüsse im Sinne des § 27 RHO, bei denen end- 
gültig gezahlt wird und nur eine endgültige 
Verrechnung noch nicht möglich ist. Die Voraus- 
zahlungen sind vielmehr vorzeitige und vor- 
behaltlich einer endgültigen Abrechnung ge- 
leistete Ausgaben. Solche Ausgaben sind sogleich 
bei der in Frage kommenden Haushaltsstelle zu 
buchen, damit sie in der Rechnung des Jahres 
erscheinen, in dem sie angefallen sind. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 26 Abs. 1, 27 
Satz 1 RHO, § 53 Abs. 2 Satz 1 RWB in Verbin- 
dung mit § 324 Abs. 1 Satz 1 LAG vor. 

Die Ausgleichsämter haben die Vorauszah- 
lungen ordnungsmäßig abgerechnet. Der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamts hat die Voraus- 
zahlungen offensichtlich in der Absicht leisten 
lassen, um damit den damaligen besonderen 
Verhältnissen Berlins Rechnung zu tragen. Nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes kann von 
Weiterem abgesehen werden. 

* 

Anlage VII zur Bundeshaushaltsrechnung 1954; 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 

(S. 1921 bis 1944) 

Ausgaben 

Kapitel 104 — Kriegsschadenrente (§§ 261 bis 
292 LAG) 

Titel 4 - — Entschädigungsrente 


26. Nach dem Altsparergesetz vom 14. Juli 1953 und 
nach dem Dritten Gesetz zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 24. Juli 1953 
durfte Entschädigungsrente für Sparerschäden 
nicht mehr gewährt werden. Nach dem Entwurf 
des Vierten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes — 4. ÄndG LAG — sollte 
diese Bestimmung rückwirkend aufgehoben wer- 
den. Auf Grund des Entwurfs hat der Präsident 
des Bundesausgleichsamts die Ausgleichsbehör- 
den mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen im August 1954 ermächtigt, in drin- 
genden Fällen Zahlungen in dem früheren Um- 
fange zu leisten. Der Bundesrechnungshof hatte 
auf eine Anfrage des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamts der geplanten Vorwegregelung 
nach dem damaligen Stande der Dinge nicht 
grundsätzlich widersprochen. Eine Reihe von 
Ausgleichsämtern hat Entschädigungsrenten in 
der früheren Höhe gezahlt und auch Nachzah- 
lungen geleistet. 

Das 4. ÄndG LAG, das Mitte Juli 1955 ver- 
kündet worden ist, hat die Möglichkeit, Ent- 
schädigungsrente bei Sparerschäden zu gewäh- 
ren, nicht wieder in vollem Umfang eröffnet. 
Infolge der Einführung der Sperrbeträge sind in 
vielen Fällen, in denen Entschädigungsrente 
allein zur Abgeltung der Sparerschäden zuer- 
kannt war, die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung ganz oder teilweise entfallen. Um weitere 
Überzahlungen zu verhüten, hat der Präsident 
des Bundesausgleichsamts seine Ermächtigung 
vom August 1954 im Juni 1955 aufgehoben. Be- 
reits aus der geänderten Fassung des Entwurfs 
des 4. ÄndG LAG vom 26. Januar 1955 und aus 
dem Bericht des Bundestagsausschusses für den 
Lastenausgleich vom 11. Februar 1955 ging 
jedoch hervor, daß die Entschädigungsrente 
wahrscheinlich nicht in ihrem früheren Umfange 
aufleben würde. Das stand fest, als der Bundes- 
rat am 18. März 1955 den VermiUlungsausschuß 
angerufen hatte, ohne zu verlangen, daß die 
Bestimmungen über die Entschädigungsrenten 
für Sparerschäden geändert werden. Da die 
Mittel des Ausgleichsfonds wirtschaftlich und 
sparsam zu verwalten sind (§ 26 Abs. 1 RHO), 
hätte die Vorwegregelung nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes Ende März 1955 geändert 
werden müssen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat 
in seiner Stellungnahme u. a. ausgeführt, er habe 
auf Wunsch des Bundestagsausschusses für den 
Lastenausgleich trotz rechtlicher Bedenken die 
ursprünglich beabsichtigte gesetzliche Regelung 
vorweggenommen und damit im Einvernehmen 
mit allen Beteiligten das Risiko einer Überzah- 
lung aus allgemeinen staatspolitischen Gründen 
in Kauf genommen; darin liege eingeschlossen, 
daß davon erst dann habe abgegangen werden 
können, wenn endgültige Verhältnisse geschaffen 
seien. Die Rücksicht auf den Staatsbürger gebiete 
es, fortdauernde Leistungen, die einmal bewilligt 
worden seien, nicht nach dem Stand der Gesetz- 
gebungsarbeiten einzustellen und unter Um- 
ständen erneut aufzunehmen. Der Präsident des 
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Bundesausgleichsamts ist weiter der Ansicht, ein 
rechtlich sicherer Boden für die Aufhebung seiner 
Ermächtigung sei erst vorhanden gewesen, als 
der Bundestag und der Bundesrat dem Vorschlag 
des Vermittlungsausschusses zugestimmt hätten 
(Anfang Juni 1955). Die Änderungen, die der 
Vermittlungsausschuß vorgeschlagen habe, seien 
so einschneidend gewesen, daß es ernstlich zur 
Debatte gestanden habe, ob der Bundestag und 
der Bundesrat sie ablehnen würden. Dann wäre 
die Vorlage hinfällig geworden, und es sei kei- 
neswegs sicher gewesen, ob die Sperrklausel für 
Sparerschäden bei einer neuen Beratung erhalten 
geblieben wäre. Im übrigen habe er den Zeit- 
punkt, zu dem er seine Ermächtigung aufgehoben 
habe, mit dem Bundesminister der Finanzen ab- 
gestimmt. Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts hat ferner gegen die Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes, es liege ein Verstoß gegen 
§ 26 Abs. 1 RHO vor, Einwände erhoben. Er 
vermag nicht anzuerkennen, daß nicht mit be- 
sonderer Sorgfalt geprüft worden sei, wie lange 
die Regelung aufrechtzuerhalten gewesen sei. 
Darüber, wann die vorläufige Regelung zweck- 
mäßigerweise zu beenden gewesen wäre, könne 
man verschiedener Meinung sein. 

Der Bundesrechnungshof hat sich diesen Aus- 
führungen nicht anschließen können. Zwar ist 
dem Präsidenten des Bundesausgleichsamts darin 
zuzustimmen, daß nicht jede Veränderung, die 
ein Gesetzentwurf im Verlaufe der parlamenta- 
rischen Behandlung erfährt, schon die entspre- 
chenden Anordnungen der Verwaltung auslösen 
kann. Wenn aber, wie hier, feststeht, daß ein 
Gesetz mit Sicherheit von dem ursprünglichen 
Entwurf abweichen wird, dann müssen die auf 
Grund des Entwurfs eingeleiteten Maßnahmen 
ohne jede Verzögerung rückgängig gemacht 
werden. Die vorläufigen Zahlungen waren nicht 
mehr zu vertreten, nachdem der Bundesrat den 
Vermittlungsausschuß angerufen hatte, ohne die 
in den Entwurf eingefügte Sperrklausel zu be- 
anstanden, Wäre nämlich das Gesetz nicht an- 
genommen worden, so hätte ohnehin keine 
Möglichkeit bestanden, weiterhin Zahlungen 
nach der im August 1954 getroffenen Regelung 
zu leisten. 

Hätte der Präsident des Bundesausgleichsamts 
seine Anordnung Ende März 1955 aufgehoben, 
so wären die Überzahlungen von Mai 1955 an 
zu vermeiden gewesen. Der Bundesrechnungshof 
hat die Entschädigungsrenten bei einigen Aus- 
gleichsämtern stichprobenweise geprüft und 
dabei Überzahlungen in rd. 1700 Fällen fest- 
gestellt, davon bei einem großen Ausgleichsamt 
in mehr als 1000 Fällen. Bei einem durchschnitt- 
lichen Monatsbetrag an überzahlter Entschädi- 
gungsrente von 10 bis 15 DM sind allein in 
diesen Fällen für die Monate Mai und Juni 1955 
42500 DM überzahlt worden. Die Überzahlungen 
im gesamten Bundesgebiet werden sich auf ein 
Mehrfaches dieses Betrages belaufen. 

Die Ausgleichsämter haben die Zahlungen auf 
Grund der Ermächtigung zwar unter dem Vor- ' 


behalt geleistet, daß diese jederzeit widerrufen, 
zurückgefordert oder angerechnet werden kön- 
nen. In den meisten Fällen wird es jedoch wegen 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Empfänger 
nicht möglich sein, die überzahlten Beträge ein- 
zuziehen. Zum Teil werden überzahlte Beträge 
mit weiteren Ausgleichsleistungen verrechnet 
werden können. 

Die Mittel des Ausgleichsfonds sind wirt- 
schaftlich und sparsam zu verwalten. Es liegt ein 
Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO in Verbindung 
mit § 324 Abs. 1 Satz 1 LAG vor. 

Der Bundesrechnungshof hat von weiteren 
Schritten abgesehen, da den verantwortlichen 
Bediensteten nach Lage des Falles eine schuld- 
hafte Verletzung ihrer Amtspflichten kaum nach- 
zuweisen wäre. Bei dieser Gelegenheit macht 
der Bundesrechnungshof darauf aufmerksam, 
daß die Verwaltung die parlamentarische Be- 
handlung eines Gesetzentwurfs mit besonderer 
Sorgfalt beobachten muß, wenn sie im Hinblick 
auf eine geplante gesetzliche Regelung im Ver- 
waltungsweg eine Vorwegregelung mit finan- 
ziellen Auswirkungen getroffen hat. Tut sie das 
nicht oder veranlaßt sie nicht die danach erfor- 
derlichen Maßnahmen, dann bewirkt sie, daß 
überflüssige Ausgaben geleistet werden. 


* 


Anlage VII zur Bundeshaushaltsrechnung 1954: 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 

(Seite 1921 bis 1944) 

Ausgaben 

Kapitel 120 — Aufbaudarlehen für die gewerb- 
liche Wirtschaft (§§ 254 bis 258 
LAG) 

27. Durch eine Weisung des Präsidenten des Bun- 
desausgleichsamts ist der Kreis der antrags- 
berechtigten Personen, die Aufbaudarlehen er- 
halten können, entgegen den Vorschriften des 
LAG erweitert worden. 

Die Aufbaudarlehen gehören zu den Aus- 
gleichsleistungen, auf die ein Rechtsanspruch 
nicht besteht (§§ 233 Abs. 1 Nr. 1, 253 bis 258 
LAG); sie können Erben der Geschädigten nur 
gewährt werden, soweit die Erben zum Per- 
sonenkreis des § 229 Abs. 1 LAG gehören (§ 233 
Abs. 2 LAG). Hinsichtlich einer Reihe von Ver- 
mögensschäden steht die Übernahme des Ver- 
mögens zu Lebzeiten des unmittelbar Geschä- 
digten (vorweggenommene Erbfolge) der echten 
Erbfolge gleich (§ 229 Abs. 1 letzter Satz 
LAG). Abweichend hiervon ist in der Weisung 
vorgesehen, daß Nachkommen der unmittelbar 
Geschädigten zu deren Lebzeiten auch dann 
schon antragsberechtigt sind, wenn mit großer 
Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, 
daß die unmittelbar Geschädigten ohne die Schä- 
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III. Sammelbemerkung zu über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben 

Zu verschiedenen Einzelplänen 

— Personalausgaben — 


digung in der Lage gewesen wären, ihren Nach- 
kommen zum Aufbau einer Existenz zu ver- 
helfen. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Regelung 
beanstandet. Der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamts hat darauf u. a. erwidert, für seine 
Anordnung sei die Überlegung maßgebend ge- 
wesen, daß alte Antragsteller häufig nicht mehr 
in der Lage seien, sich eine neue Existenz auf- 
zubauen. An ihrer Stelle müßte daher — vor 
allem bei der Betonung der Familiengemein- 
schaft im Lastenausgleich — wenigstens ihren 
Kindern die Eingliederung erleichtert werden. 
Der Gedanke an eine solche Hilfe liege um so 
näher, als neben der Unterhaltspflicht auch eine 
begrenzte Ausstattungspflicht der Eltern ihren 
Kindern gegenüber bestehe. Schließlich dürfe 
nicht außer Betracht bleiben, daß es sich hier 
nicht um echte Leistungen mit Rechtsanspruch, 
sondern um Darlehen handele, deren Annuitäten 
an den Fonds zurückflössen. Diese Umstände 
müßten angesichts der Neigung der Rechtspre- 
chung, Schadenstatbestände weit auszudeuten, 
auch hier durch eine — allerdings bis an die 
äußerste Grenze des Zulässigen gehende — 
Auslegung des Lasteausgleichsgesetzes berück- 
sichtigt werden. 

In rechtlicher Hinsicht ist nach Auffassung 
des Präsidenten des Bundesausgleichsamts zu 
bedenken, daß nach § 229 Abs. 1 Satz 1 LAG 
die Übernahme eines Vermögens zu Lebzeiten 
des unmittelbar Geschädigten (vorweggenom- 
mene Erbfolge) der echten Erbfolge gleichzu- 
stellen ist. Der Gesetzgeber sehe danach das 
Ableben des unmittelbar Geschädigten nicht in 
jedem Falle als Voraussetzung für die An- 
spruchsberechtigung eines Nachkommens an. 
Es sei daher nur eine Fortentwicklung der vom 
Gesetzgeber angedeuteten Richtung, wenn auch 
in ähnlichen Fällen den Nachkommen noch 
lebender Geschädigter ein Antragsrecht einge- 
räumt werde. Das sei insbesondere dann ge- 
rechtfertigt, wenn diese ohne die Schädigung in 
der Lage gewesen wären, ihren Nachkommen 
zum Aufbau einer Existenz zu verhelfen. 

Die Auffassung des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamts ist nicht begründet. Ausgleichs- 
leistungen ohne Rechtsanspruch können nach 
§ 233 LAG außer den unmittelbar Geschädigten 
nur dem Personenkreis gev/ährt werden, der in 
§ 229 Abs. 1 LAG genannt ist; hierzu gehören 
nur die in dieser Vorschrift aufgeführten Erben 
und die ihnen durch vorweggenommene Erb- 
folge gleichgestellten Personen. 

Die Weisung steht mit §§ 229 Abs. 1, 233 
Abs. 2, 254 LAG nicht im Einklang. Der Aus- 
gleichsfonds ist mit Ausgaben belastet worden, 
die gesetzlich nicht vorgesehen sind. Der Bun- 
desrechnungshof hält es für notwendig, daß die 
Weisung unverzüglich geändert wird, damit 
nicht länger unzulässige Ausgaben geleistet 
werden. 

* 


28. Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 des Haushaltsgesetzes 
1954 waren alle Ausgabeansätze des Plans des 
ordentlichen Haushalts nur mit einem um 4 v. H. 
niedrigeren Betrag bewilligt. 

Der Bundesminister der Finanzen konnte 
jedoch nach § 4 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 
eine Befreiung des einzelnen Haushaltsansatzes 
von der Kürzung um 4 v. H. zulassen, wenn die 
Ausgabe bis zur vollen Höhe des Ausgabe- 
ansatzes zwangsläufig war. Bei einer Befreiung 
von der Kürzung um 4 v. H. wurden die Aus- 
gaben, die über 96 v. FI. des Haushaltsansatzes 
hinausgingen und 100 v. H. nicht überstiegen, 
aus den bei Kapitel 60 02 Titel 695 veranschlag- 
ten Mitteln gedeckt und in der Spalte 13 a der 
Bundeshaushaltsrechnung nachgewiesen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat eine 
generelle Befreiung von der Kürzung um 4 v. H. 
durch Erlaß vom 13. Januar 1955 für die Fälle 
ausgesprochen, in denen infolge der einmaligen 
Zahlungen eines Drittels des Grundgehalts an 
Beamte die veranschlagten Mittel (96 v. FI.) nicht 
ausreichen sollten. Für die Titel 104 a und 104 b 
waren die erforderlichen Befreiungen einzeln 
beim Bundesminister der Finanzen zu beantragen. 
Diese Auffassung hat auch der Bundesminister 
der Finanzen auf S. XX des Vorberichts zur Bun- 
deshaushaltsrechnung 1954 vertreten. Im Gegen- 
satz dazu stehen die Ausführungen auf S. XXX 
des Vorberichts und die Erläuterungen zu Ka- 
pitel 60 02 Titel 695 auf S. 1590/91 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1954. Sowohl hier als auch 
bei den einzelnen Personal ausgaben und ihren 
Erläuterungen wird davon ausgegangen, daß 
generelle Befreiungen auch für Mehrausgaben 
ausgesprochen worden sind, die auf Grund der 
Tarifverträge über die Neuregelung der Ange- 
stelltenvergütungen und Arbeiterlöhne vom 
22. Dezember 1954 entstanden sind. Das ist aber 
in dem Erlaß des Bundesministers der Finanzen 
vom 13. Januar 1955 nicht gesagt worden. Für 
die dadurch entstandenen Mehrausgaben hätte 
der Bundesminister der Finanzen entweder eine 
generelle Befreiung oder Befreiung im Einzelfall 
erteilen müssen. Soweit das nicht geschehen ist, 
sind diese Beträge in der Spalte 13 a der Bundes- 
haushaltsrechnung zu Unrecht aufgeführt; sie 
wären überplanmäßig nachzuweisen gewesen. 
Das war offenbar auch die ursprüngliche Absicht 
des Bundesministers der Finanzen, der in einer 
Reihe von Fällen seine Zustimmung zu über- 
planmäßigen Ausgaben erteilt, die Ausgaben 
aber dennoch in der Spalte 13 a der Bundes- 
haushaltsrechnung als Befreiungen nachgewiesen 
hat (Kapitel 04 03 Titel 104 a und 104 b, Ka- 
pitel 10 03 Titel 104 a, Kapitel 12 06 Titel 104 a 
und 104 b, Kapitel 12 08 Titel 104 a und Ka- 
pitel 32 03 Titel 104 a und 104 b). 
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Es wären in Spalte 13 als überplanmäßige 
Ausgaben nachzuweisen gewesen: 

DM 

Kapitel 04 03 Titel 104 a = 84 209,07 
Titel 104 b — 4 832,34 

Kapitel 08 07 Titel 104 a = 25 604,— 

Titel 104b = 4 440,— 

Kapitel 08 08 Titel 104 a = 14 096,— 

Kapitel 10 03 Titel 104 a = 28 608,34 

(Befreiung 

von 

3000 DM 

Kapitel 10 22 Titel 104 a = 3 844,6l! wurde vom 

Bundes- 
ministerder 
Finanzen 
1 zugelassen) 

Kapitel 12 01 Titel 104 a = 53 651,79 

Kapitel 12 06 Titel 104 a - 9 876 — 

Titel 104b = 1 904,46 

Kapitel 12 08 Titel 104 a = 1 183,84 

Kapitel 32 03 Titel 104 a - 10 472,15 
Titel 104 b = 3 544,— 

Summe 246 266,60 

Es liegen formelle Verstöße gegen § 4 Abs. 2 
des Haushaltsgesetzes 1954 und § 73 Abs. 1 RHO 
vor. Bedenken gegen die nachträgliche Geneh- 
migung der überplanmäßigen Ausgaben von 
246 266,60 DM bestehen nach Ansicht des Bun- 
desrechnungshofes nicht. 

* 

Zu Einzelplan 08 — Bundesminister 
der Finanzen — 

Kapitel 08 01 Titel 201; S. 1674 

29. Die bei den Abschnitten a) — Unterhaltung — 
und b) — Ersatz — der Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände in den Diensträumen veranschlagten 
Haushaltsmittel sind nach § 2 Abs. 1 des Haus- 
haltsgesetzes 1954 gegenseitig deckungsfähig. 
Die Haushaltsabteilung des Bundesministers der 
Finanzen hat überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben 

beim Abschnitt a) 

bis zu 5 000, — DM, 

beim Abschnitt b) 

bis zu 10 000, — DM 

zugestimmt. Die 
nach der Bundes- 
haushaltsrechnung 
tatsächlich gelei- 
steten überplan- 
mäßigen Ausgaben 
betragen 

beim Abschnitt a) 13 413,76 DM, 
beim Abschnitt b) 481 ,88 DM. 

also mehr bei a) 8 413,76 DM, 
wenigerbei b) 9 518,12 DM, 


Nach § 2 des Haushaltsgesetzes 1954 in Ver- 
bindung mit § 31 RHO bezieht sich die gegen- 
seitige Deckungsfähigkeit nur auf die im Haus- 
haltsplan veranschlagten Ausgabemittel. Die 
Zustimmung zu überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben schafft keine Ausgabemittel; die gegen- 
seitige Deckungsfähigkeit erstreckt sich nicht auf 
diese Ausgaben. Nach § 33 Abs. 1 RHO wäre es 
erforderlich gewesen, die Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen (Haushaltsabteilung) 
zu der weiteren überplanmäßigen Ausgabe von 
8413,76 DM beim Abschnitt a) einzuholen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vor. Bedenken gegen die nachträgliche Genehmi- 
gung der überplanmäßigen Ausgabe bestehen 
nach Ansicht des Bundesrechnungshofes nicht. 

* 

Zu Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernäh- 
rung r Landwirtschaft und 
Forsten — 

Kapitel A 10 10 Titel apl. 711 (Mehrkosten beim 

Neubau des Dienst- 
gebäudes für das 
Institut für Virus- 
forschung); S. 1788 

30. Die Ausgaben sind im außerordentlichen Haus- 
halt außerplanmäßig nachgewiesen. Sie wären 
als außerplanmäßige Ausgaben hinter den im 
Bundeshaushaltsplan veranschlagten einmaligen 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts zu buchen 
gewesen (§ 14 S. 2 RRO). Mit Rücksicht auf die 
besonderen Umstände des Falles — vgl, die Be- 
gründung in der Anlage I zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1954 (S. 1788) — hat der Bundesrech- 
nungshof die Angelegenheit auf sich beruhen 
lassen. 

* 


D. Buchungen an unrichtiger Stelle 

31. Die in der Nachweisung (S. 27 Nr. 32) aufge- 
führten Beträge sind nicht bei den richtigen 
Haushaltsstellen gebucht worden (Titelver- 
wechslungen). Der Bundesrechnungshof hat 
Titelverwechslungen nur aufgenommen, wenn 
durch sie die wesentliche Überschreitung eines 
Ansatzes vermieden oder verursacht worden ist 
oder wenn sie eine grundsätzliche oder sonst 
erhebliche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 

Satz 1 RHO). 

* 
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32. Nachweisung 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erläuterungen S. 29 Nr. 33) 




Es sind gebucht 



Bei richtiger Buchung der Beträge wären 

Lfd. 

bei 

1 

statt bei 

Betrag 


als Haushaltsüber- 
schreitung, ggf. als 

die Haushaltsüberschreitungen, ggf. die 
Haushaltsvorgriffe (V) oder die außer- 






Haushaltsvorgriff 
(V) oder als 
außerplanmäßige 
Ausgabe nach- 

planmäßigen Ausgaben 

Nr. 


I 




höher 

i niedriger 


Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 


nachzuweisen gewesen 






DM 

zuweisen gewesen 
DM 

um 

DM . 

um 

j DM 

i ! 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

! 9 

l 

04 01 

201 a 

04 01 

206 

641,57 

— 

641,57 
(Tit. 206) 

— 

2 

04 05 

101 

04 05 

103 

26 085,61 

26 085,61 

— 

— 

3 

06 17 

304 

06 17 

300 

12 532,62 \ 

14 326,55 

— ■ 

— 

4 

06 17 

304 

06 17 

300 

1 794,40 ) 

(Tit. 300) 

— 

i — 

5 

06 17 

305 

06 17 

300 

1 916,— 

1 916,— 

(Tit. 300) 

— 


6 

06 26 

201b 

06 26 

870 

1 742,09 

1 740,16 (V) 
(Tit. 870) 

— 

— 

7 

06 29 

300 

06 29 

215b 

4 306,96 

4 305,50 
(Tit. 215 b) 

— 

: — 

8 

08 01 

200 

08 01 

201 a 

724,20 

— 

724,20 
(Tit. 201 a) 

— 

9 

08 01 

200 

hinter Kap. 08 1 1 
apl. bei II, c 

2 856,13 

— 

2 856,13 
(apl. bei II, c) 



10 

08 01 

203 

08 08 

203 

5 952,34 

2 077,52 
(Kap. 08 08) 

— 

— 

11 

08 03 

201b 

08 03 

875 

850,45 

833,65 (V) 
(Tit. 875) 

— 

— 

12 

08 05 

1 

08 05 

299 

104,69 





l 

13 

14 

(Absetzung) 

08 05 

(Absetzung) 

08 05 

08 05 

08 05 

08 05 

(Absetzung) 

08 06 

08 06 

08 06 

6 

204 

215 a 
215 a 
3 

47 

48 
47 

08 05 

25 01 

115 

45 

3 180,95 

110 — 

3 395,64 

312,85 

1 090,09 ! 

2 140,30 

3 543,24 

9 752,42 

5 737,81 

20 837,91 



3 395,64 
(Tit. 299) 

3 543,24 
(Tit. 115) 

— 






36 328,14 

— 


— 

15 

08 06 

08 06 

203 

206 

08 06 

! 

220 

31 947,89 1 

49 702,82 / 

81 650,71 

1 873,74 (V) 
(Tit. 220) 

i 

i 

| “ 

31 947,89 
(Tit. 203) 

16 

08 06 

219 

08 05 

219 

1 068,52 

— 

i 

1 068,52 
| (Kap. 08 06) 

17 

08 06 
(Absetzung) 

402 

08 06 

24 

8 449,77 

— 

8 449,77 

1 (Tit. 402) 

! 

18 

08 06 
(Absetzung) 

402 

08 06 

15 

2 501,03 

— 

2 501,03 
i (Tit. 402) 

— 

19 

08 06 

700 

08 06 

402 

35 065,50 

— 

35 065,50 
(Tit. 402) 

— 

20 

08 08 

200 

08 08 

215 a 

1 176,40 

— 

1 176,40 
(Tit. 215 a) 

— 

21 

09 01 

215 a 

' 09 01 

215b 

7 760,40 

— 

7 760,40 
; (Tit. 215 b) 

— 

22 

09 01 

951 

09 01 

299 

49 159,22 

— 

! 49 159,22 

(Tit. 299) 

— 

23 

09 05 

201b 

09 05 

i 

apl. 

870 

4 817,44 

4 817,44 
i (Tit. apl. 870) 

i 

— 
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Es sind gebucht 



Bei richtiger Buchung der Beträge wären 


bei 




als Haushaltsüber- 

die Haushaltsüberschreitungen, ggf. die 

Lfd. 

Nr. 





schreitung, ggf. als 

Haushaltsvorgriffe 

(V) oder die außer- 





Betrag 

Haushaltsvorgriff 
(V) oder als 
außerplanmäßige 

planmäßigen Ausgaben 






höher 

niedriger 


Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 


Ausgabe nach- 

nachzuweisen gewesen 







zuweisen gewesen 

um 

um 






DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

24 

10 11 

300 

10 11 

200 

3 140,86 

3 139,38 
(Tit. 200) 

— 

— 





201 

1 106,25 

997,18 
(Tit. 201) 

— 

— 





202 

8 016,98 

8 013,26 

— 

— 






12 264,09 

(Tit. 202) 



25 

10 13 

63 

10 13 

4 

2 891,80 

— 

— 

— 

26 

10 13 

300 

10 13 

202 

90,— 

90,— 









(Tit. 202) 







203 

2 042,85 

2 042,70 
(Tit. 203) 

— 

— 





215 b 

180,65 

180,64 

— 









(Tit. 215 b) 







299 

50,— 

50,— 

— 

__ 







(Tit. 299) 







301 

5 500,— 

5 496,81 

— 

— 






7 863,50 

(Tit. 301) 



27 

10 13 

310 

10 13 

301 

3 229,46 

3 229,46 
(Tit. 301) 

— 

— 

28 

10 18 

1 

10 18 

299 

703,04 

674,61 

— 

— 


(Absetzung) 





(Tit. 299) 



29 

10 19 

310 

10 19 

710 

2 390,— 

2 371,73 
(Tit. 710) 

— 

— 

30 

10 22 

301 

10 22 

69 

535,81 

175,16 

— 

— 


(Absetzung) 





(Tit. 301) 



31 

11 01 

675 - 

11 01 

69 

40 449,44 

20 429,32 

— 

— 


(Anrech- 

nung) 






(Tit. 675) 



32 

11 01 

870 

11 01 

201 a 

373,— 

410,46 

— 

— 



870 



i (Tit. 201a) 




1 


201b 

201 b 

683,21 


374,38 
(Tit. 201 b) 

— 



1 


200 


289,33 


— 

— 

33 

11 05 

201 a 

11 05 

(870) 

739,20 

738,76 

— 

— 







(Tit. [870] ) 



34 

11 13 

606 

! 11 13 

69 

963,24 

— 

963,24 

— 


(Absetzung) 






(Tit. 606) 


35 

12 06 

108 

12 06 

217 

116,30 

— 

116,30 

116,30 








(Tit. 217) 

(Tit. 108) 

36 

29 01 

101 

29 01 

ipl.103 

18 543,38 

18 543,38 

— 

— 






(Tit. apl. 103) 



37 

40 09 

69 

40 09 

303 

1 974,09 

— 

— 

1 974,09 




(Absetzung) 





(Tit. 303) 

38 

40 09 

231 

40 09 

303 

2 862,40 


2 862,40 

2 862,40 








(Tit. 303) 

(Tit. 231) 

39 

40 09 

300 

40 09 

304 

300 454 165,26 

300 454 165,26 

— 

— 







(Tit. 304) 






! 11 13 

600 

53 098 943,52 

52 638 341,52 

— 





1 

1 



(Tit. 600) 






11 13 

601 

3 341 152,15 



3 341 152,15 

— 




1 




(Tit. 601) 





11 13 

611 

18 662 111,86 

18 226 328,45 

— 








(Tit. 61,1) 






11 13 

617 

128 286,35 

— 

— 

j 






375 684 659,14 



I — 

i 117 874 512,67 








1 

j (Tit. 300) 

40 

40 09 

303 

40 09 

231 

505,11 

579,80 


— 

505,11 
(Tit. 231) 

— 




40 09 

300 







40 09 

i 

1 

305 

2 062,63 

3 147,54 

— 

' — 

3 147,54 
(Tit. 303) 
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33. Erläuterungen der Buchungen j 

an unrichtiger Stelle (S. 27 Nr. 32) i 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, war ein 
Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforder- 
lich. I 

Zu lfd. Nr. 1 

Es handelt sich um Kosten für das Abnehmen 
und Aufhängen der Gardinen in Diensträumen. 
Die Verwaltung hat die Zweckbestimmung des 
Titels 201 a unzutreffend ausgelegt. 

Zu lfd. Nr. 2 

Die Dienstbezüge für drei abgeordnete Beamte, 
die außerplanmäßig bei Titel 103 nachzuweisen 
waren, sind irrtümlich bei Titel 101 gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 3 und 4 

Die Ausgaben für die Herstellung des Orts- 
namenverzeichnisses der deutschen Ostgebiete 
unter fremder Verwaltung (lfd. Nr. 3) sowie für 
die Herstellung der Arbeitskarten für die Elek- 
trizitätsversorgung und die öffentliche Wasser- 
versorgung sind bei Titel 304 gebucht worden. 
Dadurch ist eine Haushaltsüberschreitung bei 
Titel 300 vermieden worden. 

I 

Zu lfd. Nr. 5 

Druckkosten für Arbeitskarten (öffentliche Was- j 
serversorgung) sind irrtümlich bei Titel 305 ! 
nachgewiesen. 

Zu lfd. Nr. 6 

Ausgaben für die Erstausstattung der Büro- 
räume sind irrtümlich bei Titel 201 b gebucht 
worden. Der Bundesrechnungshof hat den Aus- 
gleich nach § 67 Abs. 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 7 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Es handelt sich 
um Ausgaben für wissenschaftliche Auslands- 
reisen, die irrtümlich bei Titel 300 gebucht wor- 
den sind. 

Zu lfd. Nr. 8 

Ausgaben für die Unterhaltung der Geräte und 
Ausstattungsgegenstände hat die Verwaltung 
irrtümlich bei Titel 200 buchen lassen. 

Zu lfd. Nr. 9 

Bei dem Ausgleich von Titelverwechslungen ist 
erneut an unrichtiger Stelle gebucht worden. 
Irrtümlich ist der Ausgleich bei dem jährlich ab- 
schließenden Titel 200 statt außerplanmäßig bei 
dem besonderen Abschnitt am Schluß der Aus- 
gaben des ordentlichen Haushalts nachgewiesen 
worden. 


Zu lfd. Nr. 10 

Der Bundesbaudirektion zur Last fallende an- 
teilige Wartungsgebühren für eine Fernsprech- 
anlage sind irrtümlich bei Kapitel 08 01 — statt 
bei Kapitel 08 08 — gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 11 

Die Verwaltung hat Ausgaben für Diktiergeräte 
(erstmalige Anschaffung) bei Titel 201 b buchen 
lassen. Dadurch ist eine Haushaltsüberschreitung 
bei Titel 875 vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 12 

Die Beträge sind irrtümlich nicht bei Titel 299 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 13 

Die Beträge sind irrtümlich nicht bei Titel 115 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 14 

Die Verwaltung hat Zinsen und Tilgungsraten 
aus Darlehen irrtümlich bei Kapitel 08 06 Titel 47 
und 48 vereinnahmen lassen. Der Ausgleich 
nach § 67 Abs. 2 RHO ist in den Rechnungsjah- 
ren 1955 (20 837,91 DM) und 1956 (15 490,23 DM) 
durchgeführt worden. 

Zu lfd. Nr. 15 

Es handelt sich um erstattete Verwaltungskosten, 
die irrtümlich bei den Titeln 203 und 206 ge- 
bucht worden sind. 

Zu lfd. Nr. 16 

Gerichtskosten der Zollverwaltung sind irrtüm- 
lich bei Kapitel 08 06 (Bundesvermögens- und 
Bundesbauverwaltung) gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 17 

Die Verwaltung hat öffentliche Abgaben aus 
Vorjahren, die dem Bund erstattet worden sind, 
entgegen § 69 RHO von den Ausgaben des 
Titels 402 absetzen lassen. 

Zu lfd. Nr. 18 

Nebenabgaben zu Mieten, die nach dem Brutto- 
prinzip bei Titel 15 zu vereinnahmen waren, 
sind entgegen § 69 RHO von den Ausgaben des 
Titels 402 abgesetzt worden. 

Zu lfd. Nr. 19 

Kosten für die Bewirtschaftung der Grundstücke 
sind infolge unrichtiger Auslegung der Zweck- 
bestimmung bei Titel 700 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 20 

Auslagen für Dienstgänge im Sinne der Nr. 34 
Abs. 1 und 2 ABzRKG sind irrtümlich bei 
Titel 200 gebucht worden. 
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Zu lfd. Nr. 21 

Flugkosten für eine Auslandsdienstreise sind 
irrtümlich bei Titel 215 a (Inlandsreisen) ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 22 

Kosten der öffentlichen Bekanntmachung über 
die Börseneinführung der 4°/oigen Schuldver- 
schreibungen auf Grund der 1. VO zur Durch- 
führung des Altsparergesetzes sind irrtümlich 
bei Kapitel 09 01 Titel 951 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 23 

Ausgaben für die erstmalige Anschaffung der 
Einrichtungsgegenstände, Maschinen und der- 
gleichen sind, da im Bundeshaushaltsplan ent- 
sprechende Ausgabemittel nicht zur Verfügung 
standen, bei Kapitel 09 05 Titel 201 b gebucht 
worden; sie hätten bei Kapitel 09 05 Titel apl. 870 
nachgewiesen werden müssen (§ 74 RHO). 

Zu lfd. Nr. 24 

Sachausgaben sind zum Teil bei Titel 300 ge- 
bucht worden; dadurch sind Haushai tsüber- 
schreitungen bei den Titeln 200, 201 und 202 
vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 25 

Einnahmen aus Untersuchungen sind irrtümlich 
als Zuweisungen Dritter für Forschungen und 
Versuche bei Titel 63 gebucht worden. Dadurch 
ist der Titel 310 des Kapitels 10 13 um 2891,80 
DM zu hoch in Anspruch genommen worden, da 
die Mittel dieses Titels nur in Höhe der tatsäch- 
lichen Einnahmen bei Kapitel 10 13 Titel 63 ver- 
ausgabt und bis zur Höhe etwaiger Mehrein- 
nahmen übreschritten werden durften. Der Bun- 
desrechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 26 

Sachausgaben sowie Aufwendungen, die bei 
Titel 301 nachzuweisen waren, sind zum Teil 
bei Titel 300 gebucht worden; dadurch sind 
Haushaltsüberschreitungen bei den in Spalte 5 
aufgeführten Titeln vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 27 

Die Ausgaben für die Herstellung einer wissen- 
schaftlichen Zeitschrift sind bei Titel 310 ge- 
bucht worden; dadurch ist eine Haushaltsüber- 
schreitung bei Titel 301 vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 28 

Die Verwaltung hat zuviel erhobene Dienst- 
wohnungsvergütungen zurückgezahlt. Sie hat 
§ 70 Abs. 1 RHO unrichtig ausgelegt und die 
Ausgaben von Einnahmen absetzen lassen. 


Zu lfd. Nr. 29 

Kosten für die Ausstattung von Fermentations- 
kammern mit einer Klimaanlage sind bei Titel 310 
gebucht worden. Dadurch ist eine Haushalts- 
überschreitung bei Titel 710 vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 30 

Ein im Renchnungsjahr 1953 gezahlter Druck- 
kostenvorschuß für eine Vegetationskarte war 
zu hoch. Der im Rechnungsjahr 1954 erstattete 
Betrag ist infolge falscher Auslegung des § 70 
Abs. 2 RHO von den Ausgaben abgesetzt, statt 
bei den Einnahmen gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 31 

Die Internationale Arbeitsorganisation in Genf 
hat den Mitgliedsbeitrag des Bundes für 1953 
zum Teil erstattet. Der eingegangene Betrag ist 
entgegen § 69 Abs. 1 Satz 2 RHO auf den Mit- 
gliedsbeitrag für 1954 vorweg angerechnet 
worden. 

Zu lfd. Nr. 32 

Mehrere Beträge sind irrtümlich bei den 
Titeln 870 und 200 gebucht worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO wegen des noch benachteiligten 
Titels 870 veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 33 

Ausgaben für neu beschaffte Geräte hat die 
Verwaltung bei Titel 201 a buchen lassen; da- 
durch ist eine Haushaltsüberschreitung bei Titel 
(870) vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 34 

Eine Krankenkasse hat Aufwendungen für die 
Krankenhilfe an Heimkehrer, die ihr zu Unrecht 
erstattet waren, zurückgezahlt. Die Verwaltung 
hat § 70 Abs. 2 RHO unrichtig ausgelegt und 
den Betrag von den Ausgaben des Titels 606 
abgesetzt, anstatt ihn bei Titel 69 zu verein- 
nahmen. 

Zu lfd. Nr. 35 

Die Ausgaben für eine Dienstantrittsreise und 
die Umzugskosten eines ledigen Beamten sind 
irrtümlich bei Titel 108 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 36 

Dienstbezüge abgeordneter Beamter sind irrtüm- 
lich bei Titel 101 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 37 

Erstattete Kostenanteile sind entgegen dem 
Haushaltsvermerk zu Titel 303 bei Titel 69 ge- 
bucht worden. 
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Zu lfd. Nr. 38 

Kosten der Heilbehandlung sind in mehreren 
Fällen irrtümlich bei Titel 231 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 39 

Auf die Einzelbemerkung (S. 20 Nr. 24) wird hin- 
gewiesen. 

Zu lfd. Nr. 40 

Es handelt sich um Ausgaben für Angehörige 
der Kriegsgefangenen (Versorgungsbezüge, Ko- 
sten der Beweiserhebung und der Heilbehand- 
lung). Sie sind irrtümlich bei Titel 303 gebucht 
worden. 

* 

34. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für die 
Haushaltsüberschreitungen und die außerplan- 


mäßigen Ausgaben in den Spalten 7 und 8 der 
Nachweisung (S. 27 Nr. 32) ein unvorherge- 
senes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Art. 112 Satz 2 GG). 


E. Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr 

35. Die in der Nachweisung (Nr. 36) aufgeführten 
Ausgaben sind nicht in der Rechnung des Jahres 
nachgewiesen, in dem sie geleistet sind oder in 
das sie nach ihrem Entstehungsgrund gehören 
(Verstöße gegen § 68 RHO). Der Bundesrech- 
nungshof hat die Nachweisung entsprechend 
dem Grundsatz aufgestellt, der für Titelver- 
wechslungen gilt (§ 107 Abs. 3 Satz 1 RHO; vgl. 
S. 26 Nr. 31). 


36. Nachweisung 

der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(Erläuterungen in Nr. 37 S. 32) 






Ist 

gebucht 

War zu 
buchen 

Bei richtiger Buchung wäre 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

DM 

im Rechn 

ungsjahr 

eine Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. ein Haus- 
haltsvorgriff 
(V) 

entstanden von 

DM 

die nachgew 
Haushaltsüb 

höher j 

gewes 

DM 

r iesene 

erschreitung 

| geringer 

>en um 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 


206 

10 421,65 

1954 

1953 

5 583,50 

— 

6 996,84 

2 


215a 

5 060,— 

1954 

1953 

— 

5 060,— 



3 


215 b 

2 406 — 

1954 

1953 



2 406 — 



4 


217 

4 750 — 

1954 

1953 


4 750 — 

— 

5 

10 13 

206 

16 476,05 

1954 

1953 

9 667,23 

— 

16 476,05 

6 

40 09 

870 

25 050,61 

1954 

1953 

i 

32 912,62 (V) 

— 

— 
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37. Erläuterungen 

der Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr (S. 31 Nr. 36) 

Zu lfd. Nr. 1 

Eine am 18. März 1954 eingegangene Rechnung 
über Brennmaterialien ist entgegen § 68 RHO 
aus Mitteln des Rechnungsjahres 1954 beglichen 
worden. Dadurch ist im Rechnungsjahr 1953 eine 
Haushaltsüberschreitung vermieden worden. 

Zu lfd. Nm. 2 bis 4 

Die Verwaltung hat Abschläge auf Reise- und 
Umzugskosten, die in den letzten Tagen des 
Rechnunsjahres 1953 ausgezahlt worden sind, 
entgegen § 68 RHO im Rechnungsjahr 1954 
buchen lassen. Dadurch sind weitere Haushalts- 
überschreitungen bei den Titeln 215 a, 215 b 
und 217 im Rechnungsjahr, 1953 vermieden 
worden. 

Zu fld. Nr. 5 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Es handelt sich 
um Ausgaben für Strom und Wasser sowie für 
Koks, die wirtschaftlich in das Rechnungsjahr 
1953 gehören und deshalb aus Mitteln dieses 
Rechnungsjahres zu bestreiten waren. Durch die 
Buchung im Rechnungsjahr 1954 ist eine Haus- 
haltsüberschreitung im Rechnungsjahr 1953 ver- 
mieden worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Um eine vermeintliche Haushaltsüberschreitung 
im Rechnungsjahr 1953 zu vermeiden, hat die 
Verwaltung Ausgaben für die Inneneinrichtung 
eines Versorgungskrankenhauses zunächst als 
Vorschuß und erst im Rechnungsjahr 1954 bei 
Kapitel 40 09 Titel 870 buchen lassen (Verstöße 
gegen §§ 27, 68 RHO). Der Betrag nach Spalte 4 
hätte im Rechnungsjahr 1953 bei dem Titel ge- 
bucht, die Mehrausgabe als Vorgriff (§§ 30 
Abs. 3 und 73 RHO) nachgewiesen werden 
müssen. 


38. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für die 
Haushaltsüberschreitungen in den Spalten 7 
und 8 der Nachweisung (S. 75 Nr. 36) ein un- 
vorhergesehenes und unabweisbares Bedürfnis 
vorlag (Art. 112 Satz 2 GG). 

* 

F. Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

39. Allgemeine Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

a) Zu den Haushaltsrechnungen der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes für die 


Rechnungsjahre 1947 bis 1949 (vom 1. April 
bis zum 20. September 1949) — Drucksache 
Nr. 3341 der 1. Wahlperiode S. 16/17 — : 

Der Vorbehalt zu Einzelplan X Kapitel 3 
Titel 3 „Schaffung von Wohnraum für Be- 
dienstete 11 wird aufgehoben. 

b) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1949 (vom 21. September 1949 
bis zum 31. März 1950) — Bemerkungen 
1949/1950 S. 29 und 34 — : 

Der Vorbehalt zu Einzelplan XXIII Ka- 
pitel 3 Titel 3 „Schaffung von Wohnraum 
für Verwaltungsangehörige 11 wird aufge- 
hoben. 

c) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1950 (Bemerkungen 1949/1950 
S. 29 und 34): 

Der Vorbehalt wegen der Haushaltsmittel, 
die außerhalb der Bundesverwaltung 
stehenden Stellen zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zur Verfügung gestellt worden 
sind (§ 64 a RHO), muß weiterhin bestehen 
bleiben, weil die Verhandlungen in einigen 
Fällen noch im Gange sind. 

d) Zu der Bundeshaushaltsrechnung lür das 
Rechnungsjahr 1951 (Bemerkungen 1951 
S. 31 Nr. 39 und S. 36): 

Der Vorbehalt zu Nr. 1 wird aufgehoben. 

Der Vorbehalt zu Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außer- 
halb der Bundesverwaltung stehenden 
Stellen zur Erfüllung bestimmter Zwecke 
zur Verfügung gestellt worden sind 
(§ 64 a RHO), 

muß bestehen bleiben, weil die Verhand- 
lungen noch nicht in allen Fällen beendet 
sind. 


e) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1952 (Bemerkungen 1952 
S. 32 Nr. 44 und S. 37): 

Der Vorbehalt zu Nr. 3 wird aufgehoben. 

Der Vorbehalt zu Nr. 1 

wegen der Ausgaben, über die für einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
durch Titelbücher oder über die noch 
durch besondere Bau- oder sonstige 
Rechnungen Rechnung zu legen ist, und 

der Vorbehalt zu Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außer- 
halb der Bundesverwaltung stehenden 
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Stellen zur Erfüllung bestimmter Zwecke 
zur Verfügung gestellt worden sind 
(§ 64 a RHO), 

müssen bestehen bleiben; einige Entschei- 
dungen stehen noch aus, weil die Ver- 
handlungen noch nicht zu Ende geführt 
werden konnten. 

f) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1953 (Bemerkungen 1953 
S. 29 Nr. 41 und S. 41): 

Die Vorbehalte können nicht aufgehoben 
werden, weil die Verhandlungen wegen 
weiterer Erhebungen, verzögerter Stel- 
lungnahmen der Verwaltung oder aus an- 
deren Gründen noch nicht abgeschlossen 
sind. 


Einzelvorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

40. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1949 
bis 1953 Einzelvorbehalte aufgestellt. Sie wer- 
den bis auf die in der Anlage 2 (S. 43) zusam- 
mengestellten Vorbehalte aufgehoben. 


Vorbehalte 

zu der Bundeshaushaltsrechnung 1954 


41. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 3 (S. 47) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nach- 
gewiesenen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
abschließen können. Das ist darauf zurückzu- 
führen, daß die Verwaltung Rechnungen ver- 
spätet vorgelegt und Prüfungsmitteilungen nicht 
rechtzeitig beantwortet hat. In einigen Fällen 
sind weitere Erhebungen und Verhandlungen 
notwendig geworden. 
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G. Vermögensrechnung 

42. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1954 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


VERMÖGEN 

Bestand am Beginn 
des 

Rechnungsj ahres 

Zugang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) 

Zahlung 


DM 

DM 

DM 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




Unbewegliche Sachen 

5 493 115 283,78 

936 111 233,26 

1 857 876 109,82 

Bewegliche Sachen 

320 366 776,38 

65 043 660,93 

55 134 995,29 

Geldwerte Rechte 

1 863 000 000,— 

2 157 000 000,— 

7 300 000,— 

Summe 

7 676 482 060,16 

3 158 154 894,19 

1 920 311 105,11 

Sachen im Gemeingebrauch 



141 290 949,37 

10 727 074,87 

Vermögen der Bundesanstalten und 
-einrichtungen 




Unbewegliche Sachen 

19 711 889,33 

5 423 916,11 

10 032 764,85 

Bewegliche Sachen 

86 111 463,42 

12 342 299,82 

10 464 426,97 

Wirtschaftsbetriebe 

1 856 783,21 

12 829,05 

589 153,06 

Geldwerte Rechte 

210 528,50 

175 988,— 

86 905,— 

Summe 

107 890 664,46 

17 995 032,93 

21 173 249,88 

Betriebsvermögen 

Wirtschaftsbetriebe 

Beteiligungen 

198 326 013,88 

1 501 535 462,71 

29 456 000,— 

36 538 850,53 
55 662 502,89 

Summe 

1 699 861 476,59 

1 29 456 000,— 

92 201 353,42 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 

Unbewegliche Sachen 

Bewegliche Sachen 

Geldwerte Rechte 

Treuhandvermögen 

3 309 440 349,68 

80 354 157,27 

[ 

- 270 999 895,65 

61 497 587,88 

1 641 143,03 

' 8 348 538,85 

6 586 373 668,45 

489 110 083,75 

2 130 972 109,24 

187 355 775 — 

817 319 904,15 
| 75 160 158,75 

Summe 

10 446 421 689,76 

2 400 323 184,50 

1 171 828 497,40 

Vermögen zusammen 

19 930 655 890,97 

5 747 180 061,13 

3 216 241 280,68 


Vermögen zu Beginn des Rechnungs- 
jahres 19 930 655 890,97 DM 

Vermögen am Ende des Rechnungs- 
jahres 25 804 202 391,62 DM 

Mithin Vermögensmehrung 5 873 546 500,65 DM 


SCHULDEN 


Fundierte Schuld 

Schwebende Schuld 

Andere Schulden 

18 282 597 826,67 

684 509 741,34 

2 627 848 659,11 i 

474 667 808,47 

1 872 678 717,50 

786 250 000 — 

2 166 395 992,79 

Summe der Schulden . . . 

21 594 956 227,12 

474 667 808,47 

| 4 825 324 710,29 


Schulden zu Beginn des Rechnungs- 
jahres 21 594 956 227,12 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 25 882 328 129,33 DM 

Mithin Mehrverschuldung 4 287 371 902,21 DM 
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Abgang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) 

Zahlung 

Abschreibungen 

Bestand am Ende 
des 

Rechnungsjahres 

DM 

DM 

DM 

DM 

2 067 1 12,30 

1 344 917 996,78 

46 949 296,60 

6 893 168 221,18 

1 734 436,15 

51 296 894,05 

31 333 781,03 

356 180 321,37 

— 

— 

— 

4 027 300 000,— 

3 801 548,45 

1 396 214 890,83 

78 283 077,63 

11 276 648 542,55 

9 064,74 

10 947 592,72 

141 061 366,78 

— 

2 870,— 

5 103 676,86 

179 713,20 

29 882 310,23 

155 715,37 

| 1 581 470,60 

9 223 688,23 

97 957 316,01 

— 

262 553,32 

— 

2 196 212,— 

152 779,22 

1 008,— 

— 

319 634,28 

311364,59 

6 948 708,78 

9 403 401,43 

130 355 472,52 

642 113,37 

23 512 092,75 

53 519,51 

210 657 138,78 

14 853,92 

26 900 393,29 

— 

1 559 738 718,39 

656 967,29 

50 412 486,04 

53 519,51 

! 1 770 395 857,17 


4 593 141,34 

339 528 427,73 

30 141 222,77 

3 286 531 610,76 

4 983 669,88 

21 453 253,04 

501 069,27 

44 549 277,62 

278 035 032,94 

686 078 599,83 

— 

8 570 552 049,07 

— 

26 456 435,57 

— 

725 169 581,93 

287 611 844,16 

1 073 516 716,17 

30 642 292,04 

12 626 802 519,38 

292 390 789,23 

2 538 040 394,54 

259 443 657,39 

25 804 202 391,62 


146 008 567,08 

48 409 610,48 

— 

20 435 526 175,08 

4 000 000,— 

796 679 741,34 

— 

670 080 000,— 

5 406 201,24 

12 116 496,41 ! 

1 

4 776 721 954,25 

155 414 768,32 

857 205 848,23 

1 

25 882 328 129,33 
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43. Die Angaben in der Vermögensrechnung 1954 j 
über die zu Beginn des Rechnungsjahres vor- | 
handenen Bestände stimmen nicht bei allen , 
Vermögensgruppen mit den am Schluß des Rech- ' 
nungsjahres 1953 ausgewiesenen Beständen 
überein. Die Anfangsbestände 1954 sind insge- 
samt um rd. 5 Mio DM höher als die Endbestände 
1953. Die Abweichung ist darauf zurückzuführen, 
daß bereits vorhandene Vermögenswerte, die 
am Schluß des Rechnungsjahres 1953 noch nicht 
erfaßt waren, nachträglich in die Vermögens- 
rechnung aufgenommen worden sind, indem sie 
den Anfangsbeständen 1954 zugeschlagen wur- 
den. Dieses Verfahren ist nicht richtig. Die 
Anfangsbestände der Vermögensrechnung eines 
Jahres müssen bei jeder Vermögensgruppe mit 
den Endbeständen übereinstimmen, die in der 
vorhergehenden Vermögensrechnung ausgewie- 
sen sind. Die Kontinuität darf auch dann nicht 
durchbrochen werden, wenn der ausgewiesene 
Endbestand unrichtig ist. Die Berichtigung ist 
durch Buchung im laufenden Rechnungsjahr 
vorzunehmen. Im vorliegenden Falle hätten die 
nachträglich erfaßten Werte — wie es auch in 
anderen Fällen geschehen ist — durch Buchung 
eines Zugangs ohne haushaltsmäßige Zahlung in 
die Vermögensrechnung aufgenommen werden 
müssen. 

44. Die Vermögensrechnung 1954 ist ebenso wie die 
des Rechnungsjahres 1953 noch nicht vollständig. 

Die Sachen im Gemeingebrauch, wie Bundes- 
autobahnen, Bundesstraßen, Kanäle und andere ! 
Schiffahrtswege, sind nicht bewertet und im | 
Vermögensbestand nicht ausgewiesen. Unab- 
hängig hiervon waren jedoch die Gebäude, die 
Grundstücke und die geldwerten Rechte der 
Verkehrsverwaltung zu erfassen. In einem Land 
ist das unterblieben. In die Vermögensrechnung 
sind nur die Zugänge des Rechnungsjahres 1954 
aufgenommen worden. Die Straßenbauverwal- 
tung eines anderen Landes hat, wie für das 
Rechnungsjahr 1953, trotz der Beanstandung 
durch den Bundesrechnungshof auch für das 
Rechnungsjahr 1954 keine Vermögensrechnung 
geführt. Das Land hat das damit begründet, die 
mit der Verwaltung der Bundesfernstraßen be- 
auftragten Behörden seien wegen des Mangels 
an Personal nicht in der Lage gewesen, die Nach- 
weisungen über die Vermögensrechte des 
Bundes aufzustellen. Inzwischen sind die feh- 
lenden Vermögensnachweisungen für die Rech- 
nungsjahre 1953 und 1954 aufgestellt worden. 
Die vermögenswirksamen Beträge konnten in 
der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 
1954 nicht mehr erfaßt werden. 

Auch die im Ausland befindlichen Vermögens- 
werte des Bundes, welche die Auslandsvertre- 
tungen verwalten, sind noch nicht in die Ver- 
mögensrechnung aufgenommen worden. 

Die Frage, ob und in welchem Umfange die 
der Kriegsopferversorgung dienenden Vermö- 
genswerte, die nicht aus Ländermitteln erworben 
sind, zum Bundesvermögen gehören, ist noch 


nicht endgültig geklärt. Deshalb sind diese Ver- 
mögenswerte nur insoweit in dem Vermögens- 
nachweis des Bundes enthalten, als die Länder 
sie in die Vermögensrechnung aufgenommen 
haben. 

45. Einwandfreie Erkenntnisse über die Verände- 
rungen des Vermögens und der Schulden des 
Bundes können auf Grund der Vermögensrech- 
nung 1954 noch nicht gewonnen werden. Ihr 
Ergebnis ist wie das der Vermögensrechnung 
1953 durch größere Veränderungen des Ver- 
mögens und der Schulden beeinflußt, die bei der 
Bestandsaufnahme am 31. März 1953 noch nicht 
erfaßt und in der Vermögensrechnung 1954 als 
Zugänge ohne haushaltsmäßige Zahlung aus- 
gewiesen worden sind. Es handelt sich um 
Werte, die das Vermögen durch nachträgliche 
Erfassung unbeweglicher Sachen und geldwerter 
Rechte vermehrt haben, und um Verbindlich- 
keiten, die erst nachträglich in die Vermögens- 
rechnung aufgenommen werden konnten. Auch 
wirken sich die noch im Rechnungsjahr 1954 
durchgeführten Berichtigungen der Schätzwerte 
aus, die bei der Bestandsaufnahme für das un- 
bewegliche Vermögen angesetzt waren. 

46. Die vermögenswirksamen Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben sind in der Geldrechnung sowie 
in der Bundeshaushaltsrechnung nicht in allen 
Fällen richtig als solche ausgewiesen und infolge- 
dessen in die Vermögensrechnung unvollständig 
übertragen worden. Auch die Übereinstimmung 
von Geldrechnung und Vermögensrechnung ist 
noch nicht bei allen Einzelplänen erreicht. Die 
Abweichungen sind in Anbetracht der Höhe des 
Vermögens und der Schulden nicht sehr be- 
trächtlich. 

47. Nach der Vermögensrechnung 1954 waren rd. 
5900 Mio DM der Haushaltsausgaben vermögens- 
wirksam, das sind 20,9 v. H. der gesamten Haus- 
haltsausgaben (rd. 28 200 Mio DM). Hiervon 
haben rd. 5747 Mio DM zur Vermehrung des 
Vermögens beigetragen. Rd. 155 Mio DM sind 
verwendet worden, um Schulden zu tilgen. Von 
den gesamten Haushaltseinnahmen (rd. 27 962 
Mio DM) waren rd. 760 Mio DM vermögens- 
wirksam, das sind 2,7 v. H. Die Einnahmen aus 
Anleihen und Schuldscheindarlehen betrugen 
rd. 475 Mio DM; die Schulden des Bundes haben 
sich um diesen Betrag erhöht, Rd. 292 Mio DM 
sind dadurch aufgekommen, daß die Verwaltung 
Vermögenswerte veräußert und Einnahmen aus 
Forderungen des Bundes gehabt hat; diesen 
Beträgen stehen entsprechende Vermögens- 
abgänge gegenüber. 

* 

Frankfurt am Main, 4. Juli 1957 

Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 
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Anlage 1 

(zu S. 9 Nr. 14) 


Druck- und Darstellungsfehler 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1954 hat der Bundesrechnungshof 
— von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — folgende Druck - 
und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

! richtig 


Vorbericht 




XXIV 


Abschnitt B Nr. 1 

(kassenmäßige 

Mehrausgabe) 

960 245 438,68 

640 909 275,36 

XXV 


Abschnitt B Nr. 2 a 
zweitletzte Zeile 

4 081 712 895,74 

4 081 712 785,74 

XXXIV 


Nr. (27) 

Erstattung der 
Rentenauslagen für 
im Land Rheinland- 
Pfalz wohnende 
Berechtigte der 
früheren Lothringer- 
Knappschaft 
(Kap. 11 13 

Tit. apl. 618) 

Erstattung von 
Aufwendungen nadi 
dem Renten- 
Mehrbetrags-Gesetz 
(Kap, 11 13 

Tit. apl. 619) 

IL 


Abschnitt a 
zweitletzte Zeile 
Spalte unter dem 
Summenstrich 


226,9 

LIII 

Beilage 2, 

Abschnitt 

Schuldendienst 

32 09/682 

1 bis 4 

Die Eintragung ist zu streichen, da der 
Titel 32 09/682 erst im Haushalt 1955 
erscheint 


Beilage 2 

Abschnitt 

Schuldendienst 

zusammen 

3 und 4 

939,9/951,4 

884/5/896,7 

LVIII 

Beilage 3 

Kap. 35 11 

2 und 3 

69 

Vermischte 

Einnahmen 

1 — 69 
Fortdauernde 
Einnahmen 


Kap. 12 02 

Tit. 49 a 

5 

0,7 

0,703 


Beilage 4 

Kap. 10 02 

Tit. 676 

4 

3,16 

3,24 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Gesamtredinung 




3 

Zusammenstellung 

17 

10. Zeile 

2 600 751,87 

2 600 741.87 

18 

Abschluß 

3 und 4 
letzte Zeile 

Die Beträge hättet 
nachgewiesen 1 

l als Mehrausgabe 
werden müssen 


Einzelplan 04 




77 

Kap. 04 01 Tit. 203 

12 

850,85 

850,83 

79 

Kap. 04 01 Tit. 217 

12 

6 798,60 

6 798,80 


Kap. 04 01 Tit. 240 

12 

409,40 

409,49 


Einzelplan 06 




244 

Kap. 06 08 Tit. 104 b 

6 

548 980,12 

548 080,12 


Kap. 06 08 Tit. 108 

6 

51 897,50 

51 897,59 

246 

Kap. 06 08 Tit. 218 

6 

282,70 

282,60 

251 

Kap. 06 08 Tit. 952 

8 

833 000,— 

83 300,— 

270 

Kap. 06 10 

11 

letzte Zeile 

1 576 841,03 

1 576 941,03 

283 

Kap. 06 11 

Gesamtausgaben 

13 

22 092,13 

22 092,18 

317 

Kap. 06 17, Summe 

12 

letzte Zeile 

47 583,69 

48 583,69 

381 

Kap: 06 26 ! 

10 

letzte Zeile 

1 260 134,37 

1 260 134,32 

418 

Kap. 06 31 Tit. 104 

2 

Es fehlt die Angabe „104" 

444 

Übersicht 

Kap. 06 26 

5 

7 595,26 

_ 


Übersicht 

Kap. 06 27 

5 

— 

7 595,26 


Einzelplan 07 




465 

Kap. 07 01 

12 

vorletzte Zeile 

395 528,68 

395 258,68 


Einzelplan 08 




526 

Kap. 08 05 Tit. 880 

2 

800,— 

880,— 

541 

Kap. 08 06 Tit. 300 

Erläuterung 

Zu Tit. 300 
(Spalten 5 u. 12) 

Zu Tit. 300 
(Spalte 5) 




Im vorletzten Satz ist der zweite Halbsatz 
„während der Minderbedarf in Spalte 12 
bereits jetzt in Abgang gestellt werden 
konnte" zu streichen. 

553 

Kap. 08 06 Tit. 768 

Erläuterung 
zu Tit. 768 
(Spalte 12) 8. Zeile 

37 600 DM 

57 600 DM 

567 

Kap. 08 06 

13a 

letzte Zeile 

282 815,29 

282 865,29 

579 

Kap. 08 08 Tit. 202 

8a 

1 632,32 

1 632,— 

588 

Kap. 08 09 Tit. (875) 

2 

(875) 

(bisher Tit. 870) 

(875) 

(bisher Tit. 875) 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

634 

Kap. A 08 05 

7 





letzte Zeile 

7 882 191,16 

17 882 191,16 

641 

Übersicht 

Gegenüber dem 
Rechnungssoll 

Mehr 

Weniger 

5 

17 052 537,10 

17 052 037,10 


Einzelplan 10 




749 

Kap. 10 02 Tit. 609 

Erläuterung 

b) für die noch nicht 

b) für die Erhöhung 



zu Tit. 609 f Abs. b 

in Anspruch 

der FÖrderungsbei- 




genommenen Kosten 

träge für deutsches 




des Rechnungsj ahres 

Weidelgras, Wiesen- 




1952 Beförderungs- 

Schwingel, Rotklee 




beitrage für deut- 

und Inkarnatklee der 




sches Weidelgras pp 

Ernte 1950 in Höhe 




der Ernte 1950 

des im Rj. 1952 zur 




160 000,— 

Verfügung 





gestellten und bisher 





nicht in Anspruch 





genommenen 





Betrages 





von . . . 160 000, — 

800 

Kap. 10 12 Tit. 20 

6 

5 048,51 

5 048,19 

822 

Kap. 10 14 Kap. 405 

3 





4. Zeile 

Tit. 22 

Tit. 21 

826 

Kap. 10 15 Tit. 201 b) 

7 

j 

5 717,24 


Tit. 202 


5 717,24 

4 547,46 


Tit. 203 


4 547,46 

— 

846 

Kap. 10 17 

5 





letzte Zeile 

4 094,97 

4 049,97 

872 

Kap. 10 21 

6 





5. Zeile 

83 485,79 

88 485,70 

911 

Zusammenstellung 

17 





15. Zeile 

195,95 

185,95 



letzte Zeile 

2 600 751,87 

2 600 741,87 

913 

Übersicht 

8 





letzte Zeile 

587 158 900,— 

387 158 900 — 


Einzelplan 11 




966 

Kap. 1111 Tit. 300 

4 

634 454 877,38 

634 454 877,43 



6 

634 454 877,47 

634 454 877,48 


Kap. 1111 Tit. 301 

6 

3 792 050,95 

3 792 050,94 


Tit. 302 

6 

6 896 533,12 

6 896 533,25 


Einzelplan 12 




1058 

Kap. 12 06 

7 





drittletzte Zeile 

56 372,66 

56 372,67 

1210 

Kap. 12 07 

4 

4312,18 

4 312,08 

1211 

Kap. 12 02 

12 ! 

(1 566 941,59) 

— (1 566 941,59) 



i 

i 

(fettgedruckt) 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig ‘ 


Einzelplan 26 




1310 

Kap. 26 01 

Summe Sachausgaben 

7 

26 603,69 

26 603,96 


Einzelplan 27 




1330 

Kap. 27 01 Tit. 303 

2 

303 

apl. 303 


Einzelplan 28 




1345 

Kap. 28 01 

8 

vorletzte Zeile 

24 960, — 

25 960,— 


Einzelplan 32 




1381 

Kap. 32 03 Tit. 300 

Erläuterung 

Die Erläuterung muß lauten: „Der aus 
dem Vorjahr übertragene Ausgaberest 
wurde zur Verwendung freigegeben. Er 
brauchte nur teilweise in Anspruch 
genommen werden. 11 

i 


Einzelplan 35 




1435 

Kap. 35 05 

b) Bundesgebiet 

Gesamtausgaben 

11 

401 544 798,37 

401 544 798,87 

1454 

Kap. 35 10 

Zuschuß 

7 

575 684,18 



1468 

Übersicht 

5 

913 491,85 

— 

1469 

Gegenüber dem 

Rechnungssoll Mehr . . . 

12 

1 008 381 694,81 



Einzelplan 40 




1491 

Kap. 40 07 Tit. 303 

10 

4 725 000,— 

4 752 000 — 

1529 

Übersicht Kap. 40 10 

13 

48 004 173,23 

— 48 004 173,23 


Einzelplan 49 




1542 

Einzelplan 49 01 Tit. 103 

12 

778,29 

773,29 


Einzelplan 60 




1573 

Kap. 60 01 

Summe 

Fortdauernde Einnahmen 

12 

825 227 420,58 

835 227 420,58 

1583 

Kap. 60 02 Tit. 82 

10 

— 

3 000 000,— 

1584 

Kap. 60 02 Tit. apl. 99 a 

3 

Die Worte „und Restzuschuß für 
Entwicklungsbauten" gehören nicht 
dorthin 

1585 

Kap. 60 02 Summe 
einmalige Einnahmen 

10 



18 000 000,— 


Kap. 60 02 

Gesamteinnahmen 

10 



317 088 500,— 

1591 

Kap. 60 02 Tit. 695 

12/13 

Erläuterung 
Summe Epl. 10 

2 600 751,87 

2 600 741,87 

1607 

Kap. A 60 02 Tit. 890 

10 

— 

5 000 000,— 
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Seite 


Haushaltsstelle 


Spalte 


unrichtig 


richtig 


Anlage I 


1624 

1634 

1700 

1713 


1720 

1722 


Kap. 04 01 Tit. 206 
Kap. 04 01 Tit. 104 b) 


Kap. 10 15 Tit. 219 


Kap. 11 07 Tit. 850 
Kap. 11 07 Tit. 850 


1724 

Kap. 

11 

11 



1735 

Kap. 

12 

04 



1743 

Kap. 

12 

15 



1755 

Kap. 

27 

01 

Tit. 

201 

1765 

Kap. 

40 

07 

Tit. 

apl. 340 


1771 


Kap. 40 09 


5 

4 

4 

vorletzte Zeile 

4 

4 

vorletzte Zeile 

1 

4 

5 

2. Zeile 
7. Zeile 

4 

Übertrag 

4 

Übertrag 

4 

vorletzte Zeile 
2 
3 

5 


4 

Übertrag 


§ 5 

14 915,34 

1 190 910,11 
28 755, — 

23 356 532,61 
1004 

49 043,90 

des Bundesgeridits 

Mercedes-Benz 

220 

29 444 049,60 


5 15. 

14 915,47 

1 190 910,22 
287,55 

23 366 532,61 
1104 

79 043,90 

des Bundessozial- 
gerichts 

Mercedes-Benz 

180 

29 444 046,60 


286 528,74 


486 528,74 


647 044,52 
201 ,— 
18 200 ,— 


697 044,52 
201 b 

19 200,— 


Die Begründung entspricht nicht der 
Rechtslage. Satz 2 und 3 müßten wie 
folgt lauten: „Durch das Erste Gesetz zur 
Änderung des oben genannten Gesetzes 
vom 19. August 1953 (BGBL I S. 980) ist 
u. a. der auf den Pflichtanteil des Besol- 
dungsaufwandes anrechenbare Personen- 
kreis erweitert und außerdem bestimmt 
worden, daß bei der Ermittlung des 
Gesamtbesoldungsaufwandes die Aus- 
gaben für die Besoldung (Vergütung) 
der zur Erfüllung der Pflichtquote für die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter ein- 
gestellten schwerbeschädigten Beamten 
und Angestellten außer Betracht bleiben 
(§ 16 a Abs. 2 G 131). Die von den 
Dienstherren insoweit zuviel geleisteten 
Ausgleichsbeträge waren daher vom Bund 
zu erstatten." 


1 539 703,06 


1 539 903,06 


1800 


Anlage III 

Lfd. Nr. 50 


2 


0627 


0628 


1840 


Anlage V 


6 

Nachrichtlich: 

1. ERP-Sonder- 
vermögen 


6 110 764 000 DM 


6 156 331 000 DM 
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Seite 


Haushaltsstelle 


Spalte 


unrichtig 


richtig 


1842 


Fundierte Schuld 
lfd. Nr. 2 


6 


14 915 000 


22 000 


1843 


Fundierte Schuld 
lfd. Nr. 2 


7 


18 643 000 


3750 000 


1842 


Fundierte Schuld 
Summe A 


6 

7 


1872 678 000 
146 008 000 


1 857 785 000 
131 115 000 


1864 


Beilage 1 zum Vermögens 
nachweis 


Vermögensgruppe 96 01 


1957 

1954 

1960 

1960 


Anlage X 

Kap. 08 06 lfd. Nr. 4 
Kap. 08 06 lfd. Nr. 7 
Kap. 08 06 lfd. Nr. 7 
Kap. 08 06 lfd. Nr. 7 


5 

6 

4 

2 

37. Zeile 
2 

4. Zeile 
2 

9. Zeile 


14 915 099,18 
18 643 414,87 

Werderstr. 19 
ar = 87 qm 

45 636 qm 

45 636 qm 

179 092 qm 


22 377,31 
3 750 693,— 

Werderstr. 19 

= 87 qm 

59 311 qm 

59 311 qm 

192 767 qm 
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Anlage 2 
(zu S. 33 Nr. 40) 

Einzelvorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

Die vom Bundesrechnungshof aufgestellten Vorbehalte aus früheren 
Rechnungsjahren werden bis auf folgende aufgehoben: 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordent- 

licher 

Haushalt 

(aoH) 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 





Rechnungsjahr 1950 


XI 





Bundesministerium für Arbeit 

1 


oH 


1 c 

sämtliche 

außer 

34, 37 a, 39 
und 40 

Sozialversicherung 


XXIII 

oH 

E 

6 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Interessenquote der Länder 

2 





6 

Kriegsopferversorgung 
einschl. Verwaltungskosten 


XXVI 

oH 

A 

4 


Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsopferversorgung 

3 





35 

Berufsfürsorge für Kriegsbeschädigte 





Rechnungsjahr 1951 


VI 





Bundesministerium des Innern 



oH 

A 

17 


Amt für Landeskunde 
(Bundesanstalt für Landeskunde) 

4 





hinter 

31 apl. 

Zuschüsse des Bundes zu den nicht durch 
eigene Einnahmen gedeckten Ausgaben des 
Amtes für Landeskunde 





E 27 


Amt für Landeskunde 
(Bundesanstalt für Landeskunde) 

5 





hinter 

3 apl. 

Zuschüsse des Bundes zu den Kosten der 
Sitzverlegung des Amtes für Landeskunde 
von Landshut nach Remagen und zur 
Beschaffung einer Druckmaschine 


XI 





Bundesministerium für Arbeit 



oH 

A 

1 a 


Arbeitslosenhilfe 

6 





31 

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 


XXIII 

oH 

E 

6 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Interessenquote der Länder 

7 





6 

1 

Kriegsopferversorgung 
einschl. Verwaltungskosten 
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Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordent- 

licher 

Haushalt- 

(aoH) 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 


Titel 

Zweckbestimmung 


XXVI 

oH 

A 

1 


Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsfolgenhilfe 

8 




4 

31 

Kosten der individuellen Fürsorge 

: Kriegsopferversorgung 

9 





15 (neu) 

Unterhaltung der Dienstgebäude 

10 





33 

Kosten der Heilbehandlung und damit 
zusammenhängende Ausgaben 





Rechnungsjahr 1952 


VIII 





Bundesministerium der Finanzen 



oH 

A 

1 


Bundesministerium der Finanzen 

11 





11 bis 36 

Sächliche Verwaltungs- und allgemeine 
Haushaltsausgaben 


XI 





Bundesministerium für Arbeit 

12 


oH 

A 

1 c 

sämtliche 

außer 

34, 37 a, 

37 b, 38, 

40, 44, 

45, 48 

Sozialversicherung 


XXVI 

oH 

A 

1 


Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsfolgenhilfe 

13 





31 

Kosten der individuellen Fürsorge 

14 





33 

Kosten der sonstigen Durchgangs- und 
Wohniager 

15 





32 

Kosten der Auswanderung von 
Kriegsfolgenhife-Empfängern und anderen 
Sozialleistungsempfängern 





4 


Kriegsopferversorgung 

16 





15 

Unterhaltung der Dienstgebäude 


Rechnungsjahr 1953 


05 

oH 

— 

05 01 

200 bis 965 

Bundesminister des Auswärtigen 

Auswärtiges Amt 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 



— 

05 02 


Allgemeine Bewilligungen 





300 bis 677 

i Allgemeine Ausgaben 



— 

05 03 


Vertretungen des Bundes im Ausland 





200 bis 953 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 
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Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordent- 

licher 

Haushalt- 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


08 




Bundesminister der Finanzen 



oH 

08 01 


Bundesministerium der Finanzen 

20 




1 bis 69 

Fortdauernde Hinnahmen 

21 

| 



200 bis 675 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 




08 06 


Bundesvermögens- und Bundesbauverwaltung 

22 




500 (neu) 

Zuschüsse an Unternehmen im Sinne des 
§ 15 RHO 


10 




Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 



oH 

10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
für Milchwirtschaft in Kiel 

23 




402 

Wirtschaftliche Betriebskosten der 
Lehrmeister ei 

24 




407 

Wirtschaftliche Betriebskosten des 
Versuchsgutes Schaedtbek 

25 




408 

Wirtschaftliche Betriebskosten des 
Versuchsgutes Lentföhrden 


11 




Bundesminister für Arbeit 



oH 

10 12 


Betriebliche Altersfürsorge 

26 




600 

Zuschuß zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 




11 13 


Sozialversicherung 

27 




600 

Grundbeträge in der Rentenversicherung 
der Arbeiter 

28 




602 

Zuschüsse an die knappschaftliche 
Rentenversicherung 

29 




604 

Erstattung der Mehraufwendungen von 
Sozialversicherungsträgern an Verfolgte 
des Nationalsozialismus 

30 


t 


610 

Erstattung der Leistungen der Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf 

Grund des Mutterschutzgesetzes 

31 




611 

Erstattung der Rentenzulagen an die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung, 
einschließlich Berlin 

32 




617 

Erstattung der Aufwendungen nach dem 
Grundbetragserhöhungsgesetz an die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung 



aoH 

A 11 13 


Sozialversicherung 

33 




611 

Erstattung von Rentenzulagen durch 
Zuteilung von Schuldbuchforderungen 
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Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 
licher 
Haushalt 
(oH) 
Außer- 
o r deut- 
liche r- 
Haushalt 
(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


40 




Soziale Kriegsfolgeleistungen 

34 


oH 

40 03 

sämtliche 

Kriegsfolgenhilfe 

35 



40 04 

sämtliche 

Umsiedlung und Auswanderung 




40 09 


Kriegsopferversorgung 

36 




204 

Unterhaltung der Gebäude 

37 




205 

Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungs- 
bauten sowie Erwerb von Haus- und 

B augrundstücken 


60 

oH 



Allgemeine Finanzverwaltung 

38 



60 01 

St 16 

Steuern und sonstige Einnahmen 

Aus dem Branntweinmonopol 




60 02 


Allgemeine Bewilligungen 

39 




661 

Kosten der Erhaltung deutscher Kriegs- 
gräber im Ausland bis zur Regelung durch 
den Friedensvertrag 

40 




662 

Zu Bewilligungen aller Art 
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Anlage 3 
(zu S. 33 Nr. 41) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsredmung 1954 
(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesredmungshof behält sich allgemein vor f Bemerkungen 

aufzustellen, 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesverwal- 
tung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat (§ 64 a 
RHO), 

3. zu den Rechnungen, deren Prüfung er den Verwaltungsbehörden 
überlassen hat und die er nur von Zeit zu Zeit anfordert (§ 93 
RHO), 

4. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Einzelplan 

Ordentlicher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckb estimmimg 


04 




Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 



oH 

04 03 


Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung 

1 




200 bis 299, 
302 bis (952) 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 




04 04 

i 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die 
mit der Vermehrung der alliierten Truppen 
zusammenhängenden Fragen 

2 




101 bis 111 

Personalausgaben 


05 

oH 

i 

05 01 


Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

3 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

4 


[ * 

j 

200 bis 
apl. 967 

Sadiausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 




05 02 


Allgemeine Bewilligungen 

5 



! 

i 

300 bis 677 

Allgemeine Ausgaben 




05 03 

i 


Vertretungen des Bundes im Ausland 

6 


: 


1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

7 



. 

i 

200 bis 953 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 
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Ordentlicher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 




Lüd. 

Nr. 

Einzelplan 

Kapitel 

Titel 

Zweckb estimmung 


06 




Bundesminister des Innern 



oH 

06 01 

1 

Bundesministerium des Innern 

8 




299 

Vermischte Verwaltungsausgaben 

9 




870 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungs- 
gegenständen, Maschinen und dergleichen 

10 


oH 

06 08 

sämtliche 

außer 

101 bis 111 

Statistisches Bundesamt einschließlich Außen- 
stellen Düsseldorf und Hamburg, Zweigstelle 
Berlin und Verbindungsstelle Bonn 

11 



06 13 

sämtliche 

außer 

101 bis 111 

Bundesarchiv 

12 



06 16 

sämtliche 

außer 

101 bis 111 

Institut für angewandte Geodäsie (Abteilung 
Angewandte Geodäsie des Deutschen 
Geodätischen Forschungsinstituts in München) 
in Frankfurt (Main) und Außenstelle in Berlin 

13 



06 19 

sämtliche 

Bundesanstalt „Technisches Hilfswerk" 




06 25 


Bundesgrenzschutz 

14 


l 


Ibis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

15 




200 bis 316 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 


08 




Bundesminister der Finanzen 



oH 

08 01 


Bundesministerium der Finanzen 

16 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

17 




101 bis 110 

Personalausgaben 

18 




200 bis 888 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 


09 




Bundesminister für Wirtschaft 



oH 

09 01 


Bundesministerium für Wirtschaft 

19 




101 bis 110 

Personalausgaben 


10 




Bundesminister für Ernährung Landwirtschaft 
und Forsten 



oH 

10 01 


Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

20 




Ibis 
apl. 80 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

21 




200 bis 952 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 

22 



10 02 

sämtliche 

Allgemeine Bewilligungen 




1011 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
für Milchwirtschaft in Kiel 

23 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

24 




200 bis 870 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 

25 


aoH 

A 10 02 

sämtliche 

Allgemeine Bewilligungen 
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Ordentlicher 

Haushalt 




Lfd. 

Nr. 

Einzelplan 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zwe ckb estimmung 


11 




Bundesminister für Arbeit 



oH 

11 12 


Betriebliche Altersfürsorge 

26 




600 

Zuschuß zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 




11 13 


Sozialversicherung 

27 




600 

Grundbeträge in der Rentenversicherung 
der Arbeiter 

28 




605 

Fremdrenten 

29 




610 

Erstattung der Leistungen der Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf 

Grund des Mutterschutzgesetzes 

30 




611 

Erstattung der Rentenzulagen an die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
einschließlich Berlin 

31 




apl. 612 

Teuerungszulage für Empfänger von 
Kranken- und Hausgeld der Kranken- 
versicherung einschließlich Berlin 

32 




615 

Erstattung der Aufwendungen für 
Leistungen nicht mehr bestehender oder 
nicht mehr erreichbarer Unfall- 
versicherungsträger 

33 




617 

Erstattung der Aufwendungen nach dem 
Grundbetragserhöhungsgesetz an die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung 

34 




apl. 618 

Erstattung der Rentenauslagen für im Land 
Rheinland-Pfalz wohnende Berechtigte der 
früheren Lothringer Knappschaft 

35 




apl. 619 

Erstattung von Aufwendungen nach dem 
Rentenmehrbetragsgesetz 


12 




I 

Bundesminister für Verkehr 



oH 

12 14 


Deutscher Wetterdienst 

36 




101 bis 110 

Personalausgaben 


19 

oH 

19 01 


Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht 

37 




200 bis 299 

Sachausgaben 


26 




Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte 

38 


oH 

26 01 

300 

Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Herstellung und Verbreitung von 
Informationsmaterial 

39 




308 

Gewährung von Beihilfen an Flüchtlinge 
und Vertriebene als Ersatz für den Fortfall 
der Begünstigungen nach §§ 7 e und 10 a des 
Einkommensteuergesetzes 
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Lfd. 

Nr. 

Einzelplan 

Ordentlicher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

40 




apl. 890 

Beteiligung der Bundesrepublik am Kapital 
der Internationalen Gesellschaft für 
Christlichen Aufbau — Gemeinnützige 
GmbH 


27 

oH 

27 01 


Bimdesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

41 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

42 




200 bis 299 

Sachausgaben 

43 




apl. 303 

Lebensmittelhilfe für die sowjetische 
Besatzungszone und den Ostsektor von 
Berlin 


35 




Verteidigungslasten 



oH 

35 11 


Verteidigungsfolgekosten im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin 

44 




309 

Nutzungsvergütungen im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme von 
Liegenschaften durch die Streitkräfte der 
drei Mächte 


40 




Soziale Kriegsfolgeleistungen 

45 


oH 

40 03 

sämtliche 

Kriegsfolgenhilfe 

46 



40 04 

sämtliche 

Umsiedlung und Auswanderung 




40 09 


Kriegsopferversorgung 

47 




101 bis 111 

Personalausgaben 

48 




200 bis 299 

Sachausgaben 




40 10 


Heimkehrerhilfe 





300 

i 

Entschädigungsleistungen 


60 

oH 

60 01 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Steuern und sonstige Einnahmen 

49 



60 02 

apl. St 39 

Anteil des Bundes an der Spielbankabgabe 
Allgemeine Bewilligungen 

50 




40 

Ablieferungen der Deutschen Bundespost 

51 




241 

Außergewöhnlicher Aufwand von 
Beauftragten der Bundesrepublik im 
Ausland sowie deutscher Delegationen und 
Dienststellen im Verkehr mit dem Ausland 

52 




570 

Hausratsdarlehen 




60 04 


Sonderleistungen des Bundes 

53 




305 

Erstattung von Zahlungen an die 
Konversionskasse 

54 




661 

Kosten der Erhaltung deutscher 
Kriegsgräber im Ausland 

55 

ERP- 

Sonder- 

Vermögen 


sämtliche 

sämtliche 

! Einnahmen und Ausgaben sowie Bestand des 
ERP-Sondervermögens 

i 
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A. Vorbemerkungen | 

1. Dieser Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO bezieht ! 

i 

sich auf Unternehmen des Privatrechts, an deren 
Kapital der Bund unmittelbar oder mittelbar be- 
teiligt ist, und auf Unternehmen in der Form 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 
Die Unternehmen werden, wie schon in den 
Vorjahren, kurz als Unternehmen des Bundes 
bezeichnet. 

Der vorliegende Bericht, der an den Bericht 
vom 31. Oktober 1955 anschließt (Bemerkungen 
1952 S. 40 bis 76), behandelt hauptsächlich Er- 
gebnisse der Prüfungen, die der Bundesrech- 
nungshof in der Zeit vom 1. Juli 1955 bis zum 
31. Dezember 1956 vorgenommen hat. Die Prü- 
fungen erstreckten sich vorwiegend auf Ab- 
schlüsse von Geschäftsjahren, die in den Kalen- 
derjahren 1954 und 1955 endeten. Der Bundes- 
rechnungshof hat aber auch im Kalenderjahr 1956 
auslaufende Geschäftsjahre prüfen können. 

Die Allgemeinen Vorbemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsplänen für die Rechnungsjahre 
1955 bis 1957 enthalten ausführliche Übersichten 
über die Unternehmen des Bundes. In den Vor- 
bemerkungen für die Rechnungsjahre 1956 und 
1957 finden sich auch konsolidierte Bilanzen der 
großen Konzerne. Von derartigen Darstellungen 
wird deshalb in -diesem Bericht abgesehen. 

2. Der Bundesrechnungshof hat in seinem Bericht 
vom 31. Oktober 1955 zu grundsätzlichen haus- 
haltsrechtlichen, gesellschaftsrechtlichen und be- 
triebswirtschaftlichen Fragen Stellung genom- ! 
men. Die zuständigen Bundesminister und die 
Unternehmen tragen der Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes schon weitgehend Rechnung. 
Der nunmehr vorliegende Bericht geht daher auf 
derartige Grundsatzfragen nur ein, soweit die 
Prüfung hierzu Anlaß gegeben hat. 


B. Stand der Prüfung; Vorschläge zur 
Beschleunigung und zweckmäßigen 
Gestaltung des Prüfungsverfahrens 

3. Der zuständige Bundesminister hat die Betäti- 
gung des Bundes als Gesellschafter von Unter- 
nehmen des Privatrechts zu prüfen und die An- 
ordnungen zu treffen, die zur Abstellung von 
Mängeln notwendig sind (§ 111 RHO). Er hat 
dem Bundesrechnungshof innerhalb von drei 
Monaten nach der Feststellung des Jahresab- 
schlusses die Prüfungsunterlagen zu übersenden 
und dabei das Ergebnis seiner Prüfung mitzu- 
teilen (§ 112 RHO). Auf Unternehmen in der 
Form von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts (§ 88 Abs. 3 RHO, § 4 des Kriegskontroll- 
gesetzes), für die keine besondere gesetzliche 
Regelung besteht, werden diese Vorschriften 
sinngemäß angewendet. 


4. Die Prüfung durch die zuständigen Bundesmini- 
ster ist im allgemeinen gegenwartsnah gewor- 
den. 

Die Prüfungsunterlagen für Unternehmen des 
Kohlenbergbaus und der Eisen- und Stahlindu- 
strie gehen dem Bundesrechnungshof nunmehr 
ohne Verzögerung zu. Dagegen liegen dem Bun- 
desrechnungshof die Unterlagen für die Unter- 
nehmen der Film Wirtschaft zum Teil noch nicht 
vor, weil die Entflechtungsmaßnahmen die früh- 
zeitige Aufstellung der Jahresabschlüsse ver- 
hindert haben. Bei dem größten Teil dieser Un- 
ternehmen sind aber die Prüfungen durch die 
sachverständigen Prüfer (§§ 48 Abs. 2, 110 a 
RHO) im Gange oder schon beendet. 

Im Bereich der gemeinnützigen Wohnungs- 
wirtschaft haben die als sachverständige Prüfer 
anerkannten Prüfungsverbände die Prüfungen 
nicht immer in einem angemessenen Zeitraum 
nach Ablauf des Geschäftsjahres vorgenommen. 
Dadurch haben sich auch die Feststellung von 
Jahresabschlüssen und die Prüfung durch die zu- 
ständigen Bundesminister verzögert. Der Bun- 
desrechnungshof hat die Bundesminister gebe- 
ten, zu veranlassen, daß die Prüfungen durch die 
Prüfungsverbände künftig rechtzeitig durchge- 
führt werden. 

Im Gegensatz zu früheren Jahren haben im 
übrigen nur noch in verhältnismäßig wenigen 
Fällen Unternehmen ihre Jahresabschlüsse erst 
nach Ablauf der vorgeschriebenen Fristen auf- 
gestellt und festgestellt. 

5. Dennoch hat der Bundesrechnungshof die Prü- 
fungsunterlagen nicht immer innerhalb von drei 
Monaten nach Feststellung des Jahresabschlus- 
ses erhalten. 

Der Grund liegt teilweise darin, daß zahl- 
reiche Unternehmen ihren Jahresabschluß zu 
demselben Stichtag aufstellen, so daß die Un- 
terlagen für diese Unternehmen den zuständi- 
gen Bundesministern in kurzen Zeitabschnitten 
zugleich zugehen. Der Bundesrechnungshof hat 
den hauptsächlich in Betracht kommenden Bun- 
desministern Vorschläge für die Reihenfolge 
ihrer Prüfungen gemacht; er hat angeregt, zu- 
nächst die Unterlagen derjenigen Unternehmen 
zu prüfen, an deren Prüfung ein besonderes In- 
teresse besteht, z. B. weil ihre Geschäftsführung 
oder wirtschaftliche Lage zu Bedenken Anlaß 
gibt oder weil Unternehmen vom Bunde Dar- 
lehen oder Zuschüsse erhalten. 

Um das Prüfungsverfahren zweckmäßiger zu 
gestalten und zu beschleunigen, hat der Bundes- 
rechnungshof ferner darauf hingewirkt, daß die 
Geschäftsleitungen der Unternehmen und die 
Aufsichtsräte zu den Prüfungsberichten der 
sachverständigen Prüfer Stellung nehmen und 
die Äußerungen den Prüfungsunterlagen bei- 
fügen. 

Dem Bundesrechnungshof gehen die Unterla- 
gen für die einzelnen Unternehmen nicht immer 
vollständig zu. Gelegentlich sind die Berichte 
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der sachverständigen Prüfer über die Prüfung 
von Teilgebieten (z. B. Investitionen, Organisa- 
tion, Liquidität, Rechnungswesen, Bezüge) nicht 
beigefügt. Hierin liegt die Gefahr, daß wichtige 
Fragen der Rechnungsprüfung entzogen wer- 
den; auch entsteht vermeidbarer Schriftwechsel. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
stern in einzelnen Schreiben und in Rundschrei- 
ben die von ihm festgestellten wesentlichen 
Mängel des Prüfungsverfahrens mitgeteilt. Er 
hat sie gebeten, Vorsorge zu treffen, daß ihnen 
die Unterlagen künftig möglichst rechtzeitig und 
vollständig zugeleitet werden und daß ihre Prü- 
fung nach § 111 RHO in einer angemessenen 
Zeitspanne durchgeführt wird. 

6. Einige Bundesminister haben Prüfungsmitteilun- 
gen und sonstige Schreiben des Bundesrech- 
nungshofes auch in neuerer Zeit ungewöhnlich 
spät beantwortet. Z. B. hat ein Bundesminister 
eine Anfrage vom September 1955 trotz mehr- 
maliger Erinnerung erst im Jahre 1957 beant- 
wortet, nachdem ihm angekündigt worden war, 
daß sein Verhalten unter Benennung seines 
Ministeriums in dem nächsten Bericht nach § 107 
Abs. 2 RHO erwähnt werden werde. Der Bun- 
desrechnungshof hat die Bundesminister, die Be- 
teiligungen verwalten, kürzlich erneut gebeten, 
die Prüfungsmitteilungen und andere Schreiben 


rechtzeitig zu beantworten oder ihn über un- 
vermeidbare Verzögerungen unaufgefordert zu 
unterrichten. 


C. Fragen des Haushaltsrechts 

I. Unternehmen des Privatrechts 

a) Voraussetzungen für die Beteiligung des 
Bundes an Unternehmen 

7. Nach § 60 Abs. 2 RWB ist eine Beteiligung des 
Bundes an einem Unternehmen nur zulässig, 
wenn ein wichtiges Interesse des Bundes vor- 
liegt, die Inanspruchnahme der Bundesmittel 
nicht zu einem Nachteile für den Bund führt 
und das vom Bund angestrebte Ziel sich nur 
durch eine solche Beteiligung erreichen läßt. 
Der Bundesminister der Finanzen hat sich der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes ange- 
schlossen, daß diese Bestimmung nicht nur auf 
unmittelbare Beteiligungen, sondern sinngemäß 
auch auf mittelbare Beteiligungen des Bundes 
anzuwenden ist (vgl. Nr. 15 des Berichts vom 
31. Oktober 1955, S. 45 der Bemerkungen 1952). 

b) Die Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen 

8. In früheren Jahren hatte der Bundesrechnungs- 
hof oft beanstandet, daß zu Maßnahmen der in 
§ 60 RWB angegebenen Art (z. B. Erwerb von 
Beteiligungen durch Bundesunternehmen, Än- 
derung der Höhe der Beteiligungen von Bundes- 


unternehmen, Änderung des Einflusses des Bun- 
des durch Veräußerung von Anteilen) die vor- 
herige Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen nicht eingeholt worden war. Der Bun- 
desminister der Finanzen war in solchen Fällen 
also nicht in der Lage, rechtzeitig zu prüfen, ob 
die Maßnahmen den Bundesinteressen entspra- 
chen. Der Bundesrechnungshof ist hierauf unter 
Nr. 16 bis 20 des Berichts vom 31. Oktober 1955 
eingegangen (S. 45 bis 47 der Bemerkungen 
1952). Seitdem waren Beanstandungen der an- 
gegebenen Art nicht mehr in wesentlichem Um- 
fange zu erheben. In der Berichtszeit ist die vor- 
herige Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu der Änderung des Gegenstands des 
Unternehmens und zum Erwerb von Anteilen 
in je zwei Fällen sowie zu Kapitalerhöhungen 
mehrerer Bundesunternehmen nicht eingeholt 
worden. Sobald der Bundesminister der Finan- 
zen Verstöße gegen § 60 RWB feststellt oder 
diese vom Bundesrechnungshof erfährt, prüft er, 
ob Bedenken zu erheben sind, und teilt seine 
Ansicht dem Bundesrechnungshof mit. 

c) Das Prüfungsrecht des zuständigen 
Bundesministers 

9. Aktiengesellschaften, an denen außer Unter- 
nehmen des Bundes nur oder überwiegend Län- 
der, Gemeinden, Gemeindeverbände oder son- 
stige öffentlich-rechtliche Einrichtungen unmit- 
telbar oder mittelbar beteiligt sind (vgl. Nr. 49 
bis 51 des Berichts vom 31. Oktober 1955, 
S. 54/55 der Bemerkungen 1952), haben die in 
§ 48 Abs. 2 RHO genannten Prüfungsrechte nicht 
immer eingeräumt und dem zuständigen Bundes- 
minister und dem Bundesrechnungshof nicht im- 
mer die erforderlichen Prüfungsunterlagen zur 
Verfügung gestellt. Der Bundesminister der 
Finanzen hat inzwischen, in einigen Fällen auf 
Anregung des Bundesrechnungshofes, bei einer 
Reihe derartiger Aktiengesellschaften die Ein- 
räumung des Prüfungsrechts erwirkt. 

Einige Aktiengesellschaften, die das Prüfungs- 
recht noch nicht anerkannt haben, werden mit 
ihrer Zustimmung zwar von den sachverständi- 
gen Prüfern nach den von dem zuständigen Bun- 
desminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof festgesetzten Prüfungsrichtlinien 
geprüft und stellen die Berichte zur Verfügung. 
Um künftig Schwierigkeiten zu vermeiden, ins- 
besondere in Fällen, in denen eine Ergänzungs- 
prüfung durch den sachverständigen Prüfer im 
Sinne des § 113 Abs. 2 RHO geboten erscheint, 
halten der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesrechnungshof auch hier die Ausbedin- 
gung des Prüfungsrechts für erforderlich. 

Andere Aktiengesellschaften haben bisher 
die Einräumung des Prüfungsrechts und die An- 
wendung von Prüfungsrichtlinien abgelehnt, 
händigen aber dfe Berichte über die aktien- 
rechtlichen Jahresabschlußprüfungen aus. Diese 
Berichte erstrecken sich jedoch nicht, wie es 
§ 48 Abs. 2 RHO fordert, auf die Geschäftsfüh- 
rung. 
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Mehrere Gesellschaften haben sich außerdem 
geweigert, die Berichte über die aktienrechtliche 
Abschlußprüfung bereitzustellen. In diesen Fäl- 
len stehen für die haushaltsrechtlich vorgeschrie- 
bene Prüfung durch den zuständigen Bundes- 
minister und den Bundesrechnungshof nur un- 
zureichende Unterlagen zur Verfügung, so daß 
die Betätigung des Bundes als Beteiligter an 
Unternehmen nicht ausreichend beurteilt wer- 
den kann. 

Der Bundesrechnungshof behält sich vor, 
solche Unternehmen, die das Prüfungsrecht auch 
in weiteren Verhandlungen nicht anerkennen, 
in einem neuen Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO 
zu nennen. 

d) Die Festsetzung von Prüfungsrichtlinien 

10. Ein Bundesminister, dem der Bundesrechnungs- 
hof in einigen Fällen den Entwurf von Prüfungs- 
richtlinien (§ 110 a Abs. 2 RHO) zugeleitet hatte, 
hat diese nicht festgesetzt, sondern erst nach 
einer Verzögerung von etwa einem Jahr vor- 
geschlagen, den Entwurf zu ändern. Die Verein- 
barung über die Änderungen oder Ergänzungen 
der Richtlinien hat nur verhältnismäßig kurze 
Zeit in Anspruch genommen. Die verspätete 
Festsetzung von Richtlinien kann Ergänzungs- 
prüfungen durch den sachverständigen Prüfer 
(§ 113 Abs. 2 RHO) zur Folge haben, so daß un- 
ter Umständen Mehrkosten entstehen. 

e) Die Prüfung durch die Bundesminister 

11. Prüfungen auf Grund des § 111 RHO sind nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes nicht nur 
alljährlich (nach der Feststellung des Jahres- 
abschlusses sowie nach der Beschlußfassung über 
die Gewinnverteilung und über die Entlastung 
der Geschäftsleitung und des Aufsichtsrats) vor- 
zunehmen. Das sollte auch schon während des 
Geschäftsjahres an Hand derjenigen Unterlagen 
geschehen, die den Bundesministern oder ihren 
Vertretern in Gesellschaftsorganen in dieser 
Zeit zur Verfügung gestellt werden, z. B. an 
Hand der Berichte der Geschäftsleitung im Sinne 
des § 81 AktG an den Aufsichtsrat und der Be- 
richte des sachverständigen Prüfers über Zwi- 
schen- und Sonderprüfungen. Ein solches Ver- 
fahren ermöglicht die rechtzeitige Abstellung 
von Mängeln. Der Bundesrechnungshof hat die 
Bundesminister darauf hingewiesen. 

f) Die Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof 

12. Mit fast allen Unternehmen, die das Prüfungs- 
recht des zuständigen Bundesministers aner- 
kannt haben, ist auch das Recht des Bundes- 
rechnungshofes vereinbart worden, in den Be- 
trieb sowie in die Bücher und Schriften Ein- 
sicht zu nehmen (§ 113 Abs. 3 RHO). Der Bun- 
desrechnungshof hat von diesem Recht bisher 
hauptsächlich bei solchen Bundesunternehmen 
Gebrauch gemacht, die vom Bund Darlehen oder 


Zuschüsse erhalten haben oder von ihm in an- 
derer Weise unterstützt worden sind (z. B. durch 
Bürgschaften). Hierbei handelt es sich vor allem 
um Unternehmen der Wohnungswirtschaft und 
der Verkehrswirtschaft (z. B. Flughafengesell- 
schaften sowie Gesellschaften für den Ausbau 
von Schiffahrtsstraßen und für den Bau und Be- 
trieb von Kraftwerken an Wasserstraßen). We- 
sentliche Ergebnisse dieser Prüfungen, die der 
Bundesrechnungshof in einigen Fällen gemein- 
sam mit Landesrechnungshöfen und in einem 
Fall zusammen mit dem österreichischen Rech- 
nungshof durchgeführt hat, sind in dem vorlie- 
genden Bericht berücksichtigt worden. Der 
Bundesrechnungshof hält es auf Grund der bis- 
her getroffenen Feststellungen für erforder- 
lich, künftig bei einer größeren Zahl von Unter- 
nehmen örtliche Erhebungen anzustellen. Die 
Durchführung hängt davon ab, ob es dem Bun- 
desrechnungshof gelingen wird, die für diese 
Aufgaben noch erforderlichen Beamten, die be- 
sondere wirtschaftliche Kenntnisse haben müs- 
sen, zu gewinnen; das bereitet zunehmend 
Schwierigkeiten. 


II. Unternehmen in der Form von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts 

13. Einige öffentlich-rechtliche Kreditinstitute sind 
in Übereinstimmung mit ihren Satzungen an 
Unternehmen des Privatrechts beteiligt. Der 
Bundesrechnungshof hält daran fest, daß er die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditinsti- 
tute nur dann zutreffend beurteilen kann, wenn 
auch die Untergesellschaften entsprechend dem 
Grundsatz des § 48 RHO der Prüfung unterlie- 
gen. Die Erörterungen hierüber sind noch nicht 
abgeschlossen. Der Bundesminister der Finan- 
zen gibt für seinen Fachbereich inzwischen dem 
Bundesrechnungshof dadurch Gelegenheit zur 
Prüfung, daß er ihm die den Bundeskommissa- 
ren zur Verfügung stehenden Unterlagen, ins- 
besondere die Berichte über die aktienrechtliche 
Jahresabschlußprüfung der Untergesellschaften, 
zur Einsicht überläßt und ihn über die Feststel- 
lungen, welche die Bundeskommissare im Rah- 
men der Bundesaufsicht treffen, unterrichtet. 


D. Fragen des Rechts der Unternehmen 

I. Unternehmen des Privatrechts 

14. Nach § 79 AktG dürfen Vorstandsmitglieder ge- 
wisse Tätigkeiten außerhalb ihrer Gesellschaft 
nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats ausüben. 
Diese Vorschrift genügt nach den Erfahrungen 
des Bundesrechnungshofes nicht immer den Er- 
fordernissen. Er hat deshalb angeregt, mit den 
Vorstandsmitgliedern von Aktiengesellschaften 
und mit den Mitgliedern der Geschäftsleitungen 
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von Unternehmen anderer Rechtsformen auszu- 
bedingen, welchen Tätigkeiten außerhalb ihrer 
Gesellschaft der Aufsichtsrat zustimmen muß. 
Dabei hat er vorgeschlagen, Vereinbarungen 
auch darüber zu treffen, unter welchen Voraus- 
setzungen Vorstandsmitglieder in die Organe 
anderer Unternehmen (Geschäftsleitung, Auf- 
sichtsrat) eintreten dürfen. Er hat empfohlen, 
vertraglich zu regeln, ob oder in welchem Um- 
fange die Vorstandsmitglieder Einkünfte aus 
einer solchen Tätigkeit an ihre Gesellschaft 
abzuführen haben und ob sie beim Ausscheiden 
aus ihr die in ihrem Interesse bei anderen Un- 
ternehmen übernommenen Nebenämter aufzuge- 
ben haben. 

15. Der Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft soll nach 
§ 94 Abs. 3 AktG in der Regel einmal im Kalen- 
dervierteljahr einberufen werden; er muß ein- 
mal im Kalenderhalbjahr einberufen werden. 
Dies ist nicht immer beachtet worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat den für die Verwaltung 
von Beteiligungen zuständigen Bundesministern 
gegenüber geltend gemacht, daß ein Verstoß ge- 
gen diese Vorschrift auch dann vorliegt, wenn 
zwar Ausschüsse des Aufsichtsrats in den ange- 
gebenen Zeitabschnitten getagt haben, der Auf- 
sichtsrat selbst aber nur einmal im Jahr einbe- 
rufen worden ist. Ferner hat er vorgeschlagen, 
daß Bestimmungen im Sinne des § 94 Abs. 3 
AktG grundsätzlich auch in die Satzungen der 
Unternehmen anderer Rechtsformen aufgenom- 
men werden, für die eine entsprechende gesetz- f- 
liehe Regelung nicht besteht. 


II. Unternehmen in der Form von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts 

16. Nach § 128 Abs. 2 Nr. 7 AktG hat der Geschäfts- 
bericht Angaben über die Gesamtbezüge des 
Vorstands und des Überwachungsorgans zu ent- 
halten. Der Bundesrechnungshof hat darauf hin- 
gewirkt, daß eine entsprechende Regelung auch 
für die Unternehmen in der Form von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts getroffen 
wird. Die Bundesregierung hält die Veröffent- 
lichung der Bezüge bei allen derartigen Instituten 
des Bundes für erstrebenswert; sie ist auch be- 
müht, diese Auffassung durchzusetzen. Von der 
Anregung gesetzgeberischer Maßnahmen will 
sie absehen, solange Aussicht besteht, daß die 
Unternehmen die anstaltsrechtlichen Bestimmun- 
gen entsprechend ergänzen (vgl. Nr. 90 bis 92 
des Berichts vom 31. Oktober 1955 — S. 65/66 
der Bemerkungen 1952 — und die Drucksachen 
2087 und 2149 der 2. Wahlperiode). 

Der Verwaltungsrat der Lastenausgleichsbank 
hat nach Mitteilung des zuständigen Bundes- 
ministers die entsprechende Anwendung des 
§ 128 Abs. 2 Nr. 7 AktG beschlossen; die Bezüge 
sind schon in dem Geschäftsbericht für das Ge- 


schäftsjahr 1955 aufgeführt worden. Zwei an- 
dere Unternehmen haben den gleichen Beschluß 
gefaßt. Die für einige der übrigen Institute zu- 
ständigen Bundesminister nehmen an, daß die 
Durchsetzung der Auffassung der Bundesregie- 
rung und des Bundesrechnungshofes keinen 
Schwierigkeiten begegnen wird. 


E. Einzelne Prüfungsfeststellungen 

a) Einleitung 

17. Die folgenden Ausführungen berücksichtigen, 
wie schon früher, auch Ergebnisse der Prüfun- 
gen, die Landesrechnungshöfe für den Bundes- 
rechnungshof übernommen haben oder bei denen 
sie federführend sind. 

Die Zahl der Beanstandungen hat sich seit 
dem letzten Bericht auf einigen Gebieten ver- 
mindert. Bei mehreren Unternehmen sind jedoch 
Mängel festgestellt worden, die sich erheblich 
auf deren wirtschaftliche Lage ausgewirkt haben. 

b) Gegenstand des Unternehmens 

18. Einige Unternehmen haben sich auf Gebieten 
betätigt, die über den durch die Satzung (den 
Gesellschaftsvertrag) festgelegten Rahmen hin- 
ausgehen. Durch solche Geschäfte sind neuer- 
dings bei zwei Gesellschaften erhebliche Ver- 
luste entstanden. Der bedeutsamste Fall wird 
unter Nr. 30 (S. 59) dargestellt. 

19. Eine Aktiengesellschaft, an deren Grundkapital 
der Bund mittelbar maßgeblich beteiligt ist, ohne 
in deren Aufsichtsrat angemessen vertreten zu 
sein, hat in den letzten Jahren Geschäfte abge- 
schlossen, die noch mit dem sehr weit gefaßten 
Gegenstand des Unternehmens vereinbar sind. 
Diese konnten deshalb gesellschaftsrechtlich 
nicht beanstandet werden. Ein Teil der Geschäfte 
stimmte aber nicht mit dem Interesse überein, 
das der Bund mit der mittelbaren Beteiligung 
verfolgt. Die Gesellschaft hat durch diese Betä- 
tigung erhebliche Ausfälle gehabt (bisher 
rd. 3,5 Mio DM). Sie hat hierfür Wertberichtigun- 
gen gebildet, so daß in den Jahresabschlüssen nur 
noch geringe Gewinne ausgewiesen werden 
konnten. Die Mitglieder des Vorstands sind aus- 
geschieden. Der sachverständige Prüfer hat ge- 
prüft, ob die Mitglieder der Gesellschaftsorgane 
die erforderliche Sorgfalt angewendet haben. 
Der zuständige Bundesminister hat sich dazu 
noch nicht abschließend geäußert. Die Gesell- 
schaft soll aufgelöst werden. Ihre Aufgaben sind 
von der Obergesellschaft übernommen worden, 
an der der Bund unmittelbar beteiligt ist. Auch 
für diese Gesellschaft wird zur Zeit zwischen 
dem zuständigen Bundesminister und dem Bun- 
desrechnungshof erörtert, inwieweit ihre Betä- 
tigung entsprechend den Interessen der Betei- 
ligung des Bundes eingeschränkt werden muß. 
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c) Sonstige gesellschaftsrechtliche 
Grundsätze 

20. Die Niederschriften über Aufsichtsratssitzungen 
entsprechen nicht immer der Vorschrift des 
§ 92 Abs. 2 AktG. Sie sollen sich nicht nur auf die 
Beschlüsse des Aufsichtsrats, sondern auch auf 
die Verhandlungen erstrecken. Ihr Verlauf ist 
im wesentlichen festzuhalten. Sonst kann z. B., 
wie sich schon gezeigt hat, später die Prüfung 
der Frage erschwert werden, ob die Mitglieder 
der Geschäftsleitung und des Aufsichtsrats ihre 
Aufgaben mit der erforderlichen Sorgfalt wahr- 
genommen haben. Der Bundesrechnungshof hat 
die Bundesminister gebeten, auf die Fertigung 
dem Gesetz entsprechender Niederschriften hin- 
zuwirken. 

Er hat außerdem angeregt, daß der einem Auf- 
sichtsrat angehörende Beamte seine Ansicht und 
seine Stimmabgabe in die Niederschrift aufneh- 
men lassen soll, wenn er in wichtigen Angele- 
genheiten die Auffassung der Mehrheit nicht 
teilt. Dadurch wird die Prüfung erleichtert, ob 
die dem Aufsichtsrat angehörenden • Beamten 
die Interessen des Bundes gewahrt haben. 

Gesellschafterversammlungen von Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung haben mehr- 
fach über die Entlastung der Geschäftsleitung 
keinen Beschluß gefaßt. Das soll nachgeholt wer- 
den. 

d) Anlagevermögen (Investitionen) 

aa) Technische Planung und Kostenberechnung 

21. Bei der Prüfung von Investitionen hat sich wie- 
derholt gezeigt, daß technische Pläne unzurei- 
chend waren und deshalb später geändert wer- 
den mußten. Z. B. war bei einem neugegründe- 
ten Unternehmen der Energiewirtschaft die tech- 
nische Planung für die wichtigste Betriebsanlage 
noch im Zeitpunkt der Ausschreibung der Lei- 
stungen unzulänglich. Nach der Ausschreibung 
sind Pläne erheblich geändert worden. Die Folge 
ist gewesen, daß die Gesellschaft Zusatz- oder 
Nachtragsaufträge an die auf der Baustelle tä- 
tigen Firmen freihändig vergeben hat; in vielen 
Fällen haben hierbei die Preise die vorher im 
Wettbewerb erzielten überschritten. Die endgül- 
tigen Kosten der Neuanlage werden daher die 
ursprünglich veranschlagten erheblich überstei- 
gen. Die Auswirkungen auf die Rentabilität der 
Betriebsanlage können erst nach Ermittlung der 
Gesamtkosten festgestellt werden. 

Bei dieser Prüfung ist auch eine unnötig teure 
Art von Bauten beanstandet worden. Z. B. haben 
sich die Baukosten dadurch erhöht, daß auf Ver- 
langen eines Landes Betriebsgebäude mit Na- 
tursteinen verkleidet werden mußten. Sachver- 
ständige haben außerdem Zweifel geäußert, ob 
gewisse Betriebsanlagen in technischer Hinsicht 
zweckmäßig sind. Auch bei der Prüfung von 
Wohngebäuden haben sich Beanstandungen er- 
geben. Die Gesellschaft hat z. B. ein Mehrfami- 
lienwohnhaus in zu aufwendiger Bauausführung 


und Ausstattung errichtet. Die Vereinbarung 
einer angemessenen Miete ist angeregt worden. 
Auch ist vorgeschlagen worden, die Pläne für 
vorgesehene weitere Wohnbauten, deren vor- 
aussichtliche Kosten zu hoch erscheinen, noch- 
mals zu prüfen. 

bb) Wirtschaftlichkeitsberechnungen 

22. Vor der Beschlußfassung über Investitionen ha- 
ben Unternehmen Wirtschaftlichkeitsberechnun- 
gen (Rentabilitätskalkulationen) nicht immer mit 
der erforderlichen Sorgfalt aufgestellt. Ungenü- 
gende Rentabilität von Neuanlagen ist in eini- 
gen Fällen die Folge gewesen. Z. B. hat ein Film- 
unternehmen ein Gebäude für 3 Jahre mit dem 
Recht der Verlängerung des Vertrages um 
2 Jahre gemietet und für seine Zwecke einge- 
richtet. Dabei ist nicht berücksichtigt worden, 
daß das Atelier nicht heizbar war und somit 
einen großen Teil des Jahres nicht benutzt wer- 
den konnte. 

Bei weiteren Unternehmungen sind die Unter- 
suchungen noch nicht abgeschlossen. 

cc) Finanzpläne 

23. Bei dem unter Nr. 22 erwähnten Unternehmen 
der Filmwirtschaft hat der sachverständige Prü- 
fer eine mangelhafte Finanzplanung festgestellt, 
die auf ungenügende Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen Abteilungen zurückzuführen war. 
Dadurch sind Zahlungsschwierigkeiten aufge- 
treten. 

dd) Vergabe von Bauleistungen und sonstigen 
Leistungen 

24. Neuanlagen hätten mehrfach geringere Kosten 
erfordert, wenn die Aufträge nach den Bestim- 
mungen der Verdingungsordnung für Baulei- 
stungen (VOB) und der Verdingungsordnung 
für Leistungen (VOL) vergeben worden wären. 

Einige Gesellschaften haben Aufträge ohne 
anzuerkennende Gründe freihändig vergeben 
oder bei beschränkter Ausschreibung nicht im- 
mer eine ausreichende Zahl von Unternehmern 
zur Angebotsabgabe aufgefordert und den Kreis 
der Unternehmer nicht genügend gewechselt. Die 
Rechnungshöfe haben wiederholt vorgeschlagen, 
daß die Unternehmen Leistungen für Investitio- 
nen künftig möglichst öffentlich ausschreiben; 
sie haben bei der Prüfung von Bauten mehrfach 
auch angeregt, daß die Unternehmen für die 
verschiedenen Leistungen selbst Kalkulationen 
aufstellen, um sich ein Urteil über die Angemes- 
senheit der Angebotspreise bilden zu können. 

Eine Aktiengesellschaft hat bei beschränkten 
Ausschreibungen nur ortsansässige Unterneh- 
mer zur Angebotsabgabe aufgefordert. Diese Art 
der Vergabe hat in den vorliegenden Fällen da- 
zu geführt, daß der Wettbewerb unnötig einge- 
schränkt worden ist. 
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Dieselbe Aktiengesellschaft hat für Stunden- 
lohnarbeiten erhebliche Beträge aufgewendet; 
zumindest hätte ein Teil der Arbeiten zu Fest- 
preisen vergeben werden können. Stundenlohn- 
arbeiten führen erfahrungsgemäß zu höheren 
Kosten. Daneben hat die Aktiengesellschaft eine 
Reihe von Leistungen durch einen Unternehmer 
vergeben lassen. Es wären erhebliche Kosten 
gespart worden, wenn die Gesellschaft die Ar- 
beiten selbst vergeben hätte. 


ee) Ausführung von Bauleistungen und 
sonstigen Leistungen 

25. Nach der Inbetriebnahme von Neuanlagen eines 
Unternehmens der Energiewirtschaft haben sich 
erhebliche technische Schäden gezeigt. Bei der 
Prüfung ist angeregt worden, zu untersuchen, 
ob die Hersteller in Anspruch zu nehmen sind. 


ff) Abrechnung über Investitionen 

26. Die Abrechnungen über Investitionen sind bei 
einem Unternehmen der Energiewirtschaft un- 
zulänglich gewesen; sie müssen zunächst ge- 
ändert werden, damit eine ordnungsmäßige Prü- 
fung möglich ist. Auch bei der Prüfung eines 
Verkehrsunternehmens ist festgestellt worden, 
daß die bisherige Art der Buchung der Bau- 
kosten nicht ausreicht, um die Baumaßnahme 
hinreichend beurteilen zu können. 

Für Mehrforderungen auf Grund von Leistun- 
gen, bei denen Gleitklauseln vereinbart worden 
waren, hat der Unternehmer die höheren 
Kosten zum Teil erst nach längerer Zeit nach- 
gewiesen. Dabei haben sich hinsichtlich der 
Höhe der Gemeinkosten Schwierigkeiten erge- 
ben. Gesellschaft und Unternehmer hatten sich 
bis zum Zeitpunkt der Prüfung noch nicht ge- 
einigt. Dem zuständigen Bundesminister ist auf- 
gegeben worden, möglichst bald eine Klärung 
herbeizuführen. 


gg) Überschreitung der vom Aufsichtsrat 
gebilligten Kosten 

27. Eine größere Zahl von Unternehmen hat die 
vom Aufsichtsrat gebilligten Kosten der Inve- 
stitionen überschritten. Die Überschreitungen 
sind zwar teilweise die Folge von Preiserhö- 
hungen und Lohnsteigerungen; sie beruhen aber 
auch darauf, daß die technische Planung und die 
Kostenberechnungen mangelhaft gewesen und 
daß Geschäftsleitungen von den dem Aufsichts- 
rat vorgelegten Unterlagen abgewichen sind. 
Zu den Kostenüberschreitungen haben die Ge- 
schäftsleitungen die Zustimmung des Aufsichts- 
rats nicht immer rechtzeitig beantragt, mitunter 
erst nach der Prüfung durch den sachverständi- 
gen Prüfer. Die Überschreitungen hätten in eini- 
gen Fällen wahrscheinlich vermieden werden 
können, wenn die Aufsichtsratsbeschlüsse ein- 
deutig gefaßt worden wären. 


hh) Zusammenfassung der Schlußfolgerungen 

28. Der Bundesrechnungshof wirkt in Übereinstim- 
mung mit dem Bundesminister der Finanzen 
darauf hin, daß die Aufsichtsräte der Unterneh- 
men des Bundes sich die vorherige Zustimmung 
zu größeren Investitionen Vorbehalten. Dem 
Aufsichtsrat sollen vollständige und ausfüh- 
rungsreife technische Pläne, möglichst genaue 
Kostenberechnungen, sorgfältig aufgestellte 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen und geeignete 
Finanzpläne vorgelegt werden. Falls Abwei- 
chungen von Investitionsplänen und Überschrei- 
tungen der vom Aufsichtsrat gebilligten Kosten 
notwendig werden sollten, müssen die Geschäfts- 
leitungen frühzeitig die Zustimmung des Auf- 
sichtsrats einholen. Es wird auch zweckmäßig 
sein, den Aufsichtsrat nach der Durchführung 
bedeutsamer Investitionen über die Höhe der 
entstandenen Kosten zu unterrichten, z. B. in 
den regelmäßig, längstens vierteljährlich zu er- 
stattenden Berichten der Geschäftsleitung im 
Sinne des § 81 AktG. 

Auf Grund seiner Erfahrungen wirkt der Bun- 
desrechnungshof — insbesondere wegen der be- 
kanntgewordenen Absprachen unter den Bie- 
tern — schon seit längerem darauf hin, daß die 
Unternehmen des Bundes im Interesse einer an- 
gemessenen Preisbildung und einer ordnungs- 
mäßigen Ausführung der Investitionen die VOB 
und die VOL der Vergabe zugrunde legen. Da- 
bei sollte, wie der Bundesrechnungshof wieder- 
holt ausgeführt hat, der öffentlichen Ausschrei- 
bung grundsätzlich der Vorzug gegeben werden. 

Gegen die VOB, die unter Berücksichtigung 
der Erfahrungen beteiligter Fachkreise ausge- 
arbeitet worden ist, besteht aber bei vielen Un- 
ternehmen noch eine unbegründete Abneigung. 
Das ist auch hinsichtlich der VOL festzustellen. 
Der Grund dafür dürfte zuin Teil darin liegen, 
daß die Bedeutung dieser Bestimmungen für 
eine sachgerechte und preisgünstige Vergabe 
noch nicht genügend bekannt ist. Der Bundes- 
rechnungshof hat vorgeschlagen, daß Unterneh- 
men bei der Vergabe nach der VOB und der 
VOL in geeigneten Fällen Sachverständige zu- 
ziehen. Soweit sie von Gebietskörperschaften 
zur Erfüllung ihrer Zwecke öffentliche Mittel 
erhalten, können sie auch die Unterstützung 
durch Behörden beantragen. Dieser Anregung 
sollten auch die öffentlich-rechtlichen, der Auf- 
sicht des Bundes unterliegenden Unternehmen 
folgen. 

Die Außerachtlassung der für eine sinnvolle 
Investitionspolitik maßgeblichen Grundsätze 
führt nach den Erfahrungen leicht zum Verlust 
des von der öffentlichen Hand investierten Ka- 
pitals und zu erheblichen finanziellen Unterstüt- 
zungen durch die öffentliche Hand oder die 
Obergesellschaften. Der Zusammenbruch von 
Unternehmen ist in derartigen Fällen oft unver- 
meidlich. Die Nichtbeachtung wichtiger Investi- 
tionsgrundsätze kann sich bei der Veräußerung 
von Beteiligungen und Anlagen auch auf die 
Höhe des Veräußerungserlöses ungünstig aus- 
wirken. 
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e) Umlaufvermögen 

aa) Forderungen aus Krediten 

29. Eine Aktiengesellschaft hat bei Kreditgewäh- 
rungen von rd. 5 Mio DM Ausfälle von rd. 
4 Mio DM erlitten. Die Kreditwürdigkeit der 
Schuldnerin ist nicht hinreichend geprüft wor- 
den. Die Sicherung der Kredite war unzurei- 
chend, Die Verluste wären wahrscheinlich ver- 
meidbar gewesen. Die Vorstandsmitglieder 
haben nämlich wichtige Entscheidungen nicht 
gemeinsam getroffen, einander nicht ausreichend 
über allein abgeschlossene wichtige Geschäfte 
verständigt und sich auch nicht immer genügend 
um bedeutsame Angelegenheiten außerhalb ihres 
eigenen Geschäftsbereichs gekümmert. Sie 
haben die erforderliche Einwilligung des Auf- 
sichtsrats zu zustimmungsbedürftigen Geschäf- 
ten nicht immer eingeholt und ferner den Auf* 
sichtsrat in Sitzungen und durch Berichte teils 
nicht in dem gebotenen Umfang, teils auch un- 
zutreffend unterrichtet. Die hauptsächlich ver- 
antwortlichen Vorstandsmitglieder sind inzwi- 
schen ausgeschieden. Die zuständigen Organe 
und Behörden erwägen zur Zeit, welche Wege 
beschritten werden können, um wenigstens teil- 
weise einen Ausgleich des Schadens zu errei- 
chen; der Bundesrechnungshof hat hierbei be- 
sonders auf die Frage der Verantwortlichkeit 
aller Beteiligten hingewiesen. 

30, Eine Aktiengesellschaft hat nach der Wäh- 
rungsumstellung wegen der veränderten wirt- 
schaftlichen Verhältnisse Geschäfte in ihrem bis- 
herigen Aufgabenbereich nur noch in geringem 
Umfange betreiben können; sie hat sich deshalb 
in anderen Geschäftszweigen betätigt. Es han- 
delt sich um eines der unter Nr. 18 (S. 56) er- 
wähnten Unternehmen, das sich seit dem Jahre 
1955 auf Anregung des zuständigen .Bundes- 
ministers und des Bundesrechnungshofes in der 
Abwicklung befindet. Die Aktiengesellschaft hat 
seit der Währungsumstellung erhebliche Ver- 
luste erlitten. Diese sind u. a. im Zusammen- 
hang mit der Gewährung von Darlehen an 
fremde Unternehmen verschiedener Art zum Be- 
triebsausbau und zur Ausstattung mit Betriebs- 
mitteln entstanden. An Kreditgewährungen ist 
auch eine Untergesellschaft beteiligt gewesen, 
die Geschäfte der Aktiengesellschaft übernom- 
men hatte und mit der ein Ergebnisübemahme- 
vertrag geschlossen war. Für die Kredite sind 
nicht immer ausreichende Sicherheiten gefordert 
worden. In einem Fall ist vor der Kreditgewäh- 
rung offensichtlich die Prüfung der wirtschaft- 
lichen Lage des Kreditnehmers unterblieben, die 
schon beim Vertragsabschluß ungünstig gewe- 
sen ist. In einem anderen Fall hat die erwähnte 
Untergesellschaft ein Darlehen bewilligt, obwohl 
sie vorher für eine Forderung gegen denselben 
Kreditnehmer bereits eine Wertberichtigung ge- 
bildet hatte; bei den Kreditgewährungen ist die 
vom Vorstand der Obergesellschaft festgelegte 
Kreditgrenze überschritten worden. Die Kredit- 
nehmer haben zur Abdeckung der Kredite teil- 
weise Erzeugnisse minderer Qualität geliefert 


und sind zudem im Laufe der Zeit in Zahlungs- 
schwierigkeiten geraten. Verluste der Oberge- 
sellschaft sind ferner durch die vertragsmäßige 
Übernahme der Verluste von Untergesellschaf- 
ten entstanden, deren Betätigung sich als nicht 
wirtschaftlich erwiesen hat. Die Verluste der 
Unternehmen sind überwiegend die Folge von 
Geschäften, die vor dem Inkrafttreten des Vor- 
schaltgesetzes, also bevor der Bund zuständig 
war, eingeleitet worden sind. Die früheren Vor- 
standsmitglieder sind ausgeschieden. Der zu- 
ständige Bundesminister und der Bundesrech- 
nungshof prüfen, inwieweit die in Betracht kom- 
menden Personen haftbar gemacht werden kön- 
nen. Sie haben angeregt, die Abwicklung mög- 
lichst bald zu beenden. 

bb) Vorräte 

31. Die sachverständigen Prüfer haben bei einigen 
Unternehmen Zweifel geäußert, ob die Vorräte 
(z. B. Fertigungsstoffe, Ersatzteile, Reparatur- 
material) nicht zu hoch sind. 

Ein Unternehmen mußte auf Vorräte Ab- 
schreibungen in Höhe von rd. 5 Mio DM vor- 
nehmen. Die Höhe der Vorräte ist u. a. mit der 
Umstellung auf neue Produktionsprogramme, 
mit fehl geschlagenen Versuchen für die Herstel- 
lung bestimmter Erzeugnisse sowie mit Ein- 
kaufsdispositionen in einer Zeit begründet wor- 
den, in der die Beschaffung schwierig gewesen 
ist. Die Höhe der Vorräte ist nach dem Prü- 
fungsbericht aber auch auf zeitbedingte Fehl- 
dispositionen zurückzuführen. Es wurde ferner 
festgestellt, daß die Finanzlage der Gesellschaft 
angespannt war und Bestände unzweckmäßig 
gelagert wurden. Die Gesellschaft hat Maßnah- 
men eingeleitet, um eine zweckmäßigere Mate- 
rialwirtschaft sicherzustellen. Der Bundesrech- 
nungshof hat angeregt, daß sich der sachver- 
ständige Prüfer zu den Maßnahmen und zur An- 
gemessenheit der noch vorhandenen Mengen 
äußert. 

f) Grund* oder Stammkapital 

32. Der Bundesrechnungshof hatte, wie unter Nr. 102 
des Berichts vom 31. Oktober 1955 erwähnt 
(S. 75 der Bemerkungen 1952), den zuständigen 
Bundesminister um Stellungnahme zu der Frage 
gebeten, ob es nicht angebracht sei, von der In- 
dustrieverwaltungsgesellschaft mbH (IVG) nicht 
benötigte flüssige Mittel als Gewinn auszu- 
schütten und solche Mittel ggf. auch nach einer 
Kapitalherabsetzung an den Bund abzuführen. 
Die Gesellschafterversammlung der IVG hat am 
19. November 1956 beschlossen, daß das Stamm- 
kapital um höchstens 110 Mio DM auf bis zu 
40 Mio DM herabgesetzt wird (vgl. Drucksachen 
2882 und 3014 der 2. Wahlperiode). Die Herab- 
setzung des Kapitals und die Abführung von 
flüssigen Mitteln an den Bund haben aber noch 
nicht stattgefunden. Prüfungsunterlagen für die 
Geschäftsjahre nach dem 31. März 1952 sind 
dem Bundesrechnungshof noch nicht übersandt 
worden. 
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Der Bundesrechnungshof hat neuerdings den 
zuständigen Bundesminister um Mitteilung ge- 
beten, welche Pläne hinsichtlich der IVG, ins- 
besondere wegen der Auflösung der Unterge- 
sellschaften oder der Veräußerung der Beteili- 
gungen, bestehen. 

g) Aufwendungen 

aa) Bezüge der Vorstandsmitglieder, 

Geschäftsführer, leitenden Angestellten und 
sonstigen Betriebsangehörigen 

33. Die Bezüge der Mitglieder der Geschäftsleitun- 
gen und der leitenden Angestellten der Unter- 
nehmen des Bundes waren in den ersten Jah- 
ren nach der Währungsumstellung im allge- 
meinen nicht als imangemessen anzusehen. Es 
ist oft mehr Wert auf eine Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung gelegt worden. Die Be- 
züge sind im Laufe der Jahre der allgemeinen 
Entwicklung angepaßt worden. In neuerer Zeit 
beobachten die Rechnungshöfe, daß die Gesamt- 
bezüge einzelner Personen (z. B. Gehalt, Tan- 
tieme, Aufwandsentschädigungen) unter Berück- 
sichtigung der Bezüge aus der Zugehörigkeit zu 
Organen anderer Unternehmen sowie der An- 
wartschaft auf die Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung zuweilen eine Höhe erreichen, die 
zu Bedenken Anlaß gibt. 

Die Rechnungshöfe haben auf diesem Gebiet 
bisher eine gewisse Zurückhaltung geübt. 

34. Sie haben jedoch Bedenken erhoben gegen eine 
nicht berechtigt erscheinende rückwirkende Er- 
höhung der Bezüge einzelner Mitglieder von 
Geschäftsleitungen und in Sonderfällen gegen 
die zu frühzeitige Einräumung von Versorgungs- 
ansprüchen. Gegenstand der Erörterungen waren 
auch die Zahlung von Urlaubsvergütungen und 
Weihnachtsgeldern an Vorstandsmitglieder, die 
zu hohe Eingruppierung von Angestellten, der 
Umfang von Zulagen und Vergütungen für 
Überstunden an Betriebsangehörige und unan- 
gemessen hohe oder unangebracht erscheinende 
Abfindungen beim Ausscheiden von leitenden 
Personen und sonstigen Angestellten. 

Die Rechnungshöfe haben ferner Zweifel ge- 
äußert, ob die Zahlung von verlorenen Bau- 
kostenzuschüssen an Mitglieder von Geschäfts- 
leitungen und an leitende Angestellte ange- 
sichts der Höhe ihrer Bezüge berechtigt gewesen 
ist? sie haben u. a. um Äußerung zu der Frage 
gebeten, ob nicht an Stelle eines Zuschusses ein 
Darlehen hätte gegeben werden sollen, 

35. Wie unter Nr. 116 Abs. 2 des Berichts vom 
31. Oktober 1955 (S. 74 der Bemerkungen 1952) 
erwähnt, hatten die Rechnungshöfe gegen die 
Höhe der Gesamtbezüge, die einzelne Unter- 
nehmen an Mitglieder der Geschäftsleitung und 
an andere Betriebsangehörige zahlen, Bedenken 
geäußert. Die Bundesminister haben in diesen 
Fällen im allgemeinen eine Begrenzung der Ge- 
samtbezüge herbeigeführt. Die von einem Un- 


ternehmen getroffene Regelung entspricht je- 
doch noch nicht der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes und der beteiligten Bundesmini- 
ster. Diese prüfen, in welcher Weise künftig 
ihrer Auffassung Rechnung getragen werden 
kann. 

36. Es ist Aufgabe der Aufsichtsräte der Aktienge- 
sellschaften, dafür zu sorgen, daß die Gesamt- 
bezüge in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Aufgaben des einzelnen Vorstandsmitglieds 
und zur Lage der Gesellschaft stehen (§ 78 
Abs. 1 AktG). Dieser Grundsatz sollte auch für 
die Mitglieder der Geschäftsleitungen der Un- 
ternehmen anderer Rechtsformen gelten. Der 
Bundesrechmmgshof hat die Bundesminister ge- 
beten, bei der Prüfung stets zu der Angemessen- 
heit der Gesamtbezüge Stellung zu nehmen, 
Einige Bundesminister haben für den Bereich 
der Kreditinstitute Ermittlungen angestellt und 
auf eine Begrenzung der Gesamtbezüge hinge- 
Wirkt. 

bb) Sonstige Aufwendungen 

37. Die Höhe der sonstigen Aufwendungen (vgl. 
Nr. 117 des Berichts vom 31. Oktober 1955, 
S. 74 der Bemerkungen 1952) mußte auch in 
letzter Zeit beanstandet werden. Es handelt sich 
insbesondere um Ausgaben für Repräsentation, 
für Beratungen und für betriebliche Veranstal- 
tungen aus verschiedenen Anlässen, Sitzungs- 
gelder für die Teilnahme an Sitzungen des Auf- 
sichtsrats und seiner Ausschüsse, Trennungsent- 
schädigungen, Vergütungen für Reisen und um 
die durch die Benutzung firmen- und privat- 
eigener Kraftfahrzeuge entstandenen Ausgaben. 
Die beanstandeten Beträge sind nicht immer er- 
heblich gewesen, eine rechtzeitige Beanstandung 
verhütet jedoch die Wiederholung unwirtschaft- 
licher Aufwendungen. 

Die Rechnungshöfe haben in zwei Fällen Be- 
denken dagegen geäußert, daß ein Unterneh- 
men Aufwendungen übernommen hat, die ein- 
zelne Gesellschafter hätten tragen müssen. Die 
beteiligten Stellen haben mitgeteilt, daß solche 
Aufwendungen nicht mehr übernommen werden 
sollen. Verschiedene sich hier ergebende Son- 
derfragen werden noch erörtert. 

h) Zuwendungen im haushaltsrechtlidien Sinne 
(Zuschüsse und Darlehen) an Unternehmen 

38. Eine Reihe von Unternehmen, deren Aufrecht- 
erhaltung im gesamtwirtschaftlichen Interesse 
erforderlich erscheint, erhält vom Bund und zum 
Teil auch von anderen Gesellschaftern (Län- 
dern, Gemeinden, Gemeindeverbänden und son- 
stigen öffentlich-rechtlichen Einrichtungen) Zu- 
schüsse und Darlehen. Diese Zuwendungen dür- 
fen nur so weit und nicht eher angefordert wer- 
den, als sie zur Bewirkung fälliger Zahlungen 
im Rahmen des Verwendungszwecks benötigt 
werden. Bei einigen Prüfungen ist festgestellt 
worden, daß Unternehmen die öffentlichen Mit- 
tel zu früh in Anspruch genommen haben. Der 
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Bundesrechnungshof hat darauf hingewirkt, daß 
die Unternehmen künftig bei der Anforderung 
von Bundesmitteln zunächst den Bedarf nach- 
weisen. 

Der Grundsatz, daß die öffentlichen Mittel 
nur nach Maßgabe des tatsächlichen Bedarfs 
in Anspruch zu nehmen sind, sollte auch für 
solche Unternehmen gelten, denen gegenüber 
der Bund und andere Gebietskörperschaften auf 
Grund der Gesellschaftsverträge (§ 26 GmbHG) 
oder sonstiger Abmachungen zur Beseitigung 
von Verlusten oder Verlustanteilen sich ver- 
pflichten, wie es z. B. bei Flughafengesellschaf- 
ten der Fall ist. Verluste entstehen bei diesen 
Gesellschaften oft durch Aufwendungen (Ab- 
schreibungen auf Anlagen, Rückstellungen für 
ungewisse Schulden), die erst in späterer Zeit 
— zum Teil erst nach Jahren — Zahlungen zur 
Folge haben (z. B. für Ersatzinvestitionen oder 
auf Grund von Verpflichtungen, für die zunächst 
Rückstellungen gebildet sind). Auf Anregung 
des Bundesrechnungshofes wird vielfach schon 
vereinbart, daß die Unternehmen erst dann die 
Mittel anfordern, wenn sie diese zu Zahlungen 
benötigen. Nach Anerkennung des jährlich zur 
Verlustbeseitigung erforderlichen Zuschusses 
wird der an den Bilanzstichtagen jeweils noch 
nicht gezahlte Teil des Zuschusses in den Bi- 
lanzen der Unternehmen als Forderung gegen 
die Gesellschafter ausgewiesen. 

i) Gewinnausschüttungen 

39. Die gesamten Gewinnausschüttungen an den 
Bund sind im Rechnungsjahr 1956 (rd. 39.5 Mio 
DM) gegenüber den Vorjahren (rd. 9,5 Mio DM 
im Rechnungsjahr 1954 und rd. 30,6 Mio DM 
im Rechnungsjahr 1955) gestiegen. Der Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1957 rechnet 
mit Gewinnen aus Beteiligungen des Bundes 
von rd. 37,7 Mio DM. 

Die Höhe der dem Bund insgesamt zufließen- 
den Gewinne wird wesentlich durch die Gewinn- 
ausschüttungen der Dachgesellschaften der vier 
großen Bundeskonzerne bestimmt. Von dem Ge- 
samtnennbetrag der unmittelbaren Bundesbetei- 
ligungen von rd. 1,4 Mrd. DM* entfallen rd. 
1,167 Mrd. DM auf die Beteiligungen des Bun- 
des an diesen Dachgesellschaften (Stand am 
31. März 1956).**) Der den Dachgesellschaften 
für die Ausschüttung an den Bund zur Verfü- 
gung stehende Gewinn ist weitgehend abhängig 


*) Ermittelt nach dem Verzeichnis der unmittelbaren Be- 
teiligungen des Bundes in den Allgemeinen Vor- 
bemerkungen zum Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1957 

•*) Aktiengesellschaft für Berg- und Hütten- 


betriebe 367 Mio DM 

Vereinigte Elektrizitäts- und Berg- 

werks-AG (Veba) 450 Mio DM 

Vereinigte Industrie-Unternehmungen 

AG (Viag) 200 Mio DM 

Industrie Verwaltungsgesellschaft mbH 

(IVG) 150 Mio DM 


1 167 Mio DM 


von der wirtschaftlichen Lage der Untergesell- 
schaften und davon, welchen Gewinn diese auf 
Grund von Gewinnverteilungsbeschlüssen und 
Ergebnisübernahmeverträgen an die Dachgesell- 
schaften abführen. 

Die unter das Gesetz zur Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen reichseigenen Film- 
vermögens vom 5. Juni 1953 fallenden Unter- 
nehmen schütten an den Bund keinen Gewinn 
aus; der nach der Berichtigung der Schulden 
verbleibende Abwicklungserlös der aufgelösten 
Gesellschaften ist, soweit er nicht auf Beteili- 
gungsrechte anderer Gesellschafter als des 
Reiches entfällt, nach § 15 des Gesetzes an den 
Bund abzuführen und für die Förderung der 
Filmwirtschaft zu verwenden. 

Ein Teil der Unternehmen, an denen der 
Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, 
hat in den ersten Jahren nach der Währungs- 
umstellung ohne Gewinn gearbeitet. Viele 
haben die nach dem Steuerrecht und nach dem 
Gesetz über die Investitionshilfe der gewerb- 
lichen Wirtschaft zulässigen Sonderwertberichti- 
gungen vorgenommen. Zahlreiche Unternehmen 
haben die aus Abschreibungen und aus Betriebs- 
ergebnissen zur Verfügung stehenden Mittel 
für den Wiederaufbau der Anlagen, für den 
Ausbau und für Zwecke der Rationalisierung 
sowie für die erforderliche Erhöhung des Um- 
laufvermögens verwendet. So hat z. B. die Ak- 
tiengesellschaft für Berg- und Hüttenbetriebe, 
die Dachgesellschaft des sogenannten Salzgitter- 
Konzerns, die ein Grundkapital von 367 Mio DM 
hat und deren Untergesellschaften durch Nach- 
kriegsschäden besonders stark betroffen worden 
sind, noch keinen Gewinn ausgeschüttet. Diese 
Gesellschaft dürfte in absehbarer Zeit Gewinn 
verteilen können. Die Industrieverwaltungsge- 
sellschaft mbH hat ebenfalls noch keine Divi- 
dendenverteilung beschlossen; ihr Stammkapi- 
tal beträgt bis zur Durchführung der unter Nr. 32 
(S. 59) erwähnten Kapitalherabsetzung 150 Mio 
DM. Auch einige andere Unternehmen haben 
wegen besonderer Umstände bisher keinen Ge- 
winn ausgeschüttet. Uber Einzelheiten unterrich- 
ten die Allgemeinen Vorbemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsplänen der Rechnungsjahre 
1955 bis 1957. 

Eine Stellungnahme zu den gesamten Ge- 
winnausschüttungen der Unternehmen des Bun- 
des kann im übrigen nicht unbeachtet lassen, 
daß Rentabilitätsgesichtspunkte nicht stets 
allein für die Geschäftspolitik bestimmend sind. 
Ein Teil der Unternehmen des Bundes erfüllt 
Aufgaben, die der öffentlichen Hand obliegen 
(Befriedigung von Bedürfnissen der Allgemein- 
heit oder bestimmter Personenkreise). An der 
Gründung solcher Unternehmen haben sich ne- 
ben dem Bund oft auch andere Gebietskörper- 
schaften beteiligt. Mehrere dieser Unternehmen 
verwenden die erzielten Überschüsse oder Teile 
zunächst für die in Gesetzen, Satzung und Ver- 
trägen festgelegten Zwecke. Eine Reihe solcher 
Unternehmen kann wegen der in ihrem Bereich 
vorliegenden besonderen Verhältnisse nur ge- 
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ringe oder keine Gewinne erzielen; zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben müssen manche sogar durch 
die öffentliche Hand finanziell unterstützt wer- 
den, z. B. durch Investitionszuschüsse und durch 
Zuschüsse zur Beseitigung von Verlusten. Die 
Privatwirtschaft hat sich an solchen Unterneh- 
men im allgemeinen nicht oder nur in geringem 
Umfange beteiligt. Bei bestimmten Unterneh- 
men ist die Höhe der Gewinnausschüttungen ge- 
setzlich begrenzt. Andere Unternehmen oder ein 
einzelner ihrer Betriebe sind aus arbeitsmarkt- 
politischen und anderen Gründen trotz fehlen- 
der Rentabilität fortgeführt worden. 

Der Gesamtbetrag der Gewinnanteile des 
Bundes erscheint niedrig. Dabei dürfen aber 
die dargestellten Gesichtspunkte nicht über- 
sehen werden, wenn der Gesamtnennbetrag 
der unmittelbaren Bundesbeteiligungen dem 
Gesamtbetrag der Gewinnanteile des Bundes 
gegenübergestellt wird. Den Gründen, die in 
den vergangenen Jahren bei einem Teil der Un- 
ternehmen die Gewinnverteilung an den Bund 
oder an Obergesellschaften oder höhere Ge- 
winnausschüttungen verhindert haben, kommt 
heute im allgemeinen geringere Bedeutung zu. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesmini- 
ster kürzlich erneut gebeten, ihn bei der Mit- 
teilung der Ergebnisse ihrer Prüfung in jedem 
Fall darüber zu unterrichten, ob gegen die Fest- 
stellung der Jahresabschlüsse und gegen die Ge- 
winnverteilungsbeschlüsse Bedenken zu erhe- 
ben sind sowie ob sie ggf. auf eine angemes- 
sene Verteilung von Dividenden hingewirkt 
haben. Er hat dabei auf die unter Nr. 93 des Be- 
richts vom 31. Oktober 1955 (S. 66 der Bemer- 
kungen 1952) erwähnten Ausführungen des Ver- 
treters des Bundesministers für Wirtschaft in 
einer Sitzung des Unterausschusses „Bundesbe- 
teiligungen" des Deutschen Bundestags hinge- 
wiesen, nach denen das Bestehen bundeseigener 
Unternehmen mit dem Grundprinzip des freien 
Wettbewerbs u. a. nur dann vereinbar sei, wenn 
ihre Dividendenpolitik der der privatwirtschaft- 
lichen Unternehmen entspricht. 

k) Rechnungswesen 

40. Eine Gesellschaft, die sich auf verschiedenen Ge- 
bieten betätigte und mit Verlust arbeitete, hatte 
keine Betriebsabrechnung. Die Art des Rech- 
nungswesens hat offensichtlich dazu beigetragen, 
daß die ungünstigen Ergebnisse einzelner Ge- 
schäftszweige zu spät erkannt worden sind. Die 
Gesellschaft befindet sich in der Abwicklung. 
Auf Grund solcher Feststellungen hat der Bun- 
desrechnungshof die entsprechende Ergänzung 
der Richtlinien für die sachverständigen Prü- 
fer veranlaßt. 

l) Innerbetriebliche Prüfungseinrichtungen 
der Unternehmen 

41. Nachdem festgestellt worden war, daß ein Un- 
ternehmen durch die Gewährung von Krediten 
Verluste erlitten hatte, hat der Bundesrech- 


nungshof die Prüfung veranlaßt, ob die inner- 
betriebliche Prüfungseinrichtung zweckmäßig 
organisiert ist und ob sie ihre Prüfungsaufgaben 
ordnungsmäßig durchführt. 


F. Verfügungen über Gesellschafts- 
vermögen vor dem Inkrafttreten des 
V orschaltgesetzes 

42. Während der Geltung des Gesetzes Nr. 19 der 
amerikanischen Militärregierung hatten Länder 
flüssige Mittel von Unternehmen, an deren Ka- 
pital das Reich beteiligt war, abgezogen, Ver- 
mögensgegenstände solcher Unternehmen für 
ihre Rechnung veräußert sowie in sonstiger 
Weise über Vermögensrechte verfügt und die 
bereits erzielten Erlöse vereinnahmt. Soweit 
Eigentum oder sonstige Vermögensrechte eines 
Unternehmens mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
an dem das Deutsche Reich eine Beteiligung be- 
saß, auf Grund der Militärregierungsgesetze auf 
ein Land übertragen worden sind, gilt die Über- 
tragung nach § 2 des Vorschaltgesetzes als nicht 
erfolgt. Der Bundesrechnungshof hat nach dem 
Inkrafttreten des Vorschaltgesetzes in den ihm 
bekanntgewordenen Fällen den Bundesminister 
der Finanzen gebeten, darauf hinzuwirken, daß 
die Länder den Unternehmen die diesen zustehen- 
den Vermögenswerte zuführen. Er hat, soweit 
es erforderlich erschien, auch angeregt, die Ver- 
einbarungen über Veräußerungen zu prüfen. 
Der Bundesrechnungshof ist auf Angelegenhei- 
ten der hier in Betracht kommenden Art unter 
Nr. 120 des Berichts vom 31. Oktober 1955 
(S. 75 der Bemerkungen 1952) eingegangen. 

43. Ein Land hatte vor dem Inkrafttreten des Vor- 
schaltgesetzes wertvolle bebaute Betriebsgrund- 
stücke einer Gesellschaft, an deren Kapital das 
Reich mittelbar beteiligt war, an einen Dritten 
veräußert. Nachdem ein auf Veranlassung des 
Bundesrechnungshofes eingeholtes Gutachten 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die in dem 
Kaufvertrag vereinbarten Bedingungen als un- 
gewöhnlich und unangemessen bezeichnet hatte, 
konnten für die Gesellschaft in einem Vergleich 
hinsichtlich der Tilgung und Verzinsung wesent- 
lich günstigere Bedingungen vereinbart werden. 
Die Kaufpreisraten und die Zinsen fließen der 
Gesellschaft zu. 

44. Dem Bundesrechnungshof ist inzwischen bekannt- 
geworden, daß zwei Länder Verfügungen erheb- 
lichen Umfangs über das Vermögen einer Ge- 
sellschaft getroffen hatten, so durch Abziehung 
flüssiger Gesellschaftsmittel und durch Veräuße- 
rung von Betriebsanlagen. Im Hinblick auf die 
Bestimmungen des Vorschaltgesetzes sind zwi- 
schen den beiden Ländern und der Gesellschaft 
Abmachungen über deren Ansprüche zustande 
gekommen. In einem Fall hat der Bundesrech- 
nungshof den zuständigen Bundesminister um 
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Erläuterungen gebeten. In dem anderen prüft er, 
ob gegen die erst Mitte 1957 getroffene Ver- 
einbarung Bedenken zu erheben sind. 

45. Eine Gesellschaft hat gegen ein Land Ansprüche 
in Höhe von rd. 2 Mio DM, insbesondere aus 
der Abziehung flüssiger Mittel und der Verwer- 
tung einer Betriebsanlage, geltend gemacht. Der 
Fall ist unter Nr. 120 des Berichts vom 31. Okto- 
ber 1955 (S. 75 der Bemerkungen 1952) erörtert 
worden. Er zieht sich schon seit Mitte 1953 hin. 
Zwischen dem Land und der Gesellschaft ist 
noch immer keine Einigung erzielt worden. Das 
Land hat einige Schreiben des zuständigen Bun- 
desministers erst nach ungewöhnlich langer Zeit 
beantwortet. Der Bundesrechnungshof hat den 
Bundesminister gebeten, auf eine Beschleuni- 
gung hinzuwirken, damit die Angelegenheit 
endlich abgeschlossen werden kann. 


G. Schlußbemerkung 

46. Die Prüfungsergebnisse lassen keinen allgemei- 
nen Schluß auf das Geschäftsgebaren der Unter- 
nehmen des Bundes zu. Es ist festzustellen, daß 
ein großer Teil der Unternehmen aus den durch 


eigene Betriebsergebnisse erzielten Mitteln und 
mit verhältnismäßig geringer finanzieller Unter- 
stützung des Bundes als Gesellschafter die wäh- 
rend des Krieges und in der Nachkriegszeit ent- 
standenen Schäden beseitigt sowie im Interesse 
der Steigerung ihrer Leistungen die Betriebe 
durch volkswirtschaftlich wichtige Investitionen 
weiter ausgebaut hat. 

Die Festsetzung von Richtlinien für die Prü- 
fung durch die sachverständigen Prüfer, die zahl- 
reichen Anregungen in Prüfungsmitteilungen und 
Rundschreiben, insbesondere unternehmens- 
rechtlicher und betriebswirtschaftlicher Art, so- 
wie die Veröffentlichung der Berichte nach § 107 
Abs. 2 RHO sollten nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes bewirken, daß sämtliche Unter- 
nehmen, soweit es noch erforderlich ist, geeig- 
nete Vorkehrungen treffen, um Nachteile für sie 
möglichst zu verhindern. Die Anregungen des 
Bundesrechnungshofes finden in zunehmendem 
Maße Beachtung. 


Frankfurt am Main, 4. Juli 1957 

Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 
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Anlage B 


Denkschrift 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1954 
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Einleitung 

1. Gemäß § 107 Abs. 6 RHO füge ich den Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1954 diese Denkschrift bei; in ihr sind die 
hauptsächlichen Prüfungsergebnisse für diese 
Rechnung zusammengefaßt. Um eine gegen- 
wartsnahe Berichterstattung zu erreichen und 
um Bundestag und Bundesrat möglichst früh- 
zeitig zu unterrichten, habe ich auch Prüfungs- 
ergebnisse aus neuerer Zeit in meine Dar- 
legungen einbezogen. 

* 

Prüfungsergebnisse 

Bundesminister der Finanzen 

(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 1954 
bis 1956) 

Bundesfinanzverwaltung 

(Kapitel 08 04 für die Rechnungsjahre 1955 und 
1956, Kapitel 08 05 und 08 06 für das Rech- 
nungsjahr 1954). 

Zollverwaltung 

2. Der Bundesrechnungshof hat häufig festgestellt, 
daß die Zollstellen unzureichend eingerichtet 
sind; das erschwert eine ordnungsmäßige Zoll- 
abfertigung. Selbst bei Neubauten der Nach- 
kriegszeit ist z. B. oft — obschon es notwendig 
gewesen wäre — kein Zollboden vorgesehen 
worden. Infolgedessen können nicht abgefer- 
tigte Zollgüter nicht niedergelegt werden. 
Selbst Stückgüter müssen vielfach im Betrieb 
der Zollbeteiligten — als außerhalb der Amts- 
stellen — abgefertigt werden. Das verursacht 
Mehrarbeit und behindert die Dienstaufsicht. 

3. In verschiedenen öffentlichen Zollniederlagen 
haben die Zollstellen die einzelnen Lagerplätze 
mit dem vollen Namen der niederlegenden 
Firma gekennzeichnet, Die Zollstellen haben 
hierdurch das Steuergeheimnis gefährdet, da 
eine öffentliche Zollniederlage von jedem Nie- 
derleger betreten wreden darf. 

In einem Fall, in dem die öffentliche Zoll- 
niederlage nicht von der Bundesfinanzverwal- 
tung, sondern von einem Dritten unterhalten 
wurde, hat dieser seit Jahren Drittstücke 
der Zollanmeldungen zur Zollniederlage und 
Drittstücke der Niederlageabmeldungen oder der 
sonstigen Zollpapiere über die weitere Abferti- 
gung der auszulagernden Waren erhalten. Hier- 
durch sind der Niederlageverwaltung Angaben 
offenbart worden, deren Geheimhaltung für den 
Zollbeteiligten unter Umständen von großer Be- 
deutung ist (z. B. über den Wert der Waren, 
den Absender oder den Empfänger). 

Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
das Steuergeheimnis künftig gewahrt wird. 


Vermögens- und Bauverwaltung 

4. Nach den Vorschriften des Ersten Bundes- 
mietengesetzes darf die Miete für preisgebun- 
denen Wohnraum, der bis zur Währungsreform 
bezugsfertig geworden ist, um einen Zuschlag 
von 10 v. H. und unter bestimmten Voraus- 
setzungen bis 20 v. H. erhöht werden. Die Ver- 
mieter waren berechtigt, die Zuschläge vom 
1. September 1955 an zu fordern. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, 
daß die Zuschläge für Wohnungen, die der 
Bund verwaltet, nicht oder erst zu einem späte- 
ren Zeitpunkt von den Mietern eingefordert 
worden sind. Er hat verlangt, daß die Vorschrif- 
ten des Mietpreisrechts angewendet werden. 
Sofern die Zuschläge nicht rechtzeitig oder nicht 
in voller Höhe erhoben worden sind, hat der 
Bundesrechnungshof gefordert, die Schuldfrage 
zu untersuchen und die etwaige Haftung der 
verantwortlichen Bediensteten zu prüfen. 

5. Geschäftsräume oder gewerblich genutzte unbe- 
baute Grundstücke, die nach dem Geschäfts- 
raummietengesetz den Preisvorschriften nicht 
mehr unterliegen, hat die Verwaltung vielfach 
langfristig vermietet oder verpachtet. Die 
Mieten und Pachten entsprachen häufig nicht 
mehr den ortsüblichen Sätzen. In diesen Fällen 
hat der Bundesrechnungshof darauf geachtet, 
daß die Verwaltung die Mieten und Pachten 
— je nach den örtlichen Verhältnissen — ange- 
messen erhöhte. Dadurch sind die Mieteinnah- 
men des Bundes beträchtlich gestiegen. 

6. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt festge- 
stellt, daß die mit dem rechnungsmäßigen Nach- 
weis der Einnahmen aus Vermietungen, 
Verpachtungen und der sonstigen Nutzung 
des Bundesvermögens beauftragten Zoll- 
kassen erhebliche Mietrückstände nachweisen. 
Die Angelegenheit ist bereits in frühe- 
ren Denkschriften behandelt worden (1949/50 
S. 119 Nr. 7 a, 1951 S. 73 Nr. 175). Obwohl der 
Bundesrechnungshof die Rückstände in zahl- 
reichen Mitteilungen an die Oberfinanzdirek- 
tionen bemängelt hat, ist eine wesentliche Bes- 
serung nur bei wenigen Kassen eingetreten. 
Auch Erlasse des Bundesministers der Finanzen 
aus den Jahren 1953 und 1956, nach denen die 
fälligen Beträge von wirtschaftlich schwachen 
und zahlungsunwilligen Mietern oder Pächtern 
abgeholt werden sollen, haben nach den Beob- 
achtungen des Bundesrechnungshofes nicht zu 
dem angestrebten Erfolg geführt. 

Es ist erforderlich, daß die Kassen recht- 
zeitig mahnen und daß die Verwaltungsstellen 
bei weiterem Verzug das gerichtliche Verfah- 
ren bis zur Zwangsvollstreckung durchführen. 

7. Im Bereich der Zollverwaltung hat der Bun- 
desrechnungshof festgestellt, daß bundeseigene 
Wohnungen in vielen Fällen längere Zeit — 
vereinzelt bis zu elf Monaten — unbenutzt 
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geblieben sind. Die Verwaltung hatte sie 
nach dem Auszug der früheren Mieter nicht so- 
fort anderen Bediensteten zugewiesen. Das war 
auch bei Wohnungen der Fall, die der Bund für 
seine Verwaltungsangehörigen gemietet hat; 
die Miete wird in diesen Fällen zu Lasten des 
Bundeshaushalts an den Eigentümer gezahlt. 
Der Bundesrechnungshof hat die Oberfinanz- 
direktionen darauf hingewiesen r daß freige- 
wordene Wohnungen unverzüglich vermietet 
werden müssen. 

8. Die mit der Verwaltung der Liegenschaften be- 
auftragten Dienststellen haben es verschiedent- 
lich unterlassen, die Mehrbelastungen des 
Hausbesitzes zu erheben, die nach der Verord- 
nung PR Nr. 71/51 über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Mietpreisrechts und der Verord- 
nung über die Miethöhe für neugeschaffenen 
Wohnraum (Mietenverordnung) auf Mieter und 
Pächter umgelegt werden können. Dem Bun- 
deshaushalt sind hierdurch erhebliche Einnah- l 
men entgangen. 

Mehrfach hat die Verwaltung vermietete 
oder verpachtete Gebäude aus Bundesmitteln 
unterhalten, obwohl nach den vertraglichen 
Abreden die Mieter und Pächter die Kosten zu 
tragen hatten. Im Bereich zweier Bundesver- 
mögensstellen hat der Bundesrechnungshof fest- 
gestellt, daß der Bund auf diese Weise rd. 

48 000 DM zu Unrecht gezahlt hatte. 

Auch Schönheitsreparaturen sind vielfach aus 
Bundeshaushaltsmitteln bestritten worden, ob- 
wohl die Mieter vertraglich verpflichtet waren, 
sie auf ihre Kosten durchführen zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat in allen diesen 
Fällen gefordert, daß die Umlagen erhoben und 
die zu Unrecht geleisteten Ausgaben erstattet 
werden. Er sieht in diesen Vorgängen ernste 
Verstöße gegen die Dienstpflichten, wobei nach 
seiner Ansicht der zuständige Dienstvorge- 
setzte die Verantwortlichkeit der Beamten prü- 
fen sollte. 

* 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09 für die Rechnungsjahre 1954 
bis 1956) 

Stützungsaktion 
für eine Kleinindustrie 

9. Eine fast ausschließlich auf Ausfuhr angewie- 
sene Kleinindustrie, die überwiegend als Haus- 
gewerbe betrieben wird, mußte im Jahre 1952 
aus wirtschafts- und sozialpolitischen Gründen 
dringend subventioniert werden, da die Aus- 
fuhrerlöse nicht mehr die Kosten deckten. Die 
interessierten Wirtschaftsverbände waren — 
unterstützt durch die Regierung des betreffen- 
den Landes — beim Bundesminster für Wirt- 


schaft vorstellig geworden. Dieser und der Bun- 
desminister der Finanzen einigten sich dahin, 
der Kleinindustrie einen zeitlich begrenzten 
Preisausgleich in Höhe der nicht gedeckten 
Kosten aus Exportaufträgen zu gewähren. 

Die Subventionierung ist auf der Grundlage 
von Gegenseitigkeitsgeschäften durchgeführt 
worden; die Einfuhr von Roggen wurde mit 
der Ausfuhr der subventionierten Erzeugnisse 
gekoppelt. Die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel hat bei der Über- 
nahme des eingeführten Roggens auf den cif- 
Preis einen Aufschlag von 28 v. H. zugebilligt 
und ihn für die Zahlung der Subvention zur 
Verfügung gestellt. Der Bundesminister für 
Wirtschaft hat eine Außenhandelsfirma, der die 
Gegenseitigkeitsgeschäfte vom Einfuhrausschuß 
genehmigt waren, beauftragt, die Subventionie- 
rung im Zusammenhang mit der Abwicklung 
der Gegenseitigkeitsgeschäfte durchzuführen. 

Die Abrechnung hatte folgendes Ergebnis: 

cif-übernahme- 
preis der 
Roggen- 
einfuhren: 15 295 798,22 DM 

Aufschlag von 
28 v. H. (Sub- 
ventionsmittel) 

An die zu subven- 
tionierende 
Industrie ge- 
leistete Preisaus- 
gleichszahlungen 

Der Uberschuß von 

ist der Außenhandelsfirma zur Deckung ihrer 
Kosten als Risikoprämie und als Leistungsver- 
gütung zur Verfügung gestellt worden. 

Die Einschaltung der Außenhandelsfirma in 
das Subventionierungsverfahren war unge- 
wöhnlich. Sie wird lediglich deshalb noch als 
vertretbar angesehen werden können, weil die 
Firma bei der Abwicklung der Gegenseitig- 
keitsgeschäfte in laufender Geschäftsverbin- 
dung mit den subventionierten Ausfuhrfirmen 
stand und sich hierbei auch die Unterlagen für 
die Berechnung der Subventionen ergaben, so 
daß es nahe lag, diese durch die Außenhandels- 
firma vergüten zu lassen. 

In jedem Falle war die Maßnahme aber un- 
wirtschaftlich, weil rd. 1,3 Mio DM aufgewen- 
det wurden, nur um einen Subventionsbetrag 
von rd. 3 Mio DM an die beteiligten Indu- 
striebetriebe auszuzahlen. 1000 DM Subven- 
tionen haben sonach 437,48 DM Kosten verur- 
sacht. Der Außenhandelsfirma sind nach der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes minde- 
stens rd. 540 000 DM zuviel zugeflossen. Hier- 
bei sind ihre gesamten Unkosten und eine an- 
gemessene Leistungsvergütung berücksichtigt 
worden. 


4 287 880,73 DM 


2 982 908,95 DM 
1 304 971,78 DM 
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Schließlich war das Verfahren auch unzuläs- 
sig, weil die bei der Subventionsmaßnahme an- 
gefallenen Einnahmen und Ausgaben weder im 
Bundeshaushaltsplan veranschlagt, noch in der 
Bundeshaushaltsrechnung nachgewiesen wor- 
den sind. Sie sind dadurch der parlamen- 
tarischen Kontrolle und der Rechnungsprüfung 
entzogen worden. 

Die Verhandlungen zwischen dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und der Außenhandels- 
firma, die der Bundesrechnungshof wegen Ein- 
ziehung des überzahlten Betrages von rd. 
540 000 DM veranlaßt hat, schweben noch. 


Mangelnde Vorbereitung der 
Bauvorhaben 

10. Der Bundesrechnungshof hat die Planung der 
Erweiterungsbauten bei der Physikalisch-Tech- 
nischen Bundesanstalt geprüft. Grundlagen hier- 
für waren der Haushaltsvoranschlag für das 
Rechnungsjahr 1957 sowie die Kostenüber- 
schläge und die Vorentwürfe für die einzelnen 
Bauabschnitte (Gesamtbaukosten; rd. 9,2 Mio 
DM). Zu der Frage, inwieweit die von der Bun- 
desanstalt beantragten Bauvorhaben erforder- 
lich sind, hat sich der Bundesbeauftragte für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung gutacht- 
lich geäußert (S. 107 Nr. 17) 

Für den Wiederaufbau waren bereits von 
1948 bis 1955 rd. 11,4 Mio DM aufgewendet 
worden. Bei den bisher ausgeführten Baumaß- 
nahmen hatte die Anstalt baureife Entwürfe 
und Kostenanschläge mit Massenberechnungen 
nicht rechtzeitig vor Baubeginn aufgestellt; die 
nur im Vorentwurf festgelegte Planung war 
während der Bauausführung mehrfach geändert 
worden. Das hat unnötige Mehrkosten verur- 
sacht. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt be- 
anstandet, daß Bauvorhaben mangelhaft vor- 
bereitet werden (vgl. Denkschrift 1955 S. 12 
Nr. 31). Auch für die Erweiterungsbauten bei 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt hat 
er gefordert, daß baureife Entwurfsunterlagen 
fertiggestellt werden, bevor die neuen Baumaß- 
nahmen beginnen. Er hat auch darauf hingewie- 
sen, daß der Baudienststelle genügend Zeit ge- 
lassen werden muß, damit sie die Unterlagen 
gründlich vorbereiten kann. 

* 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(Einzelplan 10 für die Rechnungsjahre 1954 
bis 1956) 

Darlehen und Beihilfen zur Förderung 
der ländlichen Siedlung 

(Kapitel 10 02 Titel 531 und 662 für die Rech- 
nungsjahre 1954 bis 1956) 


11. Die ländliche Siedlung wird mit öffentlichen 
Mitteln aus verschiedenen Quellen finanziert. 
Seit mehreren Jahren wird die Frage lebhaft 
erörtert, wie diese Finanzierung vereinfacht 
werden kann. Die verschiedenartigen Bedingun- 
gen der aus diesen Mitteln gewährten Kredite 
und der unterschiedliche Vergabeweg haben 
ungewöhnlich komplizierte Verfahren und er- 
hebliche Erschwernisse für die Siedler sowie 
für alle anderen Beteiligten ergeben. Auf diese 
Umstände hatte der Bundesrechnungshof be- 
reits im Jahre 1953 aufmerksam gemacht, nach- 
dem er die Verwendung der Bundesmittel, die 
zur Durchführung des Flüchtlingssiedlungsge- 
setzes bereitgestellt waren, geprüft hatte; auch 
in der Folgezeit hat er wiederholt auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen. Er hat angeregt, 
das Verfahren dadurch zu vereinfachen, daß 
alle Siedlungsmittel bei einer Stelle zusammen- 
gefaßt und zu einheitlichen Bedingungen ver- 
geben werden. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten hat eine der- 
artige Regelung seinerzeit zwar für erwünscht, 
jedoch nicht für durchführbar gehalten. In- 
zwischen haben die meisten Länder grundsätz- 
lich anerkannt, daß die Verwaltung aller Sied- 
lungsmittel durch eine Stelle zweckmäßig ist. 
Sie haben die Bedingungen für die Vergabe 
ihrer Siedlungsmittel denen des Bundes ange- 
paßt. 

Die beteiligten Bundesressorts und das Bun- 
desausgleichsamt haben sich darüber geeinigt, 
daß die Aufbaudarlehen für die Landwirtschaft, 
die der Ausgleichsfonds gewährt, mit den Sied- 
lungsmitteln des Bundes zusammengefaßt wer- 
den. Die Entscheidung darüber, welches Bank- 
institut die zusammengefaßten Mittel verwal- 
ten soll, steht jedoch noch aus. über diese 
Frage haben der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und der Bundes- 
minister der Finanzen keine Übereinstimmung 
erzielt. Bisher werden die verschiedenen Bun- 
desmittel für die Siedlung nach einem gemein- 
samen Erlaß der beiden Bundesminister vom 
25. April 1953 von der Deutschen Landesren- 
tenbank und der Deutschen Siedlungsbank ver- 
waltet. Der Bundesrechnungshof hat sich anläß- 
lich der noch schwebenden Ressortverhandlun- 
gen dafür ausgesprochen, daß alle Siedlungs- 
mittel zunächst erst einmal bei einer Stelle zu- 
sammengefaßt werden, damit die Einleitung der 
Siedlungsverfahren soweit wie möglich ver- 
einfacht wird. 

Im Zusammenhang mit den Bestrebungen, die 
Siedlungsfinanzierung zu vereinfachen, hat der 
Bundesminister der Finanzen vorgeschlagen, die 
beiden Siedlungsbanken des Bundes zusam- 
menzulegen. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten hat den Vor- 
schlag abgelehnt. Der Bundesrechnungshof hatte 
diese Frage bereits aufgeworfen, als seinerzeit 
die Aufgabenverteilung zwischen den beiden 
Banken erörtert wurde. Die Entwicklung hat 
bestätigt, daß die Voraussetzungen, die früher 
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zu zwei zentralen Finanzierungsinstituten auf 
dem Gebiet der ländlichen Siedlung geführt 
haben, heute nicht mehr bestehen. Das Verfah- 
ren, die ländliche Siedlung mit Zwischenkre- 
diten aus öffentlichen Mitteln zu finanzieren 
und diese durch Dauerkredite aus dem Kapital- 
markt abzulösen, ist überholt; die ländliche 
Siedlung wird heute ausschließlich mit öffent- 
lichen Mitteln finanziert, die die Aufgabe des 
Zwischenkredits und des Dauerkredits erfüllen. 
Beide Institute sind nach ihren Satzungen be- 
fugt, solche Mittel zu verwalten. Würden sie 
zusammengelegt, so könnten sich daraus bei 
Bund und Ländern erhebliche Einsparungen an 
Personal- und Sachausgaben ergeben; vor allem 
würde sich das Siedlungsverfahren für alle Be- 
teiligten wesentlich vereinfachen. Selbst wenn 
die Aufgaben der beiden Institute neu aufge- 
teilt werden, wird ein derartiger Fortschritt 
nicht erzielt werden können. Erörterungen über 
diese Angelegenheit versprechen keinen Erfolg. 
Die Frage sollte möglichst bald durch ein Ge- 
setz geregelt werden. 

* 

Bundesminister für Arbeit 

(Einzelplan 11 für die Rechnungsjahre 1954 
bis 1956) 

Arbeitslosenhilfe 

(Kapitel 1111 für die Rechnungsjahre 1954 bis 
1956) 

Arbeitslosenhilfe für Frauen 

12. Die Zahl der weiblichen Arbeitslosen hat 
wesentlich weniger abgenommen als die der 
männlichen. Die nachstehende Übersicht zeigt 
im einzelnen die Entwicklung im Jahresdurch- 
schnitt für die Zeit von 1950 bis 1956: 


Männer 
(in 1000) 


1950 

1951 

1952 

1953 

1954 

1955 

1956 


1126 

980 

917 

846 

806 

571 

470 


100 

87,1 

81,4 

75,1 

71,6 

50,7 

41,7 

v.H. 




Frauen 







(in 1000) 




1950 

1951 

1952 

1953 

1954 

1955 

1956 


454 

452 

463 

413 

414 

358 

292 


100 

99,6 

102 

91 

91,3 

78,8 

64,3 

v.H. 


Der Bundesrechnungshof hat sich deshalb bei 
seinen Prüfungen besonders mit der Arbeits- 
losigkeit der Frauen befaßt. 


13. Ältere weibliche Arbeitslose erhalten vorwie- 
gend Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe. 
Sie sind im allgemeinen nicht verheiratet und 
müssen für ihren Unterhalt selbst sorgen. Oft 
haben diese Frauen seit längerer Zeit nicht 
mehr gearbeitet, häufig ist ihre Erwerbsfähig- 
keit gemindert. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des AVAVG vom 
16. April 1956 ist der Anspruch auf Unterstüt- 
zung nur noch gegeben, wenn — neben anderen 
Voraussetzungen — eine Beschäftigung in ent- 
lohnter Arbeit von mindestens zehn Wochen 
innerhalb eines Jahres vor der letzten Meldung 
als Arbeitsloser ausgeübt worden ist. Diese 
neue Voraussetzung hat eine größere Anzahl 
der bisher unterstützten Frauen nicht erfüllen 
können, so daß sie aus der Betreuung der 
Arbeitsämter ausgeschieden sind. Ein Teil der 
Frauen — im Bereiche des Arbeitsamts einer 
Großstadt etwa ein Viertel — hat jedoch wei- 
terhin Unterstützung bezogen, weil sie als 
Witwen oder geschiedene Ehefrauen nach der 
Ersten Verordnung zur Durchführung der Ar- 
beitslosenhilfe auch ohne vorherige Beschäfti- 
gung anspruchsberechtigt waren. 

Die Frauen, die weiterhin Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe erhalten, sind in vielen 
Fällen seit 1950 — zum Teil sogar schon seit 
1948 — nicht beschäftigt gewesen. Sie beziehen 
seitdem ununterbrochen Unterstützung. Ein 
Teil dieser Frauen dürfte in die öffentliche Für- 
sorge gehören, weil sie für eine Arbeitsvermitt- 
lung nicht mehr in Betracht kommen. Die Ar- 
beitsämter werden dieser Frage besondere Auf- 
merksamkeit zuwenden müssen. Sie werden 
sich im übrigen um eine bevorzugte Unterbrin- 
gung von Frauen mit langjährigem Unterstüt- 
zungsbezug — ggf. auch durch berufsbildende 
Maßnahmen — zu bemühen haben. 

* 

14. Einige Arbeitsämter haben Ehefrauen für ehe- 
liche Kinder Familienzuschläge gezahlt, ohne zu 
prüfen, welches Einkommen der Vater hat. Sie 
haben sich darauf berufen, der Vater eines ehe- 
lichen Kindes sei nach dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung nicht mehr vor der Mutter 
unterhaltspflichtig. Die Familienzuschläge sind 
der Ehefrau auch dann gewährt worden, wenn 
der Vater für das Kind auf Grund einer Be- 
schäftigung im öffentlichen Dienst Kinderzu- 
schlag erhält. Das hält der Bundesrechnungshof 
für unzulässig. Die Erörterungen sind noch nicht 
abgeschlossen. 

• 

Förderungsmaßnahmen der 
wertschaffenden Arbeitslosenhilfe 

15. Der Bundesrechnungshof hat zu diesen Fragen 
bereits in der Denkschrift 1955 (S. 23 Nr. 56, 
S. 24 Nr. 59) Stellung genommen. Insbesondere 
hat er erörtert, ob gemischtwirtschaftliche und 
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private Unternehmungen Träger der Notstands- 
arbeiten sein können. Durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des AVAVG vom 
23. Dezember 1956 sind die einschlägigen Vor- 
schriften neu gefaßt worden. Der Verwaltungs- 
rat der Bundesanstalt hat noch Richtlinien her- 
ausgegeben, welche die Art und die Träger der 
Maßnahmen, den Personenkreis, Art, Umfang 
und Dauer der Förderung im einzelnen regeln. 
Die Richtlinien bedürfen der Zustimmung der 
Bundesregierung. 

Der Bundesrechnungshof wird sich dafür ein- 
setzen, daß in den Richtlinien die in der Denk- 
schrift 1955 aufgeworfenen Fragen behandelt 
werden und daß dabei insbesondere geklärt 
wird, unter welchen Voraussetzungen die Ge- 
meinnützigkeit und Zusätzlichkeit einer Maß- 
nahme anzuerkennen ist und wer als Träger für 
ihre Durchführung zugelassen werden kann. 

Den Bedenken, welche der Bundesrechnungs- 
hof gegen die Förderung von Forstarbeiten 
erhoben (s. Denkschrift 1955 S. 24 Nr. 57 und 
58) und welche auch der Bundesminister für 
Arbeit gebilligt hat, ist inzwischen durch einen 
Runderlaß der Bundesanstalt weitgehend Rech- 
nung getragen worden. 


Sozialversicherung 

(Kapitel 11 13 für die Rechnungsjahre 1954 bis 
1956) 

16. Die ansteigende Entwicklung der Ausgaben 
des Bundes für die Sozialversicherung, die in 
der Denkschrift 1955 für die Rechnungsjahre 
1950 bis 1954 dargestellt ist (S. 25 Nr. 61), hat 
im Rechnungsjahr 1955 angehalten. Die Aus- 
gaben, welche sich im Rechnungsjahr 1954 bei 
einem Soll von rd. 2 472 Mio DM auf rd. 
2 613 Mio DM beliefen, haben sich im Rech- 
nungsjahr 1955 um rd. 309 Mio DM auf rd. 
2 922 Mio DM erhöht. Veranschlagt waren im 
Rechnungsjahr 1955 rd. 2 866 Mio DM. Bei der 
Schwierigkeit der Schätzungen kann der Unter- 
schied zwischen den Ausgaben und den Aus- 
gabeansätzen der Rechnungsjahre 1954 und 
1955 im ganzen als nicht erheblich angesehen 
werden. Gestiegen sind 1955 vor allem die 
Erstattungen des Bundes nach dem Renten- 
Mehrbetrags-Gesetz (um rd. 224 Mio DM) und 
nach dem Rentenzulagengesetz (um rd. 70 Mio 
DM). Der Bundeshaushalt 1956 sieht Ausgabe- 
mittel für die Sozialversicherung in Höhe von 
rd. 3 55 2 Mio DM vor. Die Ausgaben belaufen 
sich nach den vorläufigen Feststellungen auf 
rd. 3 660 Mio DM. Die Entwicklung der Aus- 
gaben im Rechnungsjahr 1957 läßt sich im Hin- 
blick auf die Auswirkungen der Rentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetze noch nicht über- 
sehen. Im Haushalt 1957 sind rd. 4 880 Mio DM 
veranschlagt. 


17. Der Bund hat die Krankenversicherung der 
Rentner durch Gesetz vom 12. Juni 1956 neu 
geregelt. Dadurch sind den Rentenversiche- 
rungsträgern zusätzliche Arbeiten auferlegt 
worden. Sie haben u. a. den Rentnern, die der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht ange- 
hören, aber bei einem privaten Versicherungs- 
unternehmen gegen Krankheit versichert sind, 
den gesetzlich vorgeschriebenen Durchschnitts- 
beitrag in jedem einzelnen Fall zu erstatten. 
Hierdurch entsteht den Rentenversicherungs- 
trägern eine Mehrarbeit, die nicht mehr in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem Ergeb- 
nis steht. Es ist wünschenswert, daß die Ren- 
tenversicherungsträger ein möglichst einfaches 
Erstattungsverfahren einführen. Es wird aber 
darauf hingewiesen, daß dieser Umstand schon 
bei der Vorbereitung der Gesetze beachtet 
werden sollte (vgl. S. 101, Nr. 5 meines Berich- 
tes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung). 


18. Der Bundesrechnungshof hat die Bundesaus- 
führungsbehörde für Unfallversicherung in 
Wilhelmshaven örtlich geprüft. Da ihr Auf- 
gabengebiet vergrößert worden ist, hat er vor 
allem den Personalbedarf untersucht. Der Bun- 
desminister für Arbeit hat die Vorschläge des 
Bundesrechnungshofes dem Stellenplan der 
Bundesausführungsbehörde für 1957 zugrunde 
gelegt. Der neue Stellenplan ist unter Berück- 
sichtigung sämtlicher Aufgaben aufgestellt, die 
der Behörde noch zufallen können. Dabei han- 
delt es sich vor allem um die Unfallversicherung 
der Angestellten und Arbeiter bei den Statio- 
nierungsmächten sowie bei der Bundeswehr. 
Inzwischen hat die Bundesausführungsbehörde 
die Betreuung von 108 000 Angestellten und 
Arbeiter der Stationierungsmächte, für welche 
bisher fünf Länder zuständig waren, übernom- 
men; weitere 212 000 Bedienstete werden noch 
von den anderen Ländern betreut, weil über 
die Zuständigkeit nicht entschieden ist. Durch den 
Aufbau der Bundeswehr wird sich der Personen- 
kreis, dessen Unfallversicherung die Bundes- 
ausführungsbehörde durchführt, im Rechnungs- 
jahr 1957 möglicherweise um 65 000 Angestellte 
und Arbeiter vergrößern. Auf Vorschlag des 
Bundesrechnungshofes sind die Stellen für die 
zusätzlich vorgesehenen Hilfskräfte im Haus- 
haltsplan 1957 zum Teil gesperrt, da die Arbeit 
noch nicht in vollem Umfange angefallen ist. 
Die Bundesausführungsbehörde darf diese 
Hilfskräfte nur einstellen, wenn der Bundes- 
minister der Finanzen zugestimmt hat. 

* 

Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 1954 bis 

1956) 

Wasserstraßenverwaltung 

(Kapitel 12 03, A 12 03, 12 04 und A 12 04 für 
die Rechnungsjahre 1954 bis 1956) 
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19. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Vorschriften über Geschäftsprüfungen, welche 
die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen jährlich 
einmal bei allen ihnen unterstellten Wasser- 
und Schiffahrtsämtern durchzuführen haben, 
nicht genügend beachtet worden sind. So hat 
eine Direktion die Geschäftsprüfung auf ein 
Amt ihres Bereichs beschränkt; die Nieder- 
schrift darüber ist erst ein volles Jahr nach der 
Prüfung gefertigt worden. Ungeachtet der Be- 
anstandung des Bundesrechnungshofes hat bei 
dieser Direktion die Niederschrift über eine 
spätere Geschäftsprüfung nach elf Monaten 
noch nicht Vorgelegen, obgleich die Vorprü- 
fungsstelle wiederholt daran erinnert hatte. 
Der Bundesrechnungshof hat den Sachverhalt 
dem Bundesminister für Verkehr mitgeteilt und 
ihn gebeten, Abhilfe zu schaffen. Er hält die 
Ausübung der Dienstaufsicht hier für beson- 
ders wichtig. 

20. Der Bundesrechnungshof hat wiederum in meh- 
reren Fällen beanstandet, daß die Behörden 
Zahlungen an Unternehmer geleistet haben, 
bevor diese die Gegenleistung erbracht hatten. 
So hat eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
für den Ausbau eines Wehrs und die Beschaf- 
fung eines Transportgeräts mit Zubehör in un- 
zulässiger Weise Vorauszahlungen vereinbart 
und tatsächlich geleistet. Sie hat die Ansprüche 
des Bundes auch nicht vor Verlusten gesichert, j 
wie es etwa durch die Übereignung des Mate- 
rials hätte geschehen können. 

Andere Direktionen haben die Vorschriften, 
die der Bundesminister für Verkehr über den 
Verkauf von Schrott und Altmaterial erlassen 
hat, nicht beachtet; der Minister hatte ange- 
ordnet, daß die Verwaltung Schrott und Alt- 
material nur gegen vorherige Zahlung oder 
Zug um Zug abgeben soll. 

Der Bundesrechnungshof hat ersucht, die be- 
teiligten Stellen erneut auf die Vorschriften 
hinzuweisen. Er hat dabei auch darauf auf- 
merksam gemacht, daß die verantwortlichen 
Bediensteten sich Schadensersatzansprüchen 
aussetzen, wenn sie die Vorschriften nicht be- 
achten. 

21. Im Bereich zweier Wasser- und Schiffahrts- 
ämter werden mehrere Obstgärten und Obst- 
anlagen, die zumeist vor dem zweiten Welt- 
krieg eingerichtet worden sind, unterhalten. 
Sie erforderten allein in den letzten drei Jah- 
ren einen Zuschuß von rd. 7400 DM aus Haus- 
haltsmitteln. Der Bundesrechnungshof hat 
Bedenken dagegen erhoben, daß Bundesmittel 
aufgewendet werden, um einem kleinen Kreis 
von Bediensteten verbilligtes Obst zu ver- 
schaffen. Er hat empfohlen, diese Anlagen zu 
verpachten oder sie - — sofern sich das nicht 
verwirklichen läßt — Angehörigen der Ver- 
waltung zur Pflege und Ernte zu überlassen. 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat 
Vorschläge für die Verpachtung der Obstgärten 
gemacht, denen der Bundesrechnungshof zuge- 
stimmt hat. 


22. Der Bundesrechnungshof hat sich häufig ver- 
anlaßt gesehen, auf die sorgfältige Beachtung 
der Vorschriften über die Unfallverhütung hin- 
zuweisen. Bei einer örtlichen Prüfung hat er 
z. B. festgestellt, daß das Hofpflaster sich neben 
einem Schacht gesenkt hatte. Dadurch waren 
Menschen und Kraftwagen gefährdet. In einem 
anderen Falle mußte er bemängeln, daß die 
Kreissägen in den Werkstätten ohne Spaltkeile 
und Sägeblattschutz in Betrieb waren. Auf 
einem Schirrhof war seit zehn Jahren versäumt 
worden, die Feuerlöscher zu prüfen und nach- 
zufüllen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwaltung 
ersucht, wirksame Maßnahmen zu treffen, da- 
mit die Mängel abgestellt werden. Er hat der 
Verwaltung Vorschläge für die Unfallverhü- 
tung mitgeteilt und auch auf die Schadens- 
ersatzpflicht hingewiesen, die durch Unacht- 
samkeiten auf diesem Gebiet ausgelöst wird. 


Bundesfernstraßen (Bundesstraßen und 
Bundesautobahnen) 

(Kapitel 12 10 und A 12 10 für die Rechnungs- 
jahre 1954 bis 1956) 

Allgemeines 

23. Die Straßenbaubehörden der Länder haben bis- 
her weitgehend Privatfirmen (z. B. Ingenieur- 
und Vermessungsbüros) in die Planung und die 
Bearbeitung der Entwürfe für Bauvorhaben an 
Bundesfernstraßen eingeschaltet; dieses Ver- 
fahren hat der Bundesrechnungshof bereits 
wiederholt bemängelt (Denkschrift 1951 S. 101 
Nr. 296, Denkschrift 1952 S. 98 Nr. 74). Auf 
seine Anregung hin hatte der Bundesminister 
für Verkehr die obersten Straßenbaubehörden 
der Länder im Februar 1955 angewiesen, Ar- 
beiten bestimmter Art möglichst selbst durch- 
zuführen. Prüfungsergebnisse aus neuerer Zeit 
haben gezeigt, daß weitere Richtlinien des 
Bundesministers für Verkehr erforderlich sind, 
um die Arbeiten, die Privatfirmen übertragen 
werden können, abzugrenzen und die Betei- 
ligung des Bundes an den Kosten zu regeln; 
der Bundesminister der Finanzen hat die gleiche 
Auffassung vertreten. Der Bundesrechnungshof 
ist der Meinung, daß die Länder — insbesondere 
wenn hoheitliche Befugnisse berührt werden — 
durch ihre Straßenbaubehörden tätig werden 
müssen. Hoheitliche Befugnisse kommen z. B. in 
Frage bei der Planung von Autobahnabschnitten 
oder von Umgehungsstraßen. Der Verlauf der 
Straßen bedingt den Erwerb von Grundstücken 
oder deren Enteignung; er muß mit anderen 
Behörden, z. B. mit der Bundesbahn und mit 
den betroffenen Städten und Gemeinden, ab- 
gestimmt werden. Bauunternehmen sollten bei 
diesen Vorarbeiten nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes aber auch nicht beteiligt 
werden, weil der freie Wettbewerb bei der 
späteren Vergabe der Aufträge gefährdet wäre. 
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Die Weisungen, welche der Bundesminister für 
Verkehr den Straßenbaubehörden der Länder 
inzwischen erteilt hat, entsprechen nur zum Teil 
den Anregungen des Bundesrechnungshofes, 
denen der Bundesminister der Finanzen sich 
angeschlossen hat. 

24. Die verspätete Abrechnung der Bauvorhaben 
ist bereits in der Denkschrift 1952 behandelt 
worden (S. 99 Nr. 76). Der Bundesrechnungshof 
stößt immer wieder auf nicht abgewickelte Ab- 
schlagszahlungen. So hatte die Straßenbauver- 
waltung eines Landes am 31. März 1954 Ab- 
schläge von rd. 10 Mio DM nachgewiesen; der 
Betrag entspricht rd. 22 v. H. der Ausgaben des 
Landes für Bundesstraßen im Rechnungsjahr 
1953. Das Autobahnamt eines anderen Landes 
hatte am 31. März 1955 von rd. 13,3 Mio DM, 
die es im Rechnungsjahr 1954 ausgegeben 
hatte, rd. 8,6 Mio DM noch nicht abgerechnet. 
Ein Teil der Abschläge ist bereits vor zwei und 
drei Jahren gezahlt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Landesbehörden nochmals 
gebeten, für eine ordnungsmäßige Abrechnung 
zu sorgen. 

25. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Länder die Einnahmen und die Ausgaben 
für Bundesfernstraßen unterschiedlich vorprü- 
fen. Während die Rechnungen in einzelnen 
Ländern vollständig und zeitnahe vorgeprüft 
werden, fehlt es bei den Vorprüfungsstellen 
(Rechnungsämtern) anderer Länder an geeig- 
netem Personal. In einigen Fällen sind die 
Rechnungen in den letzten Jahren überhaupt 
nicht oder unzureichend vorgeprüft worden. Um 
den Vorprüfungsstellen die Arbeit zu erleich- 
tern, hat der Bundesrechnungshof sich häufig 
damit einverstanden erklärt, daß die Vorprü- 
fung — soweit vertretbar — eingeschränkt 
wird. Trotzdem haben die meisten Vorprüfungs- 
stellen, die im Rückstand sind, wegen des 
Personalmangels nicht in dem erforderlichen 
Ausmaß aufholen. können. 

Der Bundesrechnungshof hat immer wieder 
auf die Notwendigkeit einer ordnungsmäßigen 
Vorprüfung hingewiesen. Er hat — wie auch 
die Bundesminister der Finanzen und für Ver- 
kehr — die betreffenden Länder wiederholt 
aufgefordert, die Vorprüfungsstellen ausrei- 
chend zu besetzen. Die Länder haben u. a. 
geltend gemacht, daß ein großer Mangel an 
solchen technisch vorgebildeten Kräften bestehe, 
die auch die erforderlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen im Verwaltungswesen aufweisen 
könnten. 

26. In den vergangenen Jahren haben die Nach- 
träge zu Verträgen und die Änderungen von 
Verträgen, die über Baumaßnahmen abge- 
schlossen waren, erheblich zugenommen; zahl- 
reiche Bauten sind nicht ordnungsmäßig nach 
den Leistungsverzeichnissen abgewickelt wor- 
den. Nachträge und Änderungen sind nur 
berechtigt, wenn Umstände eintreten, die auch 


bei sorgfältiger Planung nicht vorhergesehen 
werden konnten; sie sind aber fast zur Regel 
geworden und haben in Einzelfällen einen Um- 
fang angenommen, der zwischen 50 und 100 
v. H. der ursprünglichen Vertragssumme liegt. 
Die nachträglichen Vereinbarungen schalten 
den freien Wettbewerb aus. Das Verfahren ver- 
ursacht in der Regel vermeidbare höhere Preise. 

Die Nachträge und die Änderungen sind 
darauf zurückzuführen, daß die Bauten mangel- 
haft geplant, die Ausschreibungen unzureichend 
vorbereitet und die Leistungsverzeichnisse un- 
zulänglich aufgestellt werden; dazu dürften 
zum Teil mangelnde Sachkenntnisse der Be- 
arbeiter beigetragen haben. Der Bundesrech- 
nungshof hat häufig ungerechtfertigte Nach- 
träge und Änderungen beanstandet; ein sicht- 
barer Erfolg war jedoch nicht in allen Fällen zu 
verzeichnen. Der Bundesrechnungshof hat weiter 
ständig darauf hingewiesen, daß es dringend 
geboten ist, Nachträge und Änderungen auf 
technisch, rechtlich und wirtschaftlich begrün- 
dete Sonderfälle zu beschränken. Erhebt ein 
Unternehmer nachträglich Forderungen, so muß 
die Baubehörde besonders sorgfältig prüfen, ob 
sie mit den Bedingungen des Bauvertrages, 
mit den Bestimmungen der Verdingungsord- 
nung für Bauleistungen und mit den Preisvor- 
schriften vereinbar sind. Außerdem hat der 
Bundesrechnungshof betont, daß sämtliche ein- 
schlägigen Arbeiten — zumindest aber ihre 
verantwortliche Überwachung — besonders 
geeigneten und erfahrenen Bearbeitern über- 
tragen werden sollten. 

27. Nach dem Bundesfernstraßengesetz ist der 
Bund Träger der Straßenbaulast für Ortsumge- 
hungen (Umgehungsstraßen) im Zuge der 
Bundesstraßen. Die Träger der Baulast für 
andere Straßen, die durch Umgehungsstraßen 
gleichfalls verbunden werden, haben — ent- 
sprechend der Verkehrsbedeutung ihrer Stra- 
ßen — zu den Kosten beizutragen. Mit Ge- 
meinden, die an Umgehungsstraßen interessiert 
sind, ist eine Beteiligung an den Kosten zu 
vereinbaren. 

Die Mittel für den Bau der Umgehungsstraßen 
werden im Bundeshaushaltsplan im ordentlichen 
Haushalt als einmalige Ausgaben oder im 
außerordentlichen Haushalt je für sich veran- 
schlagt. In den Haushaltsplänen der letzten 
Jahre war eine Beteiligung anderer Träger der 
Straßenbaulast und der Gemeinden nicht immer 
vorgesehen, obwohl die Voraussetzungen ge- 
geben waren. Ausgaben für Umgehungsstraßen 
dürfen jedoch nach der Reichshaushaltsordnung 
erst dann in den Haushaltsplan eingestellt 
werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen und 
Erläuterungen vorliegen, aus denen u. a. 
etwaige Beiträge Dritter ersichtlich sind. Darauf 
hat der Bundesrechnungshof den Bundesminister 
für Verkehr hingewiesen; dieser hat inzwischen 
die obersten Straßenbaubehörden der Länder 
gebeten, die Frage der Beteiligungen anderer 
Baulastträger und der Gemeinden in jedem 
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Falle rechtzeitig zu klären, damit sie bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans berücksichtigt 
werden können. Außerdem wirkt der Bundes- 
rechnungshof darauf hin, daß geprüft wird, ob 
auch für die Vergangenheit andere Baulast- 
träger von Straßen noch zu einer Beteiligung 
an den Kosten der Umgehungsstraßen heran- 
gezogen werden können. 


Einzelne Prüfungsergebnisse 

28. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Straßenbaubehörden eines Landes im Be- 
reich mehrerer Straßenmeistereien der Auto- 
bahn umfangreiche Bauvorhaben ohne örtliche 
Bauaufsicht haben ausführen lassen. So ha- 
ben die Straßenbaubehörden u. a. Bergstrecken 
umpflastern sowie den Untergrund und den 
Unterbau verbessern lassen. Der Bundesrech- 
nungshof hat darauf hingewiesen, daß erheb- 
liche Schäden eintreten können, wenn die Bau- 
aufsicht nicht oder unzureichend durchgeführt 
wird. Er hat verlangt, daß die Landesbehörden 
auch Bauvorhaben dieser Art künftig besonders 
aufmerksam überwachen. 

29. In einem Lande haben ein Straßenbauamt und 
ein städtisches Tiefbauamt vereinbart, daß das 
Tiefbauamt die linksrheinische Hälfte einer 
Rheinbrücke, die im Zuge einer Bundesstraße 
liegt, regelmäßig reinigen läßt; das Straßenbau- 
amt erstattet dem Tiefbauamt die anfallenden 
Kosten. Es hat diese zu Unrecht aus Bundesmit- 
teln bestritten (Rechnungsjahre 1951 bis 1956 
rd. 36 000 DM). Auf die Beanstandung des Bun- 
desrechnungshofes hat die Landesbehörde zu- 
nächst erwidert, die Brücke liege im Zuge einer 
Bundesstraße und der Bund habe auch die rest- 
lichen Kosten ihres Wiederaufbaues in voller 
Höhe übernommen. 

Die Begründung des Landes ging fehl. Die 
Brücke liegt zwar im Zuge einer Bundes- 
straße, gehört jedoch zu einer Ortsdurchfahrt, 
die nicht Bundeseigentum ist. Der Bund hatte 
sich an den Kosten des Wiederaufbaues der 
Brücke freiwillig beteiligt. Die polizeimäßige 
Reinigung bleibt aber Sache des Landes, unab- 
hängig davon, ob der Bund Träger der Straßen- 
baulast ist oder nicht. 

Die Straßenbaubehörde hat nunmehr ange- 
ordnet, daß keine weiteren Reinigungskosten 
zu Lasten des Bundes gezahlt werden. Ihre Zu- 
sage, dem Bund die bereits geleisteten Ausga- 
ben zu erstatten, hat sie noch nicht erfüllt. 

30. In einem Lande war die Hochbauverwaltung 
damit betraut, die Planung, die Entwurfsbear- 
beitung, die Bauaufsicht und die Bauabrechnung 
für mehrere Hochbauten an Bundesstraßen 
durchzuführen. Die Straßenbauverwaltung hat 
ihr dafür aus Bundesmitteln rd. 16 000 DM an 
Gebühren gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet, 
weil das Land die Hochbauten an Bundesstra- 


ß®n ebenso wie die Bundesstraßen selbst unent- 
geltlich zu verwalten hat. Er hat deshalb ge- 
fordert, daß die Gebühren dem Bund erstattet 
werden. Der Finanzminister des Landes hat sich 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes an- 
geschlossen und die Erstattung veranlaßt. 

31. Die Ausgaben für Neubauten, die aus den Bun- 
desmitteln für die Unterhaltung der Bun- 
desstraßen bestritten werden dürfen, sind auf 
50 000 DM im Einzelfall begrenzt; Bauvorhaben 
größeren Umfangs werden bei den einmaligen 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts oder im 
außerordentlichen Haushalt je für sich veran- 
schlagt. Ungeachtet dessen hat die Straßenbau- 
verwaltung eines Landes für mehrere Straßen- 
neubauten, für die Ausgabemittel besonders 
im Bundeshaushalt ausgebracht waren, weitere 
Beträge von mehr als 50 000 DM im Einzelfall 
— insgesamt rd. 550 000 DM — aus den Unter- 
haltungsmitteln gezahlt. Dieselbe Straßenbau- 
verwaltung hat einen anderen Straßenneubau, 
für den eine ehemalige Besatzungsmacht 
900 000 DM aufgewendet hatte, mit weiteren 
273 000 DM aus Unterhaltungsmitteln fortge- 
führt. Der Bundesminister für Verkehr hat den 
Maßnahmen der Landesbehörden zum Teil zu- 
gestimmt. 

Das Prüfungsverfahren ist noch nicht abge- 
schlossen. Wegen mehrerer Verstöße ähnlicher 
Art, die der Bundesrechnungshof in einem an- 
deren Land festgestellt hatte, ist eine Bemer- 
kung aufgestellt worden (S. 15 Nr. 19). 

32. Die Straßenbauverwaltung eines Landes hat 
aus Mitteln des Bundes Möbel gekauft; auf dem 
Beleg ist vermerkt, die Möbel seien beschafft 
worden, um die Mannschafts- und Schlafräume 
eines Dienstgehöftes auszustatten, örtliche 
Erhebungen des Bundesrechnungshofes haben 
jedoch ergeben, daß die Verwaltung mit den 
Möbeln eine Wohnung in einem bundeseigenen 
Dienst- und Gerätehof eingerichtet hat. Von Au- 
gust 1954 bis August 1956 haben Beamte der 
Straßenbauverwaltung des Landes mit ihren 
Angehörigen (insgesamt 48 Personen) die Woh- 
nung als Feriengäste unentgeltlich benutzt. Der 
Bundesrechnungshof hat das beanstandet und 
verlangt, daß für die Benutzung der Unterkunft 
eine angemessene Entschädigung an den Bund 
abgeführt wird und daß das Land dem Bund 
die Kosten für die Anschaffung der Möbel er- 
stattet. 

Der Bundesrechnungshof hat in dem Lande 
einen weiteren, ähnlich gelagerten Fall fest- 
gestellt. Allerdings hatten die Benutzer eine 
Entschädigung entrichtet. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gefordert, daß dem Bund die Kosten 
für die Möbel — hier rd. 6000 DM — erstattet 
werden. 

33. In einem Land hat der Bund im Zuge einer Bun- 
desstraße eine Brücke* errichten lassen. Die 
Straßenbauverwaltung des Landes hat von der 
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betreffenden Stadtgemeinde die Einrichtung 
einer Beleuchtungsanlage verlangt, die rd. 
5000 DM mehr kostete als die Anlage, die die 
Stadtgemeinde ursprünglich einrichten wollte. 
Die teuere Anlage ist gekauft, der Mehrbetrag 
ist aus Bundesmitteln gezahlt worden. Der 
Bundesrechnungshof hat die Zahlung beanstan- 
det, weil die Stadt die Kosten der Straßen- 
beleuchtung zu tragen hat. Er hat die von der 
Straßenbauverwaltung vorgebrachten Einwen- 
dungen nicht anerkannt und verlangt, daß der 
Betrag dem Bund erstattet wird. 

34. In der Denkschrift 1955 ist ausgeführt, daß die 
Länder den Bund bis zum Ablauf des Rech- 
nungsjahres 1955 mit unzulässigen Ausgaben 
von rd. 1,7 Mio DM belastet und erst rd. 
180 000 DM erstattet hatten (S. 30 Nr. 81). Auch 
weiterhin haben die Länder nur zögernd zu- 
rückgezahlt. Bis zum 1. Juni 1957 sind dem 
Bund weitere rd. 400 000 DM erstattet worden. 
Zu dem Denkschriftbeitrag 1955 über nichtent- 
richtete Mieten — S. 29 Nr. 78 — hat der Bun- 
desrechnungshof eine Bemerkung aufgestellt 
(vgl. S. 17 Nr. 21). 

Bei den Prüfungen im Rechnungsjahr 1956 
hat der Bundesrechnungshof festgestellt, daß 
die Länder nach den bisherigen Ergebnissen zu- 
sammen weitere rd. 450 000 DM aus den Bun- 
desmitteln für die Bundesfernstraßen zu Un- 
recht verausgabt haben. 

* 

Bundesminister für Verteidigung 

(Einzelplan 14 für die Rechnungsjahre 1955 
und 1956) 

35. Der Aufbau der militärischen Landesverteidi- 
gung hat beträchtliche Fortschritte gemacht. Der 
Bundesrechnungshof hat sich an den Aufbau- 
maßnahmen im Rahmen seiner Aufgaben wei- 
terhin beteiligt. 

Das Bundesministerium für Verteidigung ist 
weiter ausgebaut worden; der Aufbau ist je- 
doch noch nicht endgültig. Vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Organisationsgesetzes, des- 
sen Entwurf den gesetzgebenden Organen vor- 
liegt, ist die militärische Spitzengliederung neu 
geregelt worden; auch sollen die Aufgaben ver- 
schiedener Abteilungen des Ministeriums zu- 
sammengefaßt werden. 

Im Rahmen der territorialen Gliederung der 
Bundeswehr sind vor allem Diensttsellen mit 
den Aufgaben der Wehrbereichskommandos 
und Standortkommandanturen sowie sonstige 
militärische Einrichtungen (z. B. Übungsplätze, 
die Führungsakademie, die Sportschule) errich- 
tet worden. 

Der zügige Aufbau der Teilstreitkräfte wird 
zur Zeit dadurch erschwert, daß geeignete jün- 
gere Offiziere und Unteroffiziere fehlen und 


daß es an Unterkünften mangelt. Trotzdem ist 
es gelungen, schon Truppenverbände des Heeres 
aufzustellen, die der NATO am 1. Juli 1957 als 
beschränkt verwendungsfähig gemeldet worden 
sind. Bei der Luftwaffe und der Marine wird 
der Aufbau entscheidend dadurch beeinflußt, 
daß die Ausbildung des Personals und die Be- 
schaffung der Flugzeuge und Schiffe viel Zeit 
erfordern; abgesehen von den Verbänden der 
Marine, die aus Schiffen der NATO-Mitglied- 
staaten gebildet worden sind, haben die beiden 
Teilstreitkräfte im wesentlichen nur Ausbil- 
dungseinheiten aufgestellt und bodenständige 
Einrichtungen geschaffen. 

Für die Aufgaben der Bundeswehrverwaltung 
sind Dienststellen, die die Geschäfte der 
Wehrbereichsverwaltungen wahrnehmen, sowie 
Standortverwaltungen, Bekleidungsämter und 
Verpflegungsämter errichtet worden. 

Für die Zwecke des Wehrersatzwesens sind 
das Bundeswehrersatzamt als Oberbehörde und 
die Kreiswehrersatzämter als Unterbehörden 
eingerichtet worden; die Aufgaben der im 
Wehrpflichtgesetz als Mittelbehörden vorge- 
sehenen Bezirkswehrersatzämter nehmen die 
Abteilungen für Wehrersatzwesen der Wehr- 
bereichsverwaltungen wahr. 

36. Im Herbst 1956 ist die Planung für den Aufbau 
der Bundeswehr geändert worden. Während 
die Bundeswehr ursprünglich im Jahre 1960 
500 000 Mann umfassen sollte, sind nunmehr 
als Ziel für 1961 etwa 340 000 Mann vorge- 
sehen; damit hat sich auch das Aufstellungs- 
tempo verlangsamt. 

Verschiedene Maßnahmen, die im Zeitpunkt 
der Umstellung schon getroffen waren, haben 
sich nunmehr als unzweckmäßig erwiesen. So 
ist für die Wehrersatzverwaltung und einige 
Truppengattungen des Heeres mehr Personal 
eingestellt worden, als nach dem neuen Auf- 
bauplan benötigt wird. Es kann nur eine Be- 
helfslösung sein, die überzähligen Kräfte um- 
zuschulen und sie an anderer Stelle einzu- 
setzen. Auch hätten beträchtliche Summen ge- 
spart werden können, wenn die Beschaffungen 
nicht unter dem Zeitdruck gestanden hätten, 
der von der ursprünglichen Planung ausgegan- 
gen ist und dazu genötigt hat, auch weniger 
günstige Angebote anzunehmen (vgl. S. 80 
Nr. 57). 

37. Durch die neue Planung sollen auch die finan- 
ziellen Lasten, die der Aufbau der Streitkräfte 
dem deutschen Volk auferlegt, in erträglichen 
Grenzen gehalten werden. Da jedoch die ge- 
ringere Stärke durch höhere Kampfkraft aus- 
geglichen werden soll, muß damit gerechnet 
werden, daß die Verminderung der Personal- 
ausgaben weitgehend durch Mehrausgaben für 
wirkungsvollere Waffen und besseres Gerät 
ausgeglichen wird. Der Bundesrechnungshof 
hält es weiterhin für unerläßlich, daß die be- 
teiligten Ministerien einen Finanzierungsplan 
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aufstellen, aus dem zu entnehmen ist, welche 
Ausgaben den Bundeshaushalt in den kommen- j 
den Rechnungsjahren belasten werden und wie 
sie gedeckt werden sollen (vgl. Denkschrift 1955 
S. 30 Nr. 83). Dabei wären auch die Kosten zu 
berücksichtigen, welche die bodenständige Ver- 
teidigung und die Heimatluftverteidigung ver- 
ursachen werden. Gewiß wird ein solcher Plan 
angesichts der sprunghaften waffentechnischen 
Entwicklung und ihrer militärischen Folgen 
große Unsicherheitsfaktoren einschließen. Gleich- 
wohl muß er aufgestellt werden, wenn man 
nicht Gefahr laufen will, in eine finanzielle 
Lage zu geraten, aus der befriedigende Aus- 
wege nur schwer zu finden sein werden. 

38. Auch für das Rechnungsjahr 1956 hat der Ein- 
zelplan 14 — Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Verteidigung — nicht aufgegliedert in 
den Bundeshaushaltsplan eingestellt werden 
können. Vielmehr ist wieder ein Gesamtbetrag 
eingesetzt worden, der durch Nachtragshaus- 
halte aufgeteilt werden mußte (vgl. Denkschrift 

1955 S. 30 Nr. 84). Mittel für besonders dring- 
liche Maßnahmen durften mit Zustimmung des 
Haushaltsausschusses und des Ausschusses für 
Verteidigung des Bundestages vorher bereit- 
gestellt werden (Vorwegbewilligungen). Im 
Laufe des Rechnungsjahres 1956 ist nur der | 
erste Nachtrag (Baumaßnahmen, Beschaffung 
von Fahrzeugen, Flugzeugen und Schiffen) ver- 
kündet worden. Außerdem sind durch die vierte 
Vorwegbewilligung Mittel für einmalige Be- j 
Schaffungen auf Grund amerikanischer Ange- 
bote bereitgestellt. Der Vierte Nachtrag (Wehr- 
ersatzwesen) ist nach Ablauf des Rechnungs- 
jahres 1956 in Kraft getreten. Die allgemeine 
Aufgliederung des Einzelplans 14 einschließlich 
der Planstellen für Soldaten und Beamte ist 
erst im Fünften und im Sechsten Nachtrag ent- 
halten. Auch der Fünfte Nachtrag ist inzwi- 
schen — nach Ablauf des Rechnungsjahres 1956 
— verabschiedet worden. Der Sechste Nachtrag 
liegt den gesetzgebenden Organen vor. 

39. Soweit Haushaltsmittel nicht durch Nachträge 
oder Vorwegbewilligungen bereitgestellt waren, 
hat der Bundesminister für Verteidigung seine 
Haushaltswirtschaft im Rechnungsjahr 1956 in 
entsprechender Anwendung des Art. 111 GG 
geführt. Er hat seine nachgeordneten Dienst- 
stellen angewiesen, die notwendigen Ausgaben 
unter den Voraussetzungen dieses Artikels zu 
leisten und dabei die Haushaltsansätze der 
Nachtragsentwürfe zu berücksichtigen. Die Bun- 
desregierung hat den Minister im Dezember 

1956 ermächtigt, die im Entwurf des Fünften 
Nachtrags veranschlagten Planstellen für Sol- 
daten und Beamte zu besetzen und über die 
Mittel für Hilfskräfte sowie für Sachaufwendun- 
gen zu verfügen; in Planstellen sollten danach 
die Soldaten und die Beamten erst eingewiesen 1 
werden, wenn diese durch den Fünften Nach- | 
trag bewilligt waren. Auf dieser Grundlage sind j 
auch Soldaten und Beamte ernannt worden. I 


Nach der Verkündung des Haushaltsgesetzes 
1956 — Ende Juli 1956 — hätte sich der Bun- 
desminister für Verteidigung nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes nicht mehr auf Art. 111 
GG stützen dürfen. Dessen Anwendung setzt 
nämlich voraus, daß der Haushaltsplan noch 
nicht durch Gesetz festgestellt ist. Der Einzel- 
plan 14 war zwar nur mit einem Gesamtbetrag 
festgestellt; jedoch war bestimmt, wie er auf- 
zugliedern und für die einzelnen Zwecke zur 
Verfügung zu stellen war. Wenn die darin vor- 
gesehenen Wege (Nachtragshaushalte und Vor- 
wegbewilligungen) zu zeitraubend waren, so 
hätte der Bundesminister für Verteidigung sich 
die notwendigen Mittel außerplanmäßig zur 
Verfügung stellen lassen müssen. Es stand 
auch im Widerspruch zu Wortlaut und Sinn der 
einschlägigen Vorschriften des Bundesbeamten- 
gesetzes, des Soldatengesetzes sowie der Haus- 
haltsordnung, Soldaten und Beamte zu er- 
nennen, bevor Planstellen für sie geschaffen 
waren. 

40. Im Entwurf des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1957 war zwar der Einzelplan 14 
aufgegliedert. Infolge der Planungsänderung im 
Herbst 1956 hat der Entwurf jedoch weitgehend 
umgestaltet werden müssen. Die Ressortbespre- 
chungen, an denen sich der Bundesrechnungs- 
hof beteiligte, gerieten daher in Zeitnot. Es 
muß erreicht werden, den Entwurf für das Rech- 
nungsjahr 1958 so rechtzeitig aufzustellen, daß 
er eingehend beraten werden kann. 

41. Der Bundesrechnungshof hat sich weiterhin an 
den Ressortbesprechungen über die vorläufigen 
Stärkenachweisungen und Stellenpläne für die 
Streitkräfte und die Verwaltungseinrichtungen 
beteiligt. Ein erheblicher Teil hat noch nicht 
beraten werden können. Die behandelten Teile 
müssen nochmals erörtert werden, soweit die 
neue Planung sie berührt. 

Die Stärkenachweisungen der Bundeswehr 
können nicht ohne weiteres auf denen der ehe- 
maligen Reichswehr und der ehemaligen Wehr- 
macht aufbauen. Die jetzige militärische Lan- 
desverteidigung unterscheidet sich in ihrer ge- 
samten Organisation und in der Aufgaben- 
abgrenzung zur zivilen Verwaltung wesentlich 
von den früheren Formen. Auch zwingt die Zu- 
gehörigkeit der Bundesrepublik zur NATO 
dazu, die Gliederung und die Zusammensetzung 
der Einheiten und Verbände denen der anderen 
Mitgliedstaaten anzupassen. Schließlich müssen 
die Erfahrungen des letzten Krieges und die 
militärische und technische Entwicklung der 
Nachkriegsjahre berücksichtigt werden. Die 
Stärkenachweisungen mußten daher weitgehend 
nach den Vorbildern fremder Streitkräfte und 
nach theoretischen Überlegungen festgelegt 
werden. Sie werden geprüft, sobald hin- 
reichende Erfahrungen vorliegen. Das gilt so- 
wohl für die Zahl und die Bewertung der Stel- 
len als auch für die Frage, welches Personal 
militärischen und welches zivilen Status haben 
soll. 
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42. Obwohl die Dinge noch im Fluß und die Be- 
urteilungen daher schwierig sind, hat der Bun- 
desrechnungshof schon einige Untersuchungen 
angestellt und sich ein Bild darüber verschafft, 
ob die Personalausstattung angemessen und 
die Organisation zweckmäßig ist. Dabei hat 
sich gezeigt, daß teilweise zuviel Personal vor- 
gesehen und die Stellen zu hoch bewertet 
waren; vereinzelt hat der Bundesrechnungshof 
auch eine unzureichende Personalausstattung 
festgestellt. Der Bundesrechnungshof wird seine 
Erhebungen fortsetzen und versuchen, zu Er- 
gebnissen zu kommen, die auch für andere Stel- 
len und Einrichtungen ausgewertet werden 
können. 

43. Es bereitet häufig Schwierigkeiten, die Sol- 
datenstellen zu bewerten. Der Bundesminister 
für Verteidigung legt Wert darauf, daß die 
deutschen Soldaten hinter vergleichbaren Sol- 
daten fremder Streitkräfte im Range nicht zu- 
rückstehen, falls deutsche Kontingente in 
fremde Verbände eingegliedert werden. Es 
liegt oftmals sehr nahe, zwischen der Einstu- 
fung der Soldaten und Beamten — trotz aller 
funktionellen Unterschiede — Vergleiche anzu- 
stellen. Nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes sind manche Offiziersstellen recht hoch 
bewertet. Als Beispiele seien erwähnt die Stel- 
len der Kommandeure der Schulen, die fast alle 
in die Besoldungsgruppe B 7 a (Brigadegeneral) 
eingereiht sind, sowie die Stellen der Sach- 
bearbeiter im Ministerium und in anderen gro- 
ßen Dienststellen, soweit sie in die Besoldungs- 
gruppe A 2 c 2 (Majore) eingestuft sind. 

44. Bei den Soldaten wie bei den Beamten ist das 
endgültige Verhältnis der Eingangsstellen zu 
den Beförderungsstellen in den einzelnen Lauf- 
bahnen noch offen. Der schnelle Aufbau der 
Bundeswehr von oben nach unten hat zu einer 
Kopflastigkeit im SteÜenaufbau geführt. Später 
wird der Stellenkegel überprüft werden müs- 
sen. Dabei werden auch die Stellenbewertun- 
gen zu berichtigen sein, bei denen die Verwal- 
tung sich davon hat beeinflussen lassen, daß 
sie auf Kräfte mit besonderen Erfahrungen an- 
gewiesen war. Der Grund für solche Bewertun- 
gen wird wegfallen, sobald die Verwaltung ge- 
eignete Nachwuchskräfte herangebildet hat. 

Der Bundesrechnungshof wird auch künftig 
darauf hinwirken, daß die Dienstposten in der 
Bundeswehr nach der einzelnen Tätigkeit be- 
wertet werden. 


45. Bei der Prüfung der Haushalts- und Wirtschafts- 
führung ist der Bundesrechnungshof auf man- 
cherlei Mängel und Unzulänglichkeiten gesto- 
ßen. Er hat bei ihrer Beurteilung berücksichtigt, 
daß die Verwaltung vor einer ungewöhnlich 
schwierigen Aufgabe gestanden hat. Sie hat j 
ihre Organisation völlig neu aufbauen müssen 
und dabei nur zum Teil auf geschulte und er- 


fahrene Kräfte zurückgreifen können. Einige 
Verwaltungsstellen waren auch zahlenmäßig 
unzulänglich besetzt. Daraus hat sich oft eine 
Überbelastung des einzelnen ergeben, auf die 
manche Fehler zurückzuführen sind. Das gilt in 
besonderem Maße für diejenigen Stellen der 
Verwaltung, die sich mit der Deckung des Ver- 
teidigungsbedarfs befassen; ihre Arbeit wird in 
dieser Denkschrift eingehender behandelt (vgl. 
S. 78 Nr. 50 ff.). 

46. Die Gebührnisstelien, welche die Gehälter der 
Soldaten und Beamten sowie die Vergütungen 
der Angestellten zentral für jeden Wehrbereich 
festsetzen und mit Hilfe des Lochkartenverfah- 
rens zahlen, sind mit ihren Arbeiten teilweise 
stark im Rückstand. Die Soldaten erhalten von 
ihrem Wirtschaftstruppenteil solange Ab- 
schläge, bis ihre Bezüge festgesetzt sind. Dieser 
Zustand zieht sich oft mehrere Monate hin; in- 
zwischen eingetretene Änderungen der persön- 
lichen Verhältnisse bleiben — zumal bei häufi- 
gen Kommandierungen — meist unberücksich- 
tigt, Verstimmungen der Betroffenen, die ein 
begreifliches Interesse daran haben, bald über 
die Höhe ihrer Brutto- und Nettobezüge unter- 
richtet zu werden, sind unausbleiblich. Der 
Bundesrechnungshof hat Überzahlungen festge- 
stellt, wenn ein Soldat in kürzeren Zeitabstän- 
den versetzt worden war und sowohl der bis- 
herige als auch der neue WirtschaftstruppenteiJ 
Abschlagszahlungen angewiesen hatte; auch 
sind häufig Dienstbezüge an entlassene Solda- 
ten weitergezahlt worden, weil die Gebührnis- 
stelien zu spät von den Entlassungen Kenntnis 
erhalten hatten. 

Die Gründe für die verzögerte Festsetzung 
der Bezüge sind mannigfacher Art. Anfangs 
haben die Gebührnisstelien nicht über das er- 
forderliche Personal verfügt; die vorhandenen 
Kräfte waren nicht ausreichend geschult. In- 
zwischen ist das Personal zwar verstärkt wor- 
den, jedoch müssen sich die neuen Kräfte noch 
einarbeiten. Die Besoldungsblätter, die alle für 
die Festsetzung der Bezüge notwendigen An- 
gaben enthalten sollen, werden den Gebührnis- 
stelien oft verspätet übersandt. Viele Besol- 
dungsblätter sind nicht vollständig ausgefüllt 
oder enthalten Angaben, die erst geprüft wer- 
den müssen. Das führt oft zu einem zeitrauben- 
den Schriftwechsel mit den Betroffenen. Auch 
teilen die Truppenteile den Gebührnisstelien 
personelle Veränderungen häufig verspätet mit 
(z. B. Versetzungen, Beförderungen, Heiraten, 
Geburtsfälle, Entlassungen, Änderung der Kon- 
ten). Ferner erschwert der in der Aufbauzeit 
besonders starke Personalwechsel zwischen den 
Truppenteilen die Arbeit der Gebührnisstelien. 

Einheitliche und erschöpfende Bestimmungen 
für die Zahlung der Dienstbezüge im Lochkar- 
tenverfahren fehlen noch. Daher können die 
Gebührnisstelien die Kontrollen, welche die 
Kassensicherheit bei maschineller Zahlung der 
Bezüge gewährleisten, vorerst nicht durch- 
führen. 
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47. Der Bundesrechnungshof hat noch kein ab- 
schließendes Urteil darüber gewonnen, ob es 
sich bei den Mängeln nur um Anlaufschwierig- 
keiten handelt. Bei anderen Verwaltungszwei- 
gen hat sich die Zentralisierung des Besol- 
dungswesens bewährt. Der Bundesrechnungs- 
hof ist in ständiger Zusammenarbeit mit dem 
Bundesminister für Verteidigung darum be- 
müht, das Verfahren zu verbessern und zu ver- 
einfachen. Er wird darauf hinwirken, daß die 
Gehaltszahlungsbestimmungen bald erlassen 
werden. Die Tätigkeit der Gebührnisstellen 
wird er durch laufende Prüfungen überwachen. 

48. Den Berufssoldaten und den Soldaten auf Zeit, 
die an der Truppenverpflegung teilnehmen, 
werden 2,50 DM täglich von ihren Gebührnis- 
sen einbehalten. Damit sollen die Ausgaben 
für ihre Verpflegung voll gedeckt werden. Der 
Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die 
Einnahmen aus den Abzügen hinter den Aus- 
gaben für die Verpflegung Zurückbleiben. Teil- 
weise haben es die Stellen, welche die Gebühr- 
nisse oder die Abschläge zahlen, versäumt, den 
Abzug einzubehalten. In anderen Fällen haben 
Wirtschaftstruppenteile die Verpflegungsab- 
rechnung ungenau geführt und mehr ausge- 
geben, als ihnen nach der Zahl der Verpfle- 
gungsteilnehmer zustand. Ob es möglich sein 
wird, den Ausgleich zwischen den Verpfle- 
gungsausgaben und den Besoldungsabzügen 
nachträglich herzustellen, läßt sich noch nicht 
beurteilen. Der Bundesrechnungshof wirkt dar- 
auf hin, daß dieser Ausgleich nach Möglichkeit 
noch erreicht wird. 

49. Die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel für 
Dienstreisen hat dem Bundesrechnungshof An- 
laß zu zahlreichen Beanstandungen gegeben. 
Er hat auch darauf hingewiesen, daß schwerlich 
alle Offiziere und Unteroffiziere, die zur Aus- 
bildung nach den USA kommandiert werden, 
die Hin- und Rückreise mit dem Flugzeug aus- 
führen müssen. Die Kosten für die Schiffsreise 
sind erheblich niedriger als die für den Flug. 
Das Flugzeug sollte deshalb nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes nur benutzt werden, 
wenn besondere Umstände es rechtfertigen. 
Außerdem sollte die Verwaltung versuchen, 
einen Preisnachlaß zu erhalten. 


50. Ein Schwerpunkt der Haushaltswirtschaft des 
Bundesministers für Verteidigung liegt bei den 
Ausgaben für die Rüstung und den sonstigen 
Sachbedarf. Auf die Wirtschaftsführung dieses 
Teilgebietes — auch auf die organisatorischen 
Fragen — hat der Bundesrechnungshof von An- 
fang an sein besonderes Augenmerk gerichtet. 

Mit der Deckung des Verteidigungsbedarfs 
befassen sich die Abteilungen X, XI und XII 
des Bundesministeriums für Verteidigung. Die 
Abteilung XII (Forschung und Entwicklung) hat 


technische Aufgaben. Sie forscht und entwickelt 
nicht selbst, sondern beobachtet auf allen Ge- 
bieten, welche die Verteidigung berühren, den 
Stand der Wissenschaft und Technik und er- 
teilt geeigneten Stellen (Forschern, Instituten, 
Industrieunternenhmen) Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufträge. Bei der Auswahl der 
Modelle gibt sie die technische Beurteilung ab. 
Die Abteilung X (Verteidigungswirtschaft) be- 
arbeitet die allgemeinen Fragen der Verteidi- 
gungswirtschaft und stellt Programme auf; 
ferner erteilt sie der Abteilung XI (Außen- 
abteilung Koblenz) Anweisungen für die Be- 
schaffung. Diese Abteilung soll Oberbehörde 
werden; sie ist bereits entsprechend aufge- 
baut. Die Abteilung XI führt die Beschaffungen 
durch; sie schreibt den Bedarf aus, vergibt die 
Aufträge, bezahlt die Lieferungen und wickelt 
sie ab. Ihr liegen aber auch technische Auf- 
gaben ob, nämlich die Fertigungsvorbereitung, 
d. h. vor allem die Ausarbeitung der tech- 
nischen Lieferbedingungen, sowie die Güte- 
prüfung und die Bauaufsicht; auf dem Gebiete 
des Quartiermeistergeräts steuert die Abtei- 
lung auch die Entwicklung. 

In der Praxis haben sich die Abteilung X 
und XII in erheblichem Umfange mit Verwal- 
tungsaufgaben befaßt, welche die Außenabtei- 
lung Koblenz, die künftige Oberbehörde, hätte 
durchführen müssen. Auf technischem Gebiet 
ist das vor allem darauf zu rückzu führen, daß 
beim Aufbau der Abteilung XII vornehmlich 
auf Kräfte der Außenabteilung zurückgegriffen 
werden mußte und daß diese Techniker die 
Entwicklungsaufgaben und teilweise auch die 
Fertigungsvorbereitung in der Abteilung XII 
weiter bearbeitet haben. 

Die Gliederung der Bedarfsdeckung nach 
Funktionen — Entwicklung, Fertigungsvorbe- 
reitung, Beschaffung, Güteprüfung — ist bei 
den besonderen Verhältnissen im Bereich des 
Bundesministers für Verteidigung nicht zweck- 
mäßig. Sie führt hier zu einem hohen Personal- 
aufwand. Sie gefährdet auch die Wirtschaftlich- 
keit der Bedarfsdeckung. Der Bundesrech- 
mmgshof hat häufig feststellen müssen, daß 
die Verhandlungen, die im Rahmen der Ent- 
wicklung oder Fertigungsvorbereitung mit Fir- 
men über rein technische Fragen geführt wor- 
den sind, die wirtschaftliche Seite des Geschäfts 
maßgeblich beeinflußt haben. Wenn die Sach- 
bearbeiter, die für die Beschaffung zuständig 
sind, sich mit der Angelegenheit befaßt haben, 
waren unter technischen Gesichtspunkten be- 
reits Tatsachen geschaffen, die wirtschaf tlich 
nicht mehr geändert werden konnten. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Verteidigung darauf hingewiesen, 
daß die technischen und wirtschaftlichen Erfor- 
dernisse koordiniert und daß die Ministerial- 
abteilungen von allen Verwaltungsaufgaben 
entlastet werden sollten. Statt der funktio- 
neilen Gliederung sollten alle Stufen des Ver- 
fahrens, die ein Gerät betreffen, in einem Ar- 
beitsgebiet behandelt werden (Geräteprinzip). 
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Der Bundesminister für Verteidigung hat 
inzwischen angeordnet, daß die Durchführungs- 
aufgaben an die in ein „Zentralamt für Wehr- 
technik und Beschaffung" umzuwandelnde Ab- 
teilung XI abgegeben werden. Das Zentralamt 
soll nach dem Geräteprinzip gegliedert werden. 
Diese Neuregelung soll am 1. August 1957 in 
Kraft treten. 

51. Der Bundesminister für Verteidigung hat den 
Wehrbereichsverwaltungen die Beschaffung 
einer Reihe von Gegenständen übertragen. In 
diese Regelung hat er auch die Erstausstattung 
mit Unterkunftsgeräten einbezogen. Die Wehr- 
bereichsverwaltungen haben noch keine grö- 
ßeren Beschaffungen durchgeführt, weil die 
Außenabteilung Koblenz bereits den Bedarf 
für 156 000 Mann beschafft hatte und weitere 
Beschaffungen im Hinblick auf den geänderten 
Aufstellungsplan zurückgestellt worden sind. 
Der Bundesminister für Verteidigung begrün- 
det seine Anordnung mit wirtschaftspolitischen 
Zielen; er möchte vor allem eine angemessene 
Steuerung der Aufträge erreichen. 

Dieses Ziel ist jedoch, wie der Bundesrech- 
nungshof für das Gebiet des Unterkunfts- 
geräts und der Bekleidung festgestellt hat, 
schon bei der bisherigen zentralen Vergabe 
erreicht worden. Die dezentrale Vergabe der 
Erstausstattung mit Unterkunftsgeräten würde 
die Beschaffung verteuern und auch mehr Ver- 
waltungsarbeit verursachen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- | 
minister für Verteidigung gebeten, die dezen- | 
trale Beschaffung auf Güter zu beschränken, 
bei denen sich diese Vergabeart auch wirt- 
schaftlich vertreten läßt. 

52.1m Einzelplan 14 der Rechnungsjahre 1955 und 
1956 sind für Forschungszwecke Haushaltsmittel 
und Bindungsermächtigungen in erheblicher 
Höhe enthalten. Die Mittel werden im all- 
gemeinen als Zuwendung nach § 64 a RHO ge- 
geben. Die Forschungsaufträge -sind nicht immer 
sachgemäß bearbeitet worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat sich deshalb bis auf weiteres seine 
Beteiligung hinsichtlich des Nachweises der 
Verwendung Vorbehalten, soweit die Zuwen- 
dung 10 000 DM übersteigt (Abschnitt I 3 der 
Bundesrichtlinien zu § 64 a RHO). Bedenklich 
erscheint vor allem, daß die technischen Refe- 
renten in vielen Fällen — bevor eine Zuwen- 
dung gewährt war — über Forschungsaufträge 
in einer Art verhandelt haben, die geeignet 
war, den Bund in erheblichem Umfange und 
unkontrollierbar zu verpflichten. Der Bundes- 
rechnungshof hat darauf gedrängt, daß die Ab- 
teilung XII, die die Forschungsmittel bewirt- 
schaftet, mit Verwaltungspersonal ausgestattet 
wird, das in der Lage ist, die Forschungsauf- 
träge nach verwaltungsmäßigen und wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten ordnungsgemäß zu be- 
arbeiten. Der Bundesminister für Verteidigung 
hat dem inzwischen entsprochen. Der Bundes- 


rechnungshof hat die bisherige ungenügende 
Ausstattung der Abteilung XII mit geschultem 
Verwaltungspersonal berücksichtigt. Er hat die 
Arbeit der Abteilung bis in die jüngste Zeit 
hinein dadurch unterstützt, daß er die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Zuwendungs- 
empfänger geprüft und Vorschläge für die Ab- 
redinungsgrundlagen und die besonderen Be- 
willigungsbedingungen gemacht hat. 

Die Forschungsmittel können nur dann mit 
dem größten Nutzen verwendet werden, wenn 
sie nach einem umfassenden und langfristigen 
Plan eingesetzt werden. Es wird notwendig 
sein, diesen Plan mit einem Forschungsrat so- 
wie mit den anderen Ressorts und den Ländern 
abzustimmen. 

53. Die Referenten des Ministeriums haben auch 
Entwicklungsarbeiten veranlaßt, bevor ein ord- 
nungsgemäßer Auftrag erteilt worden war. Der 
Bundesrechnungshof hat auf die Unzulässigkeit 
dieses Verfahrens hingewiesen. Besonders be- 
merkenswert ist folgender Vorfall: Schon seit 
1952, als noch das Amt des Beauftragten des 
Bundeskanzlers für die mit der Vermehrung 
der Alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen bestand, sind an Firmen der Kraftfahr- 
zeugindustrie Entwicklungsanfragen gerichtet 
worden; zum Teil haben sich die Firmen auch 
für Entwicklungsaufgaben angeboten. Als Folge 
von Verhandlungen, die die Referenten als un- 
verbindlich ansahen, haben die Firmen dann 
Entwicklungsarbeiten durchgeführt. Ein Teil 
von ihnen forderte dafür insgesamt rd. 
11 Mio DM. Der Bundesminister für Verteidi- 
gung hat bisher an drei Firmen, die für die 
Entwicklung eines Typs zusammen fast 
4 Mio DM gefordert haben, im Vergleichswege 
rd. 2,6 Mio DM gezahlt. 

Wären die Entwicklungsarbeiten für Kraft- 
fahrzeuge sorgfältig geplant und die Aufträge 
ordnungsgemäß erteilt worden, so brauchte der 
Bund für die Entwicklungen wahrscheinlich 
weniger aufzuwenden. Der Bundesrechnungshof 
wird die Angelegenheit noch prüfen. 

54. Der Bundesminister für Verteidigung hat bisher 
die Kosten für alle Entwicklungen übernommen. 
Der Bundesrechnungshof vertritt demgegenüber 
den Standpunkt, daß die Entwicklung im all- 
gemeinen Aufgabe der Industrie ist. Die auf 
dem Gebiet des Verteidigungsbedarfs zu lei- 
stende Entwicklungsarbeit dient dem Interesse 
der Industrie regelmäßig in gleicher Weise wie 
die Entwicklungsarbeit auf anderen Gebieten. 
Auch die Industrie wünscht vielfach, die Ent- 
wicklung nach Möglichkeit selbständig durch- 
zuführen. Daher sollte sie grundsätzlich auch 
die Kosten dieser Arbeiten tragen. Der Bund 
sollte sich finanziell nur dann beteiligen, wenn 
es sich um Aufgaben besonderer Art handelt 
oder wenn die Industrie die erforderlichen 
Mittel nicht aufzubringen vermag. Aber auch 
in diesen Fällen wird zu berücksichtigen sein, 
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daß die Entwicklung zur industriellen Fertigung 
und kommerziellen Verwertung führen kann 
und soll. Kommt es dazu, so erscheint es ge- 
rechtfertigt, die Beteiligten so zu stellen, als oh 
die Industrie die Entwicklung auf eigene 
Kosten durchgeführt hätte. Die vom Bund auf- 
gewendeten Beträge müßten dann erstattet 
werden; seine Finanzhilfe hätte nur die Bedeu- 
tung einer Zwischenfinanzierung. Ähnliche 
Grundsätze werden auch für die Forschung auf 
dem Gebiet der Verteidigung gelten müssen. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat die- 
ser Auffassung in letzter Zeit in einigen Ver- 
trägen teilweise Rechnung getragen; er hat die 
Rückzahlung der Entwicklungskosten ausbedun- 
gen, wenn die Firma das Ergebnis der Entwick- 
lung verwerten kann. 

55. Die Verwaltung hat die technischen Lieferbedin- 
gungen bis zum Beginn der Beschaffungsmaß- 
nahmen nicht mit eigenen Kräften aufstellen 
können. Sie hat weitgehend die Hilfe der Fach- 
verbände der Industrie und der Firmen in An- 
spruch nehmen müssen. Die so entstandenen 
„Vorläufigen Technischen Lieferbedingungen" 
(VTL) und „Technischen Kurzbeschreibungen" 
(TK) enthielten teilweise Mängel; sie mußten 
nach der Erteilung der Aufträge und während 
der Fertigung geändert werden. Das hat Mehr- 
kosten verursacht. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
sollte die Verwaltung die VTL unter Berück- 
sichtigung der inzwischen gesammelten Erfah- 
rungen überarbeiten, sobald sie über das er- 
forderliche technische Personal verfügt. 

56. Auch bei der Beschaffung der Textilerzeug- 
nisse hat sich die Verwaltung der Mithilfe von 
Fachverbänden der Textil- und Bekleidungs- 
industrie bedient. Sie hat diese zur Beurteilung 
der Angebote herangezogen. Das war weder 
notwendig noch zulässig. Die Verwaltung 
hätte sich mit den Auskünften begnügen kön- 
nen, die sie von den Wirtschaftsministerien der 
Länder erhalten hatte und die — wie sich der 
Bundesrechnungshof überzeugt hat — meistens 
eine brauchbare Unterlage darstellten. Durch 
Heranziehung von Vertretern der Fachverbände 
ist diesen der Bieterkreis bekanntgeworden. 
Das verstieß gegen § 18 Abs. 9 der VOL/A, 
wonach die Namen der Teilnehmer am Wett- 
bewerb geheimzuhalten sind. Besonders be- 
denklich erscheint, daß z. B. ein Verbandsver- 
treter, der mit vier Firmen (als Inhaber oder 
Mitinhaber) an drei Ausschreibungen teilge- 
nommen hat, Gelegenheit bekam, die Angebote 
der Konkurrenz kennenzulernen. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat zu- 
gesagt, daß Vertreter der Verbände künftig 
nicht mehr zugezogen werden. Die Bearbeiter 
dürften sich auch inzwischen im allgemeinen 
ausreichende Kenntnisse der einschlägigen Fir- 
men erworben haben. 


57. Der Erstbedarf an Bekleidung, Ausrüstung und 
Unterkunftsgerät für 156 000 Mann ist zum 
größten Teil öffentlich ausgeschrieben worden. 
Die Liefertermine für Bekleidung und für Un- 
terkunftsgeräte sind jedoch teilweise kürzer an- 
gesetzt worden, als es nach den damaligen 
Aufstellungsplänen gerechtfertigt war. Zu kurz 
bemessene Lieferfristen erhöhen erfahrungsge- 
mäß die Preise. In diesen Fällen haben sie die 
Verwaltung vor allem daran gehindert, den 
Zuschlag auf die wirtschaftlich günstigen Ange- 
bote zu beschränken und den Restbedarf neu zu 
vergeben; sie haben die Verwaltung vielmehr 
gezwungen, auch die ungünstigen Angebote 
bis zur vollen Höhe des Bedarfs anzunehmen. 

58. Bei der Vergabe der Lieferungen von Tuchbe- 
kleidung ist — nicht zuletzt unter dem Einfluß 
der Verbandsvertreter — jedem Bieter im all- 
gemeinen nur ein Los zugeschlagen worden, 
obwohl viele Bieter mehrere Lose zu günstige- 
ren Staffelpreisen angeboten hatten. Die Ver- 
waltung hat dazu ausgeführt, dieses Verfahren 
habe die Einhaltung der Termine am besten ge- 
sichert. Der Bundesrechnungshof vermag diese 
Begründung nicht anzuerkennen. Größere Fir- 
men, die mehrere Lose angeboten hatten, hätten 
die angebotenen Mengen auch termingerecht 
liefern können. Auch Firmen, die nur ein Los 
angeboten hatten, sind vielfach nicht berück- 
sichtigt worden, weil die Verwaltung in der 
Sorge um die Termine nach Ansicht des Bun- 
desrechnungshofes übertriebene Anforderungen 
an die Lieferfähigkeit gestellt hat. 

Viele Bieter haben Angebote auf verschie- 
dene Artikel abgegeben, und zwar auf einen 
Artikel in größeren Mengen und besonders 
preisgünstig, auf mehrere andere Artikel nur 
vorsorglich und weniger günstig. Da jedoch die 
Angebote für jeden Artikel unabhängig von- 
einander bearbeitet worden sind, haben die Fir- 
men oft Aufträge auf ihre Hilfsangebote er- 
halten, die ihre Lieferfähigkeit erschöpften; das 
später bearbeitete preisgünstige Angebot 
konnte dann nicht oder nicht mehr voll be- 
rücksichtigt werden. 

Entsprechend einer Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes hat die Verwaltung zugesagt, 
die Angebote eines Bieters bei verwandten Ar- 
tikeln zu vergleichen, um so zu ermitteln, 
welche Zuschlagserteilung im Gesamtergebnis 
am wirtschaftlichsten ist. Die Bieter sollen 
durch eine entsprechende Fassung der Ange- 
botsvordrucke angehalten werden, auf etwaige 
Angebote anderer Artikel hinzuweisen. 

59. Zuweilen hat die Verwaltung zu Unrecht wirt- 
schaftliche Überlegungen hinter formalen zu- 
rücktreten lassen. Sie hat z. B. Angebote wegen 
unklarer Preisstellung abgelehnt, wenn der 
Bieter mehrere Lose wegen unterschiedlicher 
Rohstoffkosten zu verschiedenen Preisen ange- 
boten oder wenn er — weil die Lieferbedingun- 
gen über die Verpackung unklar waren — dar- 
über besondere Erklärungen im Angebot gemacht 
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hatte. Der Bundesrechnungshof hat die Verwal- j 
tung darauf hingewiesen, daß in solchen Fällen 
nach der VOL mit den Bietern verhandelt wer- j 
den darf, um die Unklarheiten auszuräumen. | 

Er hat die Verwaltung auch auf die Möglich- 
keit aufmerksam gemacht, eine Ausschreibung 
teilweise aufzuheben, wenn das wirtschaftliche 
Angebot den Gesamtbedarf nicht deckt. Der 
Bundesrechnungshof ist übrigens keineswegs — 
wie einige Wirtschaftsverbände behauptet ha- 
ben — der Ansicht, daß nur die billigsten Ange- 
bote berücksichtigt werden dürfen. Er hat immer 
betont, daß nach der VOL der Zuschlag dem 
Bieter zu erteilen ist, dessen Angebot unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände das wirtschaft- 
lichste ist. Ihm scheint aber auch der Zweck des 
Wettbewerbsverfahrens in Frage gestellt, wenn 
leistungsfähige Unternehmer bei gleichwer- 
tigem Angebot erfahren müssen, daß andere 
Bieter trotz erheb] ich höherer Preise Zuschläge 
erhalten haben. 

Die geschilderten Mängel haben erhebliche 
Mehrkosten verursacht. 

60. Die Berichte über den Zustand der gelieferten 
Bekleidung und Ausrüstung zeigen als Folge 
einer überhasteten Bedarfsdeckung, daß ein 
ungewöhnlich hoher Anteil sowohl des Ma- 
terials als auch der Verarbeitung nicht den 
Lieferbedingungen entspricht. Wie die Verwal- 
tung erklärt, lassen sich die Ansprüche auf 
Wandlung, Minderung oder Schadenersatz dem I 
Umfang nach schwer bestimmen, weil die ge- 
lieferten Stücke teilweise an die Truppe aus- 
gegeben worden sind. Die Verwaltung strebt 1 
im Verhandlungswege einen gütlichen Aus- 
gleich mit den Firmen an. Die mangelhafte, teil- 
weise innerhalb einer einzigen Lieferung unter- 
schiedliche Qualität der Tuche ist ein Grund 
neben anderen, der zu der Prüfung veranlassen 
sollte, ob die Tuchbekleidung künftig durch 
gebrochene Aufträge anstatt durch Vollaufträge 
zu beschaffen ist. 

61. Die Modellauswahl bedeutet meist eine Ent- 
scheidung von großer finanzieller Tragweite. 
Der Bundesrechnungshof befürchtet, daß die 
finanziellen Auswirkungen oft nicht hinreichend 
berücksichtigt werden. 

Für den Arbeitsanzug des Soldaten ist z. B. je 
eine Ausführung in Leinen und in Baumwolle 
entwickelt worden; die Tragezeit für beide 
Arten ist auf sechs Monate festgesetzt. Die 
Ausführung in Leinen ist wesentlich teurer. 
Die Erfahrung sollte zeigen, welche Ausführung 
geeigneter ist. Die Erstausstattung ist im Ver- 
hältnis 50 : 50 beschafft worden. Es war un- 
wirtschaftlich, den Versuch in diesem Verhält- 
nis durchzuführen; eine geringere Menge der 
teureren Leinen anzüge hätte genügt. Ein ent- 
sprechender Hinweis des Bundesrechnungshofes 
hat die Verwaltung veranlaßt, bei der Beschaf- 
fung weiterer 100 000 Anzüge nur die Baum- 
wollausführung zu wählen. 


62. Zur Verringerung der Brandgefahr sollten nach 
einer Anordnung des Bundesmioisters für Ver- 
teidigung größere Neubauten grundsätzlich mit 
Stahlmöbeln ausgestattet werden. Altbauten 
sowie kleinere Neubauten und Anlagen, die 
nicht luftgefährdet erscheinen, sollten dagegen 
Holzmöbel erhalten. Auf dieser Grundlage ist 
der Bedarf an Holz- und Stählmöbeln in der 
Beschaffungsanweisung für die Erst aus stattung 
festgelegt worden. Nachträglich ist die Beschaf- 
fung sanweisung kurzerhand auf ein Verhältnis 
50 : 50 umgestellt worden. Bei der Errechnung 
der neuen Bedarfszahlen sind Fehler unterlau- 
fen, die dazu geführt haben, daß eine unter- 
schiedliche Zahl von Holz- und Stahlmöbeln 
beschafft worden ist und daß die Ausstattung 
daher zum Teil nicht einheitlich aus Holz- oder 
Stahlmöbeln zusammengestellt werden können. 
Stahlmöbel sind im allgemeinen erheblich 
teurer. Der Bedarf hätte sorgfältiger ermittelt 
werden müssen. Auch sollte nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes geprüft werden, ob sich 
die Mehrkosten für Stahlmöbel überhaupt 
lohnen. 

63. Als die Pläne für den personellen Aufbau der 
Bundeswehr geändert wurden, liefen Ausschrei- 
bungen über die Lieferung von Textilien, denen 
noch die höheren Personalstärken zugrunde 
lagen. Die Verwaltung wollte die Ausschreibun- 
gen w r egen der neuen Planung in vollem Um- 
fang aufheben. Die bereits abgegebenen An- 
gebote wiesen jedoch Preise aus, wie sie wegen 
der damals bevorstehenden Lohn- und Material- 
preiserhöhungen nicht wieder zu erwarten wa- 
ren. Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge- 
wirkt, daß die günstigen Angebote wenigstens 
insoweit angenommen worden sind, als der 
Ersatz- und Ergänzungsbedarf in nächster Zeit 
ohnehin gedeckt werden mußte. 

64. Bei der Deckung des Bedarfs an schwerem Ge- 
rät hat die Verwaltung vor allem ausländischen 
Lieferanten verbindliche Auftragszusagen ge- 
macht, ohne vorher die Preise und Lieferbe- 
dingungen festziilegen. Damit hat sie sich für 
die späteren Verhandlungen hierüber in eine 
ungünstige Lage gebracht. 

In einigen Kaufverträgen über Flugzeuge und 
Großgeräte ist der Ersatzteildienst einer späte- 
ren Regelung Vorbehalten geblieben. Das ent- 
spricht nicht der Bedeutung einer gesicherten 
Ersatzteilversorgung und wirkt sich erfahrungs- 
gemäß auch wirtschaftlich ungünstig aus. 

65. In dieser Denkschrift konnte nur ein Teil der 
vielen Fragen behandelt werden, die mit dem 
Aufbau der militärischen Landesverteidigung 
im Zusammenhang stehen. Es bleibt Vorbehal- 
ten, über andere Probleme, mit denen sich der 
Bundesrechnungshof bereits befaßt hat, später 
zu berichten. 

* 
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Bundesminister für Wohnungsbau 

(Einzelplan 25 für die Rechnungsjahre 
1954 bis 1956) 

66. Auf Grund der Vereinbarung, die der Bund 
und die Länder im Februar 1951 getroffen 
haben, ist beim Bundesministerium für Woh- 
nungsbau die Geschäftsstelle des Länder-Sach- 
verständigenausschusses für neue Baustoffe und 
Bauarten eingerichtet worden. Dem Bund wer- 
den die Sadiausgaben der Geschäftsstelle aus 
den Gebühreneinnahmen des Sachverständigen- 
ausschusses erstattet; die Personalausgaben 
trägt er dagegen in voller Hohe. Der Bundes- 
rechnungshof hat anerkannt, daß es im Inter- 
esse des Bundes gelegen hat, die Geschäfts- 
stelle zu übernehmen. Er hält es aber für not- 
wendig, daß auch ein Teil der Personalaus- 
gaben aus den Gebühreneinnahmen oder • — 
soweit diese nicht ausreichen — von den in 
dem Ausschuß vertretenen Ländern dem Bund 
erstattet wird. 

Die Forderung des Bundesrechnungshofes, die 
vom Bundesminister für Wohnungsbau unter- 
stützt wird, ist noch nicht erfüllt worden. 

67. Ein Referat des Bundesministeriums für Woh- 
nungsbau befindet sich in Berlin. Seine Aus- 
gaben für Geschäftsbedürfnisse sind unverhält- 
nismäßig hoch. Das ist darauf zurückzuführen, 
daß aus den Mitteln dieses Ministeriums auch 
der Bedarf der Ausschüsse gedeckt worden ist, 
die der Referent nebenamtlich leitet. Es handelt 
sich um Fachausschüsse des Deutschen Normen- 
ausschusses (Ausschuß für Stahlbeton, Fachnor- 
menausschuß Bauwesen, Ausschuß für einheit- 
liche technische Baubestimmungen u. a.). Die 
Verbände der Bauwirtschaft haben die Aus- 
schüsse gebildet. Diese werden von den Ver- 
bänden der Bauwirtschaft und durch Subven- 
tionen des Bundesministers für Wohnungsbau 
getragen. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Sachausgaben für die Ausschüsse nicht 
mehr aus den Mitteln des Bundesministers für 
Wohnungsbau geleistet werden. Diese Forde- 
rung hat der Bundesminister für Wohnungsbau 
bisher nur zum Teil erfüllt. 


Wohnungsfürsorge für Verwaltungs- 
angehörige des Bundes 

(Kapitel 25 01 Titel 830, Kapitel A 25 01 Titel 
830 für die Rechnungsjahre 1954 und 1955, Ka- 
pitel 25 03 Titel 830 und Kapitel A 25 03 Titel 
830 für das Rechnungsjahr 1956) 

68. Der Bundesrechnungshof hat sich seit Jahren 
dafür eingesetzt, daß die Mieten der vom Bund 
geförderten Wohnungen neu geregelt werden. 
Die Angelegenheit sollte nicht länger hinausge- | 
schoben werden, weil es unumgänglich ist, daß | 
die Unebenheiten im Mietgefüge beseitigt und , 


die Bundesdarlehen hoher als bisher verzinst 
werden (vgl. S. 37 Nr. 108 der Denkschrift 1955). 
Auch während des Rechnungsjahres 1956 waren 
in dieser Angelegenheit keine wesentlichen 
Fortschritte zu verzeichnen. 

Im Januar 1957 haben die Ressorts die Mie- 
tenregelung, welche der Bundesminister für 
Wohnungsbau im Raume Bonn durchführen 
wollte, erörtert. Dabei haben Vertreter des 
Wohnungsbauministeriums rechtliche Bedenken 
gegen die Zulässigkeit der geplanten Regelung 
vorgebracht, obwohl das Ministerium die Maß- 
nahme, die auf eine Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes aus dem Jahre 1952 zurückgeht, 
bisher für notwendig und auch für durchführbar 
gehalten hatte. Andere Bundesressorts haben 
die Bedenken geteilt. Bei dieser Sachlage hat 
der Bundesrechnungshof den Bundesminister für 
Wohnungsbau gebeten, möglichst bald eine 
einheitliche Rechtsauffassung unter Mitwirkung 
des Bundesministers der Justiz herzustellen. 

69. Die Fertigstellung der Richtlinien über die Re- 
giekosten hatte sich im Bundesministerium für 
Wohnungsbau stark verzögert. Wesentlich war 
dem Bundesrechnungshof dabei die Höhe der 
Pauschale, welche die Bauherren in ihre Kosten- 
rechnungen einsetzen dürfen, wenn sie Woh- 
nungen mit Darlehen aus Mitteln des Woh- 
nungsfürsorgefonds bauen. Er hatte deshalb 
den Minister mehrfach darauf hingewiesen, daß 
die Angelegenheit dringlich ist (vgl. Denkschrift 
1955 S. 37 Nr. 109). Nunmehr liegt der Entwurf 
einer Zweiten Berechnungsverordnung vor, 
durch die die Frage der Regiekosten audi nach 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes be- 
friedigend gelöst wird. Die Verordnung hat 
bereits die Billigung der Bundesregierung ge- 
funden und bedarf noch der Zustimmung durch 
den Bundesrat. 


70. Der Bundesrechnungshof hat eine Reihe von 
Baurechnungen über Wohnungsbauten geprüft, 
die mit Bundesdarlehen gefördert worden sind. 

Im Bereiche einer Oberfinanzdirektion haben 
vier freie Wohnungsunternehmen in den Rech- 
nungsjahren 1951 bis 1954 Bundesdarlehen von 
rd. 14,6 Mio DM zum Bau von weit mehr als 
1000 Wohnungen für Bundesbedienstete erhal- 
ten. Die Gesamtkosten der geförderten Objekte 
beliefen sich auf rd. 26,4 Mio DM. 

Nach den Darlehensverträgen waren die 
Wohnungsunternehmen als Bauträger dem 
Bund gegenüber verpflichtet, die Bauten nach 
den von der Oberfinanzdirektion geprüften und 
genehmigten Unterlagen unter Verwendung 
guter Baustoffe sorgfältig auszuführen und be- 
zugsfertig herzustellen. Die Bauarbeiten waren 
nach den Bestimmungen der „Verdingungsord- 
nung für Bauleistungen" (VOB) und der Bau- 
preis-VO PR 32/51 auszuschreiben und zu ver- 
geben. 
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Nach den „Bestimmungen über die Woh- • 
nungsfürsorge des Bundes für seine Verwal- | 
tungsangehörigen aus Mitteln des Wohnungs- 
fürsorgefonds" sollten die Wohnungsunter- 
nehmen zur Finanzierung der Baumaßnahmen 
die I. Hypothek beschaffen. Die Eigenleistung 
der Bauherrn sollte mindestens 10 v. H. der 
Gesamtkosten betragen. Die Abrechnungen 
mußten alle für das Bauvorhaben entstandenen 
Selbstkosten nachweisen. 

Die Ermittlungen des Bundesrechnungshofes 
bei einem Bauträger, der Darlehen zum Bau 
von mehr als 600 Wohnungen erhalten hat, 
haben folgendes ergeben: 

Die Bauarbeiten sind nicht öffentlich ausge- 
schrieben, sondern nach beschränkter Aus- 
schreibung oder auch freihändig meist an den- 
selben Unternehmerkreis vergeben worden. Ein 
echter Wettbewerb hat somit nicht stattgefun- 
den. Das hat zu überhöhten Preisansätzen ge- 
führt. 

Der Bauträger hat das nach den Finanzie- 
rungsplänen einzubringende Eigenkapital u. a. 
dadurch angeschafft, daß er Forderungen der 
mit der Planung und Bauaufsicht beauftragten 
Architekten um gewisse Beträge und der mit 
der Bauausführung beauftragten Unternehmer 
um Beträge bis zu 8 v. H. der Gewinnspanne 
gekürzt und diese Beträge einbehalten hat. Er 
hat in den Rechnungsbelegen die ungekürzten 
Summen belassen, so daß der Eindruck hervor- 
gerufen worden ist, er hätte sie in voller Höhe 
anerkannt und ausgezahlt. Der Bauträger durfte 
aber nur die tatsächlich von ihm aufgewandten 
Beträge — also seine Selbstkosten — ab- 
rechnen. 

Außerdem hat sich herausgestellt, daß in den 
Schlußabrechnungen Kosten für solche Bauten 
angesetzt worden sind, die in den genehmigten 
Unterlagen nicht vorgesehen waren (zusätzliche 
Wohnungen, Garagen u. a.), und ferner, daß 
Grundstückskosten, Baunebenkosten und Bau- 
leistungen darin enthalten sind, die in der ange- 
gebenen Höhe nicht entstanden sind, Auch sind 
gewährte Preisnachlässe (Mengenrabatte u. 
dgl.) nicht abgesetzt worden. 

Die Bauten sind nicht mit der gebotenen Sorg- 
falt geplant, überwacht und ausgeführt worden. 
Hierdurch sind Wohnungen geschaffen worden, 
deren Wohnwert nicht den aufgewendeten 
Kosten entspricht. Die minderwertige Bauaus- 
führung hat dazu geführt, daß der vom Bund 
verfolgte Zweck, seinen Bediensteten gute 
Wohnungen zu verschaffen, nicht voll erreicht 
worden ist. 

Die überschlägliche Prüfung der Baumaß- 
nahmen der anderen drei Wohnungsunterneh- 
men läßt erkennen, daß sie in ähnlicher Weise 
vorgegangen sind. 

Dem Bund ist dadurch ein Vermögensschaden 
entstanden, daß er sich an der Finanzierung der 
Baumaßnahmen mit höheren Bundesdarlehen 
als erforderlich beteiligt hat. 


Infolge des Ansatzes erhöhter Kapitalisten 
in der Wirtschaftlichkeitsberechnung sind dem 
Bund durch Zinssenkung Beträge verloren- 
gegangen, die ihm bei ordnungs- und wahr- 
heitsgemäßer Abrechnung zugeflossen wären. 

Die Mißstände hätten in einem derartigen 
Umfang nicht eintreten können, wenn die zu- 
ständigen Verwaltungsdiensstellen — Bundes- 
vermögens- und Bauabteilung, Landesbauabtei- 
lungen, Staatshochbauämter — ihren Pflichten 
nachgekommen wären und die ergangenen Be- 
stimmungen und Anweisungen beachtet hätten. 

Wegen der Vorgänge schweben Ermittlungs- 
verfahren bei der Staatsanwaltschaft. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß 
durch nochmalige Prüfung der Schlußabrech- 
nungen aller in Betracht kommenden Bauträger 
der Schaden ermittelt wird, der dem Bund durch 
Abrechnung überhöhter Kosten entstanden ist. 
Erst nach Abschluß dieser Prüfungen läßt sich 
die Höhe des Schadens übersehen. 

* 

Versorgung 

(Einzelplan 33 für die Rechnungsjahre 1955 und 
1956, Kapitel 40 07, 40 08 und 60 03 für das 
Rechnungsjahr 1954) 

71. Der Bundesrechnungshof hatte bereits in der 
Denkschrift 1955 darauf hingewiesen, daß die 
Neufassung der Verwaltungsvorschriften zum 
Versorgungsteil des Gesetzes zu Artikel 131 
GG — G 131 — noch aussteht (S. 42 Nr. 130). 
Ihr Fehlen erschwert den Versorgungsbehörden 
des Bundes und der Länder die Arbeit; das 
macht sich vor allem beim Vollzug des § 42 
G 131 nachteilig bemerkbar. Diese Vorschrift 
soll die Unterbringung der Beamten zur Wie- 
derverwendung — z. Wv. — sowie der ihnen 
gleichgestellten Personen fördern. Von Aus- 
nahmefällen abgesehen, beteiligt sich der Bend 
an der späteren Versorgungslast, wenn die 
Länder, die Gemeinden sowie sonstige juristi- 
sche Personen des öffentlichen Rechts Beamte 
z. Wv. als Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit 
übernehmen. Tritt der Versorgungsfall ein, so 
erstattet der Bund die voit dem neuen Dienst- 
herrn zu zahlenden Versorgungsbezüge zu dem 
Teil, der dem Verhältnis der bis zum 8. Mai 
1945 erreichten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
zu der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
entspricht. Da die Verwaltungsvorschriften noch 
nicht ergangen sind, zahlt der Bund den Dienst- 
herren Abschläge auf seine voraussichtlichen 
Anteile. 

Häufig beschäftigen Länder, Gemeinden und 
sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts Beamte z. Wv., ohne daß diese aus der 
Verwendung einen Versorgungsanspruch er- 
langen (z. B. als Beamte auf Widerruf oder als 
Angestellte). In diesen Fällen bleibt der Bund 
Träger der Versorgungslast. Die Dienstherren 
sind jedoch verpflichtet, sich daran zu betei- 
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ligen. Tritt der Versorgungsfall ein, so haben 
sie dem Bund den Teil des Versorgungsbezuges 
zu zahlen, welcher der Dauer der Beschäftigung 
bei ihnen entspricht. Der Bundesminister der 
Finanzen hat die Dienstherren gebeten, die dem j 
Bund zustehenden Anteile von den ihnen zu- 
gebilligten Abschlägen abzusetzen. 

Der Finanzminister eines Landes hatte durch I 
zwei Erlasse vorläufig geregelt, wie der Bun- j 
desanteil an der Versorgungslast zu berechnen I 
ist. Die Durchführung dieser Erlasse hat den 
Bundeshaushalt in erheblichem Umfange zu 
Unrecht belastet. Der Bundesrechnungshof hat 
die Berichtigung der Regelung gefordert. Sie ist 
inzwischen vorgenommen worden; das Land 
hat dem Bund rd. 2,7 Mio DM erstattet. 

Der Bundesminister des Innern hat einen 
Vorentwurf der Verwaltungsvorschriften zu 
§ 42 G 131 fertiggestellt. Mit einem Ausgleich 
der Forderungen und Gegenforderungen, die 
sich aus dieser Vorschrift ergeben, wird daher 
in absehbarer Zeit gerechnet werden können. 

72. Das Ruhegehalt wird in der Regel auf der 
Grundlage der Dienstbezüge errechnet, die der 
Beamte vor Eintritt des Versorgungsfalles er- 
halten hat. Ist jedoch ein Beamter aus einem Amt 
in den Ruhestand getreten, das nicht der Ein- 
gangsbesoldungsgruppe seiner Laufbahn ange- j 
hört, und hat er die Dienstbezüge seines Amtes 
nicht mindestens ein Jahr erhalten, so wird sein j 
Ruhegehalt — von gesetzlich geregelten Aus- 
nahmefällen abgesehen — nach den ruliegehalt- j 
fähigen Dienstbezügen des vorher bekleideten 
Amtes festgesetzt. Demgemäß haben zwei 
Bundesbeamte, die die Dienstbezüge ihres 
letzten Amtes — Direktor einer Bundesanstalt 
— weniger als ein Jahr erhalten hatten, Ruhe- 
gehalt nach den ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezügen ihrer zuvor bekleideten Ämter (Ober- 
regierungsrat) bezogen. Einen Antrag ihrer 
obersten Dienstbehörde, den Eintritt in den 
Ruhestand über das 65. Lebensjahr hinauszu- 
schieben, hatte die Bundesregierung abgelehnt. 
Als die beiden Beamten sich bereits mehrere 
Jahre im Ruhestand befanden, hat die oberste 
Dienstbehörde sie erneut, und zwar mit weiterer 
Rückwirkung, in ihre letzten Planstellen ein- 
gewiesen, so daß die Jahresfrist erfüllt schien. 
Die oberste Dienstbehörde hat geglaubt, damit 
den gesetzlichen Erfordernissen genügt zu 
haben, und hat die Ruhegehälter nach den ruhe- j 
gehaltfähigen Dienstbezügen des zuletzt beklei- j 
deten Amtes errechnet; sie hat auch die höheren 
Dienstbezüge für die rückliegende Zeit nach- j 
gezahlt. Der Bundesrechnungshof hat das be- i 
anstandet. Die Änderung der Einweisung in die j 
Planstelle war unzulässig. Das Prüfungsver- | 
fahren ist noch nicht abgeschlossen. 

73. Den Behörden bereitet es erhebliche Schwierig- j 
keiten, überzahlte Versorgungsbezüge einzu- j 
ziehen, weil unterschiedliche Auffassungen dar- ; 
über bestehen, wie die Vorschriften des Bun- 


desbeamtengesetzes über die Rückforderung 
auszulegen sind. Höchstrichterliche Entschei- 
dungen stehen noch aus, Richtlinien oder Ver- 
waltungsvorschriften haben die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen noch nicht er- 
lassen. Um eine Reihe von Überzahlungen 
beschleunigt abwickeln zu können, hat eine 
Oberfinanzdirektion den betreffenden Versor- 
gungseinpfängern von Amts wegen einmalige 
Unterstützungen in Höhe der überzahlten Be- 
träge gewährt. Sie hat die Unterstützungen 
nicht ausgezahlt, sondern die Überzahlungen 
damit abgedeckt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Maßnahmen 
der Oberfinanzdirektion beanstandet, weil sie 
sich mit den Unterstützungsgrundsätzen nicht 
vereinbaren lassen. 

* 

Verteidigungslasten im 
Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
nichtdeutscher Streitkräfte 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 1954 
bis 1956) 

Allgemeines 

74. Auf dem Gebiete der Besatzungskosten (nur 
noch in Berlin), des Überhangs an Besatzungs- 
kosten, der Stationierungskosten sowie der 
Folgekosten hat der Bundesrechnungshof die 
Prüfung der Ausgaben und Einnahmen fort- 
gesetzt. Er hat darauf hingewirkt, daß Ver- 
gütungen und Entschädigungen richtig fest- 
gesetzt werden und veranlaßt, daß überzahlte 
Beträge — soweit das nach den Grundsätzen 
über den Widerruf von Verwaltungsakten 
zulässig ist — zurückgefordert werden. Beson- 
ders hat der Bundesrechnungshof darauf ge- 
achtet, daß die Verteidigungslastenämter die 
vielen noch nicht abgewickelten Fälle von Be- 
satzungsschäden sachgemäß und mit der ge- 
botenen Beschleunigung bearbeiten. Soweit sich 
Rückstände herausgestellt haben, hat der Bun- 
desrechnungshof angeregt, das Personal zu 
verstärken. 

75. über die Beschwerden, welche von der Requi- 
sition betroffene Unternehmer bei der ehe- 
maligen amerikanischen Besatzungsmacht gegen 
die Festsetzung ihrer Vergütungen für Liefe- 
rungen und Leistungen erhoben haben, ent- 
scheiden jetzt deutsche Behörden. Die Fälle 
sind vielfach rechtlich und tatsächlich schwierig. 
Der Bundesrechnungshof wird darum besorgt 
sein, daß die Behörden der Verteidigungslasten- 
verwaltung sich der Bearbeitung dieser Forde- 
rungen, die z. T. schon seit Jahren geltend ge- 
macht werden, besonders widmen. Das gilt auch 
für die Fälle, in denen der Bundesminister der 
Finanzen Hilfsmaßnahmen für solche Unterneh- 
mer zugelassen hat, die durch unzureichende 
Entgelte für Requisitionslieferungen in finan- 
zielle Bedrängnis geraten sind. 
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76. Die Bundesrepublik wird den Stationierungs- 
mächten für das dritte Verteidigungsjahr 
(6. Mai 1957 bis 5. Mai 1958} eine finanzielle 
Verleidigungshilfe von insgesamt 1 198 Mio 
DM gewähren. Die Vereinbarungen darüber 
sind noch nicht ratifiziert. 

Mit der britischen Stationierungsmacht ist 
vereinbart, daß die ihr zustehenden Beträge auf 
Konten der Streitkräfte bei der Deutschen Bun- 
desbank überwiesen werden. Die Streitkräfte 
bewirtschaften die Mittel selbst. Soweit sie 
bei der Leistung von Zahlungen die Behörden 
der Verteidigungslastenverwaltung in den Län- 
dern einschalten, führen diese besondere Bücher 
und rechnen über die Ausgaben unmittelbar 
mit den britischen Streitkräften ab. In den Bü- 
chern des Bundes werden lediglich die Global- 
beträge als Ausgabe nachgewiesen, welche auf 
die Konten bei der Deutschen Bundesbank über- 
wiesen worden sind. Der Bundesrechnungshof 
wird daher die Einzelausgaben nicht mehr prü- 
fen. Auch mit den übrigen Stationierungsmäch- 
ten schweben Verhandlungen über die Bewirt- 
schaftung der Mittel aus der finanziellen Ver- 
teidigungshilfe. 

Der Bundesrechnungshof wird die Verwen- 
dung der restlichen Stationierungskosten und 
des Besaztungskostenüberhangs in der bisheri- 
gen Weise prüfen. Für die Prüfung der Folge- 
kosten bleibt er weiterhin zuständig. Dabei hat 
er vor allem auch die Ausgaben für die von 
den Stationierungsmächten verursachten Schä- 
den zu prüfen. 


Einzelne Prüfungsergebnisse 

77. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt fest- 
gestellt, daß freischaffende Architekten und In- 
genieure, die mit der Bauaufsicht, dem Aufmaß 
und der Abrechnung der Bauarbeiten für die 
Stationierungsmächte beauftragt waren, ihren 
Aufgaben nicht immer voll gerecht geworden 
sind. Er hat deshalb bei zwei Baumaßnahmen, 
zu denen freischaffende Architekten hinzuge- 
zogen waren, eingehende Untersuchungen auf 
den Baustellen durchgeführt. Dabei sind erheb- 
liche Mängel an den Bauanlagen und grobe 
Fehler in den Rechnungen zutage getreten. 

Im Rahmen der beiden Baumaßnahmen wa- 
ren u. a. rd. 48 000 m Drainageleitungen zu ver- 
legen; je Meter Leitung war eine Sicker- 
packung aus 0,25 cbm Grobkies einzubringen. 
Wie die vielen Stichproben ergeben haben, 
waren die Drainageleitungen z. T. nicht gelegt; 
die Sickerpackung war, wo sie nicht gänzlich 
fehlte, nirgends stärker als 0,10 cbm Kies je 
Meter Leitung. Infolge der ungenügenden 
Sickerpackung waren die Drainageleitungen an 
vielen Stellen völlig verschlammt. 


Die Blitzschutzanlagen, die wegen der Ver- 
wendungsart der Bauwerke besonders wichtig 
sind, waren ebenfalls nicht vertragsgemäß aus- 
geführt. Nach den Verträgen war um jedes 
Bauwerk eine 85 m lange Erdungs-Ringleitung 
zu legen. Tatsächlich haben die Firmen die 
Erdungsleitungen zumeist nur hinter den Bau- 
werken und seitlich davon sowie nur in einer 
Länge von jeweils etwa 55 m verlegt. Die Quer- 
schnitte der Auffangstangen und der Verbin- 
dungsleitungen waren in vielen Fällen kleiner 
als in den Verträgen gefordert, die geschweiß- 
ten Verbindungen waren unsachgemäß ausge- 
führt und nicht gegen Korrosion geschützt. 

Wegen falscher Aufmaße und fehlerhafter 
Massenberechnungen waren in einer Rechnung 
etwa 300 cbm Stahlbeton zu viel berechnet. Die 
Massenberechnungen über Erdarbeiten und Ent- 
wässerungsanlagen wiesen ebenfalls erhebliche 
Unstimmigkeiten auf. 

Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
die verschlammten und versandeten Drainage- 
leitungen aufgenommen, gesäubert und neu 
verlegt und die fehlenden Leitungsstränge noch 
ausgeführt werden; auf seine Veranlassung 
sind die Einheitspreise entsprechend der dann 
noch verbleibenden Minderleistung gesenkt 
worden. Dadurch ermäßigt sich der Gesamt- 
preis um mindestens 150 000 DM. Ferner hat 
der Bundesrechnungshof gefordert, daß die Fir- 
men — über die vertraglichen Vereinbarungen 
hinaus — - die Gewährleistung auf die Dauer 
von fünf Jahren übernehmen und für diese Zeit 
in angemessener Flöhe Sicherheit leisten. 

Die Nachbesserung der Blitzschutzanlagen 
wäre mit erheblichen Schwierigkeiten verbun- 
den. Deshalb soll ein Sachverständigengutach- 
ten darüber eingeholt werden, ob die Blitz- 
schutzanlagen in ihrem jetzigen Zustand den 
Anforderungen noch genügen und ob ihre 
Lebensdauer nur unerheblich gemindert ist. 
Wenn das zutrifft und deshalb von der Nach- 
besserung abgesehen wird, wird der Bundes- 
rechnungshof fordern, daß die Unternehmer 
veranlaßt werden, die Vertragspreise entspre- 
chend der vertragswidrigen Ausführung zu 
senken. 

Nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes haben die Unternehmer bei den 
beiden Baumaßnahmen insgesamt mindestens 
500 000 DM zuviel berechnet. 

Die Mängel an den Bauanlagen und die Feh- 
ler in den Abrechnungen hätten bei einer um- 
sichtigen und gewissenhaften Bauaufsicht ver- 
mieden werden können. Der Bundesrechnungs- 
hof läßt deshalb untersuchen, welche Ansprüche 
gegen die beteiligten Ingenieurbüros wegen 
ungenügender Bauaufsicht und Bauabrechnung 
erhoben werden können. Er hat die Verwaltung 
ferner gebeten, künftig nur solche freischaffen- 
den Architekten heranzuziehen, deren Eignung 
und Zuverlässigkeit gründlich geprüft und be- 
jaht ist. 
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78. Ein Sonderbauamt hat bei einem großen Bau- 
vorhaben auf Weisung des Landesfinanzmini- 
steriums 20 freischaffende Architekten einge- 
schaltet. Diese haben in geringem LTmfange die 
Planung und die Entwürfe bearbeitet; überwie- 
gend waren sie mit der örtlichen Bauaufsicht 
und mit Abrechnungsarbeiten beauftragt. Ihre 
Gebühren — rd. 880 000 DM — hat das Sonder- 
bauamt zunächst den Bauleitungsmitteln ent- 
nommen, also der Vergütung, die das Land für 
die Bauleitung und die Bauaufsicht vom Bund 
erhält. Später hat das Bauamt den Betrag je- 
doch seinen Bauleitungsmitteln wieder gut- 
schreiben und ihn zu Lasten der Baumittel des 
Bundes als Ausgabe buchen lassen; das Landes- 
iinanzministerium hatte angeordnet, daß alle 
Kosten, die durch den Einsatz von Sonderfach- 
leuten — insbesondere freischaffender Archi- 
tekten — bei Baumaßnahmen für die alliierten 
Streitkräfte entständen, bei den Baukosten zu 
Lasten des Bundes zu verausgaben seien. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Gebühren dem Bund erstattet werden. Die 
Architekten haben nur Leistungen erbracht, die 
aus Bauleitungsmitteln abzugelten sind. Die ört- 
liche Bauaufsicht, auf die allein rd. 790 000 DM 
der Gebühren entfallen, ist eine der typischen 
Leistungen dieser Art. Aber auch bei den von 
den Architekten erledigten Planungs- und Ent- 
wurfsarbeiten handelt es sich um übliche, aus 
Bauleitungsmitteln abzugeltende Arbeiten. Die 
Architekten haben keine Sonderarbeiten aus- 
geführt, die nur Sonderfachleute hätten erledi- 
gen können. Nur die Kosten solcher Arbeiten 
hätte das Bauamt den Baumitteln des Bundes [ 
entnehmen dürfen. 

Die Stellungnahme des Landesfinanzministe- 
riums steht noch aus. 

79. Beim Bau von Munitionslagerräumen sind 
mehrere Bauwerke wegen ungünstiger Bau- 
grundverhältnisse mit tieferen Betongrund- 
mauern ausgeführt worden. Obwohl die Druck- 
beanspruchung des Betons nur etwa 2 kg je qcm 
beträgt, haben die Betongrundmauern eine Be- 
wehrung aus doppeltem Baustahlgewebe er- 
halten. Die Bewehrung war statisch nicht er- 
forderlich. Die dafür aufgewendeten Kosten 
von rd. 40 000 DM hätten eingespart werden 
können. 

Der Bundesrechnungshof hat die unwirt- 
schaftliche Ausführung beanstandet. Die Ange- 
legenheit ist noch nicht abgeschlossen. 

* 

Bundeshilfe für Berlin 

(Kapitel 60 05 für das Rechnungsjahr 1956) 

80. Auch für das Rechnungsjahr 1957 hat der Bun- 
desrechnungshof auf Antrag des Bundesmini- 
sters der Finanzen und mit Zustimmung des 
Regierenden Bürgermeisters von Berlin eine 
haushaltswirtschaftliche Untersuchung des Ber- ! 


liner Landeshaushalts durchgeführt (vgl. Denk- 
schrift 1955 S. 47 Nr. 140). Sie erstredete sich 
auf die Tatbestände, die für den allgemeinen 
Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan (Deckung 
des Fehlbedarfs), für den Zuschuß zum Aufbau- 
plan (Vorbereitung Berlins auf seine Aufgabe 
als zukünftige Hauptstadt eines geeinten 
Deutschlands) und für die Bundesdarlehen 
(u. a. für den sozialen Wohnungsbau und den 
Aufbauplan) von Bedeutung sind. Außerdem 
hat sich der Bundesrechnungshof mit dem 
Steueraufkommen und den Steuerrückständen 
sowie mit den besonderen Belastungen befaßt, 
die sich aus der Lage Berlins ergeben. 

Das Ergebnis der Untersuchungen hat dem 
Bundesminister der Finanzen bei den Verhand- 
lungen über die Bundeshilfe für Berlin wie- 
derum als Grundlage gedient. 

* 

Sondervermögen- Ausgleichsfonds 

Ausgleichsleistungen 

Ausbildungshilfe 

81. Die Ausbildungshilfe ist für die Berufsausbil- 
dung und die Umschulung — vor allem Jugend- 
licher — vorgesehen. Sie kann bewilligt wer- 
den, wenn die Jugendlichen oder ihre Eltern 
ohne die Schädigung in der Lage gewesen 
wären, die Kosten der Ausbildung selbst zu 
tragen. Die Höhe der Ausbildungshilfe richtet 
sich nach dem jeweiligen Ausbildungsbedarf; 
dabei legen die Ausgleichsbehörden für den 
Lebensunterhalt des Auszubildenden und sei- 
ner Familie den doppelten Fürsorgerichtsatz 
zugrunde. 

82. Die fortschreitende Eingliederung der Geschä- 
digten selbst hätte erwarten lassen, daß sich 
die Ausgaben für die Ausbildungshilfe verrin- 
gern. Die Aufwendungen haben indessen nicht 
unerheblich zugenommen. Während sie sich 

1952 noch auf rd. 70 Mio DM beliefen, haben 
sie 1953 rd. 89 Mio DM, 1954 rd. 99 Mio DM, 
1955 rd. 96 Mio DM und 1956 rd. 100 Mio DM 
betragen. Diese Entwicklung der Ausgaben 
ist auf verschiedene Umstände zurückzuführen. 
Im besonderen hat dazu beigetragen, daß der 
Personenkreis, der Ausbildungshilfe erhalten 
kann, ständig zugenommen hat; das gilt vor 
allem für die Sowjetzonenflüchtlinge. Im Jahre 

1953 haben die Ausgaben für Ausbildungshilfe 
an Sowjetzonenflüchtlinge im ganzen nur 
etwa 1,5 Mio DM betragen; 1955 sind sie auf 
10,2 Mio DM gestiegen, für 1956 ist mit etwa 
11 Mio DM zu rechnen. Ferner sind die Aus- 
gaben für die Ausbildungshilfe im Einzelfall 
höher geworden, weil die Fürsorgerichtsätze, 
die als Meßzahlen für den Lebensunterhalt die- 
nen, erhöht worden sind. Schließlich hat auch 
zu einer Vermehrung der Ausgaben beigetra- 
gen, daß die Ausgleichsbehörden einzelne der 


86 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Dru cksache 84 


vom Präsidenten des Bundesausgleichsamts ge- | 
troffenen Bestimmungen nicht immer richtig | 
ausgelegt und dadurch überhöhte Leistungen 1 
gewährt haben. 

83. Die Erhöhung der Fürsorgerichtsätze löste zu- 
nächst die Besorgnis aus, die Mittel für die 
Ausbildungshilfe würden den steigenden An- 
forderungen nicht genügen. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts hatte daher erwogen, die 
Lebenshaltungskosten nicht nach dem doppel- 
ten Fürsorgerichtsatz, sondern nach einer ande- 
ren Meßzahl berechnen zu lassen. Der Bundes- 
minister des Innern hielt jedoch für seinen 
Bereich — Erziehungsbeihilfe nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz — an dem doppelten Für- 
sorg erichtsutz fest. Da der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts eine unterschiedliche Rege- 
lung nicht für angebracht hielt, hat er davon 
abgesehen, die Vorschriften für die Ausbil- 
dungshilfe zu ändern. Bei dieser Sachlage hat 
der Bundesrechnungshof keine Bedenken er- 
hoben. 

84. Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat 
Durchführungsbestimmungen zu seiner Weisung 
über die Ausbildungshilfe erlassen. Danach 
wird diese in Höhe des Ausbildungsbedarfs 
(Kosten der Ausbildung und des Lebensunter- ; 
halts) gewährt, wenn und soweit der Auszu- 
bildende und seine Angehörigen nicht in der 
Lage sind, den Ausbildungsbedarf aus eigenen 
Mitteln zu bestreiten. Die Ausgleichsämter | 
dürfen grundsätzlich nicht von dem Betrag ab- | 
weichen, den sie nach den Durchführungsbestim- ; 
mungen ermittelt haben. In der Praxis hat diese 
Anordnung vielfach zur Gewährung von Aus- 
bildungshilfen — vor allem für Studenten — 
geführt, die den tatsächlichen Bedarf überstei- 
gen; auch im Verhältnis zu den Studienkosten 
anderer Personen erschienen die Leistungen der 
Höhe nach nicht vertretbar. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat 
— u. a. auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes — die Bestimmung inzwischen geändert. 
Der Ausbildungsbedarf, der nach dem doppel- 
ten Fürsorgerichtsatz ermittelt ist, soll nur als 
obere Grenze gelten; diese kann unterschritten 
werden, wenn die Ausbildung auch mit einem 
geringeren Betrag als gesichert anzusehen ist. 

85. Zahlreiche Ausgleichsämter haben im elterlichen 
Haushalt lebenden Kindern, die eine mittlere 
oder eine höhere Schule besuchen, aber noch j 
im volksschulpflichtigen Alter stehen, Ausbil- j 
dungshilfen gewährt. Sie haben auch in diesen j 
Fällen angenommen, daß die Kosten des Le- | 
bensunterhalts zu berücksichtigen sind und 
haben Ausbildungshilfen bis zu 80 DM monat- 
lich gezahlt; häufig waren hierbei bis zu 15 DM 
für Taschengeld angesetzt. Der Bundesrech- 
nungshof hat das nicht für gerechtfertigt gehal- 
ten. Da Kinder, welche die Volksschule be- 
suchen, keine Ausbildungshilfe erhalten, können 


die Kosten für den Lebensunterhalt auch bei 
gleichaltrigen Kindern, die ihrer Schulpflicht 
auf einer mittleren oder höheren Schule genü- 
gen, im Rahmen der Ausbildungshilfe nicht 
berücksichtigt werden. Eine Ausbildungshilfe 
kommt in diesen Fällen nur für zusätzliche 
Kosten in Betracht (z. B. für Schulgeld, Bücher, 
Fahrkosten). 

Das Verfahren hat den Ausgleichsfonds zu 
Unrecht belastet. Es hat -sich außerdem für 
viele Kinder nachteilig ausgewirkt. Die Mög- 
lichkeit, Ausbildungshilfe zu erhalten, hat 
manche Eltern angeregt, ihre Kinder vom 
10. Lebensjahr an — aber nicht über das schul- 
pflichtige Alter hinaus — auf mittlere oder 
höhere Schulen zu schicken. Diese Kinder treten 
ohne eine abgeschlossene Schulbildung in das 
Berufsleben ein. 

Der Bundesrechnungshof hat den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts vor geraumer Zeit 
gebeten, seine Durchführungsbestimmungen zu 
ändern. Der Präsident des Bundesausgleichsamts 
hat dieser Anregung jetzt entsprochen. 

86. Nach den Durchführungsbestimmungen des Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamts kann Aus- 
bildungshilfe nur soweit und solange gewährt 
werden, als eine Schädigung die Bedürftigkeit 
verursacht hat. Trotzdem haben zahlreiche Aus- 
gleichsämter schon bei geringfügigen Kriegs- 
sachschäden — vor allein bei Hausratsverlusten 
— hohe Ausbildungshilfen gezahlt. Sie haben 
die Trage, ob das Unvermögen, die Kosten der 
Ausbildung zu tragen, als Folge der Schädigung 
anzusehen ist, entweder überhaupt nicht ge- 
prüft oder nach unzutreffenden Maßstäben 
beurteilt. So hat z. B. ein Geschädigter, der nur 
Hausrat verloren hatte, für drei zu seinem 
Haushalt gehörende Kinder 270 DM, ein an- 
derer Geschädigter unter den gleichen Voraus- 
setzungen für zwei Kinder 160 DM Ausbil- 
dungshilfe monatlich erhalten. Die Ausgleichs- 
behörden haben außer acht gelassen, daß Haus- 
ratverluste in der Regel durch die Hausrat- 
entschädigung abzugelten sind. Aus Anlaß eines 
Hausratschadens kann eine Ausbildungshilfe 
nur gewährt werden, wenn der Geschädigte 
noch erhebliche Teile seiner Einkünfte aufwen- 
den muß, um den lebensnotwendigen Hausrat 
wieder anzuschaffen. 

87. Die Ausgleichsbehörden gewähren die Ausbil- 
dungshilfen in der Regel auch dann bis zum 
Schluß der Ausbildung weiter, wenn sich nach- 
träglich herausstellt, daß die Voraussetzungen 
nicht erfüllt waren oder inzwischen entfallen 
sind. Die Weiterzahlung wird damit begründet, 
der Abschluß der Ausbildung dürfe durch den 
Wegfall der Beihilfe nicht gefährdet werden. 
Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. 
Wird festgestellt, daß die Voraussetzungen für 
die Ausbildungshilfe nicht gegeben sind, so 
ist die Zahlung grundsätzlich einzustellen. Da- 
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bei können sich für eine begrenzte Übergangs- 
zeit Ausnahmen ergeben, damit unbillige Här- 
ten vermieden werden. 

88. Die mit der Ausbildungshilfe zusammenhängen- 
den Fragen werden laufend geprüft werden 
müssen, da die Eingliederung der Geschädigten 
vorangeht und es sich künftig als notwendig 
erweisen wird, die Mittel des Ausgleichsfonds 
stärker als bisher für die Hauptentschädigung 
und die Hausratentschädigung einzusetzen. 


Aufbaudarlehen für die gewerbliche 
Wirtsdiaft und die freien Berufe 

89. Der Bundesrechnungshof hat die Aufbaudar- 
lehen in der Denkschrift 1955 ausführlich be- 
handelt (Seite 53 bis 55 Nr. 156 bis 165). Wei- 
tere Prüfungen haben ergeben, daß die Aus- 
gleichsbehörden die Umstände, die für die wirt- 
schaftliche Lage eines Antragstellers bestim- 
mend sind, noch nicht ausreichend beachtet ha- 
ben. In vielen Fällen haben sie z. B. lediglich 
die Ertragslage des zu fördernden Betriebes ge- 
prüft, ohne die sonstigen Einkünfte zu beach- 
ten. Auch haben sie die wirtschaftliche Lage 
der Ehegatten nicht immer angemessen berück- 
sichtigt. So ist z. B. einer vertriebenen Ärztin 
ein Aufbaudarlehen zum Aufbau einer Praxis 
nach dem Soforthilfegesetz und später durch i 
ein Landesausgleichsamt nach Fühlungnahme : 
mit dem Bundesausgleichsamt im Wege der 
Aufstockung ein weiteres Darlehen nach dem j 
Lastenausgleichsgesetz gewährt worden, ob- 
wohl sie nach der Vertreibung in einem Kran- 
kenhaus als leitende Ärztin angestellt gewesen 
war und obwohl ihr Ehemann Beamter des 
höheren Dienstes war (bei der ersten Bewilli- 
gung Oberregierungsrat, bei der zweiten Be- 
willigung Regierungsdirektor). Den zweiten 
Darlehensantrag hatte das Landesausgleichsamt 
zunächst mit der Begründung abgelehnt, die 
Lebensgrundlage sei nicht gefährdet und die 
soziale Dringlichkeit bei der Stellung des Ehe- 
mannes nicht gegeben. In dem Einspruchsver- 
fahren, das die Antragstellerin auf den Grund- 
satz der Gleichberechtigung von Mann und 
Frau stützte, hat das Landesausgleichsamt je- 
doch seine Bedenken fallengelassen und dem 
Antrag entsprochen. 

Der Bundesrechnungshof hat beide Darlehens- 
gewährungen beanstandet, weil die Antrag- 
stellerin als Ärztin bereits wieder eingegliedert 
war und weil die Einkommensverhältnisse der 
Ehegatten eine soziale Dringlichkeit nicht recht- 
fertigen konnten. Der Grundsatz der Gleich- 
berechtigung kann nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes in solchen Fällen nicht gel- 
tend gemacht werden. Der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts ist dieser Auffassung bei- 
getreten. Er hat die Ausgleichsbehörden ange- 


wiesen, alle Möglichkeiten zu prüfen, die zu 
einer vorzeitigen Rückzahlung der Darlehen 
führen können. 


Wohnraumhilfe 

90. Im August 1953 hat der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamts dem Land Schleswig-Holstein 
aus Mitteln der Wohnraumhilfe einen kurz- 
fristigen Kredit von 4 Mio DM, der mit 3 1 /* v. H. 
zu verzinsen war, eingeräumt. Der Kredit war 
für die Vor- und Zwischenfinanzierung von 
Wohnungsbauten bestimmt. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts hatte die Zustimmung 
des Kontrollausschusses nicht eingeholt. Der 
Bundesrechnungshof hat die Kreditgewährung 
beanstandet. Er hat dazu ausgeführt, nach den 
Vorschriften des LAG müsse der Kontrollaus- 
schuß Verfügungen des Präsidenten über die 
Verwendung der Mittel des Ausgleichsfonds zu- 
stimmen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat 
dagegen die Auffassung vertreten, unter einer 
Mittelverwendung sei nur eine Verfügung mit 
endgültiger Zweckbestimmung zu verstehen. 
Verfügungen ohne diese Zielsetzung seien Ver- 
waltungsmaßnahmen, denen der Kontrollaus- 
schuß nicht zuzustimmen brauche. Der Kredit 
sei im übrigen als Hilfsmaßnahme erforderlich 
gewesen. Ohne ihn hätte das Land Schleswig- 
Holstein keine ersten Hypotheken für den 
Wohnungsbau ausgeben und mithin auch die 
für den nachstelligen Raum zur Verfügung ste- 
henden Ausgleichsmittel nicht in Anspruch neh- 
men können, überdies sei die Kreditgewährung 
auch als Kapitalanlage der Mittel des Aus- 
gleichsfonds zu betrachten. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Auffas- 
sung nicht teilen können. Jede Verfügung über 
Mittel des Ausgleichsfonds, die im Gegensatz 
zu einer reinen Geldanlage auf einen bestimm- 
ten Zweck gerichtet ist, muß als Verwendung 
der Mittel angesehen werden. Ob die Mittel 
dabei endgültig verbraucht oder nur vorüber- 
gehend gebunden werden, kann nicht entschei- 
dend sein. Die Gewährung des Kredits wird 
auch nicht als Geldanlage angesehen werden 
können; denn nach den Vorschriften der Reichs- 
haushaltsordnung sind Kassenmittel so anzu- 
legen, daß im Bedarfsfälle jederzeit über sie 
verfügt werden kann. Eine Kapitalanlage bei 
Ländern in der Form eines Kredits läßt sich mit 
diesem Grundsatz nicht vereinbaren. Im übri- 
gen hat der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts selbst den Kredit nicht als Geldanlage der 
Kassenmittel des Ausgleichsfonds, sondern als 
Haushaltsausgabe behandeln lassen. 

Das Land Schleswig-Holstein hat das Dar- 
lehen inzwischen zurückgezahlt. Der Bundes- 
rechnungshof hat anerkannt, daß die Verhält- 
nisse für den Realkredit in Schleswig-Holstein 
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besonders ungünstig waren und daß ein drin- 
gender Bedarf für die Finanzierung erster 
Hypotheken bestand. 


Kurspflege bei LA-Anleihen 

91. Das Bundesausgleichsamt hat von den beiden 
Anleihen (200 Mio DM und 250 Mio DM), die 
1954 und 1955 zur Vorfinanzierung der Aus- 
gleichsleistungen aufgelegt waren, bis zum 
31. Oktober 1956 Anleihestücke der ersten An- 
leihe für 33,2 Mio DM und der zweiten Anleihe 
für 119,7 Mio DM zurückgekauft. Zweck dieser 
Maßnahme war es, die Kurse der Anleihen zu 
stützen. Im Wirtschafts- und Finanzplan des 
Ausgleichsfonds für das Rechnungsjahr 1956 
waren dafür 150 Mio DM veranschlagt. 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken da- 
gegen, daß der Ausgleichsfonds mit den Auf- 
wendungen für die Kurspflege belastet wird. 
Nach § 7 LAG hat der Ausgleichsfonds nur die 
Zinsen sowie die Kosten der Kreditaufnahme 
zu tragen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat 
demgegenüber geltend gemacht, er habe die 
Kurspflege von Anfang an für notwendig ge- 
halten und sie zu Lasten des Ausgleichsfonds 
betrieben, um sich im Hinblick auf den außer- 
gewöhnlich hohen Kreditbedarf des Fonds von 
vornherein den Ruf eines guten Schuldners zu 
erwerben. Auf Veranlassung des Ständigen Bei- 
rats und des Kontrollausschusses habe er dann 
den Bundesminister der Finanzen gebeten, die 
Aufwendungen für die Kurspflege auf den Bun- 
deshaushalt zu übernehmen. Da dieser sich hier- 
zu nicht habe bereit finden können, sei ihm 
nichts anderes übriggeblieben, als die für die 
Kursstützung erforderlichen Mittel auch weiter- 
hin zu Lasten des Fonds bereitzustellen. Er 
habe hierbei in voller Übereinstimmung mit 
dem Ständigen Beirat und dem Kontrollaus- 
schuß gehandelt. Ein Verstoß gegen § 7 LAG 
sei darin nicht zu sehen. Die nach dieser Be- 
stimmung von dem Ausgleichsfonds zu tragen- 
den Kosten der Kreditaufnahme umfaßten alle 
Aufwendungen, die zwangsläufig im Zusam- 
menhang mit einer Anleihe anfielen. Eine sol- 
che Zwangsläufigkeit habe auch hinsichtlich der 
Kosten für die Kurspflege bestanden. Diese 
Kostenregelung entspreche auch der Stellung 
des Ausgleichsfonds als Sondervermögen und 
den bei den übrigen Sondervermögen (Bundes- 
bahn und Bundespost) bereits allgemein aner- 
kannten Grundsätzen. Sie berücksichtige außer- 
dem mit Recht, daß derjenige, dem die Vorteile 
einer Maßnahme zugute kämen, auch für ihre 
Nachteile einzustehen habe. Schließlich sei zur 
Zeit auch nicht zu übersehen, in welchem Um- 
fang die Kurspflege den Ausgleichsfonds end- 
gültig belaste. 

Der Bundesminister der Finanzen hat ähnliche 
Gesichtspunkte vorgebracht Ergänzend hat er 


ausgeführt, es sei dem Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamts nicht verboten, Kurspflege zu 
betreiben; der Präsident habe vielmehr auf 
Grund seiner haushaltsrechtlichen Verpflich- 
tung, das ihm anvertraute Vermögen wirtschaft- 
lich und zweckmäßig zu verwalten, in beson- 
derem Maße Veranlassung gehabt, sich auf 
diese Weise um sein Ansehen als Kreditneh- 
mer zu bemühen. Eine solchen Erwägung stän- 
den gesetzliche Bestimmungen nicht entgegen. 
Der Umstand, daß die Anleihe nicht durch den 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts, sondern 
durch die Bundesregierung aufgenommen 
werde, habe nur organisatorische Bedeutung. 
In materieller Hinsicht hätten bei den Be- 
ratungen des LAG keine Zweifel bestanden, 
daß der Ausgleichfonds berechtigt sei, die mit 
der Anleihe innerlich zusammenhängenden 
Aufgaben in ihrer Gesamtheit wahrzunehmen. 
Unter den Kosten der Kreditaufnahme könnten 
nicht nur die technischen Kosten der Auflegung 
einer Anleihe verstanden werden; vielmehr 
handele es sich dabei um alle Kosten, welche 
durch die Tatsache verursacht würden, daß der 
Schuldner eine Anleihe aufnehme oder auf- 
genommen habe,- die Kreditaufnahme sei ein 
Dauerzustand. Schließlich sei es auch ein Wi- 
derspruch, wolle man dem Ausgleichsfonds 
zwar das Recht zur Aufnahme einer Anleihe 
einräumen, ihm aber die Möglichkeit versagen, 
ihren Kurs zu pflegen. 

Die Ausführungen des Bundesministers der 
Finanzen und des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamts haben die Bedenken des Bundes- 
rechnungshofes nicht zerstreuen können. Für die 
Beantwortung der Frage, wer die Kosten der 
Kurspflege zu tragen hat, kann es dahingestellt 
bleiben, ob diese wirtschaftlich notwendig und 
rechtlich zulässig gewesen und wem sie zugute 
gekommen ist. Überlegungen hierüber würden 
dann angebracht sein, wenn das Lastenaus- 
gleichsgesetz die Frage offengelassen hätte und 
damit dieselben Grundsätze wie für die übrigen 
Sondervermögen gelten würden; das ist jedoch 
nicht der Fall. Nach § 5 Abs. 2 LAG sind aus 
dem Ausgleichsfonds nur Ausgleichsleistungen 
zu bewirken. Kosten der Durchführung des 
Lastenausgleichsgesetzes dürfen aus dem Aus- 
gleichsfonds grundsätzlich nicht bestritten wer- 
den. Die von diesem Grundsatz abweichende 
Vorschrift des § 7 LAG bestimmt lediglich, daß 
der Ausgleichsfonds die Zinsen sowie die 
Kosten der Kreditaufnahme zu tragen hat. Es 
ist nicht begründet, zu diesen Kosten auch die 
Aufwendungen für die Kurspflege zu rechnen. 
Die Bestimmung des § 7 LAG ist — wie alle 
Ausnahmeregelungen — eng auszulegen. Die 
Kreditaufnahme ist nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes jeweils mit der Zeichnung 
der Anleihe abgeschlossen. Die Kurspflege setzt 
erst später ein. Ihre Notwendigkeit und ihr 
Umfang sind von der börsenmäßigen Entwick- 
lung der Anleihe abhängig und im Zeitpunkt 
der Zeichnung noch nicht zu übersehen. Die 
spätere Kurspflege erfordert neue, selbständige 
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Entscheidungen. Sie ist weder als Teil der Kre- 
ditaufnahme noch als deren zwangsläufige 
Folge anzusehen. Es ist daher mit § 7 LAG nicht 
vereinbar, ihre Kosten auf den Ausgleichsfonds 
zu übernehmen. 

Die Belastungen, welche dem Ausgleichsfonds 
durch die Kurspflege erwachsen, sind beacht- 
lich. Dem Ausgleichsfonds kann insbesondere 
dann ein Schaden entstehen, wenn aufgekaufte 
Anleihestücke mit Verlust wiederverkauft wer- 
den. Durch die Veranschlagung der für die Kurs- 
pflege benötigten Beträge als Ausgaben im 
Wirtschafts- und Finanzplan werden Ausgleichs- 
mittel in erheblicher Höhe gebunden; sie stehen 
damit für die Gewährung der Ausgleichsleistun- 
gen an die Geschädigten vorerst nicht zur Ver- 
fügung. Damit wird der Zweck der Vorfinanzie- 
rung, die mit einem erheblichen Aufwand durch- 
geführt war, wesentlich beeinträchtigt. 


Demgemäß durfte — nach Wortlaut und Sinn 
des LAG — der Ausgleichsfonds mit den Auf- 
wendungen für die Kurspflege nicht belastet 
werden. 

* 


ERP^Sondervermögen (ERP-SV) 

(ERP-Wirtschaftsplan 
für das Rechnungsjahr 1954) 

Allgemeines 

92. In der Denkschrift 1955 ist die Entwicklung des 
ERP-SV bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 
1953 dargestellt (S. 55 bis 60 Nr. 166 bis 176). 
Die Rechnung des ERP-SV für das Rechnungs- 
jahr 1954, die der Bundesrechnungshof inzwi- 
schen geprüft hat, schließt wie folgt ab: 


DM 


DM 


Bestand des ERP-SV am 31. März 1954 

Bankguthaben 

Forderungen aus Krediten .... 

Beteiligungen 

Wertpapiere 

Sonstige Forderungen 

Verpflichtungen 


775 981 978,68 
4 945 776 096,40 
11 000 000,00 
254 535 170,00 
214 604 007,35 
6 201,897 252,43 

45 566 527,27 6 156 330 725,16 


Zugänge im Rechnungsjahr 1954 
DM-Gegenwerte für GARIOA- und ERP-Einfuhren 
Zinsen 


133 036 458,40 

259 946 095,20 392 982 553,60 

6 549 313 278,76 


Abgänge im Rechnungsjahr 1954 

Verlorene Zuschüsse 

Transportkosten für Hilfslieferungen und Sendungen aus den 
USA 

Aufwendungen für technische Hilfeleistungen 

Abführung der Verwaltungskosten an die FOA-Mission . . 
Forderungsausfälle 


42 435 448,50 

3 272 540,85 
1 323 487,66 
9 716 803,49 

666 133,65 57 414 414,15 


Bestand des ERP-SV am 31. März 1955 

Bankguthaben 

Forderungen aus Krediten .... 

Beteiligungen 

Wertpapiere 

Sonstige Forderungen 

Verpflichtungen 


895 987 231,17 

5 368 815 690,09 

15 000 000,00 
12 000 000,00 
251 635 364,34 

6 543 438 285,60 

51 539 420,99 6 491 898 864,61 
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93. In der folgenden Übersicht sind die Einnahmen 
und die Ausgaben des ERP-SV vom Beginn der 
GARIOA- und ERP-Hilfeleiistungen bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres 1954 in gedräng- 
ter Form zusammengestellt: 


Einnahmen 

DM 

DM 

Aufkommen an Gegenwerten 

Rechnungsjahr 1949 

Rechnungsjahr 1950 

Rechnungsjahr 1951 

Rechnungsjahr 1952 

Rechnungsjahr 1953 

Rechnungsjahr 1954 

2 064 163 177,44 

2 486 630 425,16 

1 467 409 564,47 

277 928 168,27 

398 645 885,03 

133 036 458,40 

6 827 813 678,77 

Netto- Auf kommen an Zinsen 

Rechnungsjahr 1949 

Rechnungsjahr 1950 

Rechnungsjahr 1951 

Rechnungsjahr 1952 

Rechnungsjahr 1953 

Rechnungsjahr 1954 

27 146 102,57 

50 568 233,35 

126 382 568,00 

177 326 580,96 

202 617 024,46 

259 946 095,20 

843 986 604,54 

Eingang von Tilgungsbeträgen 

Rechnungsjahr 1950 

Rechnungsjahr 1951 

Rechnungsjahr 1952 

Rechnungsjahr 1953 

Rechnungsjahr 1954 

Einnahmen bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1954 .... 

500 000,00 

55 981 690,07 

240 456 266,98 

251 987 607,36 

385 635 663,59 

934 561 228,00 

8 606 361 511,31 

Ausgaben 



Erwerb von Kreditforderungen 

Rechnungsjahr 1949 

Rechnungsjahr 1950 

Rechnungsjahr 1951 

Rechnungsjahr 1952 

Rechnungsjahr 1953 

Rechnungsjahr 1954 

901 000 000,00 

1 958 890 000,00 

917 043 928,98 

1 027 479 234,26 

690 288 497,57 

808 675 257,28 

6 303 376 918,09 

Ersatz von Aufwendungen der Regierung der USA (Art. IV 

Ziff. 4 des Abkommens über wirts chaf fliehe Zusammenarbeit) 

Rechnungsjahr 1949 

Rechnungsjahr 1950 

Rechnungsjahr 1951 

Rechnungsjahr 1952 

Rechnungsjahr 1953 

Rechnungsjahr 1954 

105 918 514,88 

69 066 439,47 

70 955 619,49 

21 714 727,21 

8 956 022,58 

9 716 803,49 

286 328 127,12 


Übertrag : 6 589 705 045,21 
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DM 


Übertrag: 

Zahlungen an die Regierung der USA aus dem GARIOA-Son- 
derkonto (Art. V Ziff. 3 des Abkommens über wirtschaftliche 
Zusammenarbeit) 

Rechnungsjahr 1950 195 000 000,00 

Rechnungsjahr 1951 262 300 000,00 


Transportkosten für Hilfslieferungen und -Sendungen (Art. IV 
Ziff. 5 des Abkommens über wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

Rechnungsjahr 1949 10 179 912,93 

Rechnungsjahr 1950 19 064 717,83 

Rechnungsjahr 1951 1 896 568,52 

Rechnungsjahr 1952 941 126,95 

Rechnungsjahr 1953 2 423 378,44 

Rechnungsjahr 1954 3 272 540,85 


Aufwendungen für technische Hilfeleistungen 

Rechnungsjahr 1950 497 791,05 

Rechnungsjahr 1951 256 841,81 

Rechnungsjahr 1952 1 243 475,38 

Rechnungsjahr 1953 922 374,05 

Rechnungsjahr 1954 1 323 487,66 


Zuschüsse 

Rechnungsjahr 1950 218 527 949,87 

Rechnungsjahr 1951 31 770 049,06 

Rechnungsjahr 1952 44 506 338,07 

Rechnungsjahr 1953 56 345 156,96 

Rechnungsjahr 1954 42 435 448,50 


Forderungsausfälle 

Rechnungsjahr 1954 666 133,65 

Ausgaben bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1954 


Zusammenstellung: 

Einnahmen 

Ausgaben 

Forderungen aus Krediten 

Bestand des ERP-SV am 31. März 1955 
(vgl. S. 90 Nr. 92) 


DM 

6 589 705 045,21 


457 300 000,00 


37 778 245,52 


4 243 969,95 


393 584 942,46 

666 133,65 
7 483 278 336,79 


8 606 361 511,31 
7 483 278 336,79 
1 123 083 174,52 

5 368 815 690,09 

6 491 898 864,61 
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94. Die Forderungen des ERP-SV aus Krediten be- 
trugen 


am 31. März 1950 . 
am 31. März 1951 . 
am 31. März 1952 . 
am 31. März 1953 . 
am 31. März 1954 . 
am 31. März 1955 . 

Sie verteilten sich am 
31. März 1955 auf fol- 
gende Kreditnehmer: 
Kreditanstalt für 
Wiederaufbau . . . 

Berliner Industrie- 
bank AG 

Lastenausgleichs- 
bank (Bank für Ver- 
triebene und Ge- 
schädigte) 

Deutsche Bundes- 
bahn 

Deutsche Bundes- 
post 

Deutsche Bundes- 
post (Landespost- 
direktion Berlin) . . 

Finanzierungs-AG, 
Speyer 

Land Berlin .... 


901 000 000,00 DM, 

2 859 390 000,00 DM, 

3 720 452 238,91 DM, 

4 507 475 206,19 DM, 

4 945 776 096,40 DM und 

5 368 815 690,09 DM. 


3 467 489 552,45 DM 
863 637 165,42 DM 


139 499 839,48 DM 
56 500 000,00 DM 
31 500 000,00 DM 

11 583 700,00 DM 

41 877 250,00 DM 
756 728 182,74 DM 
5 368 815 690,09 DM 


95. Da die ERP-Einfuhren in den letzten Jahren 
wesentlich zurückgegangen sind, hat sich das 
Aufkommen an DM-Gegenwerten entsprechend 
vermindert; dagegen sind die Einnahmen aus 
Zinsen und Tilgungsraten von Jahr zu Jahr ge- 
stiegen. Nach wie vor können daher aus den 
Mitteln des ERP-SV erhebliche Beträge für die 
Förderung der Wirtschaft in der Bundesrepu- 
blik und im Lande Berlin bereitgestellt werden. 


Einzelne Prüfungsergebnisse 

96. Der Bundesrechnungshof hat die Tätigkeit des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit in seiner Eigenschaft als Verwalter 
des ERP-SV im Februar 1957 geprüft; außer- 
dem hat er die Tätigkeit der Kreditinstitute ge- 
prüft, die bei der Vergabe der ERP-Kredite ein- 
geschaltet sind, vor allem die der Hauptleih- 
institute (Kreditanstalt für Wiederaufbau, Ber- 
liner Industriebank AG, Lastenausgleichsbank). 

97. Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit gewährt die Kredite aus Mitteln des 
ERP-SV den Kredit suchenden Unternehmen in 
der Regel nicht unmittelbar. Eingeschaltet sind 


Kreditinstitute, die als Hauptleihinstitute, Zwi- 
scheninstitute und Hausbanken der Endkredit- 
nehmer tätig werden. Die Hauptleihinstitute 
nehmen die ERP-Mittel als Kredite beim ERP- 
SV auf und geben sie im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung — jedoch nach den Wei- 
sungen des Bundesministers für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit — weiter. Wenn die Risiken 
das nach banküblichen Grundsätzen vertretbare 
Maß überschreiten, die Kreditgewährung jedoch 
aus volkswirtschaftlichen oder wirtschafts- 
politischen Gründen notwendig erscheint, wer- 
den die Banken von Fall zu Fall ermächtigt, die 
ERP-Kredite treuhänderisch für den Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit zu 
vergeben und zu verwalten. Das Risiko trägt 
in diesen Fällen das ERP-SV. 

Die an der Vergabe der ERP-Kredite betei- 
ligten Banken erzielen, sofern sie das Kredit- 
risiko tragen, eine Zinsspanne in Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem Zinssatz, den sie 
den Endkreditnehmern (z. B. Industrieunter- 
nehmen) berechnen und dem Zinssatz, den sie 
für die aus dem ERP-SV aufgenommenen Kre- 
dite zu zahlen haben. Bei Krediten, welche die 
Institute aus Mitteln des ERP-SV im Aufträge 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit treuhänderisch vergeben, beziehen 
sie keine Zinsspanne. Sie erhalten in diesen 
Fällen eine Verwaltungsvergütung. 

Die Höhe der Zinssätze und der Verwal- 
tungsvergütungen wird von den interministe- 
riellen ERP-Ausschüssen beschlossen und als 
Bestandteil in die zwischen dem Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
den Banken abgeschlossenen Kreditverträge 
aufgenommen. 

Die Zinsspannen sind je nach der Art des 
Verwendungszweckes der ERP-Mittel (z. B. 
Industrie-Investitionen, Schiffbau, Wohnungs- 
bau) und des Kreises der Kreditnehmer (z. B. 
Flüchtlinge und Vertriebene, Landwirte, Hand- 
werker) sowie der Anzahl der beteiligten 
Banken (Hauptleihinstitute, Zwischeninstitute, 
Hausbanken) verschieden hoch. Sie liegen nicht 
über 2 v. H. p. a. des jeweils noch valu tieren- 
den Kreditbetrages, in der Regel liegen sie 
wesentlich unter diesem Satz. 

Die Höhe der Verwaltungsvergütungen rich- 
tet sich allein nach dem Umfang und den Be- 
sonderheiten der Verwaltungstätigkeit, da ein 
Kreditrisiko der Banken nicht zu berücksichti- 
gen ist. Die Sätze liegen zwischen 0,175 und 
0,25 v. H. p. a. 

Soweit an der Kreditvergabe mehrere Ban- 
ken beteiligt sind, teilen sie sich in die Zins- 
spanne oder die Verwaltungsvergütung. 

Die Zinsspannen stehen den Banken im 
wesentlichen zur Deckung der Bearbeitungs- 
kosten und der Risiken des ERP-Kredit- 
geschäfts zur Verfügung; die Einnahmen an 
Verwaltungsvergütungen sind dagegen im all- 
gemeinen nur zur Deckung der Bearbeitungs- 
kosten des ERP-Treuhandgeschäfts bestimmt. 
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Der Bundesrechnungshof untersucht zur Zeit, 
ob die Sätze der Zinsspannen im Verhältnis zu 
den Unkosten und den Risiken des ERP-Kredit- 
geschäfts unter Berücksichtigung der heutigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse noch als ange- 
messen anzusehen oder für die Zukunft zu sen- 
ken sind. Die Sätze für die Verwaltungsver- 
gütungen sind in diese Untersuchung einbe- 
zogen worden. 

Den Anlaß zu diesen Untersuchungen haben 
die Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
bei der Prüfung der Hauptleihinstitute ge- 
geben. Die Forderungsverluste dieser Institute 
im ERP-Kreditgeschäft sind danach in der Ver- 
gangenheit im Verhältnis zum Gesamtvolumen 
dieses Geschäfts und auch im Verhältnis zu den 
vorgenommenen Wertberichtigungen der ERP- 
Kreditforderungen auffallend gering gewesen. 
Die Höhe der Verluste, die bei den Zwischen- 
instituten und den Hausbanken bisher einge- 
treten sind, hat wegen der großen Zahl dieser 
Geldanstalten allerdings nicht festgestellt wer- 
den können. 

98. Wie die Zusammenstellung auf S. 91/92 (Nr. 93) 
zeigt, sind aus dem ERP-SV in großem Umfang 
Zuschüsse gewährt worden. Die Verwaltung ist 
bemüht, ihre Verwendung möglichst gegen- 
wartsnahe zu prüfen. Das läßt sich aber nicht 
immer durchführen, weil die Empfänger zum I 
Teil verspätet und unvollständig abrechnen ; 
und weil die mit ERP-Zuschüssen geförderten j 
Maßnahmen sich oft über einen längeren Zeit- | 
raum erstrecken. 

Der Bundesrechnungshof hat geprüft, ob die 
Richtlinien, welche für Zuwendungen an Stel- 
len außerhalb der Bundesverwaltung und den 
Nachweis ihrer Verwendung gelten, eingehal- 
ten worden sind. Er hat sein Augenmerk dar- 
auf gerichtet, 

ob die bewilligenden Stellen ordnungs- 
mäßige Bescheide mit zutreffenden Zweck- 
bestimmungen erteilt haben, 

ob die Empfänger die allgemeinen und die 
besonderen Bewilligungsbedingungen beach- 
tet haben, 

ob die Empfänger Verwendungsnachweise 
nebst Belegen sowie Berichte über die Ver- 
wendung der Mittel und den dadurch erziel- 
ten Erfolg vorgelegt haben, 

ob die ERP-Mittel dem Förderungszweck ent- 
sprechend verwendet worden sind, 

ob die Verwaltung die Bewilligung und die 
Verwendung der Mittel geprüft hat und 

ob Mängel abgestellt sowie zu Unrecht in 
Anspruch genommene Beträge von den Emp- 
fängern wieder eingefordert worden sind. 

Nach den bisherigen Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes sind die Zuschüsse aus 
ERP-Mitteln im großen und ganzen dem vorge- 
sehenen Zweck entsprechend verwendet wor- 
den. In einzelnen Fällen sind bestimmungs- 


widrig verwendete Zuschüsse zurückgefordert 
worden. 

Unzumutbare Auflagen hinsichtlich der Ver- 
wendungsnachweise hat die Verwaltung den 
Empfängern der Zuschüsse nicht gemacht. 
Schwierigkeiten, die einige Empfänger mit der 
Aufstellung der Verwendungsnachweise hat- 
ten, waren im allgemeinen auf mangelnde Ge- 
wandtheit und fehlende Erfahrungen zurückzu- 
führen. 

99. Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit hatte bisher — den Bundesricht- 
linien entsprechend — dem Bunde das Eigen- 
tum an beweglichen Gegenständen, welche die 
Empfänger mit den Zuschüssen erworben hat- 
ten, ausbedungen. Das hatte eine verwaltungs- 
mäßige Belastung des Ministeriums zur Folge. 
Ein großer Teil der beweglichen Gegenstände 
ist zu Forschungszwecken beschafft worden und 
überwiegend nur dafür verwendbar. Um die 
Verwaltung zu entlasten, hat der Bundesrech- 
nungshof dem Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit folgenden Vorschlag ge- 
macht: Bewegliche Gegenstände, die nach Er- 
ledigung des Forschungsauftrags für For- 
schungszwecke weiterhin geeignet sind, sollen 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit der 
Auflage, sie nur für weitere Forschungen zu 
verwenden, übereignet werden. Der Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat die Anregung aufgegriffen. Er hat sich zu- 
nächst mit dem Bundesminister der Finanzen 
und den sonstigen beteiligten Bundesministern 
in Verbindung gesetzt; zur Zeit verhandelt er 
mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
wegen der Übernahme der Gegenstände. Es ist 
beabsichtigt, aus ERP-Zuschüssen erworbene 
bewegliche Gegenstände, die sich bei Bundes- 
anstalten, bei Forschungseinrichtungen der 
Länder sowie bei gemeinnützigen Forschungs- 
einrichtungen befinden, diesen zu übereignen. 
Aus ERP-Mitteln erworbene bewegliche Gegen- 
stände, die sich bei Forschern sowie bei Privat- 
firmen befinden, sollen der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft übereignet werden; diese 
soll darüber wachen, daß die Gegenstände auch 
später nutzbringend für die Forschung im 
öffentlichen Interesse verwendet werden. 


100. In der Denkschrift 1955 ist ausgeführt, daß in 
einer Reihe von Fällen noch zu klären ist, ob 
Forderungen des ERP-SV zu Recht aktiviert 
worden sind (S. 58 Nr. 170, 172 und 173, 
S. 59 Nr. 174). Es handelt sich um Leistun- 
gen aus dem ERP-SV, bei denen seinerzeit die 
Frage offengeblieben war, ob sie als Kredite 
oder als Zuschüsse anzusehen waren. Die Ver- 
handlungen darüber, ob und in welcher Höhe 
Forderungen des ERP-SV und Rückzahlungs- 
verpflichtungen der Empfänger bestehen, sind 
fortgesetzt worden. Sie stehen vor ihrem Ab- 
schluß. 
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Mit dieser Einschränkung haben die Prüfun- 
gen des Bundesrechnungshofes ergeben, daß 
das ERP-SV in der Höhe, die im Abschluß nach 
dem Stande vom 31. März 1955 ausgewiesen 
ist, tatsächlich vorhanden ist. 

101. Bei der Prüfung des ERP-SV für die Rechnungs- 
jahre 1950 bis 1953 hatte der Bundesrechnungs- 
hof formelle Mängel und eine Reihe von Ver- 
stößen festgestellt, die auf die neuartigen Ver- 
hältnisse und die schnelle Entwicklung des 
ERP-SV zurückzuführen waren. Auf den Be- 
stand des ERP-SV hatte das keinen Einfluß. 
Inzwischen sind die Mängel — soweit mög- 
lich — - nachträglich behoben, im übrigen für 
die Zukunft abgestellt worden. 

* 

Die finanzielle Auswirkung der 
Prüfungstätigkeit 
des Bundesrechnungshofes 

102. über die finanziellen Ergebnisse, die der Bun- 
desrechnungshof durch seine Prüfungen erzielt 
hat, gibt die nachstehende Zusammenstellung 
Aufschluß: 

Rechnungsjahr 

1954*) 1955 

DM DM 


Nachträgliche Ein- 
nahmen oder rück- 
gängig gemachte 
Ausgaben 

22 462 125 

21 000 463 

nachträgliche Aus- 
gaben oder rück- 
gängig gemachte 
Einnahmen 

745 339 

159 142 

voraussichtliche 
einmalige Weni- 
gerausgaben 

3 396 878 

405 927 

einmalige Mehr- 
einnahmen 

30 509 

1 221 

jährliche Weni- 
gerausgaben 

1 931 396 

1 415 174 

jährliche Mehr- 
einnahmen 

6 822 736 

581 152 


*) einschließlich der in der Denkschrift 1955 S. 60 Nr. 179 
für das Rechnungsjahr 1954 ausgewiesenen Beträge 


Die Zahlen werden sich erhöhen, vor allem 
für das Rechnungsjahr 1955, weil viele Prü- 
fungsverfahren noch nicht abgeschlossen sind. 

Außerdem sind nachträglich folgende Ergeb- 
nisse für frühere Rechnungsjahre (1950 bis 
1953) ermittelt worden: 


Nachträgliche Einnahmen oder 

rückgängig gemachte Ausgaben 13 556 513 DM 

nachträgliche Ausgaben oder 
rückgängig gemachte Einnah- 
men 98 421 DM 


voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 14 446 DM 

jährliche Wenigerausgaben 338 247 DM 

jährliche Mehreinnahmen 42 488 DM. 


Die Prüfungen bei 76 Finanzämtern im Rech- 
nungsjahr 1956 haben ferner zu einer Nach- 
forderung an Landessteuern und anderen Steu- 
ern von rd. 11 Mio DM, die in den vorstehen- 
den Ergebnissen nicht enthalten sind, geführt. 

Die in der Zusammenstellung aufgeführten 
Beträge sind — wie bereits in den früheren 
Denkschriften eusgeführt — nur ein unvoll- 
kommener Maßstab für den tatsächlichen Er- 
folg der Tätigkeit des Bundesrechnungshofes. 
Ein weit größerer Erfolg, der sich nicht in Zah- 
len ausdrücken läßt, wird dadurch erzielt, daß 
der Bundesrechnungshof die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Verwaltung ständig 
überwacht und hierdurch vorbeugend wirkt. 
Ebenso lassen sich die finanziellen Auswirkun- 
gen der Verbesserungsvorschläge und Gut- 
achten zahlenmäßig nicht nachweisen. 


* 


S chlußbemerkung 

103. Der Darstellung der Prüfungsergebnisse und 
ihrer rechtlichen Würdigung hat der Große 
Senat des Bundesrechnungshofes zugestimmt. 


Frankfurt am Main, 4. Juli 1957 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Dr. Hertel 
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Bericht 

über die Tätigkeit 
des 

Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
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V orbemerkungen 

Berichtszeitraum 

1. In den früheren Denkschriften habe ich über die 
Gutachten berichtet, die ich bis Juni 1956 erstat- 
tet habe. Im Verlauf des Rechnungsjahres 1956 
habe ich eine Reihe größerer Arbeiten abge- 
schlossen und weitere Gutachten vorgelegt, über 
die hier berichtet wird. Ich gehe in den folgen- 
den Ausführungen ferner auf die Auswirkung 
früherer Gutachten und auch schon auf Arbei- 
ten des ersten Vierteljahres des Rechnungsjahres 
1957 ein. 

Aufgaben des Bundesbeauftragten für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

2. Das Bundeskabinett hat am 13. Mai 1957 be- 
schlossen, den Kabinettsbeschluß vom 3. Januar 
1952, durch den dem Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes Josef Mayer die Aufgaben des 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung übertragen worden waren, dahin zu 
ändern, daß der „jeweilige Präsident des Bun- 
desrechnungshofes" im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung die Aufgaben eines Bundes- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung übernimmt. Ich habe mich bereit erklärt, 
die Aufgaben des Bundesbeauftragten zu über- 
nehmen. Unter dem 23. Juli 1957 hat mich der 
Bundeskanzler im Namen der Bundesregierung 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Bun- 
desbeauftragten nach Maßgabe des Kabinetts- 
beschlusses vom 8. Januar 1952/13. Mai 1957 
und der „Richtlinien über die Aufgaben und die 
Tätigkeit des Bundesbeauftragten für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung" beauftragt. 


Vorarbeiten für eine umfassende 
Vereinfachung der Verwaltung 

3. In letzter Zeit haben sich die Stimmen gemehrt, 
die eine umfassende Vereinfachung der Ver- 
waltung fordern. In eingehenden Verhandlungen 
hat der Bundestag am 28. Oktober 1955 erörtert, 
ob und wie die Verwaltung durchgreifend ver- 
einfacht und verbilligt werden könne. In den fol- 
genden Monaten haben die Ausschüsse des Bun- 
destages mit der Bundesregierung das Verfahren 
beraten, in dem die Vereinfachungsvorschläge 
erarbeitet werden sollen. Auf Grund dieser Ver- 
handlungen hat der Ausschuß für Angelegenhei- 
ten der inneren Verwaltung dem Bundestag vor- 
geschlagen, einen besonderen Unterausschuß für 
die Vereinfachung der Verwaltung zu bestellen 
und die Bundesregierung zu ersuchen, im Be- 
nehmen mit dem Unterausschuß eine Sachver- 
ständigenkommission bis zu 15 Mitgliedern zu 
berufen. Der Bundestag hat diesen Antrag am 
12. April 1956 einstimmig angenommen. Darauf 
haben der Ausschuß für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung, der Ausschuß für Kommu- 
nalpolitik und der Haushaltsausschuß den Unter- 
ausschuß „Vereinfachung der Verwaltung" be- 


stellt. Im Benehmen mit dem Unterausschuß hat 
der Bundesminister des Innern die „Sachverstän- 
digenkommission für die Vereinfachung der Ver- 
waltung beim Bundesminister des Innern" be- 
rufen. 

Im Bundesrat hat der Ausschuß für Innere 
Angelegenheiten über die Mitwirkung des Bun- 
desrates bei der Vereinfachung der Verwaltung 
beraten. Er hat empfohlen, die Bemühungen des 
Bundestages tatkräftig zu unterstützen, die Ar- 
beiten des Bundesrates für die Vereinfachung 
der Verwaltung mit denen des Bundestages zu 
koordinieren und auch im Rahmen seiner eige- 
nen Zuständigkeit alle Möglichkeiten auf diesem 
Gebiete auszuschöpfen. Der Bundesrat hat die 
Empfehlung am 15. Juni 1956 angenommen. Dar- 
auf hat der Bundesratsausschuß für Innere An- 
gelegenheiten den Unterausschuß „Verwaltungs- 
vereinfachung" bestellt. 

Die Unterausschüsse des Bundestages und des 
Bundesrates sowie die Sachverständigenkommis- 
sion haben inzwischen ihre Arbeiten aufgenom- 
men. Der Unterausschuß des Bundestages hat im 
Benehmen mit dem Bundesminister des Innern 
ein Arbeitsprogramm aufgestellt und die Bun- 
desregierung, die Sachverständigenkommission 
und mich gebeten, Vorschläge und gutachtliche 
Stellungnahmen vorzulegen. Auf den Bericht, 
den der Unterausschuß des Bundestages „Verein- 
fachung der Verwaltung" unter dem 3. Juli 1957 
dem Bundestage über seine Tätigkeit erstattet 
hat, nehme ich Bezug. Ich habe mich bereit er- 
klärt, die Arbeiten der Sachverständigenkom- 
mission mit meinem Rat zu unterstützen. Es wird 
noch geprüft, wie die Tätigkeit der Sachverstän- 
digenkommission von den mir in meiner Eigen- 
schaft als Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
und Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung gestellten Aufgaben abgegrenzt 
oder mit ihnen verbunden werden kann. 


Organisation- und Wirtschaftlichkeits- 
prüfungen 

4. Bei den Vorarbeiten für eine allgemeine Verein- 
fachung der Verwaltung werden die vielfältigen 
Erfahrungen zu berücksichtigen sein, die in der 
Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes ge- 
sammelt worden sind. So wertvoll es sein wird, 
wenn die großen Linien für die weitere Entwick- 
lung der Bundesverwaltung in einem Gesamt- 
plan dargestellt und Vorschläge vorgelegt wer- 
den, wie die grundlegenden Reformfragen zweck- 
mäßig angefaßt werden, so unentbehrlich wird 
es sein, auch in der bisher von mir geübten 
Weise die einzelnen Organisationseinheiten der 
Bundesverwaltung eingehenden Organisations- 
und Wirtschaftlichkeitsprüfungen zu unterziehen 
und Einzelfragen zu klären. In den vergangenen 
Jahren sind von mir mehr als hundert solcher 
Gutachten erstattet worden, deren Vorschläge in 
der Mehrzahl der Fälle von der Bundesregierung 
und dem Bundestage übernommen worden sind 
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und damit den Aufbau der Bundesverwaltung 
wesentlich beeinflußt haben. Es hat sich dabei 
als wertvoll erwiesen, daß ich nicht darauf be- 
schränkt war, Vorschläge vorzulegen, sondern 
daß ich auch ihre Durchführung und Auswirkung 
zu beobachten vermochte. Meine Beauftragten 
haben bei den Haushaltsberatungen Gelegenheit, 
darauf aufmerksam zu machen, welche meiner 
Vorschläge noch durchzuführen und wie sie 
zweckmäßig zu verwirklichen sind. Auch die 
Prüfungsabteilurigen des Bundesrechnungshofes 
sind auf Grund der ihnen zustehenden haushalts- 
rechtlichen Befugnisse in der Lage, die Auswir- 
kung der Vorschläge fortlaufend zu beobachten 
und zu überwachen. 

Solche Organisation- und Wirtschaftlichkeits- 
prüfungen sind auch weiterhin dringlich, weil 
gegenwärtig große Organisationen — z. B. die 
Bundeswehrverwaltung — neu aufgebaut und 
andere Verwaltungszweige grundlegend umge- 
staltet werden. Die Dienststellen sind in ihrer 
täglichen Arbeit vielfach nicht in der Lage, die 
Zusammenhänge zu beobachten und ihre Arbei- 
ten zu koordinieren. Sie nehmen oft Aufgaben 
in Angriff, die andere Bundesbehörden, die Län- 
der oder die Selbstverwaltung bereits wahrneh- 
men oder wahrnehmen können. Es kommt auch 
vor, daß sich Behörden aus dem ihnen immanen- 
ten Erweiterungsstreben oder aus sonstigen 
Gründen, die sachlich nicht gebilligt werden kön- 
nen, vergrößern wollen. Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen sind schließlich des- 
halb notwendig, weil die Verwaltung ebenso 
wie die Privatwirtschaft ständig bemüht sein 
muß, ihre Arbeitsweise neuen Erkenntnissen an- 
zupassen. Auch hierzu bietet die Prüfungstätig- 
keit des Bundesrechnungshofes eine wesentliche 
Grundlage. Die Prüfungen meines Hauses ermög- 
lichen es, alle Verwaltungszweige fortlaufend zu 
vergleichen. Auf den Erfahrungen, die dabei ge- 
sammelt werden, lassen sich Querschnittsunter- 
suchungen und Entwicklungsarbeiten aufbauen. 

Einzelne umfangreiche Gutachten — vor allem 
die Gutachten über die Deutsche Bundespost — 
haben mehrjährige Arbeiten erforderlich gemacht 
und einen wesentlichen Teil der eingesetzten 
Beamten gebunden. Die Zahl der Kräfte, die für 
die sonstigen Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfungen eingesetzt werden konnten, war 
unzureichend. Ich werde künftig noch mehr als 
bisher Schwerpunkte für die Prüfungen bilden 
und die Grundgedanken meiner Vorschläge be- 
kanntgeben. 

Vereinfachung der Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften 

5. Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften haben 
sich in neuerer Zeit in einem geradezu verwir- 
renden Ausmaße gehäuft. Um so dringlicher 
wird es, an ihrer Vereinfachung zu arbeiten. 

Einen großen Schritt vorwärts bedeutet die 
Bereinigung des geschriebenen Rechts, die der 


Bund und fast alle Länder in Angriff genommen 
haben. Auf mehreren Gebieten ist der Stoff bis- 
her verstreuter und uneinheitlicher Vorschriften 
in bundesrechtlichen Kodifikationen zusammen- 
gefaßt worden (vgl. den Tätigkeitsbericht der 
Bundesregierung für das Jahr 1956 „Deutschland 
im Wiederaufbau" S. 146 ff.). Es kommt aber 
nicht nur darauf an, das geltende Recht zu- 
sammenzufassen, sondern es auch zu verein- 
fachen. In der Denkschrift 1955 des Bundesrech- 
nungshofes ist z. B. ausgeführt, daß bei der 
Feststellung und der Erhebung der Lastenaus- 
gleichsabgaben 16 verschiedene Wertbegriffe 
anzuwenden sind (u. a. der Gegenwartswert, der 
jeweilige Wert, der Zeitwert, der steuerliche 
Zeitwert und der Ablösungswert — vgl. S. 48 
Nr. 143 — ). In neueren Ausführungen habe ich 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, bei dem 
Entwurf von Gesetzen darauf zu achten, daß sie 
sich möglichst einfach durchführen lassen. Ge- 
setze und Verwaltungsvorschriften, die Massen- 
arbeit auslösen, sollten so gefaßt werden, daß 
sie unter Anwendung der neueren technischen 
Möglichkeiten mechanisiert, z. B. im Lochkarten- 
verfahren, dnrchgeführt werden können. 

Vor allem kommt es aber darauf an, den 
„Perfektionismus" in der Gesetzgebung und der 
Verwaltung einzudämmen. Es handelt sich hier 
nicht nur um eine Aufgabe des Bundestages und 
des Bundesrates, sondern auch um eine Aufgabe, 
der sich die Bundesregierung besonders an- 
nehmen muß. Es genügt nicht, wenn die Bundes- 
regierung bei der Ausarbeitung von Gesetzent- 
würfen und sonstigen Vorschriften sorgfältig 
ihre Rechtsförmlichkeit überprüft. Nicht weniger 
wichtig ist eine verwaltungsförmliche Überprü- 
fung der Entwürfe. Bei dieser Prüfung wird zu 
untersuchen sein, ob die vorgesehenen Regelun- 
gen tatsächlich unentbehrlich sind und vom Bund 
getroffen werden müssen oder ob sie der Selbst- 
verwaltung der interessierten Kreise, der Sat- 
zungsgewalt der Gemeinden und sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
oder der Gesetzgebung der Länder überlassen 
werden können, ferner wie sie zweckmäßig ge- 
faßt werden, um in der Verwaltungspraxis, auch 
der Länder und Gemeinden, einfach und einheit- 
lich durchgeführt werden zu können, und wie sie 
sich voraussichtlich finanziell und organisatorisch 
auswirken werden. Besonders ist auch darauf zu 
achten, daß unklare Regelungen vermieden wer- 
den, die sich dann nur im Rechtswege klären 
lassen und bei der gegenwärtigen Überlastung 
der Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichte 
die Durchführung der Gesetze auf Jahre hemmen 
können. In der gleichen Weise werden die Än- 
derungen zu beobachten sein, die die Entwürfe 
im Laufe der parlamentarischen Beratungen 
erfahren. 

Ich beabsichtige, in weiteren Vorschlägen 
darauf hinzuwirken, daß die verwaltungsförm- 
liche Überprüfung der Gesetzentwürfe und vor- 
gesehenen Ausführungs- und Durchführungs- 
vorschriften stärker ausgebaut wird. 
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Rationalisierung der Statistik 

6. Wiederholt sind mir Referentenentwürfe und 
Kabinettsvorlagen zugegangen, die statistische 
Erhebungen regeln. Ich habe darauf hingewiesen, 
daß statistische Erhebungen in vertretbaren 
Grenzen gehalten werden sollten und daß vor 
allem darauf verzichtet werden sollte, Tat- 
bestände mit geringem Aussagewert zu erfassen; 
außerdem habe ich angeregt, das Stichproben- 
verfahren in größerem Umfang als bisher anzu- 
wenden. Im gleichen Sinne hat sich der Bundes- 
rat am 19. Oktober 1956 in einer Entschließung 
geäußert. 

Meinen Anregungen ist bisher der Erfolg ver- 
sagt geblieben. Ich beabsichtige, die Vorschläge 
durch eine Querschnittsuntersuchung zu ver- 
tiefen. 

Rationalisierung des inneren Dienstes und 
des Geschäftsablaufs 

7. Die Behördenleiter schenken dem inneren Dienst 
nicht immer genügende Aufmerksamkeit. Zum 
„inneren Dienst" gehören z. B. der Posteingang 
und -ausgang, das Kanzlei- und Registratur- 
wesen, die Kraftfahrzeughaltung, das Beschaf- 
fungswesen, das Fernsprechwesen, die Hausver- 
waltung (einschließlich Boten- und Pförtner- 
dienst) und das Kantinenwesen. Es handelt sich 
dabei durchaus um Fragen von Gewicht. Bei den 
obersten Bundesbehörden werden durchschnitt- 
lich etwa 40 v. H. des gesamten Personals im 
inneren Dienst beschäftigt. Läuft der innere 
Dienst zweckmäßig und reibungslos ab, so ist 
eine wichtige Voraussetzung für gute Behörden- 
arbeit erfüllt; Sachbearbeiter und Referenten 
können sich dann voll ihren eigentlichen Auf- 
gaben widmen. Da der innere Dienst auch 
Mangelberufe umfaßt, ist es in Orten mit ge- 
steigerter Nachfrage, wie z. B. in Bonn, schwierig, 
ausreichenden und geeigneten Ersatz zu finden. 
Ich habe mich deshalb seit Jahren, und auch mit 
Erfolg, besonders bemüht, den inneren Dienst 
organisatorisch und technisch zu rationalisieren. 

Die Möglichkeiten, das Lochkartenverfahren an- 
zuwenden und automatische Rechenanlagen einzu- 
setzen, habe ich aufmerksam verfolgt. Dabei habe 
ich auf die sachlichen, wirtschaftlichen und perso- 
nellen Voraussetzungen hingewiesen, die erfüllt 
sein müssen, bevor diese Verfahren eingeführt 
werden können. Zur Zeit untersuche ich, bei 
welchen Behörden maschinelle Rechenarbeiten 
zentralisiert werden können. Dabei strebe ich an, 
die vorhandenen Maschinenanlagen durch Füll- 
arbeiten besser ausnutzen zu lassen und — so- 
weit dies wirtschaftlicher ist — die Vorausset- 
zungen für die Verwendung größerer Anlagen 
zu schaffen. 

Erfolg meiner Gutachten 

8. Spar- und Kontrolleinrichtungen, namentlich 
solche des Auslandes, pflegen die Ersparnisse, 
die sich durch ihre Vorschläge erzielen lassen, in 
Zahlen anzugeben. Ich habe hier davon abge- 


sehen. Aus den Stellenplänen, den Haushalts- 
voranschlägen und aus den Rechnungen kann in 
etwa entnommen werden, wie sich ein Gutachten 
ausgewirkt hat. Der tatsächliche Erfolg zeigt sich 
aber erst nach Jahren. Die Gutachten können nur 
immer wieder an die Verantwortlichkeit appel- 
lieren, die Verwaltung wirtschaftlich zu gestalten. 
Ein nachhaltiger Erfolg wird nur dann eintreten, 
wenn sich die geprüfte Stelle meine Vorschläge 
zu eigen macht, sie tatkräftig aufgreift und 
weiterführt. 

Die Bediensteten können meine Vorschläge 
allerdings nicht verstehen, wenn ihnen — wie 
ich verschiedentlich festgestellt habe — aus 
meinen Gutachten nur Auszüge, die in sich nicht 
verständlich sind, bekanntgegeben werden. Der 
Sinn der Gutachten, die Notwendigkeit von Ver- 
einfachungsmaßnahmen deutlich zu machen, wird 
geradezu verkehrt, wenn z. B. einem Referenten 
lediglich mitgeteilt wird, nach meinem Vor- 
schläge sei sein Referat mit einem anderen 
zusammenzulegen und das Personal zu verrin- 
gern. Das Gutachten muß vielmehr zum Anlaß 
genommen werden, die Organisations- und Ver- 
waltungsgrundsätze jedem Bediensteten nahe- 
zubringen sowie seinen Blick über die Grenzen 
seines Referats, seiner Abteilung und selbst 
seines Ressorts hinaus auf die Zusammenhänge 
der Verwaltung zu lenken. Nur wenn das ge- 
schieht, kann das Gutachten nachhaltig wirken 
und das Verständnis dafür wecken, daß die Ver- 
waltung vereinfacht und verbilligt werden muß. 

Es wäre wichtig, wenn die in meinen Gut- 
achten enthaltenen Vorschläge, die in der Regel 
sehr gedrängt gefaßt sind, den Bediensteten im 
Zusammenhänge bekanntgegeben werden. Das 
geschieht leider in vielen Fällen ungenügend 
oder überhaupt nicht. Bleibt es allein den Vor- 
gesetzten Behörden sowie dem Finanzminister 
und etwa dem Haushaltsausschuß des Bundes- 
tages überlassen, die Vorschläge der Gutachten 
durchzusetzen, so zeigt sich nur zu oft, daß die 
abgelehnten Forderungen in den folgenden 
Jahren mit neuer Begründung wiederholt oder 
sogar erhöht werden. Geprüfte Behörden berufen 
sich in solchen Fällen oft darauf, der Arbeits- 
anfall im Bereich einzelner Sachgebiete habe 
inzwischen stark zugenommen; statt der vor- 
geschlagenen Einsparungen müßten die Arbeits- 
kräfte daher vermehrt oder höher eingruppiert 
werden. Ein solches Vorbringen beweist jedoch 
nicht, daß meine Vorschläge, in denen die Be- 
hörde in ihrer Gesamtheit beurteilt wird, etwa 
überholt sind. Nicht selten stellt sich bei näherer 
Betrachtung heraus, daß die Behörde es unter- 
lassen hat, sich den wechselnden Gegebenheiten 
anzupassen. Es ist Sache der Dienststellenleiter 
sowie ihrer Organisationsreferenten, fortlaufend 
die Schwankungen und Verlagerungen der 
Arbeiten ihres gesamten Bereichs zu beobachten, 
durch anderweitige Stellenbesetzung auszuglei- 
chen oder dadurch aufzufangen, daß weniger 
dringende Arbeiten zurückgestellt werden. 
Ebenso ist es Sache jedes Abteilungsleiters, über- 
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flüssige Arbeiten einstellen zu lassen und ent- 
behrlich werdende Arbeitskräfte aus eigenem 
Antrieb zur Verfügung zu stellen, statt sie not- 
dürftig weiterzubeschäftigen. Diese Elastizität 
läßt die Verwaltung häufig vermissen. Es fehlt 
noch vielfach an dem Bewußtsein, daß Verwal- 
tungsvereinfachung nicht ein gelegentliches 
Anliegen sein darf, sondern eine dauernde und 
vordringliche Aufgabe einer jeden gut geleiteten 
Verwaltung ist. 

* 


Prüfungsergebnisse 

Zuständigkeitsbereich 
des Auswärtigen Amtes 

Auswirkungen meines Gutachtens über die 
Organisation und die Wirtschaftlichkeit 
des Auswärtigen Amtes 

9. Mein Gutachten vom November 1954 (vgl. Denk- 
schrift 1952 S. 140 Nr. 245) ist in personeller und 
organisatorischer Hinsicht durchweg befolgt wor- 
den. Es hat als Grundlage für den Haushaltsplan 
1955 gedient. Nach meinen Vorschlägen sind die 
Referate der Politischen Abteilung stärker als 
bisher zusammengefaßt worden. Die Konzen- j 
tration verschiedener Aufgaben ermöglichte es, | 
auch Referate der Kulturabteilung zusammen- 
zulegen; hier ist die Umstellung noch nicht ab- ! 
geschlossen. Meine Anregungen, den Aktenplan 
neu aufzustellen und das Registraturwesen zu 
vereinheitlichen, hat das Auswärtige Amt auf- 
gegriffen; die Umstellung ist inzwischen ange- 
laufen. 

Mit der Einrichtung der von mir vorgeschlagenen 
„Ausführungsbehörde" hat sich das Auswärtige 
Amt noch nicht einverstanden erklärt, da die per- 
sonellen Veränderungen nach seiner Auffassung 
Schwierigkeiten verursachen könnten. Ich halte 
nach wie vor daran fest, daß die Ministerien von 
Verwaltungsarbeit entlastet werden müssen; es 
handelt sich dabei um ein grundlegendes Erfor- 
dernis, das am Anfang einer organisatorischen 
Vereinfachung der Bundesverwaltung stehen 
sollte. Dabei wären gegebenenfalls Aufgaben 
einer schon bestehenden Behörde auftragsweise 
mitzuübertragen, anstatt für ihre Erledigung 
neue Ausführungsbehörden zu bilden. 

* 

Gutachten über die Organisation des 
Geographischen Dienstes des 
Auswärtigen Amtes 

(November 1956) 

10. Im Herbst 1956 habe ich den Geographischen 
Dienst noch einmal geprüft, weil das Auswärtige 
Amt den in meinem Gutachten vom November 


1954 vorgeschlagenen Personaletat bei den ge- 
stiegenen Anforderungen als nicht mehr ge- 
nügend bezeichnete. 

Die Aufgaben des Geographischen Dienstes 
haben sich nicht grundlegend geändert. Seine 
Hauptaufgaben bestehen darin, den Auswärtigen 
Dienst in geographischen und kartographischen 
Fragen zu beraten, Karten für Zwecke des Aus- 
wärtigen Dienstes zu sammeln und zu verwalten 
und Kartenskizzen für besondere Zwecke anzu- 
fertigen. Der Geographische Dienst soll ferner 
darauf hinwirken, daß die Ostgebiete des Deut- 
schen Reiches in Kartenwerken, vor allem auch 
im Ausland, völkerrechtlich zutreffend dargestellt 
und gekennzeichnet werden; das ist eine neue 
Aufgabe für ihn. 

Der Auswärtige Dienst muß ausreichend mit 
Karten ausgestattet sein. In dem Gutachten habe 
ich untersucht, inwieweit das Auswärtige Amt 
selbst tätig werden muß, um Karten und sonstige 
Unterlagen zu beschaffen oder herzustellen und 
inwieweit es diese Aufgabe anderen Stellen des 
Bundes oder der Länder überlassen kann. Es ist 
nach meiner Auffassung Aufgabe des Geogra- 
phischen Dienstes, alle Möglichkeiten auszu- 
schöpfen, das Auswärtige Amt auf kartogra- 
phischem Gebiet zu unterrichten. Er sollte sich 
aber nicht damit befassen, die dazu erforder- 
lichen Unterlagen selbst zu erarbeiten. 

Bis zum zweiten Weltkrieg verfügte das Aus- 
wärtige Amt nicht über eigene Geographen. Das 
Kartenmaterial lieferten das Reichsamt für Lan- 
desaufnahme und die Heeresplankammer. In 
der Bundesrepublik ist das Vermessungswesen 
Sache der Länder. Teile des früheren Reichs- 
amtes für Landesaufnahme bestehen aber weiter 
als Bundesdienststellen, so die Bundesanstalt 
für Landeskunde in Remagen und das Institut 
für Angewandte Geodäsie in Frankfurt am Main; 
dazu gehört die Amtliche Anstalt für Kartogra- 
phie und Kartendruck in Berlin, bei der sich 
wertvolle Kartenunterlagen und ein guter Ma- 
schinenpark zum Kartendruck befinden. Für 
Seekarten sorgt das Deutsche Hydrographische 
Institut in Hamburg. Kürzlich hat der Bundes- 
minister für Verteidigung eine „Militärgeogra- 
phische Dienststelle" als nachgeordnete Be- 
hörde eingerichtet; sie kann über die NATO- 
Staaten Karten aller Art beschaffen und wird 
— wie früher die Heeresplankammer — auch 
das Auswärtige Amt versorgen können. Neben 
diesen Bundesbehörden können die Landesver- 
messungsämter zu kartographischen Arbeiten 
herangezogen werden. Der Geographische 
Dienst des Auswärtigen Amtes ist daher nicht 
darauf angewiesen, Karten selbst herzustellen. 

Auch soweit Atlanten zu berichtigen sind, 
kann das Auswärtige Amt sich anderer Einrich- 
tungen bedienen. In der Bundesrepublik be- 
stehen Ausschüsse, die Richtlinien für die 
Schreibweise der Orts- und Landschaftsnamen 
herausgeben und sich mit der Darstellung der 
deutschen Grenzen befassen. Die Einflußnahme 
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auf außerdeutsche Kartenwerke bleibt allerdings 
Aufgabe des Auswärtigen Amtes und seines 
Geographischen Dienstes. 

Bei Grenzverhandlungen kann der Geogra- 
phische Dienst weitgehend die Vermessungs- 
ämter der Länder einschalten, denn die Länder 
sind an den Grenzen ebenso interessiert wie der 
Bund. Ob Friedensverhandlungen einen stärke- 
ren Einsatz des Geographischen Dienstes und 
eine Vermehrung seines Personals erforderlich 
machen werden, läßt sich noch nicht übersehen. 
Für wissenschaftliche Sonderaufgaben, die ge- 
legentlich anfallen, ist kein Stammpersonal er- 
forderlich; in diesen Fällen können Wissen- 
schaftlern Honoraraufträge erteilt werden. Der 
Geographische Dienst verfährt bereits in diesem 
Sinne. 

Gegenüber meinem Gutachten vom Novem- 
ber 1954 habe ich im Hinblick auf die oben er- 
wähnte neue Aufgabe vorgeschlagen, das Per- 
sonal geringfügig zu verstärken; ich habe aber 
die Ansicht vertreten, daß die Gesamtzahl der 
Bediensteten des Auswärtigen Amtes nicht er- 
höht werden sollte. Der Ausgleich wird inner- 
halb des Ministeriums durchzuführen sein. 

Da der Geographische Dienst für das ganze 
Amt und alle Vertretungen im Ausland arbeitet, 
habe ich ferner vorgeschlagen, ihn vom Refe- 
rat „Deutsche Ostfragen", dem er bisher ange- 
gliedert ist, zu trennen und ihn der Bibliothek 
anzuschließen, die zur Personal- und Verwal- 
tungsabteilung gehört. Schließlich habe ich ange- 
regt, den Geographischen Dienst, der zur Zeit an 
anderer Stelle in Bonn untergebracht ist, in das 
Hauptgebäude zu verlegen. Die reproduktions- 
technischen Arbeiten könnten dann in der Foto- 
kopierstelle des Auswärtigen Amtes erledigt 
werden. Es bleibt als Frage offen, ob und inwie- 
weit der Geographische Dienst der von mir an- 
geregten Ausführungsbehörde (siehe S. 103 
Nr. 9) übertragen werden kann. 

* 

Gutachten über das Konferenzsekretariat 
des Auswärtigen Amtes 

(Dezember 1956) 

11. Anläßlich der Beratung des Haushaltsplans 1956 
hat sidi die Notwendigkeit ergeben, die Organi- 
sation des Konferenzsekretariats noch einmal zu 
prüfen. Auch der Bundesminister der Finanzen 
hatte mich gebeten, zu dem Aufbau und dem 
Personaletat des Sekretariats gutachtlich Stellung 
zu nehmen. 

Das Konferenzsekretatriat ist im Jahre 1952 
aus dem Sekretariat für den Schumanplan ent- 
standen. Es hatte die Aufgabe, die deutsche De- 
legation bei den Verhandlungen finanziell und 
technisch zu betreuen. Der Referent der Abtei- 
lung für die europäische politische Integration 
sowie die zwischen- und überstaatlichen Organi- 
sationen ist zugleich Leiter des Konferenzsekre- 
tariats. 


Das technische Hilfspersonal erledigt die Ver- 
waltungsarbeit für die Delegationen der Bundes- 
republik bei den Ministertagungen und Sadiver- 
ständigen-Konferenzen zur Europäischen Eini- 
gung. Es arbeitet in den Büros der Delegationen. 
Das Konferenzsekretariat in Bonn hat diese Ar- 
beiten zu steuern. Da alle beteiligten Ministe- 
rien Mitglieder für die Delegationen stellen, ist 
das Konferenzsekretariat nicht nur für das Aus- 
wärtige Amt tätig. 

In meinem ersten Gutachten hatte ich das 
Konferenzsekretariat nur kurz behandelt; ich 
hatte empfohlen, seine Aufgaben den Referaten 
der Abteilung 1 (Personal und Verwaltung) zu 
übertragen, da sich sein Arbeitsbereich infolge 
des Scheiterns der EVG sehr verkleinert hatte. 
In der Zwischenzeit haben sich jedoch die Arbei- 
ten des Sekretariats — vor allem auf Grund der 
neuen europäischen Verträge auf politischem, 
militärischem und wirtschaftlichem Gebiet — 
ständig vermehrt. Eine Änderung ist nicht abzu- 
sehen. Konferenzen, an denen eine große Anzahl 
von Staaten beteiligt ist, erfordern eine techni- 
sche Hilfe, die nur eingearbeitetes Personal lei- 
sten kann. Ich habe daher in meinem neuen Gut- 
achten die Auffassung vertreten, daß das Kon- 
ferenzsekretariat bestehen bleiben sollte. Aller- 
dings halte ich es nunmehr für zweckmäßig, sei- 
nen Aufgabenbereich nicht auf die Europäische 
Einigung zu beschränken. Es liegt vielmehr nahe, 
dem Sekretariat mit seinem erfahrenen Arbeits- 
stab die technischen Arbeiten zu übertragen, die 
mit der Vorbereitung und Durchführung sämt- 
licher Konferenzen im In- und Ausland Zusam- 
menhängen. Dadurch könnten bei den Bundes- 
ministerien, die an internationalen Verhandlun- 
gen beteiligt sind, Personal- und Sachausgaben 
eingespart werden. 

Der Personalbedarf des Konferenzsekretariats 
und der Delegationsbüros ist von der Delega- 
tionstätigkeit abhängig; sie ist nur annähernd 
vorhersehbar. Der Bedarf kann daher nicht für 
einen längeren Zeitraum festgelegt werden. Es 
muß in Kauf genommen werden, daß der vor- 
handene Arbeitsstamm zeitweilig nicht voll aus- 
gelastet ist; während der Verhandlungen wird 
er weit über die üblichen Dienststunden hinaus 
in Anspruch genommen. Auf Grund des Arbeits- 
anfalls, den ich zur Zeit der Prüfung festgestellt 
habe, bin ich zu der Auffassung gelangt, daß 
nach der Aufarbeitung von Rückständen eine 
Verringerung des Stammpersonals angezeigt ist. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers des Innern 

Prüfungen beim Bundesgesundheitsamt 

12. Meine Vorschläge für den Organisations- und 
Stellenplan des Bundesgesundheitsamts sind in 
den Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1956 
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voll übernommen worden (vgl. S, 64 Nr. 4 der 
Denkschrift 1955). Die Untersuchung über den 
weiteren Aufbau des Amtes führe ich fort. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers der Justiz 

Gutachten über das Deutsche Patentamt 

13. a) Das Deutsche Patentamt habe ich in den ver- 
gangenen Jahren wiederholt geprüft (vgl. 
Denkschrift 1951 S. 131 Nr. 410, Denkschrift 
1952 S. 142 Nr. 246). Bei neueren Örtlichen 
Erhebungen — vgl. b) — habe ich die Auf- 
fassungen, die meinen Vorschlägen für die 
Patentabteilungen zugrunde lagen, im we- 
sentlichen bestätigt gefunden. Das gilt vor 
allem von der Leistung der Prüfer, die seit 
drei Jahren im Durchschnitt je 135 bis 140 
Anmeldungen jährlich erledigen. Es muß da- 
mit gerechnet werden, daß die Patentanmel- 
dungen weiterhin zurückgehen und der Per- 
sonaletat daher eingeschränkt werden könnte. 
Die gegenwärtige Besetzung wird vorerst bei- 
behalten werden können, da die Patentanmel- 
dungen schwanken, im Interesse der Wirt- 
schaft ständig qualifiziertes Personal vorhan- 
den sein muß und noch Rückstände aufge- 
arbeitet werden müssen. 

Bereits in meinem Gutachten aus dem 
Jahre 1952 hatte ich angeregt, innerhalb des 
Patentamts eine Arbeitsgemeinschaft zu bil- 
den, die sich der Vereinfachung der Verwal- 
tung beim Patentamt und des Patentverfah- 
rens annehmen sollte. Das ist bisher nicht 
geschehen. Die Arbeitsgemeinschaft könnte 
vor allem als Gutachterausschuß tätig werden 
und Vereinfachungsvorschläge der Mitarbei- 
ter des Patentamts prüfen. Solche Vorschläge 
sind bisher auf dem Dienstwege vorgelegt 
und bearbeitet worden; häufig hat sich dar- 
aus ein umfangreicher Schriftwechsel ent- 
wickelt. Das hat nicht dazu beigetragen, das 
Interesse der Amtsangehörigen an der Ver- 
einfachung zu steigern. Die bisherigen Erfah- 
rungen und die überwiegende Meinung der 
Beteiligten laufen darauf hinaus, Vorschläge 
für das Patentverfahren nicht mehr an den 
Dienstweg zu binden, sondern der Arbeits- 
gemeinschaft unmittelbar zuzuleiten, wo sie 
zweckmäßigerweise erörtert und ausgewertet 
werden können. Auch die Vereinfachung der 
Organisation und des Geschäftsablaufs im 
Amt sollte in ähnlicher Weise stärker als bis- 
her gefördert werden. 

b) In meinem neuen Gutachten (November 1956) 
habe ich mich vor allem mit der Organisation 
der Zentralabteilung befaßt. Die Amtsleitung 
plant, eine Verwaltungsabteilung, eine Rechts- 
abteilung und eine Technische Abteilung ein- 
zurichten und sie der bestehenden Zentral- 


abteilung zu unterstellen. Diese Abteilungen 
sollen Direktoren (Besoldungsgruppe A 2 a 
mit Zulage) leiten. In meinem Gutachten vom 
Januar 1955 habe ich mich dagegen ausge- 
sprochen, daß bei den Referaten der Zentral- 
abteilung Direktorenstellen ausgebracht wer- 
den. Wenn nunmehr beabsichtigt wird, die 
bisherigen Referate zu Abteilungen mit Di- 
rektorenstellen auszubauen, so kann ich die- 
sem Vorschlag nicht zustimmen. Im übrigen 
habe ich auf den immer wieder von mir ver- 
tretenen Grundsatz hingewiesen, daß „Ein- 
mann-Referate", wie sie auch nach dem neuen 
Plan des Patentamts vorgesehen wurden, un- 
wirtschaftlich sind. Es sollten nur zu innerem 
Arbeitsausgleich fähige Referate gebildet 
werden. Da zur Zentralabteilung neben den 
üblichen Verwaltungsreferaten noch wichtige 
Grundsatzreferate gehören, habe ich ange- 
regt, sie in „Allgemeine Abteilung“ umzu- 
benennen. 

* 


Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

Gutachten über das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft 

(Juni 1956) 

14. Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ist 
am 1. Oktober 1954 errichtet worden. Ihm obliegt 
es auch, die Aufgaben der früheren Bundesstelle 
für den Warenverkehr der gewerblichen Wirt- 
schaft abzuwickeln. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft hatte mich gebeten, eine Organisations- 
und Wirtschaftlichkeitsprüfung des Bundesamtes 
durchzuführen. 

Außer kleineren organisatorischen Verände- 
rungen habe ich angeregt, den Arbeitsbereich 
der Zentralen Ausfuhrkontrolle neu zu ordnen. 
Nach dem vorläufigen Organisationsplan sind 
die Fachlichen Gruppen der ehemaligen Bundes- 
stelle, welche die Einfuhranträge bearbeiten, und 
die Zentrale Ausfuhrkontrolle in der Abtei- 
lung III des Bundesamtes zusammengefaßt. 
Während die Referate für die Einfuhr nur ihre 
fachlichen Fragen behandeln, erledigt das Re- 
ferat für Zentrale Ausfuhrkontrolle im Zusam- 
menhang mit den Ausfuhrgenehmigungen die 
fachlichen Arbeiten und die Kontrollarbeiten 
nach den Embargobestimmungen. Die Einfuhren 
und die Ausfuhren werden also von verschiede- 
nen Kräften fachlich beurteilt. Ich habe vor- 
geschlagen, diese Zweigleisigkeit dadurch zu be- 
seitigen, daß die Anträge auf Einfuhren und 
Ausfuhren künftig in den Fachreferaten gemein- 
sam bearbeitet werden. Die Kontrollarbeiten für 
die Ausfuhranträge sollten in die Abteilung IV 
verlegt werden, weil diese auch für Kontrollen 
auf anderen Arbeitsgebieten zuständig ist. Das 
Bundesamt kann meinen Vorschlag nur schritt- 
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weise verwirklichen, da die Bearbeiter sich mit 
dem neuen Arbeitsstoff vertraut machen müssen. 
Es wird aber im Verlauf der Umstellung mit 
weniger Kräften auskommen können als bisher. 

Die Arbeit des Bundesamts verlagert sich mehr 
und mehr von den Referenten und Hilfsreferen- 
ten auf die Sachbearbeiter, da die Liberalisie- 
rung ständig zunimmt und das Verfahren bei 
Einfuhren und Ausfuhren vereinfacht ist. Einen 
großen Teil der Dienstposten habe ich daher 
niedriger als bisher bewertet. 

Meine Besetzungsvorschläge sind im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1956 berück- 
sichtigt worden. Das Bundesamt hat bereits 
einen erheblichen Teil meiner Anregungen ver- 
wirklicht. 

* 

Gutachten über die Bundesstelle für 
Außenhandelsinformation 

(Juni 1956) 

15. Die Bundesminister für Wirtschaft und der Fi- 
nanzen hatten mich gebeten, bei der Bundes- 
stelle für Außenhandelsinformation eine Orga- 
nisation- und Wirtschaftlichkeitsprüfung durch- 
zuführen. Anlaß dazu war der Antrag dieser 
Dienststelle, das Personal zu verstärken und 
hoher als bisher einzustufen. 

Ich habe mich mit folgenden grundsätzlichen 
Fragen befaßt: 

a) Ist eine Außenhandelsinformation durch eine 
zentrale Stelle überhaupt erforderlich? 

b) Wenn ja, handelt es sich dabei um eine 
staatliche Aufgabe oder könnte sie von der 
Wirtschaft selbst durchgeführt werden? 

c) Liegen Arbeitsüberschneidungen mit den 
wirtschaftswissenschaftlichen Instituten vor, 
die sich mit Fragen der Außenwirtschaft be- 
fassen? 

Bei der Prüfung bin ich zu der Überzeugung 
gelangt, daß eine zentrale Auskunftsstelle uner- 
läßlich ist. Ein erfolgreicher Außenhandel setzt 
voraus, daß die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Auslands ständig bis in alle Einzelheiten be- 
urteilt werden können. Gerade die mittleren und 
kleinen Exportfirmen, die an der Ausfuhr erheb- 
lich beteiligt sind, können sich diese für sie un- 
entbehrlichen Informationen nicht mit eigenen 
Mitteln verschaffen. 

Die Bemühungen der Wirtschaft, eine private 
Informationszentrale zu errichten, gehen bis auf 
das vorige Jahrhundert zurück. Sie sind immer 
wieder an den gegensätzlichen Interessen der 
verschiedenen Wirtschaftszweige gescheitert. Wie 
in den meisten am Welthandel beteiligten Staa- 
ten muß daher auch in der Bundesrepublik die 
Information des Außenhandels als eine Aufgabe 
des Staates gelten. Es handelt sidi um eine Maß- 
nahme im Rahmen der staatlichen Exportförde- 
rung. 


Arbeitsüberschneidungen mit den wirtschafts- 
wissenschaftlichen Instituten liegen nicht vor. Die 
Bundesstelle hat die Aufgabe, sämtliche deut- 
schen Exportkaufleute über alle wissenswerten 
Fragen des Außenhandels ständig auf dem lau- 
fenden zu halten. Die Institute dagegen befassen 
sich auf dem Gebiete der Außenwirtschaft in 
erster Linie mit der wissenschaftlichen For- 
schung. 

Bei meinem Gutachten bin ich davon ausge- 
gangen, daß die Informationen der Bundesstelle 
aktuell sein müssen, daß das täglich durchzu- 
arbeitende Material — z. B. Zeitungen und Zeit- 
schriften — durchweg fremdsprachig ist und daß 
viele Auskünfte nur von fachlich und wissen- 
schaftlich vorgebildeten Bearbeitern erteilt wer- 
den können, Da die Bundesstelle den erheblichen 
Arbeitsanfall nicht immer in der gewünschten 
Weise bewältigen konnte, habe ich vorgeschla- 
gen, das Personal in bestimmtem Umfange zu 
verstärken und — in einigen Fällen — höher 
als bisher einzustufen. 

Meine Besetzungsvorschläge sind im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1957 berück- 
sichtigt worden. 

* 

Stellungnahme zu Personalanforderungen 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Januar 1957) 

16. Der Bundesminister der Finanzen hatte mich ge- 
beten, zu neueren Anforderungen des Bundes- 
ministers für Wirtschaft Stellung zu nehmen. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hatte seine 
Forderungen mit einem vermehrten Arbeits- 
anfall begründet, der sich aus dem Neuaufbau 
der Landesverteidigung ergibt (z. B. Preisbil- 
dung bei der Vergabe der Rüstungsaufträge, 
Schutz geheimer Fertigungen der Industrie, Luft- 
schutz der Industrieanlagen); auch die neuen 
Vorschriften über die Behandlung der Verschluß- 
sachen hatte der Minister als Begründung ange- 
geben. Außerdem hatte er es als erforderlich 
bezeichnet, den Sprachendienst und vor allem 
das Kartellreferat zu verstärken. 

Ich habe die Notwendigkeit einer Stellenver- 
mehrung grundsätzlich bejaht, jedoch vorge- 
schlagen, von den 130 angeforderten Stellen nur 
58 Stellen (13 Beamte, 39 Angestellte, 6 Arbei- 
ter) im Haushaltsplan neu auszubringei und 
für den restlichen Kräftebedarf, soweit er als 
notwendig anzuerkennen ist, durch einen Aus- 
gleich innerhalb des Ministeriums zu sorgen. 
Weiterhin habe ich mich damit einverstanden 
erklärt, daß 5 Stellen des gehobenen Dienstes 
— Eingangsgruppe — in Spitzenstellen dieser 
Laufbahn umgewandelt werden. 

Das Personal, welches der Minister zusätzlich 
für das Kartellreferat angefordert hat, wird 
Aufgaben wahrzunehmen haben, die künftig 
dem neu zu errichtenden Bundeskartellamt ob- 
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liegen werden. Ich habe daher vorgeschlagen, 
es nicht bei den tariflichen Angestellten des 
Ministeriums aufzuführen, sondern die Mittel 
des Ministeriums für sonstige Hilfsleistungen 
durch Angestellte zu verstärken und die Ver- 
fügungssumme für Personalausgaben des künf- 
tigen Bundeskartellamtes entsprechend zu kür- 
zen. Ferner habe ich angeregt, einen Vorbehalt 
in die Einstellungsverträge aufzunhemen, daß 
diese Angestellten keinen Anspruch auf Be- 
schäftigung im Bundeswirtschaftsministerium 
haben, sobald das Bundeskartellamt errichtet ist. 

Bei der Prüfung der Frage, ob es möglich ist, 
die Aufgaben der Preisprüfer dem Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft zu übertragen, bin 
ich zu dem Ergebnis gekommen, daß die Preis- 
bildung nur in enger Zusammenarbeit mit den 
übrigen Referaten des Ministeriums durchführ- 
bar ist. Abgesehen davon würde es erforderlich 
sein, das Gesetz über das Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft und auch das Preisgesetz 
zu ändern. Das Gesetz über das Bundesamt 
zählt dessen hoheitliche Aufgaben erschöpfend 
auf; das Preisgesetz regelt die Zuständigkeit für 
preisbildende und preisüberwachende Maßnah- 
men abschließend. Dem Bundesamt sind durch 
die beiden Gesetze keine Aufgaben auf dem 
Gebiete der Preisprüfung zugewiesen. Bei dieser 
Sach- und Rechtslage habe ich davon abgesehen, 
die Verlagerung des Arbeitsgebietes der Preis- 
prüfer auf das Bundesamt anzuregen. 

Meine Besetzungsvorschläge sind im wesent- 
lichen im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1957 berücksichtigt worden. 

* 

Gutachten über die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt 

(Januar 1957) 

17. Die Kostenanschläge, welche die Bundesanstalt 
für das Rechnungsjahr 1957 vorgelegt hat, lie- 
ßen sich nicht beurteilen, ohne ihr dreijähriges 
Bauprogramm in seinen Grundzügen zu unter- 
suchen. 

Ein erheblicher Betrag soll aufgewendet wer- 
den, um die Laboratorien für Atomphysik zu 
erweitern und auszustatten. Diese Abteilung hat 
die Aufgabe, die Menge und die Energie radio- 
aktiver Strahlen zu messen und den Strahlen- 
schutz zu fördern; zum Teil handelt es sich um 
gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben. Die beab- 
sichtigten Forschungsarbeiten liegen im Auf- 
gabenbereich des Instituts, denn es hat Meß- 
methoden zu entwickeln und Prüfarbeiten durch- 
zuführen. Soweit es sich nach dem jetzigen 
Stand der Forschung übersehen läßt, werden die 
Vorhaben der Bundesanstalt ihren Zweck er- 
füllen. Ich habe vorgeschlagen, für die Bauten 
und die Ausstattung im Rechnungsjahr 1957 
rd. 3,2 Mio DM — statt 5,4 Mio DM — zu ver- 
anschlagen. 


Ferner ist auch nach meiner Ansicht unver- 
meidlich, das Waagenlaboratorium zu erweitern 
und zusätzlich mit Apparaten auszustatten. Es 
gehört zu den gesetzlich vorgeschriebenen Auf- 
gaben der Bundesanstalt, Waagen zu prüfen. 
Die technisch hochentwickelten Typen bedingen 
komplizierte Prüfverfahren, die besonders ge- 
eignete Räume mit hochwertigen Einrichtungen 
erfordern. Ich habe den angeforderten Gesamt- 
aufwand von rd. 0,9 Mio DM als angemessen 
anerkannt. 

Die Arbeit in den optischen Laboratorien der 
Bundesanstalt wird durch ungünstige Raumver- 
hältnisse beeinträchtigt; die gesetzlich vorge- 
schriebenen Prüfaufgaben haben sich vermehrt. 
Ich habe daher auch die Ausgaben für die Er- 
weiterung dieser Laboratorien als notwendig 
anerkannt. Die beabsichtigten Bauvorhaben 
halte ich für zweckmäßig. Ich habe vorgeschla- 
gen, im Rechnungsjahr 1957 97 000 DM für die 
Ausstattung der Laboratorien bereitzustellen, 
den für die Bauvorhaben erforderlichen Betrag 
von 778 000 DM jedoch erst im Rechnungsjahr 
1958 zu veranschlagen. 

Die Bundesanstalt hat Mittel für die Reno- 
vierung des schalltoten Raumes angefordert. Er 
hat sich für Präzisionsmessungen als unzuläng- 
lich erwiesen. Ich habe auch diese Anforderun- 
gen anerkannt, jedoch vorgeschlagen, sie mit 
Rücksicht auf die noch nicht abgeschlossenen 
Vorarbeiten erst im Rechnungsjahr 1958 zu be- 
rücksichtigen. 

Für die Ausübung hoheitsrechtlicher Befug- 
nisse als ständige Aufgabe habe ich 8 von 14 
zusätzlich beantragten Beamtenstellen für not- 
wendig gehalten. Im übrigen sollten Angestellte 
beschäftigt werden, wenn mehr Prüfungen als 
bisher anfallen und das Personal verstärkt wer- 
den muß. 

Die Gebührensätze der Bundesanstalt halte 
ich für zu niedrig. Ich habe empfohlen, die 
Gebührenordnung zu ändern und ihre Vorschrif- 
ten schärfer als bisher anzuwenden. Dadurch 
könnten die Einnahmen aus Gebühren erhöht 
werden. 

Meine Vorschläge bezüglich der Bauvorhaben 
und der zusätzlichen Bereitstellung von 8 Plan- 
stellen sind im Haushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1957 berücksichtigt worden. 

* 

Stellungnahme zu Bauvorhaben der 
Bundesanstalt für Materialprüfung 

(Januar 1957) 

18. Die Anstalt hatte Mittel für ein neues Heizwerk 
und ein damit verbundenes Zentralgebäude für 
das Haushaltsjahr 1957 angefordert; dieses soll 
eine Energieversorgungsanlage, Reparaturwerk- 
stätten, einige Laboratorien mit hohem Energie- 
bedarf und einen Vortragssaal umfassen. Es 
handelt sich um ein Bauvorhaben von etwa 
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2,5 Mio DM. Ich habe geprüft, ob es notwendig 
ist, die Mittel für die apparative Ausstattung 
nach den Plänen der Bundesanstalt von 200 000 
DM auf 800 000 DM zu erhöhen. Dabei haben 
meine Beauftragten festgestellt, daß die Kapa- 
zität der im Jahre 1904 errichteten Kesselanlage 
nicht ausreicht, um die vorgesehenen Erweite- 
rungsbauten mit Dampf zu versorgen. Auch ent- 
spricht die Anlage nicht mehr den Sicherheits- 
bestimmungen des Technischen Überwachungs- 
Vereins. Das Kesselhaus hat im Kriege stark 
gelitten; für den Einbau einer neuen Kessel- 
anlage ist es nicht mehr geeignet. Der Neubau 
ist nach meiner Ansicht notwendig. Bei der Prü- 
fung des Bauentwurfs für das Zentralgebäude 
habe ich festgestellt, daß der Haupteingang mit 
der Vorhalle, das Treppenhaus, die Garderobe 
und der Vortragssaal nicht vertretbare Ausgaben 
verursachen würden. Die Ausmaße lassen sich 
verringern; dadurch wird eine Treppe überflüs- 
sig und die Fahrstuhlanlage entbehrlich. Auch 
die Baunebenkosten können gekürzt werden. 
Auf meine Empfehlung hin ist die Bausumme 
um 354 000 DM herabgesetzt worden. 

Weiter habe ich vorgeschlagen, den Ansatz 
für die apparative Ausstattung der Anstalt für 
das Haushaltsjahr 1957 von 200 000 DM auf 
300 000 DM — statt auf 800 000 DM — zu er- 
höhen und die restlichen Ausgaben auf mehrere 
Jahre zu verteilen. 

Die zur Verwirklichung meiner Vorschläge 
erforderlichen Mittel sind in dem Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1957 bereitgestellt wor- 
den. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Gutachten über die Organisation und die 
Wirtschaftlichkeit des Ministeriums 

(März 1957) 

19. Der Anlaß zu meiner Prüfung ergab sich aus den 
Anträgen des Ministeriums, das Personal erheb- 
lich zu vermehren. Meine Untersuchungen haben 
sich auch auf die Möglichkeiten erstreckt, wie 
die Verwaltung vereinfacht werden kann. 

Neben den Vorarbeiten für neue Gesetze hat 
das Ministerium in steigendem Maße umfang- 
reiche zentrale Verwaltungsarbeiten zu erledigen. 
Dazu gehören die Maßnahmen, welche nach den 
Bestimmungen der Marktordnung erforderlich 
sind, um die Ernährung zu sichern. Neue Auf- 
gaben sind dem Ministerium durch das Landwirt- 
schaftsgesetz vom 5. September 1955 erwachsen. 
Außerdem hat es sich als notwendig erwiesen, 
die Tätigkeit auf handelspolitischem Gebiet zu 
verstärken und in den einschlägigen internatio- 
nalen Organisationen mehr als bisher mitzu- 
wirken. Weitere Arbeiten obliegen dem Mini- 


sterium auf dem Gebiete der Forschung und 
ihrer Finanzierung; die Forschung umfaßt alle 
Zweige der Landwirtschafts-, Forst- und Ernäh- 
rungswissenschaft. Es müssen Wege gefunden 
werden, das Ministerium von dieser umfang- 
reichen Verwaltungstätigkeit zu entlasten und es 
auf seine eigentlichen ministeriellen Aufgaben 
zurückzuführen. Hierfür wäre eine Bundesober- 
behörde die geeignete Institution; sie könnte 
auch bei entsprechender organisatorischer Ge- 
staltung die Aufgaben der Außenhandelsstelle 
sowie der Einfuhr- und Vorratsstellen wahr- 
nehmen. 

Um das Ministerium sofort zu entlasten, habe 
ich folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

a) Angelegenheiten, die eine nachgeordnete Be- 
hörde, eine Landesverwaltung oder eine 
Selbstverwaltungskörperschaft erledigen 
kann, sollen nicht im Ministerium bearbeitet 
werden. 

b) Das Statistische Bundesamt muß mehr als bis- 
her bei umfangreichen statistischen Erhebun- 
gen mitwirken. Dadurch wird das Ministe- 
rium weitgehend von eigenen statistischen 
Arbeiten entlastet werden können. 

c) Einzelentscheidungen über die Ausfuhr von 
Holz sind der Außenhandelsstelle zu über- 
tragen. 

d) Das Ministerium soll sich in Angelegenheiten 
der Marktordnung auf allgemeine Weisungen 
beschränken; für Einzelentscheidungen sind 
allein die Einfuhr- und Vorratsstellen zu- 
ständig. 

e) Veröffentlichungen und Aufklärungsschriften 
sollen weitgehend von nachgeordneten Stel- 
len herausgegeben werden. 

f) Die Teilnahme an nationalen und internatio- 
nalen Tagungen und Verhandlungen wird 
erheblich einzuschränken sein. 

Neben diesen Maßnahmen, welche die Arbeit 
im Ministerium vermindern sollen, habe ich 
organisatorische Änderungen vorgeschlagen, um 
die Verwaltung zu vereinfachen und zu verbil- 
ligen. Dabei bin ich wie immer von dem Grund- 
satz ausgegangen, daß große Referate zu bil- 
den sind; denn sie ermöglichen es, die Arbeit 
zweckmäßig zu verteilen und das Personal aus- 
zulasten. Sämtliche Einmann-Referate sollen 
aufgelöst und in andere Referate eingegliedert 
werden. Mein Vorschlag geht dahin, von den 
100 Referaten — auf die Verhältnisse zur Zeit 
meiner Prüfung bezogen — 28 aufzulösen. 
Unterabteilungen habe ich in einigen Fällen 
nicht anerkennen können. Meine Anregungen 
sehen vor, daß die Leiter kleinerer Unterab- 
teilungen noch ein Referat übernehmen und daß 
zwei Abteilungsleiter gleichzeitig noch eine 
Unterabteilung in ihren Abteilungen leiten. Das 
Ministerum umfaßte zur Zeit meiner Prüfung — 
neben der Leitung, der Vorprüfungsstelle, der 
Vertretung in Berlin und der Verwaltungsstelle 
Hamburg — sieben Abteilungen mit 14 Unter- 
abteilungen. Nach meinen Feststellungen kön- 
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nen mehrere Arbeitsgebiete zusammengelegt 
werden; alsdann wäre es möglich, eine Abtei- 
lung und zwei Unterabteilungen einzusparen. 
Ferner habe ich angeregt, die Verwaltungsstelle 
des Ministeriums Hamburg aufzulösen. Sie hat 
keine ministeriellen Aufgaben; die nachgeord- 
neten Dienststellen des Ministeriums in Ham- 
burg können die Aufgaben übernehmen. 
Weitere Ersparnisse wären möglich, wenn das 
Besoldungsbüro des Ministeriums aufgelöst 
wird und seine Arbeiten der zentralen Besol- 
dungsstelle in Mehlem übertragen werden. 
Schließlich habe ich eingreifende Vorschläge ge- 
macht, die eine zweckmäßige Gestaltung des 
inneren Dienstes betreffen. 

Nach dem Haushaltsplan 1956 sind für das 
Ministerium 310 Beamte, 313 Angestellte und 
94 Lohnempfänger — zusammen 717 Bedienstete 
— vorgesehen. Für das Rechnungsjahr 1957 
wollte das Ministerium sein Personal um 35 Be- 
amte sowie 15 Angestellte und Lohnempfänger 
verstärken; eine Reihe von Stellen sollte ge- 
hoben werden. Die geforderten Stellen habe ich 
zum größten Teil nicht befürworten können. Vor 
allem habe ich die Bestrebungen des Ministe- 
riums, weitere Unterabteilungsleiter einzu- 
setzen, nicht unterstützen können. Meine Vor- 
schläge schließen mit insgesamt 711 Kräften ab. 
In absehbarer Zeit kann weiteres Personal ein- 
gespart werden, sobald einzelne Arbeiten ab- 
geschlossen sind und die Organisation des Mini * 
steriums nach meinen Vorschlägen geändert 
wird; die dadurch frei werdenden Kräfte sollten 
im Haushaltsplan als „künftig wegfallend' 4 be- 
zeichnet werden. Ferner habe ich vorgeschlagen, 
den gehobenen Dienst zu verstärken und dafür 
Angestellte in Vergütungsgruppen, die dein 
höheren Dienst entsprechen, einzusparen; ich 
hatte festgestellt, daß diese Angestellten weit- 
gehend Tätigkeiten ausüben, die nach Art und 
Inhalt zu den Daueraufgaben des gehobenen 
Dienstes gehören. Im Bereiche des mittleren 
Dienstes verfügt das Ministerium über Beamten- 
stellen, die ich nicht als solche habe anerken- 
nen können. Mein Besetzungsvorschlag sieht 
vor, daß künftig 26 Planstellen in entsprechende 
Stellen für Angestellte umgewandelt werden. 

Meine Besetzungsvorschläge sind im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1957 berück- 
sichtigt worden. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Arbeit 

Auswirkungen meines Gutachtens über die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

20. Im Januar 1956 habe ich ein eingehendes Gut- 
achten über die Bundesanstalt erstattet. In der 
Anlage der Denkschrift 1955 habe ich darüber 
berichtet (S. 69 Nr. 12). Inzwischen haben die 


Organe — der Vorstand und der Verwaltungs- 
rat — und die Geschäftsführung der Bundesan- 
stalt wiederholt erörtert, wie der Zielplan, den 
ich in dem Gutachten für die Organisation und 
den Personaletat aufgestellt habe, verwirklicht 
werden kann. Die Verhandlungen schweben 
noch. Die vom Vorstand und vom Verwaltungs- 
rat hierfür eingesetzten Kommissionen haben 
bisher die Vorschläge des Gutachtens unter- 
sucht, die sich auf die Arbeitsvermittlung ein- 
schließlich der Berufsberatung und des Ärzt- 
lichen Dienstes und auf die unterstützende Ar- 
beitslosenhilfe beziehen. Die grundlegenden 
organisatorischen und personalwirtschaftlichen 
Fragen sollen erst entschieden werden, wenn 
die Untersuchungen auf den Fachgebieten abge- 
schlossen sind. Unabhängig davon befassen sich 
die Kommissionen mit Maßnahmen, welche die 
Geschäftsführung der Bundesanstalt sofort durch- 
führen kann. 

Im Vordergrund meiner Prüfung stand eine 
Untersuchung des Personalbedarfs der Bundes- 
anstalt. Seit der Errichtung der Bundesanstalt im 
Jahre 1952 sind im Haushaltsplan folgende Stel- 
len für Beamte und Angestellte und folgende 
Mittel für Zusatzkräfte ausgewiesen worden: 


Bundesanstalt 1952 

1953 1954 

1955 

1956 

Beamten- und An- 
gestellten-Stellen 
in der Hauptstelle 

285 

285 

282 

282 

287 

Nachgeordnete 
Dienststellen 
a) Beamten- und 
Angestellten- 
stellen 

33 675 

1 33 675 

30 756 

30 774 

29 235 

b) Mittel für 
Zusatzkräfte 

10,6 

Mio 

DM 

13,8 

Mio 

DM 

23,7 

Mio 

DM 

19 

Mio 

DM 

8,5 

Mio 

DM 


Mein Vorschlag, den Personalbestand stark zu 
verringern, ist durch den laufenden Rückgang 
der Arbeitslosigkeit noch unterstrichen worden. 

Für die Landesarbeitsämter, die Arbeitsämter 
und die sonstigen nachgeordneten Dienststellen 
der Bundesanstalt habe ich in meinem Gut- 
achten 26 049 Stellen für erforderlich bezeichnet. 
Der Haushaltsplan für 1957 sieht 28 915 Stellen 
vor. Danach sind gegenüber dem Rechnungsjahr 
1952 bereits rd. 4760 Stellen für Beamte und 
Angestellte eingespart worden. Weitere 907 
Beamtenstellen sollen künftig wegfallen. Außer- 
dem darf die Hälfte der frei werdenden Stellen 
nicht wieder besetzt werden; Stellen, die ihrer 
Aufgaben wegen beibehalten werden müssen, 
sind hiervor ausgenommen. Die Mittel für die 
Zusatzkräfte wurden auf 5 Mio DM herabge- 
setzt. 

Für die Hauptstelle sieht der Zielplan meines 
Gutachtens 236 Stellen vor. Im Haushaltsplan 
1957 sind noch 302 Stellen bewilligt worden, 
von denen jedoch 27 Stellen künftig wegfallen 
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werden. Die Hauptstelle hat wesentliche organi- 
satorische Grundsätze meines Gutachtens noch 
nicht übernommen. Der Organisationsplan weist 
z. B. neben zwei Fachabteilungen zwei weitere 
Abteilungen für die Verwaltung aus; ich hatte 
vorgeschlagen, die beiden Abteilungen für die 
Verwaltung zusammenzufassen. Außerdem be- 
stehen nach dem Organisationsplan drei Unter- 
abteilungen aus nur je zwei Referaten; ich hatte 
Unterabteilungen nur anerkannt, wenn sie min- 
destens fünf ausgelastete Referate umfassen. 

Bemerkenswert ist, daß die Mittel für Abfin- 
dungen und Übergangsgelder von 0,8 Mio DM 
im Jahre 1955 auf 1 Mio DM im Jahre 1956 und 
auf 4,1 Mio DM im Jahre 1957 erhöht worden 
sind, um den Personalabbau zu ermöglichen und 
zu beschleunigen. 

Es wird notwendig sein, daß die Bundesan- 
stalt in den nächsten Jahren den von mir vorge- 
schlagenen Zielplan verwirklicht. 

Der Bund trägt die Verwaltungskosten, die der 
Bundesanstalt dadurch entstehen, daß sie die 
Arbeitslosenhilfe durchführt. Ich habe hierfür 
eine Pauschale von 4,5 v. H. der Ausgaben für 
angemessen gehalten. Die Bundesregierung und 
die Bundesanstalt haben meinen Vorschlag für 
die Zeit bis zum 31. März 1957 angenommen. 
Danach braucht der Bund für die Rechnungs- 
jahre 1952 bis 1955 rd. 150 Mio DM weniger zu 
zahlen, als die Bundesanstalt gefordert hat. 

* 


Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Verkehr 

Gutachten über die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr 

(Mai 1956) 

21. Die sprunghafte Entwicklung des Güterfernver- 
kehrs hat den Staat gezwungen, die verschie- 
denen Verkehrsträger so zu koordinieren, daß 
bestehende Werte tunlichst erhalten bleiben 
und zugleich der höchste volkswirtschaftliche 
Nutzen mit dem geringsten Kostenaufwand er- 
reicht wird. Das Güterkraftverkehrsgesetz vom 
17. Oktober 1952 begrenzt den Umfang des ge- 
werblichen Güterfernverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen und legt diesem Verkehr einen auf die 
Eisenbahn abgestimmten Tarif auf. Während die 
Konzessionierung vorwiegend den Landesver- 
kehrsbehörden obliegt, ist es Aufgabe der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr, einer bun- 
desunmittelbaren öffentlich-rechtlichen Anstalt, 
die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr 
zu überwachen und insbesondere dafür zu sor- 
gen, daß die am Beförderungsvertrag Beteilig- 
ten die behördlich festgesetzten Tarife und Be- 
förderungsbedingungen einhalten und daß kein 
ungenehmigter Ferntransport von Gütern auf 
der Straße stattfindet. 


Die Konzessionierung ist in ihren rechtlichen 
Grundlagen umstritten. Auch ist es aus verschie- 
denen Gründen problematisch, den gewerb- 
lichen Güterfernverkehr an einen Feststarif zu 
binden. Deshalb hat die Bundesregierung in- 
zwischen versucht, die Verkehrskoordinierung 
in anderer Weise zu erreichen. Das Verkehrs- 
finanzgesetz baut die indirekte Subventionie- 
rung des Lastwagens, insbesondere des Schwer- 
lastwagens und des Anhängers, ab. Die damit 
eingeleitete Annäherung der echten Kosten des 
Straßenferntransports an den Tarif wird durch 
die mit Rücksicht auf die Verkehrssicherheit 
und die Straßenunterhaltung getroffenen Maß- 
nahmen zur Verminderung der zulässigen Maße 
und Gewichte der Fahrzeuge noch gefördert. Die 
neuen Koordinierungsmaßnahmen überlagern 
die bisherigen und können sie eines Tages er- 
setzen. Sie berühren damit Aufgabe und Be- 
stand der Bundesanstalt; denn in dem Maße, in 
dem die Entwicklung der Kostenlage es er- 
schwert, den Tarif zu unterbieten, wird ein wirt- 
schaftspolizeilicher Apparat zur Überwachung 
der Tariftreue entbehrlich. 

Bei dieser Sachlage bestanden bei den Bun- 
desministern für Verkehr und der Finanzen, die 
den Haushalt der Bundesanstalt zu genehmigen 
haben, Zweifel, ob den erheblichen Forderun- 
gen auf Personalverstärkung zu entsprechen 
sei. Sie haben mich deshalb um eine gutacht- 
liche Äußerung gebeten. Ich habe mich im 
Augenblick der Ungewißheit über den recht- 
lichen Bestand der Grundlagen der bisherigen 
Koordinierungsmaßnahmen sowie über Aussich- 
ten und Erfolg der neuen Absichten nicht für 
die von der Bundesanstalt geforderte Personal- 
vermehrung aussprechen können. Eine vorsich- 
tige Haltung in dieser Personalfrage schien mir 
um so eher möglich, als die bestehende Hoch- 
konjunktur alle Verkehrsträger ausreichend 
ausgelastet und ihrem Wettbewerb die beson- 
dere Schärfe genommen hat, und um so notwen- 
diger, als bei dem herrschenden Mangel an Ar- 
beitskräften die Ausweitung eines Verwaltungs- 
apparates nur im dringendsten Fall gerechtfer- 
tigt sein kann. Ich habe empfohlen, das vorhan- 
dene Personal der Bundesanstalt zunächst so 
effektiv wie möglich einzusetzen und durch 
innere Maßnahmen die Leistungen zu steigern. 
In einer Reihe von organisatorischen und fach- 
lichen Vorschlägen zeigt das Gutachten die 
Wege hierzu auf. 

* 

Prüfung des Personalbedarfs der 
Bundesanstalt für Flugsicherung 

(Januar 1957) 

22. Auf Bitte des Bundesministers für Verkehr habe 
ich die Personalanforderungen der Bundesan- 
stalt für das Rechnungsjahr 1957 geprüft. 

Der Personalbedarf der Bundesanstalt hängt 
vom Luftverkehr ab, der sich in den letzten fünf 
Jahren verdoppelt hat. Der Bundesminister für 
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Verkehr hatte die Forderung der Bundesanstalt, 
das Personal erheblich zu verstärken, auf 450 
Kräfte begrenzt. Der Personalkörper bestand in 
diesem Zeitpunkt aus 985 Kräften. Ich habe 
empfohlen, der Bundesanstalt 167 neue Stellen 
und 100 Nachwuchskräfte zu bewilligen. 

Meine Besetzungsvorschläge sind im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1957 berück- 
sichtigt worden. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen 

überblick über die Prüfung der Organisation 
und der Wirtschaftlichkeit der 
Deutschen Bundespost 

23. Im Jahre 1937 hatte der Reichspostminister 
Richtlinien für die Bemessung des Personals bei 
den Ämtern der Deutschen Reichspost und Richt- 
linien für die Bewertung der Dienstposten her- 
ausgegeben. Der Reichsminister der Finanzen 
und in der Folge der Bundesminister der Finan- 
zen haben die Richtlinien nicht anerkannt. Dar- 
aus haben sich ständig Schwierigkeiten bei der 
Feststellung des Haushaltsvoranschlages der 
Post ergeben. Die Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen und der Finanzen haben 
mich daher im Jahre 1953 gebeten, die Organi- 
sation der Deutschen Bundespost in bezug auf 
die Zweckmäßigkeit des Aufbaues und der 
Gliederung, 

die Bewertungsrichtlinien für die Dienstposten 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter und 
das Personalbemessungsverfahren und die 
Zweckmäßigkeit der Bemessungsrichtlinien 

zu prüfen. Ich habe eingehende Untersuchungen 
bei allen Zweigen der Postverwaltung durch- 
führen lassen und dazu sachverständige Berater 
herangezogen. 

Das Gutachten über das Personalbemessungs- 
verfahren habe ich inzwischen erstattet. Das Gut- 
achten über die Organisation der Deutschen 
Bundespost (S. 111 ff. Nr. 24 bis 26) gliedert sich 
in zwei Hauptteile. Der erste Teil befaßt sich mit 
der Organisation der Ämter und der Oberpost- 
direktionen, der zweite — in vier Teilbänden — 
mit der Organisation des Fernmeldetechnischen 
Zentralamtes, des Posttechnischen Zentralamtes, 
des Sozialamtes der Deutschen Bundespost und 
des Bundesministeriums für das Post- und Fern- 
meldewesen; an den Teilgutachten über das 
Posttechnische Zentralamt und über das Sozial- 
amt der Deutschen Bundespost wird noch gear- 
beitet. Wegen des Gutachtens über das Per- 
sonalbemessungsverfahren verweise ich auf 
S. 113 Nr. 27. Das Gutachten über die Dienst- 
postenbewertung ist noch nicht fertiggestellt. 

* 


Gutachten über die Organisation der 
Deutschen Bundespost 

(Dezember 1956) 

24. Im ersten Teil habe ich die Organisation der 
Fernmeldeämter, der Fernmeldezeugämter, der 
Fernmeldezentralzeugämter, der Postämter und 
der Oberpostdirektionen behandelt. 

Ich habe vorgeschlagen, die Fernmeldeämter 
einheitlicher als bisher zu organisieren und ihre 
Zuständigkeiten zu erweitern. Das wird den Be- 
trieb vereinfachen und es den Oberpostdirek- 
tionen ermöglichen, Personal einzusparen. Wei- 
ter habe im empfohlen, sechs Fernmeldezeug- 
ämter aufzulösen und ihre Aufgaben benachbar- 
ten Ämtern zu übertragen. Bei zwanzig Fern- 
meldezeugämtern werden Lager für Bauele- 
mente (Ersatzteile) unterhalten; das ist unwirt- 
schaftlich und unzweckmäßig. Ich habe angeregt, 
die Ersatzteile an einer Stelle zu lagern und sie 
mit Postpaketen zu versenden. Ferner habe ich 
vorgeschlagen, die beiden Fernmeldezentral- 
zeugämter zu einem Amt zu vereinigen, weil 
sich ihr Aufgabenbereich von selbst verkleinern 
wird. 

Die Organisation der Postämter entspricht 
nicht neuzeitlichen Erfordernissen. Am 31. März 
1955 bestanden 1505 selbständige Postämter, 
deren Personalstärke zwischen 10 und 3000 
Köpfen schwankt; die große Anzahl der Ämter 
hemmt die zweckmäßige Beförderung der Post 
und erschwert die Arbeit der Oberpostdirektio- 
nen. Ich habe empfohlen, die kleinen Ämter in 
Zweigpostämter umzuwandeln und diese großen 
Ämtern zu unterstellen. Dann würde sich die 
Zahl der selbständigen Ämter auf weniger als 
ein Drittel vermindern. Dadurch wird es ermög- 
licht, zur Entlastung der Oberpostdirektionen, 
die Befugnisse der Amtsvorsteher wesentlich zu 
erweitern. Somit könnte die Bundespost u. a. 
die Betriebs- und Beförderungsverhältnisse in 
den größeren Bereichen verbessern, 
die Güte des Verwaltungsdienstes durch Ein- 
satz von Spezialisten heben, 
den Betriebs- und Verwaltungsablauf der 
Ortsstufe vereinfachen und beschleunigen, 
Personal bei den Oberpostdirektionen ein- 
sparen, 

die leitenden Beamten besser als bisher 
schulen und ihnen dadurch die Möglichkeit 
geben, durch mehrjährige Tätigkeit bei großen 
Ämtern Betriebskenntnisse zu erwerben, und 
das vielfältige System der Prüfungen und Kon- 
trollen abbauen. 

Für die Oberpostdirektionen habe ich vorge- 
schlagen, den teilweise sehr unterschiedlichen 
Verwaltungsvollzug zu vereinheitlichen und 
günstige Ergebnisse bei einzelnen Oberpost- 
direktionen im gesamten Bereich der Bundes- 
post zu verwerten. Außerdem habe ich empfoh- 
len, die Oberpostdirektionen einheitlich zu 
organisieren und Grundtypen für die Referate 
vorzuschreiben. Diese Maßnahmen werden zu 
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Personalersparnissen führen und es dem Mini- 
sterium außerdem ermöglichen, den Personal- 
etat der Oberpostdirektionen besser als bisher 
zu beurteilen. 

Die Hochbauten wurden bisher durch die 
Hochbaureferate bei den Oberpostdirektionen 
ausgeführt Ich habe vorgeschlagen, unter Ein- 
satz des Baupersonals bei den Oberpostdirek- 
tionen Hochbauämter als Ortsbehörden einzu- 
richten; das vorhandene Personal reicht dazu 
aus. Diese Organisation ist vorteilhaft, 
weil die Hochbauämter grundsätzlich sämt- 
liche Bauvorhaben planen können, die Ober- 
postdirektionen die Baupläne prüfen und das 
Ministerium dadurch entlastet wird, 
weil Ortsbehörden die Baumaßnahmen durch- 
führen, die Mittel bewirtschaften sowie dar- 
über abrechnen und 

weil die Hochbauämter, welche auch die Bau- 
ten und die Maschinen instand zu halten haben, 
als Ortsbehörden unmittelbare Verbindung 
mit den Dienststellen der Bundespost haben. 
Der letzte Abschnitt des Gutachtens behandelt 
die regionale Gliederung der Oberpostdirektio- 
nen und ihre optimale Größe. Bei der gegen- 
wärtigen Organisation der Ämter erscheint — 
vor allem wegen der Vielzahl der Postämter 
aller Größenordnungen — die Oberpostdirek- 
tion mittlerer Größe als der optimale Typ. Ich 
habe die Verhältnisse bei den Oberpostdirek- 
tionen, welche dieser Größenordnung nicht ent- 
sprechen, eingehend untersucht und vorge- 
schlagen, die vier kleinen Direktionen Trier, 
Neustadt (Weinstraße), Tübingen und Braun- 
schweig sofort aufzulösen. Ich bin davon ausge- 
gangen, daß die Deutsche Bundespost eine Ver- 
kehrs- und Betriebsverwaltung ist, bei der Rück- 
sichten auf innerdeutsche Landesgrenzen oder 
historische Grenzen außer Betracht bleiben müs- 
sen. Maßgebend müssen in erster Linie die Not- 
wendigkeiten der Postverwaltung sein (z. B. die 
Verkehrs- und Wirtschaftsbeziehungen und die 
Wohndichte). Bei meinem Vorschlag habe ich 
die Rückgliederung des Saargebietes nicht mehr 
berücksichtigen können. Dadurch ist im Westen 
des Bundesgebietes eine neue Situation geschaf- 
fen, deren Auswirkungen abzuwarten sind. Wird 
die Organisation der Postämter umgestellt, so 
wird sich die optimale Größe der Oberpostdirek- 
tionen für das Postwesen ändern. Das Ziel wird 
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit immer darin 
bestehen müssen, die Bezirke für die Oberpost- 
direktionen so abzugrenzen, daß das Postwesen 
und das Fernmeldewesen in allen Bezirken ver- 
einigt bleiben können. 

* 

25. In dem Teilgutachten über das Femmeldetech- 
nische Zentralamt habe ich wesentliche Ände- 
rungen in organisatorischer Hinsicht angeregt. 
Das Fernmeldetechnische Zentralamt war zur 
Zeit meiner Prüfung in sechs Fachabteilungen, 
eine Verwaltungsabteilung und eine Präsidial- 


abteilung gegliedert. Die Abteilungen umfaßten 
insgesamt 87 Referate; die für die technische 
Koordinierung und für Grundsatzfragen vorge- 
sehene Stelle eines Chefingenieurs war seit Jah- 
ren nicht besetzt. Bei dem Amt waren am 1. Sep- 
tember 1955 1277 Bedienstete beschäftigt, unter 
ihnen 591 Beamte. Die zur Außenstelle Berlin 
gehörende Ingenieurschule in West-Berlin war 
von 231 Ingenieurschülern besucht. 

Mein Vorschlag läuft darauf hinaus, die Ab- 
teilungen, Gruppen und Referate straffer als bis- 
her zu gliedern. Im Zusammenhang damit habe 
ich empfohlen, die mit Entwicklungsaufgaben 
betraute Gruppe I a von München an den Sitz 
des Fernmeldetechnischen Zentralamtes — Darm- 
stadt — zu verlegen. Dagegen halte ich es nicht 
für notwendig, die Außenstelle Berlin aufzu- 
lösen. 

Der Kräftebedarf des Amtes entzieht sich in- 
folge der Eigenart seiner Aufgaben zum Teil 
einer genaueren Bemessung. Die Arbeiten auf 
dem Gebiet der Forschung und Entwicklung, der 
Gutachten-, Organisations- und Vorschriftenent- 
würfe lassen sich nicht messen; man kann sie 
nur schätzen. Meine Vorschläge für die Perso- 
nalansätze beruhen auf eingehenden Unter- 
suchungen, die sich auf den Geschäftsplan so- 
wie auf abgeschlossene, laufende und künftig 
zu erwartende Arbeiten erstreckt haben. Ich 
habe empfohlen, 151 Stellen zu streichen und 
einige Dienststellen auszugliedern; danach würde 
sich die Zahl der für das Fernmeldetechnische 
Zentralamt erforderlichen Kräfte von 1277 
(Stand 1. September 1955) auf 1055 verringern. 

Die Stellen des Fernmeldetechnischen Zentral- 
amtes sind in dem Stellenplan für die Außen- 
verwaltung der Deutschen Bundespost enthal- 
ten und bis auf die Stelle des Präsidenten nicht 
besonders ausgewiesen. Wenn das Zentralamt 
einen eigenen Stellenplan erhielte, so hätte 
seine Personalwirtschaft eine feste haushalts- 
rechtliche Grundlage; auch würden die Anstel- 
lungs- und Beförderungsverhältnisse innerhalb 
des Amtes dadurch klargestellt. Ich habe des- 
wegen vorgeschlagen, einen gesonderten Stel- 
lenplan für das Fernmeldetechnische Zentralamt, 
der auch die Stellen für Arbeiter und Ange- 
stellte zu enthalten hätte, aufzustellen. 

* 

26. In dem Teilgutachten über die Organisation des 
Bundesministeriums für das Post- und Fern- 
meldewesen habe ich zunächst ausgeführt, daß 
sich der Planstellenbestand seit dem Jahre 1952 
kaum geändert hat, obwohl die Aufgaben des 
Ministeriums gerade in den letzten Jahren er- 
heblich zugenommen haben. 

Das Haushaltswesen ist in der Weise ge- 
regelt, daß die Fachabteilungen ihren Bedarf er- 
mitteln und ihn der Finanz- und Wirtschafts- 
abteilung mitteilen; diese stellt die Beträge in 
den Voranschlag ein. Sie ist nicht in der Lage, 
den angemeldeten Bedarf zu prüfen und mit der 
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Finanzlage der Deutschen Bundespost im ganzen 
abzustimmen, weil sie nicht über genügend 
Fachkräfte verfügt. Ihre Tätigkeit besteht inso- 
weit lediglich darin, die Finanzierung des von 
den anderen Stellen ermittelten Bedarfs zusam- 
menzustellen. Dieses Verfahren ist nicht geeig- 
net, eine sparsame Haushaltsführung, die sich 
der jeweiligen Finanzlage anpaßt, zu gewähr- 
leisten; denn die Bedarfsträger lassen sich vor- 
wiegend von dem verständlichen Bestreben 
leiten, ihren Bereich zu unterstützen. Im Inter- 
esse einer sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung habe ich vorgeschlagen, in der 
Finanz- und Wirtschaftsabteilung eine beson- 
dere Unterabteilung mit den Aufgaben einer 
echten Haushaltsabteilung zu errichten; sie 
sollte auch bei der Verwaltung der Mittel stär- 
ker als bisher eingeschaltet werden. Dazu 
müßte das Personal der Finanz- und Wirtschafts- 
abteilung u. a. um einen Ministerialdirigenten 
und um zwei Ministerialräte verstärkt werden. 

Im Zeitpunkt meiner Prüfung war das Mini- 
sterium in sechs Abteilungen und 67 Referate 
gegliedert. Die Zahl der Abteilungen habe ich 
— von einigen organisatorischen Änderungsvor- 
schlägen abgesehen — anerkannt. Die Referate 
sind durchweg auf die Arbeitskraft eines Refe- 
renten abgestellt; ständige Hilfsreferenten fehl- 
ten fast ganz. Ich habe angeregt, den Arbeits- 
stoff zusammenzufassen, die Referate zu ver- 
größern und mehr Hilfsreferenten als bisher ein- 
zusetzen. Von den vorhandenen 67 Referaten 
könnten auf diese Weise zunächst vierzehn ein- 
gespart werden; nach einer Übergangszeit 
würde es möglich sein, weitere Referate aufzu- 
lösen. Mein Vorschlag wirkt sich dahin aus, daß 
sich die Zahl der Ministerialräte vermehrt und 
gleichzeitig die Zahl der Oberposträte als Hilfs- 
referenten vergrößert, während die Zahl der 
Oberpostdirektoren als Referenten zurückgeht. 

Die Planstellen, die dem Ministerium nach 
meinem Gutachten zuzubilligen sind, haben der 
Bundesminister der Finanzen und der Verwal- 
tungsrat inzwischen anerkannt; die Stellen sind 
überwiegend in den Voranschlag für das Rech- 
nungsjahr 1957 eingesetzt worden. Der Rest soll 
in den Stellenplan für 1958 aufgenommen wer- 
den. 

* 


Gutachten über das Personalbemessungs- 
verfahren bei den Ämtern der 
Deutschen Bundespost 

pezember 1956) 

27. Bei der Deutschen Bundespost wird der Bedarf 
an Arbeitskräften nach den „Richtlinien für die 
Bemessung von Leistungen bei der Deutschen 
Bundespost“ festgestellt. Für eine Verwaltung, 
wie sie die Deutsche Bundespost darstellt, sind 
solche Richtlinien unerläßlich; das ergibt sich 
allein daraus, daß sie im Jahre 1956 durch- 
schnittlich 365 000 Beamte, Angestellte und Ar- 


beiter beschäftigt und 1965,3 Mio DM für Ge- 
hälter, Vergütungen und Löhne ausgegeben 
hat. Mein Gutachten sollte klären, ob die Richt- 
linien eine sparsame Bemessung des Personals 
ermöglichen und ob sie den betrieblichen Erfor- 
dernissen sowie der menschlichen Leistungs- 
fähigkeit gerecht werden. Die Ergebnisse meiner 
Prüfung haben dies bestätigt. 

Das in seinen Grundzügen aus dem Jahre 
1937 stammende System, das die Post in den 
Nachkriegsjahren vielfach ergänzt hat, muß jedoch 
ausgebaut und verfeinert werden. Das ist insbe- 
sondere deshalb erforderlich, weil sich die be- 
trieblichen Verhältnisse im Bereich des Fern- 
meldewesens durch den technischen Fortschritt 
geändert haben. Zwar hat die Post diese Tat- 
sache berücksichtigt und in den vergangenen 
Jahren im Bereich des Fernmeldewesens neue 
Methoden und Begriffsbestimmungen entwik- 
kelt. Im Bereich des Postwesens sind neue Ar- 
beitsverfahren eingeführt worden, weil der Be- 
trieb rationalisiert und mechanisiert worden ist; 
das System, nach dem die Leistungen bemessen 
werden, ist dagegen methodisch und begrifflich 
im wesentlichen unverändert geblieben. 

Ferner legt die Post überwiegend Bemes- 
sungszahlen zugrunde, die lediglich Erfahrungs- 
werte, nicht aber das Ergebnis wissenschaft- 
licher Untersuchungen darstellen. Richtlinien für 
eine zweckmäßige Arbeitsorganisation sind nur 
zum Teil vorhanden, so daß nicht überall die 
Voraussetzungen einer gleichmäßigen Personal- 
bemessung gegeben sind. 

Ich habe vorgeschlagen, die unterschiedlichen 
Methoden für das Postwesen und für das Fern- 
meldewesen soweit wie möglich aufeinander ab- 
zustimmen und einheitliche Begriffe festzulegen. 
Das Verfahren kann weiter verbessert werden, 
wenn die Zweckmäßigkeit des Arbeitsablaufs 
in den einzelnen Dienstzweigen untersucht wird 
und wenn die Bemessungszahlen geprüft und 
gegebenenfalls neu entwickelt werden. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für W ohnungsbau 

Prüfung des Deutschen Bauzentrums 

28. Das Deutsche Bauzentrum ist ein eingetragener 
Verein, der im Jahre 1954 auf Initiative des 
Bundesministers für Wohnungsbau gegründet 
worden ist. Es hat sich die Aufgabe gestellt, Er- 
kenntnisse und Ergebnisse der Forschung, der 
Wissenschaft und der Praxis zu sammeln, aus- 
zuwerten und zu verbreiten und dadurch das 
deutsche Bauwesen zu fördern; außerdem will 
es die Zusammenarbeit der Einrichtungen, die 
auf diesem Gebiet tätig sind, unterstützen. 

Das Deutsche Bauzentrum hat 1955 und 1956 
Bundeszuschüsse von durchschnittlich 340 000 DM 
erhalten; diese waren zunächst als Hilfe für die 
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Anlaufzeit gedacht. Der Bund wollte seine Zu- 
schüsse verringern, sobald das Deutsche Bau- 
zentrum über ausreichende Einnahmen — vor 
allem aus Mitgliedsbeiträgen und Entgelten für 
Leistungen — verfügen konnte. Es ist dem Bau- 
zentrum jedoch nicht gelungen, sich eine aus- 
reichende wirtschaftliche Grundlage zu schaffen. 
Seinen jährlichen Aufwand — mehr als 
400 000 DM — kann es nur zu einem geringen 
Teil aus eigenen Einnahmen decken. Diese 
ungünstige Entwicklung hat die Bundesminister 
der Finanzen und für Wohnungsbau veranlaßt, 
ein Gutachten darüber anzuregen, in welcher 
Weise der Bundeszuschuß beschleunigt vermin- 
dert werden kann. Bei meinen Untersuchungen 
habe ich festgestellt, daß sich die Aufgaben des 
Bauzentrums vielfach mit den Aufgaben anderer 
Einrichtungen, die zum Teil ebenfalls mit öffent- 
lichen Mitteln gefördert werden, überschneiden. 
Meine Prüfung, die sich auch auf die anderen 
Einrichtungen erstreckt, ist noch nicht abge- 
schlossen. Immerhin steht bereits fest, daß mit 
weniger Mitteln erheblich größere Wirkungen 
als bisher zu erzielen sind, wenn die Aufgaben 
geordnet und zusammengefaßt werden. 


* 


Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Gutachten über die Durchführung 
der Arbeiten für die Gesamterhebung 
der deutschen Bevölkerungsverluste 
in den Vertreibungsgebieten 

(September 1956) 

29. Auf Grund einer Entschließung des Bundestages 
vom 25. März 1953 hat die Bundesregierung eine 
Erhebung eingeleitet, um 

das Schicksal und den Verbleib der deutschen 
Bevölkerung der Vertreibungsgebiete zu 
klären, 

das Ausmaß und den Umfang der Flucht und 
Vertreibung der deutschen Bevölkerung des 
Ostens festzustellen und Voraussetzungen für 
Hilfsmaßnahmen zu schaffen, um die Deut- 
schen, welche noch unter fremder Verwaltung 
oder in fremdem Gewahrsam leben, betreuen 
zu können. 


Der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte hat das Stati- 
stische Bundesamt — Zweigstelle Berlin — , 
das Deutsche Rote Kreuz, den Kirchlichen 
Suchdienst (Heimatortskarteien), den Bund der 
vertriebenen Deutschen und den Verband der 
Landsmannschaften beauftragt, die Erhebung 
durchzuführen. Im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen hat der Bundesmini- 
ster für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte mich gebeten, ein Gutachten über die 
Zweckmäßigkeit des von den angeführten Ver- 
bänden eingeschlagenen Verfahrens, insbeson- 
dere im Hinblick auf die Mitwirkung des Ver- 
bandes der Landsmannschaften, und über die 
Höhe der erforderlichen Mittel zu erstatten. 

Ich bin zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Erhebung in der Form, wie sie nach längeren 
Verhandlungen und Vorbereitungen durchge- 
führt wird, zweckmäßig ist. Die Arbeitsbereiche 
der beteiligten Organisationen sind so gegen- 
einander abgegrenzt, daß sie sich im allge- 
meinen nicht überschneiden. Die Landsmann- 
schaften, die über das einschlägige Material ver- 
fügen, haben sich — unterstützt durch ihre Hei- 
matblätter — ohnehin an diesen Arbeiten be- 
teiligt. Daher habe ich mich dafür ausgespro- 
chen, daß ihr Verband bei der Erhebung mit- 
wirkt. 

Die Arbeiten sind im Jahre 1955 zögernd an- 
gelaufen; bei den Landsmannschaften stecken 
sie noch in den Anfängen, weil über ihre Mit- 
arbeit erst im November 1955 entschieden wor- 
den ist. Ich habe vorgeschlagen, die Frist für die 
Erhebung, welche auf einen Zeitraum von drei 
Jahren (1955/1957) abgestellt war, um ein Jahr 
— bis zum Ende des Rechnungsjahres 1958 — zu 
verlängern und den bisherigen Ansatz von ins- 
gesamt 4,5 Mio DM angemessen, jedoch nicht 
über 6,9 Mio DM hinaus, zu erhöhen. Meinem 
Vorschläge entsprechend sind die zunächst er- 
forderlichen Mittel im Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1957 bewilligt und der Rest für 
das Rechnungsjahr 1958 vorgesehen worden. 

* 

Frankfurt am Main, 4. Juli 1957 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

Dr. Hertel 
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Anlage D 

Abschrift 


Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt am Main, 4. Juli 1957 

Pr 3/Allg — 1330/2a (1954) — 618/57 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung 
der Bundesregierung 

Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 nur meiner Prüfung 
unterliegen, geprüft (§ 89 RHO): 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers zu allgemeinen Zwecken, 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers zur Förderung des Infor- 
mationswesens, 

Kapitel 04 04 Titel 301 — Zur Verfügung des Beauftrag- 
ten des Bundeskanzlers für 
außerordentliche und unvorher- 
gesehene Ausgaben, die sich 
aus den Besonderheiten des 
Auftrages ergeben, 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz über Ausgaben bei 

Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Verfassungs- 
schutzes. 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


In Vertretung 
gez. Rausch 
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Fundstellenverzeidinis 


Aktiengesetz 

Gesetz über Aktiengesell- 
schaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien 
(Aktiengesetz) 

vom 30. Januar 1937 RGBl. I S. 107 

Altsparergesetz 

Gesetz zur Milderung von 
Härten der Währungsreform 
(Altsparergesetz) 

vom 14. Juli 1953 BGBl. I S. 495 

1. Durchführungsverordnung 
dazu 

vom 6. November 1953 BGBl. I S. 1512 

Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 

Gesetz über . . . (AVAVG) 
vom 16. Juli 1927 

in der Fassung 

vom 12. Oktober 1929 RGBl. I S. 162 

Gesetz zur Änderung 

und Ergänzung des Gesetzes 

über . . . 

vom 12. April 1956 BGBL I S. 243 

Gesetz über Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes 
über . . . 

vom 23. Dezember 1956 BGBl. I S. 1018 

Erste Verordnung zur Durch- 
führung der Arbeislosenhilfe 

vom 31. Juli 1956 BGBl. I S. 722 

Ausbildungshilfe 
Weisung über die Aus- 
bildungshilfe 

vom 18. Januar 1954 Mtbl. BAA S. 65 

Durchführungsbestimmungen 
zur Weisung über die 
Ausbildungshilfe 

vom 11. Februar 1954 Mtbl. BAA S. 67 
Ausländer 

Gesetz über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet 

vom 25. April 1951 BGBl. I S. 269 

Verordnung 

über die Anerkennung und 
die Verteilung von ausländi- 
schen Flüchtlingen (Asyl-Ver- 
ordnung) 

vom 6. Januar 1953 BGBl. I S. 3 

Artikel 131 des Grundgesetzes 
Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 GG fallenden Per- 
sonen (G 131) 

vom 11. Mai 1951 BGBl. I S. 307 

Neufassung vom 1. Septem- BGBl. I S. 1288 
ber 1953 

Beamtenrecht 

Bundesbeamtengesetz vom 

15. Juli 1953 BGBL I S. 551 


Bemerkungen 
Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bundes- 
haushaltsrechnungen für die 
Rechnungsjahre 1949 und 1950Drucksache 396 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshof s zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 Drucksache 1140 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofs zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1952 Drucksache 1892 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1953 (einschl. 

Vermögensrechnung) Drucksache 3033 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bericht des Bundesrechnungs- 
hofs nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit 

vom 31. Oktober 1955 Drucksache 1892 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Besoldungsrecht 

Besoldungsgesetz 

vom 16. Dezember 1927 RGBL I S. 349 
in der Fassung nach der letz- 
ten Änderung und Ergänzung 
durch das Reichsgesetz 
vom 30. März 1943 RGBL I S. 189 

und durch das Zweite und 
Dritte Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung 

vom 20. August 1952 BGBL I S. 582 

und 

vom 27. März 1953 BGBL I S. 81 

Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft 

Gesetz über die Abwicklung 
der Bundesstelle für den 
Warenverkehr der gewerb- 
lichen Wirtschaft und die Er- 
richtung eines Bundesamtes 
für gewerbliche Wirtschaft 
(Gesetz über das Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft) 
vom 9. Oktober 1954 BGBL I S. 281 

Bundesbeamtengesetz 

vom 14. Juli 1953 BGBL I S. 551 

Bundesbeauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung 
Bekanntmachung über den 
Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwal- 
tung 

vom 30. Juni 1952 BAnz Nr. 128 

vom 5. Juli 1952 S. 1 
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Bekanntmachung über den 
Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwal- 
tung (Kabinettsbeschluß vom 
13./22. Mai 1957) MinBIFin. 1957 S. 592 

Bundesdisziplinarordnung 

in der Fassung der Anlage des 
Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Dienststraf- 
rechts 

vom 28. November 1952 BGBl. I S. 749 
und des § 198 des Bundes- 
beamtengesetzes 

vom 14. Juli 1953 BGBl. I S. 551 

Durchführungsverordnung 
dazu 

vom 28. März 1953 BGBl. I S. 92 

Änderungsverordnung dazu 
vom 31. August 1953 BGBl. I S. 1310 

Bundesfernverkehrsstraßen 
Gesetz über die vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und son- 
stigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs (BStrVermG) 
vom 2. März 1951 BGBl. I S. 157 

Bundesmietengesetz 
Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts (Erstes Bundesmieten- 
gesetz) 

vom 27. Juli 1955 BGBl. I S. 458 

Bundesmonopolverwaltung 

für Branntwein 

Gesetz über die Errichtung 
der . . . 

vom 8. August 1951 BGBl. I S. 491 

Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 

RHO, siehe Zuwendungen 

Bundesversorgungsgesetz 
Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges 
vom 20. Dezember 1950 BGBl. S. 791 
in den Fassungen 

vom 7. August 1953 BGBl. I S. 866 

vom 6. Juni 1956 BGBl. I S. 469 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 Drucksache 396 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift des Präsidenten 

des Bundesrechnungshofs zu 

der Bundeshaushaltsrechnung 

für das Rechnungsjahr 1951 Drucksache 1140 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift des Präsidenten 

des Bundesrechnungshofs zu 

der Bundeshaushaltsrechnung 

für das Rechnungsjahr 1952 Drucksache 1892 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Denkschrift des Bundes- 
rechnungshofes über die Er- 
gebnisse seiner Prüfungstätig- 
keit im Rechnungsjahr 1955 Drucksache 2660 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

ERP-Sondervermögen, siehe 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Flüchtlingssiedlungsgesetz 
Gesetz zur Förderung der Ein- 
gliederung der Heimatvertrie- 
benen in die Landwirtschaft 
(Flüchtlingssiedlungsgesetz) 
vom 10. August 1949 WiGBl. S. 251 

Freigabe der Kürzungsbeträge 
(4 v. H.) 

Ubergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Beamten- 
besoldung; hier: einmalige 
Zahlung an die Beamten und 
Versorgungsempfänger des 
Bundes 

Erlaß des Bundesministers 
der Finanzen 

vom 13. Januar 1955 MinBIFin. S. 18 

Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung 

Gesetz betreffend die . . . 
vom 20. April 1892 

in der Fassung der Bekannt- 
machung 

vom 20. Mai 1898 RGBl. S. 846 

Gesetz Nr. 47 der Alliierten 
Hohen Kommission über Ent- 
schädigung für Besatzungs- 
schäden 

vom 8. Februar 1951 Amtsblatt der 

Alliierten Hohen 
Kommission S. 767 

Durchführungsverordnung 
Nr. 1 

vom 6. Februar 1952 desgl. S. 1506 

Durchführungsverordnung 
Nr. 2 

vom 6. März 1952 desgl. S. 1548 

Gesetz Nr. 43 des Hohen Kom- 
missars der Vereinigten Staaten 
zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 47 der Alliierten Hohen 
Kommission „Entschädigung für 
Besatzungsschäden" 

vom 28. Oktober 1954 desgl. S. 3127 

Gesetz zur Abwicklung und Ent- 
flechtung des ehemaligen reichs- 
eigenen Filmvermögens 

vom 5. Juni 1953 BGBl I S. 276 

Grundbetragserhöhungsgesetz, 
siehe Sozialversicherung 

Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland 

vom 23. Mai 1949 BGBl. S. 1 

Güterkraftverkehrsgesetz 

(GüKG) 

vom 17. Oktober 1952 BGBl. I S. 697 
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Haushaltsgesetze 

Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1950 
vom 29. Juli 1951 BGBl. II S. 125 


für das Rechnungsjahr 1951 
vom 7. Dezember 1951 

für das Rechnungsjahr 1952 
vom 25. Juni 1952 

Nachtrag dazu 
vom 9. April 1953 

für das Rechnungsjahr 1953 
vom 24. Juli 1953 

für das Rechnungsjahr 1954 
vom 26. Mai 1954 

für das Rechnungsjahr 1955 
vom 12. Juli 1955 

für das Rechnungsjahr 1956 
vom 24. Juli 1956 

Erster Nachtrag dazu 
vom 24. Dezember 1956 

Zweiter Nachtrag dazu 
vom 24. Dezember 1956 

Dritter Nachtrag dazu 
vom 30. März 1957 

Vierter Nachtrag dazu 
vom 15. April 1957 

Fünfter Nachtrag dazu 
vom 11. Juni 1957 


BGBl. II S. 201 
BGBl. II S. 605 
BGBl. II S. 99 
BGBl. II S. 159 
BGBl. II S. 541 
BGBl. II S. 714 
BGBl. II S. 830 
BGBl. II S. 2095 
BGBl. II S. 2098 
BGBl. II S. 33 
BGBl. II S. 166 
BGBl. II S. 484 


Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung 

(RHO) 

vom 31. Dezember 1922 


in der Fassung der Bekannt- 
machung 

vom 14. April 1930 RGBl. II S. 693 

nebst Änderungen 


vom 13. Dezember 1933 
vom 23. März 1934 
vom 17. Juni 1936 


RGBl. II S. 1007 
RGBl. II S. 232 
RGBl. II S. 209 


vom 30. April 1938 RGBl. II S, 145 

vom 14. Juli 1953 BGBl. I S. 551 


Viertes Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes 
(4. ÄndG LAG) 

vom 12. Juli 1955 BGBl. I S. 403 

Mietpreisrecht 

Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts (Erstes Bundesmieten- 
gesetz) 

vom 27. Juli 1955 BGBl. I S. 458 

Verordnung PR Nr. 71/51 über 
Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Mietpreisrechts 

vom 29. November 1951 BGBl. I S. 920 

Verordnung über die Miet- 
höhe für neugeschaffenen 
Wohnraum 
(Mietenverordnung) 

vom 20. November 1950 BGBl. S. 759 
Preisgesetz 

Übergangsgesetz über Preis- 
bildung und Preisüberwachung 
(Preisgesetz) 

vom 10. April 1948 WiGBl. S. 27 

Gesetz zur weiteren Verlän- 
gerung der Geltungsdauer des 
Preisgesetzes 

vom 29. März 1951 BGBl. I S. 223 

Prüfungspflicht der Wirt- 
schaftsbetriebe der öffent- 
lichen Hand Kapitel VIII der 
Dritten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Siche- 
rung von Wirtschaft und 
Finanzen und zur Bekämpfung 
politischer Ausschreitungen 
vom 6. Oktober 1931 RGBl. I S. 537 

Rechnungslegungsordnung für 
das Reich (RRO) 

vom 3. Juli 1929 Reichsministerialblatt 

S. 439 


Rechtsstellung heimatloser Aus- 
länder, siehe Ausländer 


Krankenversicherung der Rent- 
ner, siehe Sozialversicherung 

Kriegskontrollgesetz 

Verordnung über die Rech- 
nungslegung und Rechnungs- 
prüfung während des Krieges 

vom 5. Juli 1940 RGBl. II S. 139 

Landwirtschaftsgesetz 

vom 5. September 1955 BGBl. I S. 565 

Lastenausgleichsgesetz 
Gesetz über den Lasten- 
ausgleich (LAG) 

vom 14. August 1952 BGBl. I S. 446 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes 
und des Feststellungsgesetzes 
vom 24. Juli 1953 BGBl. I S. 693 


Reichshaushaltsordnung (RHO), 
siehe Haushaltsrecht 

Reichskassenordnung (RKO) 
vom 6. August 1927 

in der Fassung 

vom 8. Januar 1931 Reichsministerialblatt 

S. 7 

Reichsvermögen 

Gesetz zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse 
des . . . und der preußischen 
Beteiligungen (Vorschalt- 
gesetz) 

vom 21. Juli 1951 BGBl. I S. 467 

Verordnung zur Durchführung 
des § 6 dieses Gesetzes 
vom 26. Juli 1951 BGBl. I S. 471 
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Reichsversicherungsordnung, 
siehe Sozialversicherung 

Rentenzulagengesetz, 
siehe Sozialversicherung 

Soldatengesetz 

Gesetz über die Rechtsstellung 
der Soldaten (Soldatengesetz) 
vom 19. März 1956 BGBl. I S. 114 


Erste Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Uber- 
leitungsgesetz 
vom 27. Februar 1955 
Zweites Uberleitungsgesetz 
vom 21. August 1951 
Drittes Uberleitungsgesetz 
(Gesetz über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes) 


BGBl. I S. 88 


BGBl. I S. 774 


vom 4. Januar 1952 

BGBl. 

I 

S. 

1 

den Fassungen 





vom 31. Januar 1952 

BGBl. 

I 

s. 

115 

vom 20. Dezember 1952 

BGBl. 

I 

s. 

228 

vom 28. März 1953 

BGBL 

I 

s. 

88 


Viertes Überleitungsgesetz 
(Gesetz zur Regelung finan- 
zieller Beziehungen zwischen 
dem Bund und den Ländern) 
vom 27. April 1955 BGBL I S. 189 

Vereinfachung der Verwaltung 
Bericht des Unterausschusses 
des Bundestages „Verein- 
fachung der Verwaltung" 
über seine Tätigkeit (Nr. 4 
des Beschlusses des Bundes- 
tages vom 12. April 1956) 


Verkehrsfinanzgesetz 1955 
vom 6. April 1955 

Vorschaltgesetz, 
siehe Reichsvermögen 

Wehrpflichtgesetz 
vom 21. Juli 1956 

Wirtschaftsbestimmungen 
für die Reichsbehörden (RWB) 
vom 11. Februar 1929 


Drucksache 3670 
Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


BGBl. I S. 166 


BGBl. I S. 651 


Reichsministerialblatt 
S. 49 


Sozialversicherung 

Gesetz über die Gewährung 
von Zulagen in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen 
und über Änderungen des 
Gemeinlastverfahrens 
(Rentenzulagengesetz) 
vom 10. August 1951 BGBl. I S. 505 

Gesetz über die Erhöhung der 
Grundbeträge in der Renten- 
versicherung der Arbeiter 
und der Rentenversicherung 
der Angestellten sowie über 
die Erhöhung der Renten 
in der knapp sch aftlichen 
Rentenversicherung (Grund- 
betragserhöhungsgesetz) 

vom 17. April 1953 BGBl. I S. 125 

Gesetz zur Gewährung von 
Mehrbeträgen in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen 
und zur Neufestsetzung des 
Beitrages in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der An- 
gestellten und der Arbeits- 
losenversicherung 
(Renten-Mehrbetrags-Gesetz 
— RMG — ) 

vom 23. November 1954 BGBL I S. 345 

Drittes Gesetz über Änderun- 
gen und Ergänzungen von 
Vorschriften des Zweiten 
Buches der Reichsversiche- 
rungsordnung (Gesetz über 
Krankenversicherung der 
Rentner — KVdR — ) 
vom 12. Juni 1956 BGBL I S. 500 

Gesetz zur Neuregelung der 
knappschaftlichen Renten- 
versicherung (Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz — KnVNG — ) 
vom 21. Mai 1957 BGBl. I S. 533 

Tarifverträge über die Neurege- 
lung der Angestelltenvergütun- 
gen und Arbeiterlöhne 

vom 22. Dezember 1954 MinBIFin. S. 679 

Uberleitungsgesetz 
Gesetze zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund 

Erstes Überleitungsgesetz 
in den Fassungen 

vom 21. August 1951 BGBL I S. 779 

vom 4. September 1953 BGBl. I S. 1320 

vom 28. April 1955 BGBl. I S. 193 


Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und der Bun- 
desrepublik Deutschland 

Gesetz betr. das Abkommen 
vom 15. Dezember 1949 über 

vom 31. Januar 1950 BGBl. S. 9 

Verordnung über die 
Kontrolle von Einfuhren, 
die mit Marshallplanmitteln 
finanziert werden 

vom 6. Februar 1950 BGBl. S. 27 

Gesetz über die Verwaltung 
des ERP-Sondervermögens 
vom 31. August 1963 BGBl. I S. 1312 

Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen 
Richtlinien der Bundes- 
regierung betr und für 

den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO 

vom 1. April 1953 MinBIFin. S. 369 
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AG 

AktG 


ÄndG LAG 

AVAVG 

Bemerkungen 

1949/1950 


Bemerkungen 

1951 


Bemerkungen 

1962 


Bemerkungen 

1953 


Bericht vom 
31. Oktober 1955 


BGBL 

BGB 

BStrVermG 


Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a 
RHO 


BVG 

cif 

Denkschrift 

1949/1950 


Denkschrift 

1951 


Denkschrift 

1952 


Verzeichnis der Abkürzungen 


Aktiengesellschaft 

Gesetz über Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 
(Aktiengesetz) 

Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 
Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zu den Bundeshaushaltsrech- 
nungen für die Rechnungsjahre 1949 
und 1950, Drucksache 396 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 1953 
Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1951, 
Drucksache 1140 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 
Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952, Druck- 
sache 1892 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 
Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1953 
(einschl. Vermögensrechnung), Druck- 
sache 3033 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 
Bericht des Bundesrechnungshofs 
nach § 107 Abs. 2 RHO über die 
Prüfung von Unternehmen mit eige- 
ner Rechtspersönlichkeit vom 31. Ok- 
tober 1955, Drucksache 1892 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 1953 
Bundesgesetzblatt 
Bürgerliches Gesetzbuch 
Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs vom 2. März 1951 
Richtlinien der Bundesregierung vom 

1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 
Bundesversorgungsgesetz 

cost, insurance, freight (frei von 
Kosten für Verladung, Versicherung 
und Fracht) 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes zu den Bundes- 
haushaltsrechnungen für die Rech- 
nungsjahre 1949 und 1950, Druck- 
sache 396 Deutscher Bundestag 

2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1951, Drucksache 1140 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 1953 
Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1952, Drucksache 1892 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 1953 


Denkschrift 

Denkschrift des Bundesrechnungshofes 

1955 

über die Ergebnisse seiner Prüfungs- 


tätigkeit im Rechnungsjahr 1955, 
Drucksache 2660 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

DVO 

Durchführungsverordnung 

ERP 

European Recovery Program (Euro- 
päisches Wiederaufbauprogramm) 

ERP-SV 

ERP-Sondervermögen 

EVG 

Europäische V erteidigungsgemein- 

schaft 

FOA 

Foreign Organization Administration 
(US-Amt für Auslandshilfe) 

GARIOA 

Governement and Relief in Occupied 
Areas (Regierungszuwendungen für die 
Unterstützung der besetzten Gebiete) 

GG 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

G 131 

Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen 

GmbH 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GmbHG 

Gesetz betr. die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung 

LAG 

Lastenausgleichsgesetz 

MSA 

Mutual Security Administration (Amt 
für gemeinsame Sicherheiten) 

MinBIFin 

Ministerialblatt des Bundesministers 
der Finanzen 

Mio 

Million (en) 

Mrd. 

Milliarde(n) 

Mtbl. BAA 

Amtliches Mitteilungsblatt des Bun- 
desausgleichsamtes 

NATO 

North Atlantic Organization (Nord- 
atlantikpakt) 

RBB 

Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 

RGBL 

Reichsgesetzblatt 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RKO 

Reichskassenordnung 

RRO 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die 

Reichsbehörden 

UNICEF 

Weltkinderhilfswerk der Vereinten 
Nationen 

US 

United States (Vereinigte Staaten) 

USA 

United States of America (Vereinigte 
Staaten von Amerika) 

TK 

Technische Kurzbeschreibungen 

VBRO 

Entwurf der Buchführungs- und Rech- 
nungslegungsordnung für das Vermö- 
gen des Bundes 

VO 

Verordnung 

VOB 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen 

VOL 

Verdingungsordnung für Leistungen 
(ausgenommen Bauleistungen) 

VTL 

Vorläufige Technische Lieferbedingun- 
gen 

WiGBL 

Gesetzblatt der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets 

Z. Wv. 

Zur Wiederverwendung 
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